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Der Bundesminister der Finanzen 

II A/6 — A 0265 — B — 99/55 


Bonn, den 29. September 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entlastung der Bundesregierung wegen der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1955 auf Grund der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes 


Gemäß § 108 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung übermittle 
ich hiermit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes (An- 
lage A) und die Denkschrift des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes (Anlage B) zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1955 mit der Bitte, die Entlastung der 
Bundesregierung wegen der Bundeshaushaltsrechnung 1955 
herbeizuführen. Ferner ist ein Bericht des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes über seine Tätigkeit als Bundesbeauf- 
tragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung (Anlage C) 
beigefügt. 

Gleichzeitig übersende ich als Grundlage für die Entlastung 
der Bundesregierung die beglaubigte Abschrift einer Erklärung 
des Präsidenten de3 Bundesrechnungshofes über die Prüfung 
der Jahresrechnungen für das Rechnungsjahr 1955 gemäß § 89 
Reichshaushaltsordnung (Anlage D), betreffend die Ausgaben 
bei 


Kap. 04 01 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 


Kap. 04 03 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

für Förderung des Informations- 
wesens, 

Kap. 14 01 Tit. 301 — Zur Verfügung des Bundesministers 

für Verteidigung für außerordent- 
liche und unvorhergesehene Ausga- 
ben, die sich aus den Besonderheiten 
seines Aufgabengebietes ergeben, 

Kap. 06 09 Tit. 300 — - Für Zwecke des Verfassungsschutzes. 


Den gleichen Antrag habe ich an den Herrn Präsidenten des 
Bundesrates gerichtet. 


Etzel 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 64, Telefon 3551 
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b) die Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1953 
nach § 108 RHO zu entlasten. 

Nachdem der Bundesrat bereits Entlastung erteilt 
hatte (vgl. Bemerkungen 1954 S. 5 Nr. 3), ist die 
Entlastung für das Rechnungsjahr 1953 abge- 
schlossen. 


* 


Stand der Entlastung 
für das Rechnungsjahr 1954 

3. Die in der Bunde sh aushaltsrechnung 1954 fest- 
gestellten über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben haben der Bundestag und der Bundesrat 
nach § 83 RHO nachträglich genehmigt (vgl. Be- 
merkungen 1954 S. 5 Nr. 4). Der Bundesrat hat 
am 14. Februar 1958 beschlossen, der Bundes- 
regierung wegen der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1954 auf Grund der Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes die erbe- 
tene Entlastung zu erteilen (§ 108 Abs. 1 RHO). 
Der Bundestag hat einen Beschluß über die Ent- 
lastung der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1954 
noch nicht gefaßt. 


* 


Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1955 



Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

4. a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1955 
beträgt das Haushaltssoll 

26 521 289 400,— 

26 521 289 400,— 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1954 übernomme- 
nen Haushaltsreste (vgl. Abschn. II A/4 des Vorberichts zur 
Bundeshaushaltsrechnung S. XXV/XXVI) mit 


1 236 923 314,36 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 
1954 übernommenen Haushaltsreste 

26 521 289 400,— 

27 758 212 714,36 


d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1955 betragen die Ist- 

einnahmen und die Istausgaben 28 901 998 606,02 25 829 852 021,29 

(mithin kassenmäßige Mehreinnahmen: 3 072 146 584,73 DM) 


e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1955 ver- 

bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1956 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1955 wie wirklich 
entstandene Ausgaben belasten, mit 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1955 verbliebenen Haushaltsreste 


5 642 076 605,44 


28 901 998 606,02 31 471 928 626,73 


Allgemeines 

1 . Der Bundes re chnungshof legt seine Bemerkun- 
gen zur Bundeshaushaltsrechnung und zur Bun- 
desvermögensrechnung für das Rechnungsjahr 
1955 hiermit vor. Sie bilden die Grundlage für 
die Beschlüsse des Bundestages und des Bundes- 
rates über die Entlastung der Bundesregierung 
(Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG). 


* 


Stand der Entlastung 
für das Rechnungsjahr 1953 

2. Der Bundestag hat am 29. August 1957 auf 
Grund des mündlichen Berichts des Haushalts- 
ausschusses beschlossen, 

a) die vom Bundesrechnungshof in seinen Be- 
merkungen zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1953 festgestellten 
Haushaltsüberschreitungen und außerplan- 
mäßigen Ausgaben nach § 83 RHO nachträg- 
lich zu genehmigen und die Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofeis zu der Bundes- 
haushaltsrechnung 1953 bis auf die Vorbe- 
halte (§§ 107 Abs. 4, 108 Abs. 2 RHO) für 
erledigt zu erklären. 
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Einnahmen Ausgaben 

DM DM 


g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 
Rechnungsjahr 1954 übernommenen Haushaltsreste (c) 

beträgt die Mehreinnahme/Mehrausgabe 2 380 709 206,02 3 713 715 912,37 


h) Mithin Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1955 (§§ 75, 77 RHO) 1 333 006 706,35 DM ') 

Der Fehlbetrag hätte nach § 75 Satz 1 RHO spätestens in 
den Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 als 
ordentliche Ausgabe eingestellt werden müssen. 

Nach § 6 des Haushaltsgesetzes 1957 wird jedoch § 75 Satz 1 
RHO im Rechnungsjahr 1957 nicht angewendet. 


* 


5. Unmittelbar vor dem Abschluß der Kassenbücher 
für das Rechnungsjahr 1955 sind auf Anordnung 
des Bundesminiisters der Finanzen ab gedeckt 
worden 

a) die kassenmäßige 

Mehrausgabe (Istaus- 
gabe abzüglich Ist- 
einnahme) des außer- 
ordentlichen Haushalts 
aus dem Rechnungs- 
jahr 1955 mit .... 3 824 847 045,85 DM 

Der Betrag ist im or- 
dentlichen Haushalt 
bei Kapitel 60 02 Titel 
apl. 998 außerplanmä- 
ßig verausgabt und im 
auß e r Orden tli ch en 
Haushalt bei Kapitel 
A 60 02 Titel apl. 98 
außerplanmäßig ver- 
einnahmt worden (vgl. 
die Begründung in der 
Anlage I zur Bundes- 
haushaltsrechnung 
1955 S. 1898), . . . 

b) die kassenmäßige 
Mehrausgabe (Istaus- 
gabe abzüglich Istein- 
nahme) des ordent- 
lichen Haushalts aus 
dem Rechnungsjahr 

1954 mit 226 908 289,50 DM 

Der Betrag ist im j 

ordentlichen Haushalt 

übertrag 4 051 755 335,35 DM ' 


Übertrag 4 051 755 335,35 DM 

bei Kapitel 60 02 Ti- 
tel 999 überplanmäßig 
verausgabt und lim 
Vorschußbuch verein- 
nahmt worden (vgl. 
die Begründung in der 
Anlage I zur Bundes- 
haushai ts re chn ung 

1955 S. 1899) . . . . 

Summe: 4 051 755 335,35 DM 


Ohne die Buchungen nach a) und b) hätte sich 
beim ordentlichen Haushalt ein Überschuß statt 
eines Fehlbetrages ergeben. 

An die Stelle der Mehr- 
ausgabe nach Nr. 4g von 3 713 715 912,37 DM 

wäre ohne die Buchungen 

nach a) und b) von ... 4 051 755 335,35 DM 

eine Minderausgabe von 338 039 422,98 DM 
getreten. 

Unter Berücksichtigung 
der Meh reinnahm e n ach 

Nr. 4g von 2 380 709 206,02 DM 

wäre ein Überschuß von 2 718 748 629, — DM 
entstanden. 

Dieser Überschuß hätte nach § 75 Satz 2 RHO 
zur Vermindenmg des Anleihebedarfs oder zur 
Schuldentilgung zur Verfügung gestanden. Da 
jedoch 226 908 289,50 DM zur Abdeckung der 
kassenmäßigen Mehrausgabe des ordentlichen 
Haushalts aus dem Rechnungsjahr 1954 verwen- 


Anmerkung 

1) Das sind die am Schluß des Rechnungsjahres 1955 verbliebenen Haushalts- 
reste nach e) 

vermindert um die aus dem Rechnungsjahr 1954 übernommenen Haushalts- 
reste nach b) 


vermindert um die kassenmäßige Mehreinnahme nach d) 


DM 

5 642 076 605,44 Ausgabereste 

1 236 923 314,36 Ausgabereste 
4 405 153 291,08 Ausgabereste 
3 072 146 584,73 
1 333 006 706,35 
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det worden sind, wären für die Zuweisung an 
den außerordentlichen Haushalt nur 
2 718 748 629— DM — 226 908 289,50 DM - 

2 491 840 339,50 DM verfügbar geblieben. Der 
ordentliche Haushalt hat aber durch die Abdek- 
kung der kassenmäßigen Mehrausgabe des 
außerordentlichen Haushalts aus dem Rech- 
nungsjahr 1955 einen Zuschuß von 

3 824 847 045,85 DM an diesen geleistet. Das Er- 
gebnis der Rechnung des ordentlichen Haushalts 
wird dadurch erheblich ungünstiger dargestellt, 
als es tatsächlich ist. Das Gesamtergebnis der 
Bundeshaushaltsrechnung 1955 (ordentlicher 
Haushalt und außerordentlicher Haushalt zusam- 
mengerechnet) ist jedoch nicht beeinflußt wor- 
den. 

Der Bundesrechnungshof hält es für erforder- 
lich, daß derartige außerplanmäßige Über Wei- 
sungen an den außerordentlichen Haushalt künf- 
tig nur bis zur Höhe eines Überschusses dm 
Sinne des § 75 RHO durchgeführt werden. Auf 
Nr. 8 der Bemerkungen 1951 wird hingewiesen 
(S. 7). 

Im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1955 waren nach § 11 des Haushaltsgesetzes 1955 
Mittel für die Abdeckung von Fehlbeträgen aus 
Vorjahren nicht vorgesehen. Der Bundesmindster 
der Finanzen hat dennoch die kassenmäßige 
Mehrausgabe des ordentlichen Haushalts aus 
dem Rechnungsjahr 1954 auf den ordentlichen j 
Haushalt des Rechnungsjahres 1955 übernommen. I 

! 

Das Abschlußergebnis des ordentlichen Haus- , 
halts 1955 läßt erkennen, daß die Isteinnahmen 1 
die veranschlagten Einnahmen erheblich über- 
schritten und daß sich die Ausgabereste bedeu- 
tend erhöht haben. 

Die tatsächlich aufgekommenen Einnahmen mit 
2 380,7 Mio DM höher als die veranschlagten 
28 902,0 Mio DM (vgl. S. 5 Nr. 4 d) waren um 

Einnahmen mit 

26 521,3 Mio DM vgl. S. 5 Nr. 4 a). An der 
Stedgerung sind vor allem bei Einzelplan 60 die 
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Einnahmen des Bundes an Steuern beteiligt. Sie 
erbrachten allein ein Mehraufkommen von rd. 
1 282 Mio DM, das sind rd. 5 v. H. des Solls von 
23 152 Mio DM. Die Erhöhung ist in der Haupt- 
sache auf die Steigerung des Bruttosozialproduk- 
tes zurückzuführen. Von den weiteren Mehrein- 
nahmen in Höhe von rd. 1 098 Mio DM sind 
ebenfalls im Einzelplan 60 rd. 900 Mio DM an- 
gefallen, und zwar: 

a) durchlaufende Lastenaus- 
gleichsabgaben rd. 735 Mio DM, 

b) Rückzahlung von Finanzie- 

rungshilfe durch die Fami- 
lienausgleichskasise . . .rd. HO Mio DM, 

c) Reingewinn der Bank deut- 
scher Länder rd. 33 Mio DM, 

d) Münzgewinn rd. 22 Mio DM, 

rd. 900 Mio DM. 

Die restlichen Mehreinnahmen 

in Höhe von rd. 198 Mio DM 

verteilen sich auf die Einzelpläne verschiedener 
Ressorts. 

Die Ausgabereste, die am Schluß des Rech- 
nunsgsjahres 1954 rd. 1 413 Mio DM betrugen 
und sich bei der Übernahme in das Rechnungs- 
jahr 1955 durch Übertragung in den außeror- 
dentlichen Haushalt um rd. 176 Mio DM auf 
rd. 1 237 Mio DM vermindert hatten (vgl. S. 5 
Nr. 4 b), haben sich auf rd. 5 642 Mio DM am Schluß 
des Rechnungsjahres 1955 erhöht (vgl. S. 5 
Nr. 4 e). Sie machen damit rd. 21,8 v. H. der Ist- 
ausgaben aus. Von den am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1955 verbliebenen Ausgabe resten 
entfallen allein rd. 5 105 Mio DM (--- rd. 19,7 
V. H. der Istausgaben) auf den Einzelplan 14 
(Bundesminister für Verteidigung) und den Ein- 
zelplan 35 (Verteidigungslasten). 


* 


Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1955 


Einnahme Ausgabe 

DM DM 


6. a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1955 

beträgt das Haushaltssoll 4 074 481 500, — 4 074 481 500, — 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1954 übernomme- 
nen Haushaltsreste mit 16 688 622,80 903 879 557,83 

(wegen der Ausgabereste vgl. Abschn. II A/4 des Vorbe- 
richts zur Bundeshaushaltsrechnung S. XXV/XXVI) . . . 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 

1954 übernommenen Haushaltsreste 4 091 170 122,80 4 978 361 057,83 
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d) 


f) 

g) 



Einnahme 

Ausgabe 


DM 

DM 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1955 betragen die Ist- 
einnahmen und die Istausgaben 

3 858 463 123,97 2) 

3 858 463 123,97 

Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1955 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1956 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1955 wie wirklich 
entstandene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder bela- 
sten, mit 


686 818 800,63 

Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungsjah- 
res 1955 verbliebenen Haushaltsreste 

3 858 463 123,97 

4 545 281 924,60 

Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 
Rechnungsjahr 1954 übernommenen Haushaltsreste (c) 
beträgt die Mindereinnahme/Minderausgabe 

232 706 998,83 

433 079 133,23 


h) Mithin Uberschuß des Rechnungsjahres 1955 (§§ 75, 77 RHO) 


200 372 134,40 DM 


Ohne den Beitrag des ordentlichen Haushalts an den außerordentlichen Haushalt (vgl. S. 6 Nr. 5 a) 
hätte sich beim außerordentlichen Haushalt ein Fehlbetrag von 3 824 847 045,85 DM — 200 372 134,40 DM 
== 3 624 474 911,45 DM ergeben. 

Mit Rücksicht auf die Kassenguthaben des Bundes hat der Bundesminister der Finanzen von der Er- 
mächtigung, Anleihen aufzunehmen, keinen Gebrauch gemacht. 


* 


7. Der gegenwärtig noch ungedeckte Fehlbetrag 
des Rechnungsjahres 1955 — ordentlicher Haus- 
halt und außerordentlicher Haushalt — beträgt: 


nach S. 6 Nr. 4 h . . . . 1 333 006 706,35 DM 

nach S. 8 Nr. 6 h . . . . —200 372 134,40 DM 


Die Aufrechnung des Über- 
schusses im außerordent- 
lichen Haushalt gegen den 
Fehlbetrag im ordentlichen 
Haushalt erscheint gerecht- 
fertigt, weil der Überschuß 
im außerordentlichen Haus- 
halt durch den Zuschuß des 
ordentlichen Haushalts ent- 
standen ist (vgl. S. 6 Nr. 5 a). 

Summe: 1 132 634 571,95 DM 


Übertrag 

Darüber hinaus sind noch 
ungedeckt: 

aus dem Rechnungsjahr 1949 
(vgl. S. 5 Nr. 2 der Bemer- 
kungen 1949/1950) . . . . 

aus dem Rechnungsjahr 1950 
(vgl. S. 8 Nr. 3 der Bemer- 
kungen 1949/1950) . . . . 

Der Unterschied zu dem dort 
genannten Betrag von 
188 571 934,18 DM ist durch 
Abrundung entstanden. 

aus dem Rechnungsjahr 1951 
(vgl. S. 10 Nr. 11 der Bemer- 
kungen 1951) 

Übertrag 


1 132 634 571,95 DM 


130 208 317,90 DM 

188 571 948,52 DM 


340 488 722,87 DM 
1 791 903 561,24 DM 


Anmerkung 

-) In dem Betrag sind die aus der Rechnung des ordentlichen Haushalts in die Rechnung des außerordentlichen 
Haushalts übertragenen 3 824 847 045,85 DM enthalten (vgl, S. 6 Nr. 5 a). 

DM 

3) Der Überschuß ist der Unterschied zwischen den aus dem Rechnungsjahr 1954 
übernommenen Haushaltsresten nach b) mit 
903 879 557,83 DM Ausgabereste 

— 16 688 622,80 DM Einnahmereste = 887 190 935,03 Ausgabereste 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1955 verbliebenen Haushaltsresten 

nach e) mit ... 686818800,63 Ausgabereste 
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übertrag 

aus dem Rechnungsjahr 1952 
(vgl. S. 9 Nr. 12 der Bemer- 
kungen 1952) 

aus dem Rechnungsjahr 1953 
(vgl. S. 11 Nr. 9 der Bemer- 
kungen 1953) 

aus dem Rechnungsjahr 1954 
(vgl. S. 8 Nr. 9 der Bemer- 
kungen 1954) 


1 791 903 561,24 DM 

258 732 287,98 DM 

508 800 412,46 DM 

697 312 559,66 DM 


Insgesamt sind mithin aus 
den Rechnungsjahren 1949 

bis 1955 noch zu decken 3 256 748 821,34 DM 


Die Ursache dafür, daß die ungedeckten Fehl- 
beträge bis zu dieser Höhe aufgelaufen sind, 
liegt in der ständigen Außerkraftsetzung der 
Deckungsvorschriften des § 75 RHO. Bei der 
für die nächsten Jahre ohnehin zu erwartenden 
starken Inanspruchnahme des Bundeshaushalts 
wiegen die ungedeckten Fehlbeträge als Vor- 
belastung dieser Rechnungsjahre besonders 
schwer. Ihre Bereinigung sollte nicht länger 
zurückgestellt werden. 

Das Rechnungsjahr 1956 (ordentlicher und 
außerordentlicher Haushalt) schließt mit einem 
Überschuß ab. Am Schluß dieses Rechnungs- 
jahres waren noch Fehlbeträge von rd. 
3,105 Mio DM ungedeckt. 

Die Bundeshaushaltspläne 1956 und 1957 
sehen Mittel zur Abdeckung der Fehlbeträge 
nicht vor. 


* 


8. Der nach der Rechnung des ordentlichen Haus- 
halts für das Rechnungsjahr 1954 zu überneh- 
mende Bestand (vgl. § 78 RHO) in Höhe von 
— 226 908 289,50 DM ist ordnungsmäßig in den 
Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1955 übertragen worden. 

In der Rechnung des außerordentlichen Haus- 
halts für das Rechnungsjahr 1954 war kein Be- 
stand verblieben. 

Die der Bundeshauptkasse im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1955 als Betriebsmittel überwiese- 
nen Geldbestände (vgl. § 78 RHO) und die Be- 
triebsmittelrücklage von 7,3 Mio DM sind in 
der Anlage XII zur Bundeshaushaltsrechnung 
1955 nachgewiesen (S. 2235). 

* 


zur Bundeshaushaltsrechnung dargestellt (S. XL 
bis XLII). Es sind allein rd. 4 051,7 Mio DM 
verwendet worden, um die kassenmäßigen 
Mehrausgaben des ordentlichen Haushalts 1954 
(Kapitel 60 02 Titel 999, Anlage I S. 1899; vgl. 
S. 6 Nr. 5 b) und des außerordentlichen Haus- 
halts 1955 (Kapitel 60 02 Titel apl. 998, Anlage I 
S. 1898; vgl. S. 6 Nr. 5 a) abzudecken. Die 
restlichen Überschreitungen betragen rd. 
1 125 Mio DM, das sind etwa 4,2 v. H. des Haus- 
haltssolls. 

In den Überschreitungen sind rd. 200,4 Mio DM 
Vorgriffe enthalten, die aus der nächsten Be- 
willigung für den gleichen Zweck vorweg zu 
decken sind (§§ 30 Abs. 3, 73 Abs. 1 RHO). Die 
Ausgaben sind im Rechnungsjahr 1955 geleistet 
worden; sie belasten jedoch nicht den Rech- 
nungsabschluß dieses Rechnungsjahres, sondern 
den des Rechnungsjahres 1956. 

Der Bundesrechnungshof hat eine Bemerkung 
zu über- und außerplanmäßigen Haushaltsaus- 
gaben aufgestellt (vgl. S. 23 Nr. 25). 

* 


10. Die in der Bundeshaushaltsrechnung 1955 — or- 
dentlicher und außerordentlicher Haushalt — 
aufgeführten Beträge stimmen mit denjenigen 
überein, die in den Kassenrechnungen für das 
Rechnungsjahr 1955 als Einnahmen und Aus- 
gaben nachgewiesen sind; der Bundesrechnungs- 
hof hat — von unwesentlichen Einzelfällen ab- 
gesehen — ■ keine Beträge festgestellt, die nicht 
ordnungsmäßig belegt waren. Das gilt entspre- 
chend für 

die Hauptrechnung der Zentralkasse beim 
Bundesausgleichsamt über die Einnahmen und 
Ausgaben des Ausgleichsfonds für das Rech- 
nungsjahr 1955 und die Jahresrechnung über 
die Einnahmen und Ausgaben des ERP-Sonder- 
vermögens für das Rechnungsjahr 1955. 

* 


11. Die Kassenrechnung des Bundesrechnungshofes 
(Einzelplan 20) ist von seinem Präsidenten ge- 
prüft worden (§ 88 Abs. 4 RHO). Er hat fest- 
gestellt, daß die bei Einzelplan 20 der Bundes- 
haushaltsrechnung 1955 auf geführten Beträge 
mit denjenigen übereinstimmen, die in der Kas- 
senrechnung für das Rechnungsjahr 1955 als 
Einnahmen und Ausgaben nachgewiesen sind. 
Sie sind ordnungsmäßig belegt. 


9. Die Haushaltsüberschreitungen (über- und außer- 
planmäßige Ausgaben) des ordentlichen Haus- 
halts für das Rechnungsjahr 1955 sind in der 
Anlage I zur Bundeshaushaltsrechnung 1955 
nachgewiesen (S. 1713 bis 1902). Sie betragen 
insgesamt 5 176 663 210,20 DM, das sind etwa 
19,5 V. H. des Haushaltssolls von rd. 26 521 Mio 
DM. Die größeren Posten sind im Vorbericht 


* 

Druck- und Darstellungsfehler 

12. Der Bundesrechnungshof hat in der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1955 die in der Anlage 1 (S. 32) 
zusammengestellten Druck- und Darstellungs- 
fehler festgestellt. Diese haben das Rechnungs- 
ergebnis nicht beeinflußt. 
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Bemerkungen 

nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

Auf Grund einer Prüfung des Jahresahschlus- 
ses der Bundeshauptkasse für das Rechnungsjahr 

1955 wird folgende Bemerkung aufgestellt: 

13. Der Bundesminister der Finanzen hat im März 

1956 einen Teil des Kassenbestandes der Bun- 
deshauptkasse in Höhe von 30 Mio DM als Fest- 
geld zu einem Zinssatz von 3 v. H. bei einer 
Bank angelegt. Er hat an diese Geldeinlage die 
Bedingung geknüpft, daß die Bank einem Land 
ein Darlehen in gleicher Höhe und zu gleichen 
Bedingungen auf Schatzanweisungs-Basis ge- 
währe. Die ursprünglich bis zum 30, April 1957 
befristete Einlage ist auf Antrag des Landes bis 
zum 31. Januar 1958 verlängert worden. 

Der Bundesminister der Finanzen hat im 
April 1956 einen weiteren Teil des Kassen- 
bestandes der Bundeshauptkasse in Höhe von 
30 Mio DM zu einem Zinssatz von 3 v. H. bei 
einer anderen Bank angelegt. Er hat diese Ein- 
lage unter der Bedingung gegeben, daß die 
Bank einem Land ein Darlehen in gleicher Höhe 
auf Schatzanweisungs-Basis zu einem Zinssatz 
von 3 V. H. zuzüglich einer Bankenprovision 
von 1/8 V. H. gewähre. Die Schatzanweisungen 
waren zum 30. April 1957 fällig. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat der Bank zugesagt, 
daß er das Guthaben nicht vor Fälligkeit der 
hereingenommenen Schatzanweisungen zurück- 
ziehen werde. 

Beide Geldeinlagen sind als Teil des Kassen- 
bestandes der Bundeshauptkasse geführt wor- 
den. Die Bank deutscher Länder hatte der An- 
legung der Kasisenmittel außerhalb des Zentral- 
banksystems zugestimmt. 

Die beiden Bankkonten sind aufgelöst wor- 
den, nachdem die Länder die Darlehen an die 
Banken zurückgezahlt hatten und der Bestand 
der Konten dem Girokonto der Bundeshaupt- 
kasse bei der Bank deutscher Länder zugeführt 
worden war. 

Der Bundesminister der Finanzen hat die Ge- 
währung der Finanzierungshilfe an die beiden 
Länder über den Weg der Anlage von Kassen- 
mitteln damit begründet, daß bei diesem Ver- 
fahren eine größere Gewißheit für eine recht- 
zeitige Rückzahlung durch die Länder bestanden 
hätte. 

Der Bundesrechnungshof hält das Verfahren 
haushaltsrechtlich für unzulässig. 

Er hat dem Bundesminister der Finanzen unter 
Berufung auf § 26 Abs. 2 Satz 1 RHO u. a. fol- 
gendes mitgeteilt: 

„Von einer Geldanlage kann . . . nicht gespro- 
chen werden, wenn Kassenmittel an eine Bank 
gegeben werden, damit diese für die Dauer der 
Hergabe des Geldes ein Darlehen in der glei- 
chen Höhe an ein Land gewährt. In diesem 
Fall soll ein außerhalb der Geldanlage liegender 
Zweck erreicht werden. Tatsächlich handelt es 


sich dann dem Wesen nach um eine zweckge- 
bundene Ausgabe des Bundes. Sie bedarf der 
Deckung durch den Haushaltsplan oder muß Über- 
oder außerplanmäßig nachgewiesen werden. Da 
Mittel für eine Finanzierungshilfe im Haushalt 
nicht zur Verfügung gestellt waren, hätten die 
Ausgaben außerplanmäßig geleistet werden müs- 
sen. Das vom Bundesminister der Finanzen 
erstrebte Ziel, eine größere Sicherheit für die 
Rückzahlung durch die Länder zu erlangen, hätte 
auch durch die außerplanmäßige Verausgabung 
an die Banken erreicht werden können. Durch 
die Behandlung als Geldanlagen sind die Aus- 
gaben der parlamentarischen Kontrolle entzogen 
worden." 

Der Bundesminister der Finanzen hat der Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofes widerspro- 
chen. Er hat ausgeführt, die Voraussetzungen, 
die § 26 Abs. 2 Satz 1 RHO für eine Geldanlage 
aufstelle, seien erfüllt gewesen, da die Anlagen 
sicher und in dem Zeitpunkt, wo sie voraussicht- 
lich gebraucht worden wären, verfügbar gewesen 
seien. Es hätten zwei Rechtsgeschäfte Vorgelegen: 
einmal habe der Bund im Rahmen des § 26 
Abs. 2 Satz 1 RHO Geld bei den Geschäftsban- 
ken angelegt und sodann seien den Ländern von 
den Banken auf eigene Rechnung ohne Rechtsver- 
pflichtung für den Bund Darlehen gewährt wor- 
den. Von Ausgaben, die außerplanmäßig nach- 
zuweisen gewesen wären, könne nicht die Rede 
sein, weil die Geldanlagen Teile des Kassen- 
bestandes der Bundeshauptkasse geblieben und 
auch als solche ausgewiesen worden seien. Es 
hätten daher auch keine Ausgaben der parla- 
mentarischen Kontrolle entzogen werden kön- 
nen. überdies habe der Vertreter des Bundes- 
ministers der Finanzen die Angelegenheit im 
Oktober/November 1956 im Haushaltsausschuß 
des Bundestages mündlich vorgetragen und er- 
läutert. Ein Verstoß gegen das Haushaltsrecht 
liege nach allem nicht vor. 

Der Bundesrechnungshof kann den Ausführun- 
gen des Bundesministers der Finanzen nicht bei- 
pflichten. In § 26 Abs. 2 Satz 1 RHO ist festge- 
legt, unter welchen Voraussetzungen der Bun- 
desminister der Finanzen den nicht sofort benö- 
tigten Kassenbestand der Bundeshauptkasse 
anzulegen hat. Die Vorschrift regelt nur die 
Geldhaltung des Bundes bei Geldanstalten. Wird 
mit der Hingabe von freien Kassenmitteln an 
eine Bank nicht Geld schlechthin angelegt, son- 
dern darüber hinaus noch ein besonderer Zweck 
verfolgt, wie der, daß die Bank für die Dauer 
der Geldanlage einem Dritten ein Darlehen in 
derselben Höhe gewähren soll, so handelt es 
sich nicht mehr allein um die Verwaltung von 
Kassenmitteln des Bundes. Eine derartige Maß- 
nahme findet in § 26 Abs. 2 Satz 1 RHO keine 
Stütze. Dem kann der Bundesminister der Finan- 
zen nicht die Tatsache entgegenhalten, daß zwei 
Rechtsgeschäfte vorliegen. Der Bundesminister 
der Finanzen hat Verhandlungen mit den Lan- 
desfinanzministern und den beiden Banken ge- 
führt und die Darlehnsbedingungen festgelegt. 
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Er hat das Geld den Banken nur unter der Be- 
dingung überlassen, daß diese die Darlehen an 
die Länder gewähren. Er hat schließlich selbst 
den Konten des Bundes bei den Banken die 
Bezeichnung „Zweckgebundene Einlage" gege- 
ben. Die Darlehnsgewährung durch die Banken 
an die Länder kann daher von der Geldhingabe 
durch den Bundesminister der Finanzen an die 
Banken nicht getrennt werden. Diese hätte, da 
Haushaltsmittel dafür nicht zur Verfügung stan- 
den, außerplanmäßig als Haushaltsausgabe 
geleistet und nachgewiesen werden müssen. Da 
das nicht geschehen ist, die den Banken zur Ver- 
fügung gestellten Beträge vielmehr unzulässi- 
gerweise als Geldanlage behandelt und als Teil 
des Kassenbestandes der Bundeshauptkasse 
geführt worden sind, sind die außerplanmä- 
ßigen Ausgaben des Rechnungsjahres 1955 um 
60 Mio DM zu niedrig ausgewiesen worden. Daß 
der Haushaltsausschuß des Bundestages durch 
einen Vertreter des Bundesministers der Finan- 
zen über die Angelegenheit unterrichtet worden 
ist, macht die parlamentarische Kontrolle durch 
den Bundestag nicht entbehrlich. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 2 Satz 1, 
§§ 42 Abs. 2 und 74 RHO vor. Sie haben zur 
Folge gehabt, daß der Abschluß der Haushalts- 
rechnung des Rechnungsjahres 1955 unzutreffend 
ist. 

Vorschußbuch 

14. Der Bundesminister der Finanzen hat in den 
letzten Tagen des Rechnungsjahres 1955 fol- 
gende Ausgaben als Vorschuß buchen lassen: 

a) Ankauf unverzinslicher Schatzanweisungen 
der Deutschen Bundesbahn — Ausgabe B — 

178 750 000 DM, 

b) Kassenhilfe an die Deutsche Bundesbahn 

60 000 000 DM, 

c) Ankauf von U-Schatzanweisungen der Deut- 
schen Bundespost 47 350 417 DM. 

Als Begründung für die Buchung im Vor- 
schußbuch ist angegeben, daß die Verrechnung 
der Ausgaben im Zeitpunkt der Zahlung aus 
haushaltsrechtlichen Gründen noch nicht möglich 
gewesen sei. Die Vorschüsse sind im Rechnungs- 
jahr 1956 aus Mitteln des Bundeshaushalts abge- 
deckt worden. 

Auf die Aufforderung des Bundesrechnungsho- 
fes, die haushaltsrechtlichen Gründe zu erläu- 
tern, hat der Bundesminister der Finanzen aus- 
geführt, die Gründe für die Buchung der Aus- 
gaben als Vorschüsse seien nicht haushaltsrecht- 
licher, sondern haushaltswirtschaftlicher Art 
gewesen. Für die Ausgaben seien Mittel im 
Bundeshaushalt 1956 vorgesehen worden. Es 
habe sich also nur um ein zeitliches Vorziehen 
der Ausgaben gehandelt. 

Nach § 68 Abs. 1 RHO sind alle Ausgaben in 
der Rechnung desjenigen Rechnungsjahres nach- 


zuweisen, in dem sie geleistet sind. Als Vor- 
schuß darf eine Ausgabe nur dann gebucht wer- 
den, wenn sie noch nicht endgültig verrechnet 
werden kann (§ 27 RHO). Sind zur Deckung von 
Ausgaben keine oder keine ausreichenden Mittel 
vorhanden, sollen die Mittel vielmehr erst im 
Haushalt des folgenden Rechnungsjahres bereit- 
gestellt werden, so berechtigt das nicht dazu, die 
Ausgaben als Vorschuß zu buchen. Sie sind in 
diesem Falle in der Rechnung des Rechnungs- 
jahres, in dem sie geleistet sind, über- oder 
außerplanmäßig nachzuweisen. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 27, 68 Abs. 1, 
§§ 73 Abs. 1 und 74 RHO vor. Die unzulässige 
Buchung der Ausgaben als Vorschüsse hat zur 
Folge, daß in der Bundeshaushaltsrechnung das 
wirtschaftliche Ergebnis des Rechnungsjahres 
1955 unrichtig dargestellt ist. 

* 


Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts Nr. 2 
zu der Bundeshaushaltsrechnung 1952 (Bemer- 
kungen 1954 S. 32 Nr. 39 c), der im übrigen auf- 
rechterhalten bleibt, wird folgende Bemerkung 
aufgestellt: 

Einzelplan II — Deutscher Bundestag — 

Ordentlicher Haushalt 

Einmalige Ausgaben 

Kapitel Eil-— Deutscher Bundestag 

Titel 18 — Zuschuß des Bundes zur Er- 

richtung einer Jugendherberge 
in Bonn. 

15. Die mit einem Zuschuß des Bundes von 
800 000 DM zu errichtende Jugendherberge auf 
dem Venusberg in Bonn sollte gleichzeitig als 
Begegnungsstätte jugendlichen Besuchern des 
. Bundeshauses Gelegenheit zu zwanglosen Ge- 
sprächen mit Parlamentariern bieten. Der dama- 
lige Präsident des Bundestages legte Wert auf 
eine neuzeitliche Atmosphäre und einen zeit- 
gemäßen Baustiel. 

Die Verwaltung des Deutschen Bundestages 
hatte als Bauträger den Landesverband Rhein- 
land e. V. des Deutschen Jugendherbergswerks 
bestimmt und diesem die bewilligten 800 000 DM 
für den Bau der Jugendherberge vertraglich zu- 
gesichert. Um geeignete Entwürfe zu erhalten, 
veranstaltete ein hierzu gebildeter Ausschuß im 
Dezember 1952 einen beschränkten Ideenwett- 
bewerb unter sieben Architekten, bei deren Aus- 
wahl der Bund Deutscher Architekten beteiligt 
war. Dem Preisgericht gehörten zwei Abgeord- 
nete des Bundestages, je ein Vertreter der 
Bundesministerien der Finanzen und des Innern, 
der Bundesbaudirektion und der Stadt Bonn, drei 
Architekten, zwei Jugendherbergserbauer sowie 
zwei Vertreter des Jugendherbergswerks an. 
Das Preisgericht hat keinen der eingereichten 
Entwürfe als baureif anerkannt; es hat emp- 
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fohlen, den Entwurf eines der beteiligten Archi- 
tekten überarbeiten zu lassen und der Ausfüh- 
rung zugrunde zu legen. Die Vertreter des 
Jugendherbergswerks und die Jugendherbergs- 
erbauer hatten sich wegen schwerwiegender 
bautechnischer, jugendpflegerischer und vor 
allem wirtschaftlicher Unzulänglichkeiten nach- 
drücklich gegen den Entwurf dieses Architekten 
ausgesprochen. Der Bundestagsausschuß für 
Jugendfragen hat sich im Juni und im Dezember 

1953 für den inzwischen überarbeiteten Entwurf 
des Architekten entschieden und dabei zum Aus- 
druck gebracht, daß es möglich sein müsse, durch 
eine Zusammenarbeit zwischen dem Architekten, 
der Bundesbaudirektion und dem Jugendher- 
bergswerk zu einer zufriedenstellenden Lösung 
zu kommen. 

Nach langwierigen Verhandlungen des Bau- 
trägers mit dem Architekten • — Entwurf 18 a 
kam schließlich zur Ausführung — ist im August 

1954 mit dem Bau begonnen worden. In 
einem Architektenleistungsvertrag hatte sich der 
Architekt gegenüber dem Jugendherbergswerk 
verpflichtet, vor Beginn der Bauarbeiten einen 
verbindlichen Kostenanschlag aufzustellen. Die- 
ser Kostenanschlag sah Gesamtkosten in Höhe 
von 1,02 Mio DM vor. Die Deckung der über die 
Zuwendung des Bundes — 800 000 DM — hin- 
ausgehenden Kosten hatten das Land Nordrhein- 
Westfalen, die Stadt Bonn und das Jugend- 
herbergswerk zugesagt. In einem Nachtrag zum 
Architektenleistungsvertrag war vereinbart, daß 
die Bundesbaudirektion vermittelnd, beratend 
und — für die Verwendung der Bundesmittel — 
prüfend tätig werden sollte. 

Im Frühjahr 1955 stellte sich heraus, daß der 
Betrag von 1,02 Mio DM nicht ausreichen würde. 
Eine neue Kostenberechnung schloß mit rd. 
1,3 Mio DM ab. In der späteren Baurechnung ist 
dieser Betrag — von einer geringfügigen Diffe- 
renz abgesehen — nachgewiesen. Zur Deckung 
der Mehrkosten ist im Rechnungsjahr 1956 bei 
Kapitel 02 01 Titel 950 ein weiterer Zuschuß des 
Bundes in Höhe von 300 000 DM bereitgestellt 
worden. Wegen der ungenügenden Planung und 
Vorbereitung des Bauvorhabens, der Fehlkalku- 
lation der Baukosten, der über Gebühr langen 
Bauzeit und der Unsicherheit im Baufortgang hat 
das Jugendherbergswerk den Architektenlei- 
stungsvertrag zum 30. Juni 1955 gekündigt. 

Die Bewirtschaftung der Bundesmittel lag der 
Verwaltung des Deutschen Bundestages ob. 
Diese hatte auf den technischen Ablauf der Bau- 
arbeiten und die Einhaltung des Kostenanschla- 
ges keinen Einfluß. Sie hat die Zahlungen in den 
Rechnungsjahren 1954 bis 1957 unmittelbar an 
den Landesverband Rheinland e. V des Deut- 
schen Jugendherbergswerks geleistet, nachdem 
die Bundesbaudirektion jeweils die Notwendig- 
keit der Zahlungen bestätigt hatte. 

Der Bundesminister der Finanzen hat zu der 
ungenügenden Vorbereitung des Bauvorhabens 
und zu der Überschreitung der veranschlagten 
Kosten um rd. 300 000 DM ausgeführt, der Ar- 


chitekt habe sich der Durchführung seiner Auf- 
gaben nicht in dem Maße gewachsen gezeigt, 
wie es nach der Qualität seines Wettbewerbs- 
entwurfs anzunehmen gewesen sei. Die Bundes- 
baudirektion habe deshalb gemeinsam mit dem 
Jugendherbergswerk schon in die Bauvorberei- 
tung eingreifen müssen. Es sei nicht möglich 
gewesen, von dem Architekten prüfbare Bau- 
unterlagen in Form eines endgültigen Bauent- 
wurfs mit ausführlicher Berechnung der Gesamt- 
kosten und der Massen vor Einleitung der Bau- 
arbeiten zu erhalten. Die Bundesbaudirektion 
habe sich dann auch weitgehend in die Aus- 
schreibungen eingeschaltet, die Verdingungs- 
termine selbst ab gehalten und sich ihre Zustim- 
mung bei der Vergabe der Arbeiten Vorbehalten. 
Dadurch sei der Gesamtaufwand für den Neu- 
bau trotz mangelnder praktischer Fähigkeiten 
des Architekten noch in vertretbaren Grenzen 
gehalten worden. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
wären die Kosten bei einer gründlichen Vor- 
bereitung des Baues durch den Architekten und 
bei Beachtung der bewährten Planungsgrund- 
sätze für Jugendherbergen erheblich geringer 
gewesen. Der Richtpreis für Jugendherbergen 
liegt im Mittel um rd. 20 v. H. niedriger. Unter 
Berücksichtigung der aufgelockerten und moder- 
nen Bauweise würde sich die Höhe der Kosten 
allenfalls noch vertreten lassen. Der Bau zeigt 
jedoch außerdem noch wesentliche Mängel und 
Nachteile. Vor allem ist zu erwähnen: 

Die Fenster des Obergeschosses sind ebenso 
wie die Außenwände nach innen geneigt, so 
daß bei geöffneten Fenstern Regenwasser in 
die Räume dringt; 

die Wärmeeinwirkung auf der Sonnenseite ist 
durch die Neigung unerträglich; 

die Stahlbetonbinder als tragende Konstruk- 
tion stehen zum großen Teil frei, die Trenn- 
wände in geringem Abstand daneben (Schmutz- 
ecken) ; 

große Wandflächen sind in voller Geschoß- 
höhe bis zum Fußboden in Glas ausgeführt 
worden, so daß bei den Außenwänden ein 
erheblicher Wärmeverlust unvermeidbar ist; 
außerdem sind, nachdem mehrere Herbergs- 
gäste in die Glasscheiben gestürzt sind. Ein- 
bauten oder Vergitterungen zur Verhütung 
von Unfällen erforderlich geworden. 

Die dem Bauwerk anhaftenden baulichen und 
funktionellen Mängel beweisen, daß der Archi- 
tekt für die Anforderungen, die diese Aufgabe 
verlangte, nicht geeignet war. Seine unbefriedi- 
genden Leistungen haben Mehrkosten bei der 
Bauausführung, erhöhte Bauunterhaltungskosten 
und wesentlich höhere Betriebskosten der Ju- 
gendherberge verursacht. 

Die Bundesbaudirektion und das Jugendher- 
bergswerk hatten sich vergeblich bemüht, bei 
dem Architekten, der sich auf die Beschlüsse des 
Ausschusses für Jugendfragen stützte, die Ab- 
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Stellung der Mängel zu erreichen. Die Bundes- 
baudirektion hatte keine Möglichkeit, einen 
noch stärkeren Einfluß geltend zu machen. 

Die Bundesmittel sind nicht zweckmäßig ein- 
gesetzt worden. Hieran ist nachträglich nichts 
mehr zu ändern. Der Bundesminister der Finan- 
zen wird alle Dienststellen des Bundes darauf 
hinweisen, daß Zuwendungen des Bundes (§ 64 a 
RHO) für Bauvorhaben erst dann zu bewilligen 
und auszuzahlen sind, wenn ausgereifte, voll- 
ständige Bauunterlagen mit verbindlichen Ko- 
stenberechnungen vorliegen, diese von den zu- 
ständigen technischen Verwaltungsdienststellen 
anerkannt worden sind und die Gewähr einer 
wirtschaftlichen Baudurchführung gegeben ist. 

* 

Auf Grund des Einzelvorbehalts Nr. 8 zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1954 (Anlage 3 zu 
Nr. 41 der Bemerkungen 1954 S. 48) sowie zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1955 wird folgende 
Bemerkung aufgestellt: 

Rechnungsjahre 1954 und 1955 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 01 — Bundesministerium des Innern 
Fortdauernde Ausgaben 

Titel 299 — Vermischte Verwaltungsaus- 

gaben 

16. Der Bundesminister des Innern hat in den Rech- 
nungsjahren 1954 und 1955 Kosten für Betriebs- 
ausflüge der Angehörigen seines Ministeriums 
auf den Bundeshaushalt übernommen und die 
Ausgaben hierfür bei Titel 299 — - Vermischte 
Verwaltungsausgaben — ■ gebucht. Im Rechnungs- 
jahr 1954 sind hierdurch Ausgaben in Höhe von 
3 397,35 DM und im Rechnungsjahr 1955 solche 
von 3 111,20 DM entstanden. Der Bundesrech- 
nungshof hat in beiden Rechnungsjahren diese 
Ausgaben beanstandet und gefordert, daß die 
in Anspruch genommenen Mittel dem Bundes- 
haushalt wieder zugeführt werden. 

Schon bei der Rechnungsprüfung 1951 hatte 
der Bundesrechnungshof Ausgaben für die 
Durchführung eines Betriebsausfluges bei Einzel- 
plan VI Kapitel 2 Titel 24 festgestellt. Damals 
hatte er auf eine Verfolgung der Angelegenheit 
verzichtet, jedoch darauf hingewiesen, daß er 
für die Folge Ausgaben dieser Art nicht an- 
erkennen könne. Auch der Bundesminister der 
Finanzen hat bereits im Jahre 1954 die Auf- 
fassung vertreten, daß die Mittel des Kapitels 
06 01 Titel 299 nicht zu Ausgaben für die För- 
derung der Betriebsgemeinschaft verwandt wer- 
den können. Am 17. August 1954 hat er den 
Bundesminister des Innern darauf aufmerksam 
gemacht, daß er die Ausbringung besonderer 
Mittel für Gemeinschaftsveranstaltungen bei den 


öffentlichen Verwaltungen abgelehnt habe und 
daß im Haushaltsplan Mittel für diesen Zweck 
nicht vorgesehen seien. 

Das Vorgehen des Bundesministers des Innern 
hat dazu geführt, daß zwei ihm nachgeordnete 
Behörden ebenfalls Bundesmittel für die Finan- 
zierung von Betriebsausflügen in Anspruch ge- 
nommen haben. Das Bundesverwaltungsgericht 
in Berlin hat im Rechnungsjahr 1955 — unter 
Berufung auf das Vorgehen des Bundesministers 
des Innern — einen Zuschuß von 150 DM auf 
den Bundeshaushalt (Kapitel 06 03 Titel 299) 
übernommen. Die Bundesstelle für Verwaltungs- 
angelegenheiten des Bundesministers des Innern 
in Köln hat ebenfalls im Rechnungsjahr 1955 aus 
Kapitel 06 23 Titel 299 einen Beitrag von 
350 DM gewährt, weil — so heißt es in der 
Begründung — inzwischen bekanntgeworden sei, 
daß auch für den Betriebsausflug des Bundes- 
ministers des Innern ein Beitrag aus diesem 
Titel geleistet worden sei. 

Bei der Beantwortung der Prüfungsmitteilun- 
gen für das Rechnungsjahr 1954 hat der Bundes- 
minister des Innern ausgeführt, daß er für 
Grundsatzfragen der sozialen Betreuung der 
Bundesbediensteten zuständig sei. Seine Haltung 
in bestimmten Einzelfällen auf diesem Sach- 
gebiet sollte daher nicht mit dem Maßstab ge- 
messen werden, der etwa bei der Nichtbeachtung 
einer dienstaufsichtlichen Anordnung durch eine 
nachgeordnete Dienststelle anzulegen wäre. Die 
von ihm aus Anlaß des Betriebsausfluges im 
Jahre 1954 gewährten Zuschüsse seien im Rah- 
men der bei Titel 299 veranschlagten Haushalts- 
mittel gegeben worden. Sie hätten nicht zu einer 
Überschreitung des Haushaltsansatzes geführt. 
Seine Auffassung, daß die Bereitstellung von 
Mitteln zur Förderung der Betriebsgemeinsdiaft 
das Interesse der Bediensteten an der Erhaltung 
und Steigerung der Arbeitsfreude erheblich 
stärke und damit die Arbeitsleistung hebe, sei 
von der Mehrheit der obersten Bundesbehörden 
geteilt worden. Auch Mitglieder des Haushalts- 
ausschusses hätten sich diesen Standpunkt zu 
eigen gemacht. 

Zu den im Rechnungsjahr 1955 beanstandeten 
Ausgaben hat der Bundesminister des Innern die 
Auffassung vertreten, bei den Betriebsausflügen 
der Angehörigen seines Hauses habe es sich 
nicht um private Veranstaltungen, sondern um 
ausschließlich dienstliche Maßnahmen gehandelt, 
die von der Dienststelle vorbereitet und durch- 
geführt worden seien. Sie hätten neben der 
Förderung der Betriebsgemeinschaft, der Hebung 
der Arbeitsfreude und des Zusammengehörig- 
keitsgefühls — zugleich durch die hiermit ver- 
bundenen Besichtigungen von Kunstwerken — 
der Erweiterung und Vertiefung des Bildungs- 
standes und damit der auch im Interesse des 
Dienstes liegenden Fortbildung der Angehörigen 
seines Hauses gedient. Als der für Grundsatz- 
fragen der sozialen Betreuung der Bundesbe- 
diensteten zuständige Bundesminister habe er 
sich in den vergangenen Jahren immer wieder 
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für die Veranschlagung besonderer Haushalts- 
mittel zur Förderung der Gemeinschaftspflege 
eingesetzt. Auch in der Zeit vor 1933 sei den 
Angehörigen der Ministerien mindestens einmal 
im Jahr die Möglichkeit geboten worden, auf 
Einladung des Behördenchefs einige Stunden 
zwanglosen Beisammenseins zu verbringen. In 
den Haushalten des größten Teils der Länder 
seien für die Förderung der Betriebsgemeinschaft 
Beträge bis zu 10 DM je Kopf eingesetzt Haus- 
haltsmittel für derartige Zwecke seien auch in 
der Bundesverwaltung vereinzelt schon bewilligt 
worden. Auch der Präsident des Bundesrech- 
nungshofes habe — wie einige oberste Bundes- 
behörden — im Jahre 1956 die Bereitstellung 
von Haushaltsmitteln für diese Zwecke dem 
Bundesminister der Finanzen gegenüber befür- 
wortet. Dieser habe seine anfänglich ablehnende 
Haltung aufgegeben, indem er dem Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages nachträg- 
lich die Aufnahme eines Haushaltsansatzes in 
Höhe von 100 000 DM in den Entwurf des Haus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1957 vorge- 
schlagen habe. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht die 
besondere Aufgabe des Bundesministers des 
Innern auf dem Gebiet der sozialen Betreuung 
der Bundesbediensteten. Die befürwortende 
Stellungnahme des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes zu der Frage, ob Bundesmittel für 
die Zwecke der Betriebsgemeinschaft bereitge- 
stellt werden sollten, deckt sich mit der Auf- 
fassung der Mehrheit der obersten Bundesbe- 
hörden. Gleichwohl dürfen Ausgaben für diesen 
Zweck nicht geleistet werden, solange im Bun- 
deshaushalt Mittel dafür nicht vorgesehen sind. 
Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat am 30. April 1957 die Ausbringung des 
bei Kapitel 60 02 vorgesehenen neuen Titels 296 
„Zuschüsse zur Förderung der Betriebsgemein- 
schaft" abgelehnt. Der Bundestag hat diesen Be- 
schluß gebilligt. 

Die Ausgaben hätten nicht aus den Mitteln 
des Titels 299 geleistet werden dürfen, sondern 
hätten außerplanmäßig nachgewiesen werden 
müssen. Es liegen Verstöße gegen § 30 Abs. 1 
Satz 1 und § 74 RHO vor. 

Die außerplanmäßigen Ausgaben von 3 397,35 
DM für das Rechnungsjahr 1954 und von 
3 111,20 DM für das Rechnungsjahr 1955 bedür- 
fen noch der Billigung durch die gesetzgebenden 
Organe. 

Der Bundesrechnungshof erkennt das Vor- 
liegen eines unvorhergesehenen und unabweis- 
baren Bedürfnisses zur Leistung der Ausgaben 
nicht an. 

* 


Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts Nr. 2 
zu der Bundeshaushaltsrechnung 1951 (Bemer- 
kungen 1954 S. 32 Nr. 39 d) wird folgende Be- 
merkung aufgestellt: 


Einzelplan VI — Bundesministerium des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 2 — Sonstige Bewilligungen 

Titel 61 — Für zentrale Maßnahmen auf dem 

Gebiet der Jugendwohfahrt, vor 
allem im Rahmen des Bundes- 
jugendplans 

17. In den Rechnungsjahren 1951 und 1952 hat der 
Bundesminister des Innern dem Deutschen Bun- 
desjugendring für die „Begegnung Europäischer 
Jugend auf der Loreley" — Loreleylager 1951 — 
Zuwendungen in Höhe von 491 000 DM gewährt. 

Der Deutsche Bundesjugendring hat den Ver- 
wendungsnachweis hierüber im Dezember 1952 
vorgelegt. Die vom Bundesrechnungshof im 
Januar 1953 in der Geschäftsstelle des Deutschen 
Bundesjugendringes durchgeführten örtlichen 
Erhebungen haben ergeben, daß die Abrech- 
nungsunterlagen nicht vollständig waren und 
der Verwendungsnachweis neu aufgestellt wer- 
den mußte. Der Bundesrechnungshof hat das 
dem Bundesminister des Innern im Februar 1953 
mitgeteilt und dabei darauf hingewiesen, daß 
das Material, für dessen Anschaffung der Bun- 
desjugendring eiihebliche Bundesmittel aufge- 
wendet habe, nach den Festellungen einer Revi- 
sionskommission des Deutschen Bundesjugend- 
ringes zum Teil unter freiem Himmel lagere 
und dabei Schaden erleide. Er hat den Bundes- 
minister des Innern gebeten, die Unterlagen ver- 
vollständigen und das gesamte Material erfas- 
sen zu lassen sowie über eine zweckmäßige 
Verwertung bald zu entscheiden und die Ab- 
rechnung danach von der Vorprüfiingsstelle vor- 
prüfen zu lassen. Der Deutsche Bundesjugend- 
ring hat dem Bundesminister des Innern erst 
im März 1955 einen neuen Verwendungsnach- 
weis vorgelegt. Die Vorprüfungsstelle hat ihre 
Beanstandungen dem Referat „Jugend" des Mi- 
nisteriums schon im Mai 1955 mitgeteilt und 
gebeten, im Hinblick auf die teilweise ungün- 
stige Lagerung des mit Bundesmitteln be- 
schafften Materials den Abschluß der Verhand- 
lungen über dessen weitere Verwertung nach 
Möglichkeit zu beschleunigen. Ungeachtet zahl- 
reicher Erinnerungen der Vorprüfungsstelle, 
die auch durch ständiges Eingreifen des Bun- 
desrechnungshofes veranlaßt worden sind, hat 
das Referat „Jugend" die Beanstandungen end- 
lich im November 1957 beantwortet. 

Vereinbarungen über die Verwertung eines 
Teils des auf der Loreley eingelagerten Mate- 
rials sind erst am 30. Oktober 1957 geschlossen 
worden. Der Verbleib weiteren Materials muß 
noch festgestellt werden, da der Nachweis immer 
noch lückenhaft ist. 

Infolge der säumigen Behandlung der Ange- 
legenheit durch den Bundesminister des Innern 
sind die Vorprüfung und die Rechnungsprüfung 
stark verzögert worded. Die Aufklärung über 
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den Verbleib mit Bundesmitteln beschaiffter Ge- 
genstände ist dadurch erheblich erschwert wor- 
den, wenn nicht teilweise unmöglich geworden. 

Der Bundesrechnungshof sieht in dem Ver- 
halten des Bundesministers des Innern einen 
Verstoß gegen den Grundsatz der Wirtschaftlich- 
keit und Sparsamkeit (§ 26 Abs. 1 RHO). Es 
bleibt noch festzustellen, inwieweit dem Bund 
dadurch ein Schaden entstanden und wer hier- 
für verantwortlich ist. Der Bundesminister für 
Familien- und Jugendfragen, der nunmehr für 
den Bundesjugendplan zuständig ist, wird unver- 
züglich die erforderlichen Maßnahmen einzulei- 
ten haben. 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 08 — Statistisches Bundesamt in 
Wiesbaden 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 200 — Geschäftsbedürfnisse 

18. In den Rechnungsjahren 1953, 1954 und 1955 hat 
das Statistische Bundesamt rd. 760 DM für die 
Herstellung von Schmalfilmaufnahmen (einschl. 
Tonbändern), für Fotoaufnahmen und Farb-Dias 
für Projektionszwecke aus gegeben, um die ein- 
zelnen Arbeitsphasen des Neubaues des Amts- 
gebäudes dokumentarisch zu belegen. Ein Be- 
amter und ein Angestellter des Amtes, die ihre 
eigenen Geräte zur Verfügung stellten, haben 
die Arbeiten durchgeführt. Das Amt hat erst im 
Dezember 1954, als die Ausgaben bereits über- 
wiegend geleistet waren, mit ihnen einen Ver- 
trag 'abgeschlossen, ohne die Genehmigung des 
Bundesministers des Innern einzuholen. 

Das Amt hat seine Maßnahmen damit begrün- 
det, daß es bei Beginn der Arbeiten im dienst- 
lichen Interesse für notwendig gehalten habe, 
die Entstehung des Neubaues in einem Doku- 
mentarfilm festzuhalten. Dadurch sollten 

beweiskräftige Unterlagen für eventuell auf- 
tretende Bauschäden zur Wahrung der Bun- 
desinteressen beschafft, 

Bauerfahrungen für künftige Bauplianungen 
fest geh alten und 

Beiträge zur Geschichte des Statistischen Bun- 
desamtes geliefert werden. 

Der Bundesminister des Innern hat ausgeführt, 
er halte für die Durchführung der dem Amt ge- 
stellten Aufgaben die Herstellung eines Vor- 
führfilms über den Neubau des Dienstgeibäudes 
nicht für notwendig. Daraus vermöge er aber 
nicht zu folgern, daß die Erteilung des Auftrags 
zur Herstellung von Einzelaufnahmen und eines 
Films haushaltswirtschaftlich nicht vertretbar sei. 
Er hätte dem Vorhaben im Grundsatz nicht wi- 
dersprochen, wenn ihm die Amtsleitung vorher 
darüber berichtet hätte. Die Vergabe des Doku- 


mentationsauftrages an zwei amtsangehörige 
Liebhaberfotografen sei zwar ein Experiment, 
das aber gerade im Hinblick auf die sparsame 
Verwendung von Haushaltsmitteln gebilligt 
werde; allerdings hätte zu dem Abschluß der 
Verträge seine Genehmigung eingeholt werden 
müssen. 

Der Bundesrechnungshof hat sich den Ausfüh- 
rungen des Statistischen Bundesamts und des 
Bundesministers des Innern nicht anschließen 
können. 

Soweit an dem Film ein baufachliches Inter- 
esse bestanden hätte, wären die Kosten allen- 
falls auf die Bauleitungsmittel (Baunebenkosten), 
die der Landesbauverwaltung in Höhe von 4 v. H. 
der Baukostensumme zustanden, zu übernehmen 
gewesen. Der Film, der das Richtfest und — in 
die Synchronisation der Richtfestreden einge- 
blendet — rückschauend den Werdegang des 
Neubaues zeigt, hat als Beitrag zur Geschichte 
des Statistischen Bundesamts keine Bedeutung. 
Einige Aufnahmen bedeutsamer Bauabschnitte 
für die Festschrift anläßlich der Einweihung des 
Gebäudes hätten genügt. 

Mit dem Grundsatz, daß die Haushaltsmittel 
wirtschaftlich und sparsam zu verwalten sind, 
lassem sich die Maßnahmen des Bundesamts 
nicht rechtfertigen. Es kommt deshalb auch nicht 
darauf an, daß etwa eine Firma mehr für den 
Film beansprucht hätte, als die beiden Bedien- 
steten des Statistischen Bundesamtes erhalten 
haben. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 Abs. 1 und § 49 
RHO vor. 

Der Bundesrechnungshof bat den Bundesmini- 
ster des Innern gebeten, untersuchen zu lassen, 
ob die verantwortlichen Beamten zur Rechen- 
schaft ZU ziehen sind. 

* 


Auf Grund des Einzelvorbehalts Nr. 12 zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1954 (Anlage 3 der 
Bemerkungen 1954 S. 48), der im übrigen auf- 
rechterhalten bleibt, und zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1955 wird folgende Bemerkung 
aufgestellt: 

Rechnungsjahre 1954 und 1955 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 06 16 — Institut für Angewandte Geo- 
däsie (Abteilung Angewandte 
Geodäsie des Deutschen Geo- 
dätischen Forschungsinstituts in 
München) in Frankfurt (Main) 
und Außenstelle in Berlin 

Fortdauernde Ausgaben 
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Rechnungsjahr 1954 

Titel 303 — Kosten des drucktechnischen 

Betriebes und der Photogram- 
metrie der Hauptabteilung in 
Frankfurt (Main) 

Rechnungsjahr 1955 

Titel 303 — Kosten der Druckerei und der 

Photogrammetrie in Frankfurt 
(Main) 

Einmalige Ausgaben 

Rechnungsjahr 1955 

Titel 874 — Beschaffung von Maschinen und 

Geräten 

19. Im März 1954 hat das Institut, obwohl Haus- 
haltsmittel dafür nicht zur Verfügung standen, 
eine Schnellschneidemaschine zum Preis von 
18 379 DM gekauft und auch erhalten. Am 
31. März 1954 hat es den Kauf rückgängig ge- 
macht und mit der Lieferfirma vereinbart, daß 
die Maschine dem Institut vorerst „pachtweise'' 
für 350 DM monatlich überlassen werden sollte. 
Von dem Mietpreis sollten 200 DM als anteilige 
Wertminderung für den Fall angerechnet wer- 
den, daß das Institut die Maschine später kaufte. 
Dies ist im September 1955 — wiederum zu 
einem Kaufpreis von 18 379 DM — geschehen. 
Nach Anrechnung eines Teils der von April 1954 
bis August 1955 entricbteten Miete (17 X 200 DM 
= 3 400 DM) hat das Institut noch 14 979 DM 
(18 379 DM — 3 400 DM) gezahlt. 

Die Maschine ist in den ersten Jahren nahezu 
ausschließlich für Aufträge Dritter eingesetzt 
worden. 

Auf die Beanstandung des Bundesrechnungs- 
hofes hat das Institut seine Maßnahmen mit be- 
triebstechnischen Notwendigkeiten begründet. 
Die Maschine habe angeschafft werden müssen, 
da in Frankfurt am Main keine Lohnbuchbinderei 
Über eine Schnellscbneidemaschine mit der er- 
forderlichen Schnittbreite von 132 cm verfügt 
habe. Der Bundesminister des Innern hat dazu 
ausgeführt, für die Einrichtung einer Karten- 
druckerei und die Beschaffung der Schnell- 
schneidemaschine seien die Verhandlungen. über 
die EVG im Jahre 1953 und die bevorstehende 
Aufstellung der Bundeswehr maßgebend ge- 
wesen. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Begründung 
nicht hinnehmen können. Haushaltsmittel zur 
Beschaffung einer solchen Maschine standen im 
Rechnungsjahr 1953 nicht zur Verfügung. Wenn 
der Kauf der Maschine aus betriebstechnischen 
Gründen, insbesondere auch wegen bevorste- 
hender Aufträge für militärische Zwecke, in die- 
sem Rechnungsjahr unbedingt erforderlich ge- 
wesen wäre, hätte das Institut beim Bundes- 
minister des Innern beantragen müssen, die Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen zu 
einer überplanmäßigen Ausgabe einzuholen. Der 


Abschluß des Kaufvertrages war eine Maß- 
nahme, die eine Verbindlichkeit für den Bund 
auslöste, ohne daß Mittel im Haushaltsplan vor- 
gesehen waren (§ 33 Abs. 1 Satz 1 RHO). Die 
wegen fehlender Haushaltsmittel alsdann vor- 
genommene Umwandlung des Kaufvertrages in 
einen Mietvertrag hat sich als unwirtschaftlich 
erwiesen, weil sie im Endergebnis zu einer zu- 
sätzlichen Ausgabe von 2 550 DM (April 1954 bis 
August 1955: 17 X 150 DM) führte. 

Die Beschaffung der Schneidemaschine war über- 
dies — selbst als vorbereitende Maßnahme — 
nicht notwendig; die Aufgaben des Instituts er- 
forderten zu dieser Zeit keine voll ausgerüstete 
Druckerei. Um die Druckerei überhaupt zu be- 
schäftigen, übernahm das Institut Aufragsarbei- 
ten für Dritte (im wesentlichen Zeitungs-, Pla- 
kat- und Buchdruck), ohne daß dadurch die zu- 
nächst gemietete Schneidemaschine wirtschaftlich 
ausgelastet werden konnte. 

Der Kauf und die Miete der Schneidemaschine 
waren deshalb nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes nicht erforderlich. Das Verfahren des 
Instituts steht im Widerspruch mit § 26 Abs. 1 
RHO. Außerdem liegt in der Vereinbarung, 
durch die der Kaufvertrag aufgehoben und der 
Mietvertrag begründet worden ist, ein Verstoß 
gegen § 50 Abs. 1 RHO, weil diese im wirt- 
schaftlichen Ergebnis — im ganzen gesehen — 
nach Abschluß des neuen Kaufvertrages zu hö- 
heren Aufwendungen für den Bund geführt hat. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster des Innern gebeten, untersuchen zu lassen, 
inwieweit die für die Maßnahme des Instituts 
Verantwortlichen den Schaden zu ersetzen haben. 

* 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 10 02 — Allgemeine Bewilligungen 
Fortdauernde Ausgaben 

Titel 531 — Darlehen zur Förderung der 

ländlichen Siedlung 

Titel 662 — Beihilfen zur Förderung der 

ländlichen Siedlung 

20. Die für die Förderung der ländlichen Siedlung 
vorgesehenen Darlehen und Beihilfen hatte der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, wie in der Denkschrift vom 29. Juni 
1956 (S. 21 Nr. 52) dargestellt ist, bereits im Zeit- 
punkt der Bewilligung an die mit der treuhände- 
riscben Verwaltung betraute Deutsche Siedlungs- 
bank auszahlen lassen. Da die Siedlungsträger 
gehalten sind, die Darlehen und Beihilfen erst 
bei Bedarf abzurufen, und da zwischen dem Zeit- 
punkt der Bewilligung und dem Abruf im allge- 
meinen mehrere Monate liegen, hatten sich bei 
der Bank erhebliche Beträge angesammelt. Die 
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Bank hatte bis zum 30. Juni 1955 rd. 235,5 Mio 
DM erhalten, jedoch nur rd. 165,5 Mio DM an die 
Siedlungsträger weitergeleitet. Die noch nicht ab- 
gerufenen rd. 70 Mio DM hatte sie bei Geschäfts- 
banken angelegt, und zwar zum größten Teil als 
Festgeld. 

Auf die Beanstandung des Bundesrechnungs- 
hofes hat der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten zunächst erwidert, die 
Bank müsse im Zeitpunkt der Bewilligung über die 
Beträge verfügen können. Der Bundesrechnungs- 
hof hat dem nicht zustimmen können, da die 
Bank die bewilligten Darlehen und Bei- 
hilfen erst bei Abruf an die Siedlungs- 
träger auszuzahlen hat Im März 1957 hat 
der Bundesminister der Finanzen im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten nunmehr 
ein Verfahren festgelegt, nach dem die Bank die 
jeweils erforderlichen Beträge unmittelbar von 
der Bundeshauptkasse erhält und im übrigen 
über einen Dispositionsfonds von 5 Mio DM ver- 
fügen kann. Die bei der Bank aufgelaufenen Be- 
stände sind Ende 1956 abgebaut worden. 

Schon im Jahre 1955 hatte der Bundesrech- 
nungshof gefordert, entsprechend den Grundsät- 
zen der Treuhandverwaltung die vom Tage des 
Eingangs der Bundesmittel bei der Bank bis zur 
Weiterleitung an die Siedlungsträger aufgekom- 
menen Zinsen einzuziehen. Der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hatte 
zunächst geltend gemacht, daß eine genaue Be- 
rechnung nicht möglich sei, da die Bank die Bun- 
desmittel stets zusammen mit anderen Mitteln 
angelegt habe. Er hat — entsprechend einem An- 
träge der Bank — vorgeschlagen, die Zinsen nach 
dem halben Diskontsatz der Landeszentralbank 
berechnen zu lassen. Der Bundesrechnungshof 
hat jedoch die Zahlung der tatsächlich angefalle- 
nen Zinsen gefordert, und zwar unter Zugrunde- 
legung des Verhältnisses der Bankguthaben aus 
Bundesmitteln zu den sonstigen Mitteln. Obwohl 
der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hiergegen keine Bedenken 
geltend gemacht hat, sind erst Anfang 1958 rd. 
1 Mio DM an den Bund abgeführt worden. Der 
Bundesrechnungshof hat diesen Betrag nicht als 
ausreichend anerkennen können, zumal da die 
Bank selbst im Mai 1955 — damals ausgehend 
von einem Zinssatz von 1 v. H. unter dem jewei- 
ligen Diskonsatz der Landeszentralbank — für 
die Zeit bis zum 31. März 1955 einen Zinsertrag 
von rd. 1,8 Mio DM ermittelt hatte und die bei 
der Bank auf gelaufenen Bestände erst Ende 1956 
aufgelöst worden sind. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat die verzögerte Abführung 
der Zinsen damit begründet, diese hätten neu 
errechnet werden müssen. 

Er hat neuerdings die Auffassung vertreten, 
daß die Zinsen für Mittel, soweit diese auf 
Grund des Bundesvertriebenengesetzes — BVFG 
— und des Gesetzes zur Förderung der landwirt- 
schaftlichen Siedlung — SFG — bereitgestellt 
worden seien, dem Zweckvermögen bei der 


Deutschen Siedlungsbank zuständen. Er beruft 
sich dabei auf § 46 Abs. 2 BVFG in der Fassung 
vom 14. August 1957 und auf § 4 Abs. 1 SFG. 
Der Bundesrechnungshof vermag die Begrün- 
dung des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten nicht anzuerkennen. Die 
Zinsen, die der Deutschen Siedlungsbank aus der 
Anlage der Bundesmittel bei Geschäftsbanken 
zugeflossen sind, waren auf Grund des Treu- 
handvertrages an den Bund abzuführen. Sie ge- 
hören nicht zu den Bundesmitteln, die für die 
Eingliederung der Vertriebenen und Flüchtlinge 
bereitgestellt werden; nur diese fließen aber 
dem Zweckvermögen bei der Deutschen Sied- 
lungsbank zu (§ 46 Abs. 1 und 2 BVFG). Nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes kann auch 
nicht davon ausgegangen werden, daß das Zins- 
aufkommen aus Bundesmitteln, die auf Grund des 
SFG zu verwenden sind, nach § 4 dieses Geset- 
zes dem Zweckvermögen zusteht. Die für Dar- 
lehen und Beihilfen zur Förderung der ländlichen 
Siedlung im Bundeshaushalt ausgebrachten Mit- 
tel gehen auf das Zweckvermögen erst über, 
wenn sie durch Überweisung an die Siedlungs- 
träger für Zwecke der ländlichen Siedlung ein- 
gesetzt worden sind. Diese Voraussetzung ist 
nicht gegeben, wenn — wie hier — der Sied- 
lungsbank Zinsen aus der Anlage von Bundes- 
mitteln für noch nicht abgerufene Darlehen und 
Beihilfen zugeflossen sind. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat dadurch, daß er die Dar- 
lehen und Beihilfen vorzeitig an die Deutsche 
Siedlungsbank hat auszahlen und die angefal- 
lenen Zinsen verspätet und nicht in voller Höhe 
hat einziehen lassen, gegen den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verstoßen 
Er wird die verantwortlichen Beamten anzuhal- 
ten haben, diesen Grundsatz zu beachten. Er 
wird weiter dafür zu sorgen haben, daß die bei 
der Deutschen Siedlungsbank angefallenen Zin- 
sen nunmehr in voller Höhe unverzüglich an den 
Bund abgeführt werden. 

* 

Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts Nr. 1 
zu der Bundeshaushaltsrechnung 1954 (Anlage 3 
der Bemerkungen 1954 S. 47), der im übrigen 
aufrechterhalten bleibt, wird folgende Bemer- 
kung aufgestellt: 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Außerordentlicher Haushalt 

KapitelA12 10 — Bundesfernstraßen (Bundes- 
straßen und Bundesautobah- 
nen) 

Ausgabe 

Titel 772 — Ausbau des Ruhrschnellweges 

im Zuge der Bundesstraße 1, 
2. Teilbetrag 

21. a) Der Ruhrschnellweg (RSW) und die dazu ge- 
hörenden Grundstücke standen ursprünglich 
im Eigentum der beteiligten Städte. Am 
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1. April 1935 wurde er als Teilstück der ; 
Reichsstraße 1 vom Deutschen Reich übernom- ! 
men. Von diesem Zeitpunkt an lag die Stra- i 
ßenbaulast beim Reich; die aus dem Eigen- 
tum an der Straße sich ergebenden Rechte 
und Pflichten standen damit nach § 3 des Ge- 
setzes über die einstweilige Neuregelung des 
Straßenwesens und der Straßenverwaltung 
vom 26. März 1934 (StrRegG) der Ausübung 
nach dem Deutschen Reiche zu. Mit Wirkung 
vom 24. Mai 1949 ist der RSW als Bundes- 
straße in das Eigentum des Bundes überge- 
gangen (§ 3 des Gesetzes über die vermö- 
gensrechtlichen Verhältnisse der Bundes- 
autobahnen und sonstigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs — BStrVermG — vom 2. März 
1951). Die zur Berichtigung des Grundbuchs 
erforderlichen Anträge hatten im Rahmen 
des § 9 Abs. 1 BStrVermG die Träger der 
Auftragsverwaltung — die Länder oder die 
nach Landesrecht zuständigen Selbstverwal- 
tungskörperschaften — zu stellen. Für einen 
Teil des RSW hat das die Straßenbauverwal- 
tung eines Landschaftsverbandes noch nicht 
getan. 

Der Inhalt des Grundbuchs ist also un- 
richtig geblieben. 

b) Der Landschaftsverband hat die Verhand- 
lungen über den Erwerb der Grundstücke, die 
für den weiteren Ausbau des RSW benötigt 
wurden, nicht überall selbst geführt. Im Be- , 
reich einer Stadt hat er den Erwerb der | 
Grundstücke der Stadtverwaltung überlassen, I 
ohne jedoch die Einzelheiten des Auftrags 
vertraglich zu regeln. Die Stadtverwaltung 
ist auch nicht ermächtigt worden, den Bund 
rechtsgeschäftlich zu vertreten. 

Der Landschaftsverband hat der Stadtver- 
waltung im Dezember 1954 600 000 DM aus 
Mitteln des Bundes zum Neuerwerb von 
Grundstücken gezahlt. 

Erst nach Auszahlung dieses Betrages hat 
der zuständige Landesminister beim Bundes- 
minister für Verkehr beantragt, die Stadtver- 
waltung zur Führung der Grunderwerbsver- 
handlungen zu ermächtigen. Der Bundesmini- 
ster für Verkehr hat diesen Antrag abgelehnt. 

Die Stadtverwaltung hat die auf ihrem 
Gebiet zum Ausbau des RSW benötigten 
Grundstücke aus den ihr überwiesenen Bun- 
desmitteln gekauft. Als Eigentümerin dieser 
Grundstücke ist die Stadt im Grundbuch ein- 
getragen worden. Im Zusammenhang damit 
hat die Stadtverwaltung weitere, nicht für 
Bundesstraßenzwecke benötigte Hausgrund- 
stücke erworben und den Kaufpreis ebenfalls 
den ihr zur Verfügung gestellten Bundes- 
mitteln entnommen. Darüber hinaus hat die 
Stadtverwaltung eines der Grundstücke, das 
nach § 3 BStrVermG Eigentum des Bundes 
geworden war, an einen Bürger der Stadt 
verkauft, der früher ein Grundstück zur Ver- 
breiterung des RSW an die Stadt veräußert 
hatte. Den hierbei erzielten Kaufpreis hat 


die Stadt vereinnahmt. Außerdem hat die 
Stadtverwaltung im Bundeseigentum ste- 
hende Grundstücke gegen andere, zum Aus- 
bau des RSW erforderliche Grundstücke ge- 
tauscht. Das Eigentum an diesen im Tausch- 
wege erworbenen Grundstücken ist eben- 
falls auf die Stadt übergegangen. 

c) Der Träger der Auftrags Verwaltung hat ge- 
gen § 9 Abs. 1 BStrVermG verstoßen, da er 
es unterlassen hat, zur Berichtigung des 
Grundbuchs den Antrag zu stellen, daß das 
Eigentum am RSW für die Bundesrepublik 
Deutschland (Bundesstraßenverwaltung) ein- 
getragen wird. 

Der Landschaftsverband durfte die Grunder- 
werbsverhandlungen nicht der Stadtverwaltung 
übertragen. Die Länder oder die nach Landes- 
recht zuständigen Selbstverwaltungskörperschaf- 
ten verwalten die Bundesstraßen im Aufträge 
des Bundes (Art. 90 Abs, 2 GG). In Nordrhein- 
Westfalen sind als Träger der Auftragsverwal- 
tung die Landschaftsverbände bestimmt. Die 
Länder sind ermächtigt, die Zuständigkeit ihrer 
obersten Straßenbaubehörden auf nachgeordnete 
Behörden zu übertragen (§ 22 Abs. 4 des Bun- 
desfemstraßengesetzes — FStrG — vom 6. Au- 
gust 1953). Soweit Selbstverwaltungskörperschaf- 
ten in der Auftrags Verwaltung tätig werden, 
sind ihre Behörden nach Maßgabe des Landes- 
rechts an Stelle der Behörden des Landes zustän- 
dig (§ 22 Abs. 5 FStrG). Die Stadtverwaltung ist 
weder der obersten Straßenbaubehörde des Lan- 
des nachgeordnet noch sind ihr durch Landes- 
recht Befugnisse zur Verwaltung der Bundes- 
straßen übertragen worden. Der Bundesrech- 
nungshof teilt daher die Auffassung des Bundes- 
ministers für Verkehr, der es abgelehnt hat, die 
Stadtverwaltung zu ermächtigen, die Grunder- 
werbsverhandlungen für den Bund zu führen. 

Die unzulässige Maßnahme des Landschafts- 
verbandes hat im weiteren Verlauf dazu geführt, 
daß die Stadt die mit Bundesmitteln erworbe- 
nen und zum Ausbau einer Bundesstraße erfor- 
derlichen Grundstücke selbst zu Eigentum erwor- 
ben hat. Dadurch ist der aus den §§ 2 Abs. 2, 
5 Abs. 1, 6 Abs. 1 und 19 Abs. 1 FStrG abzulei- 
tende Grundsatz verletzt worden, daß der Bund 
als Träger der Straßenbaulast für die Bundes- 
femstraßen zugleich auch Eigentümer der Grund- 
stücke werden soll, die für Zwecke der Bundes- 
fernstraßen erworben werden. 

Die Stadtverwaltung hat auch sonst mehr- 
fach zum Nachteil des Bundes gehandelt. Die 
für die Verwaltung der Bundesstraßen maßge- 
benden Bestimmungen erlauben nicht den Er- 
werb von Grundstücken aus Bundesmitteln, die 
nicht für Bundesstraßenzwecke benötigt werden. 
Der Verkauf der bundeseigenen Grundstücke 
hätte nach § 47 Abs. 2 RHO der Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen bedurft. Diese 
lag nicht vor. Der durch den Verkauf erzielte 
Erlös stand dem Bunde zu; er hätte dem Bundes- 
haushalt zugeführt werden müssen und durfte 
nicht von der Stadtverwaltung vereinnahmt wer- 
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den. Das Eigentum an den im Tauschwege er- 
worbenen Grundstücken war nach dem erwähn- 
ten, aus den §§ 2 Abs. 2, 5 Abs. 1, 6 Abs. 1 und 
19 Abs. 1 FStrG abzuleitenden Grundsatz eben- 
falls dem Bunde zu übertragen. Es liegen Ver- 
stöße gegen §§ 26 Abs. 1 und 47 Abs. 2 RHO, 
§ 6 Abs. 4 FStrG und § 7 der 1. AVVFStr vor. 

Der Landschaftsverband hat die Beanstandun- 
gen des Bundesrechnungshofes anerkannt. 

Die Stadtverwaltung ist verpflichtet, in die 
Berichtigung des Grundbuchs einzuwilligein und 
bei den rechtsgeschäftlich von ihr erworbenen 
Grundstücken, soweit diese für den Ruhrschnell- 
weg benötigt werden, das Eigentum auf den 
Bund zu übertragen. 

Es ist Aufgabe des Landschaftsverbandes, da- 
für zu sorgen, daß diese Verpflichtungen erfüllt 
werden. 

Die Stadtverwaltung muß die zu Unrecht ver- 
einnahmten Beträge an den Bund abführen. Da 
sie in einigen Fällen bei der Bemessung des 
Kaufpreises das Interesse des Bundes den Pri- 
vatinteressen der bisherigen Eigentümer und 
Bürger der Stadt untergeordnet hat, wird der 
Bundesminister für Verkehr noch im einzelnen 
zu prüfen haben, inwieweit dem Bund durch die 
Maßnahmen der Stadtverwaltung ein Schaden 
entstanden ist. 

* 

Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts Nr. 1 
zu der Bundeshaushaltsrechnung 1953 (Anlage 3 
der Bemerkungen 1953 S. 41), der im übrigen 
aufrechterhalten bleibt, wird folgende Bemer- 
kung aufgestellt: 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Außerordentlicher Haushalt 

Kapitel A 12 10 — Bundesfernstraßen (Bun- 

desstraßen und Bundesauto- 
bahnen) 

Ausgabe 

Titel 813 — Fertigstellung der 16,5 km 

langen Teilstrecke der Bun- 
desautobahn Köln — Frank- 
furt (Main) vom „Wanders- 
m ann " b e i Wiie sb ad en b Ls zum 
Anschluß an die Bundesauto- 
bahn Frankfurt — Mannheim 
am Flughafen „Rhein-Main" 
und Weiterführung bis zur 
Bundesstraße 44 südlich 
Frankfurt (Main), 4. Teilbe- 
trag. 

22. In den Jahren 1951 bis 1953 ist die Verbindungs- 
strecke der Autobahnen Köln — Frankfurt und 
Frankfurt — Mannheim zwischen dem „Wanders- 
mann" und dem Flughafen „Rhein-Main" mit 
einer Fahrbahn (zwei Fahrbahnspuren) fertigge- 
stellt worden. Hierbei sind der teilweise schon 
in der Vorkriegszeit hergestellte Erdkörper und 
bereits errichtete Bauwerke mitverwendet wor- 


den. Bei der Vergabe der noch erforderlichen 
Bauvorhaben handelte es sich um die Ausfüh- 
rung von Erdarbeiten und vor allem um die 
Herstellung der Decken. Die Verträge über den 
Bau der Decken enthielten — wie üblich — auch 
die Verpflichtung des Auftragnehmers, den Un- 
tergrund durch Verdichtung mit dem Planums- 
fertiger für die Aufnahme der Betondecke voll- 
ständig vorzubereiten (Herstellung des Feinpla- 
nums). Die für die Betondecken erforderlichen 
Stahlbaustoffe — Stahlmatten, Anker und Dü- 
bel — waren von der Straßenbauverwaltung des 
Landes zu liefern und von den Firmen lediglich 
einzubauen. 

In den Monaten Oktober bis Dezember 1951 
ist das Deckenlos 2 zwischen km 154,1 und km 
157,6 (3500 m mit 26 000 qm Deckenfläche) be- 
toniert worden. Am 20. April 1952 ist die Strecke 
dem Verkehr übergeben worden; die Decke 
zeigte schon vier bis sechs Monate nach dem 
Betonieren — also teilweise noch vor der Ver- 
kehrsübergabe — die ersten Risse. Im Dezem- 
ber 1954 waren 35,6 v. H. der Deckenfelder der 
Fahrspur gebrochen. Bis Oktober 1956 sind auf 
der Fahrspur rd. 56 v. H. und auf der Uberho- 
lungsspur rd. 45 v. H. der Deckenfelder schad- 
haft geworden. 

Wesentlich später — April bis Juni 1953 ■ — 
ist das Deckenlos 3 von km 157,62 bis km 160,83 
(3210 m mit 23 150 qm Deckenfläche) betoniert 
worden. Die Strecke ist am 31. Juli 1953 für den 
Verkehr freigegeben worden; kurz danach zeig- 
ten sich Risse. Im Dezember 1954 waren auf der 
Fahrspur 30,2 v. H., auf der Uberholungsspur 
30,8 V, H. der Deckenfelder gebrochen. Bis Okto- 
ber 1956 ist der Anteil der gebrochenen Decken- 
felder auf rd. 58 v. H. gestiegen. 

Im September und im Oktober 1953 ist das 
Deckenlos 5 von km 166,62 bis km 170,23 (3610 m 
mit 27 400 qm Deckenfläche) betoniert worden. 
Dieser Streckenabschnitt ist dem Verkehr am 
1. Dezember 1953 übergeben worden; im Februar 
1955 waren von den Deckenfeldern der Fahrspur 
26,3 V. H., von denen der Uberholungsspur 
30 V. H. gebrochen. Im Oktober 1956 betrug der 
Anteil der gebrochenen Deckenfelder auf der 
Fahrspur über 70 v. H., auf der Uberholungs- 
spur 61 V. H. 

Die Höhe des Schadens, die nur geschätzt wer- 
den kann, nimmt der Bundesminister für Ver- 
kehr mit rd. 0,6 Mio DM an. Der Bundesrech- 
nungshof schätzt den Schaden höher ein. 

Der Bundesrechnungshof hat die unsachge- 
mäße Ausführung der Bauarbeiten beanstandet. 
Nach dem Untersuchungsbericht der Bundesan- 
stalt für Straßenbau, dem das Landesamt für 
Straßenbau insoweit beigetreten ist, sind die 
Schäden auf folgende Ursachen zurückzuführen: 

a) der Untergrund war nicht optimal verdichtet; 

b) der Beton war auf ausgedehnten Decken- 
strecken nicht mit Stahlmatten bewehrt; bei 
den Querfugen waren Dübel, bei den Längs- 
fugen Anker weggelassen; 
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c) durch das Zusammenwirken von Farbstoffen ■ 
und Luftporenbildnern war der Beton ver- 
sprödet und seine Biegezugsfestigkeit verrin- 
gert. 

Nur ein Teil der Schäden ist den Deckenbau- 
firmen zur Last zu legen, z. B. Schäden, die durch 
den vorzeitigen Baustellenverkehr über den 
frischen Beton und durch Störungen beim Be- 
tonieren infolge von Maschinenschäden entstan- 
den sind. Der Bundesrechnungshof hat verlangt, 
daß die Firmen auf Grund ihrer Gewährlei- 
stungspflicht zur Schadensbeseitigung herange- 
zogen werden. Im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Verkehr sind sie zu Sachleistun- 
gen von rd. 114 000 DM veranlaßt worden. Sie 
haben den Auftrag erhalten, Betonplomben ein- 
zubauen und die Risse dadurch zu beseitigen. 
Die Firma, welche die Deckenlose 2 und 3 be- 
toniert hatte, hat einen Auftrag über rd. 290 000 
DM erhalten; darauf sind Gewährleistungsan- 
sprüche von 63 000 DM angerechnet worden. Der 
Firma, die das Deckenlos 5 hergestellt hatte, ist 
ein Auftrag über rd. 380 000 DM zur Instand- 
setzung gerissener Platten erteilt worden; auf 
diesen Betrag sind Gewährleistungsansprüche 
von rd. 51 000 DM angerechnet worden. Mit 
diesen Instandsetzungsmaßnahmen, die bisher 
rd. 670 000 DM erfordert haben, ist der Decken- 
zustand soweit gebessert, daß der Verkehr zur 
Zeit nicht gefährdet ist. Die Firmen sind inzwi- 
schen aus ihren Gewährleistungsverpflichtungen 
entlassen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat der Straßenbau- * 
Verwaltung des Landes vorgehalten, daß die 
Bauaufsicht unzureichend gewesen sei und daß 
diese die bewährten technischen Vorschriften für 
den Bau von Betonfahrbahndecken nicht genü- 
gend beachtet habe. Vor allem habe sie die 
Baustoffuntersiichungen vor dem Bau und wäh- 
rend des Baues mangelhaft durchgeführt und 
die Betonzusatzstoffe nicht auf ihre Eignung 
untersucht. 

Die Straßenbauverwaltung des Landes hat be- 
stritten, daß die Bauaufsicht mangelhaft gewesen 
sei. Sie hat geltend gemacht, für diesen ersten 
nach dem Kriege begonnenen Autobahnbau hät- 
ten lediglich die Erfahrungen und Erkenntnisse 
der Vorkriegszeit zur Verfügung gestanden. Im 
einzelnen hat sie ausgeführt: 

a) Im Jahre 1951 seien für das Deckenlos 2 die 
heutigen modernen Verdichtungsgeräte nicht 
verfügbar gewesen. Eine besondere Vorbe- 
reitung des Untergrundes beim Deckenlos 5 
sei nicht für erforderlich gehalten worden, 
weil noch nicht bekannt gewesen sei, daß der 
dort anstehende Dünensand unter den Ein- 
wirkungen des Verkehrs zu Verlagerungen 
neige. 

b) Durch das Weglassen von Stahlmatten, Dü- 
beln und Ankern sei die Rissebildung in er- 
heblichem Maße ermöglicht worden. Im Jahre 
1951 — Koreakrise — seien Stahlmatten, 
Dübeln und Anker aber nur sehr schwer zu 
beschaffen gewesen. Infolgedessen hätte das 


Deckenlos 2 zum größten Teil (55 v. H.) ohne 
Stahlbewehrung ausgeführt werden müssen. 
Auch bei der Herstellung des Deckenloses 3 
im Jahre 1953 sei Baustahlgewebe nicht in 
genügendem Umfang vorhanden gewesen; 
12 V. H. der Deckenfelder seien ohne Beweh- 
rung geblieben. Wegen der besonders schwie- 
rigen Verkehrsverhältnisse auf der Bundes- 
straße 40/54 Frankfurt— Wiesbaden sei es 
weder beim Deckenlos 2 noch beim Decken- 
los 3 zu verantworten gewesen, die Bauar- 
beiten einzustellen. 

Im Deckenlos 5 sei teilweise kein Baustahl- 
gewebe eingelegt worden, weil der Unter- 
grund nach zusätzlicher Verdichtung als be- 
sonders standfest angesehen worden sei; 
80 V. H. der Felder seien nicht bewehrt. 

c) Zur Zeit der Bauausführung sei nicht bekannt 
gewesen, daß der Beton durch das Zusammen- 
wirken von Farbstoffen und Luftporenbild- 
nern verspröde und seine Qualität vermin- 
dert werden könne. 

Demgegenüber ist der Bundesrechnungshof der 
Auffassung, daß die vorgeschriebenen Eignungs- 
untersuchungen nicht in vollem Umfange durch- 
geführt worden sind. Wäre dies geschehen, so 
hätte der Straßenbauverwaltung des Landes die 
VGrschlechterung des Betons frühzeitig auffallen 
müssen; rechtzeitig eingeleitete Maßnahmen 
hätten den Schaden im wesentlichen verhindern 
können. Vor allem hätten Untersudiungsergeb- 
nisse beim Deckenlos 2 für die erheblich später 
ausgeführten Arbeiten in den Deckenlosen 3 
und 5 ausgewertet werden können. Im übrigen 
ist zu den Ausführungen der Straßenbauverwal- 
tung des Landes zu bemerken: 

a) Wenn auch die ungenügende Verdichtung des 
Untergrunds beim Deckenlos 2 entschuldbar 
sein mag, weil moderne Verdichtungsgeräte 
seinerzeit nicht zur Verfügung standen, so 
trifft dies für die Deckenlose 3 und 5, die 
1953 fertiggestellt worden sind, nicht mehr 
zu. Insbesondere hat der Untergrund im 
Deckenlos 5 nicht nur aus Feinsand, der nicht 
verdichtungsfähig ist, sondern auch aus Wur- 
zelwerk und humosem Waldboden bestanden. 
Dies mußte der Straßenbauverwaltung des 
Landes bekannt sein. Die Betonierung auf 
einen Untergrund mit solchen Bestandteilen 
verstößt gegen die Regeln der Baukunst. Im 
übrigen hat die Straßenbauverwaltung des 
Landes, wie sie selbst erklärt hat, gegen die 
Tragfähigkeit des Flugsandes Bedenken ge- 
habt. 

b) Es mag sein, daß die Herstellung der Verbin- 
dungsstrecke am „Wandersmann" unter Zeit- 
druck gestanden hat, weil die Verkehrsver- 
hältnisse auf der Bundesstraße 40/54 Frank- 
furt — Wiesbaden ständig zu schweren Un- 
fällen geführt hatten. Dies durfte aber die 
Straßenbauverwaltung des Landes nicht dar- 
an hindern, die nach den Regeln der Technik 
erforderlichen Baumaßnahmen durchzuführen, 
selbst wenn diese Zeit kosteten. Wie der 
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Sachverhalt ergibt, ist der Vorteil einer über- i 
stürzten Fertigstellung auch für den Verkehr 
geringer als der Nachteil, der durch die 
wegen der Beseitigung der Schäden erforder- 
liche Verkehrsbehinderung (Straßensperren 
u. a.) entsteht. Es hätte der Überlegung be- 
durft, ob unter den gegebenen Verhältnissen 
nicht an Stelle der Betondecke hier eine 
Schwarzdecke, die kürzere Verhärtungszeiten 
erfordert, hätte eingebaut werden sollen. 

Im übrigen kann der Straßenbauverwal- 
tung darin nicht gefolgt werden, daß sie 
durch Umstände, die sie nicht zu vertreten 
hat, an der erforderlichen Stahlbewehrung 
bei der Betonierung gehindert worden ist. 
Äußerstenfalls könnte die durch die Korea- 
krise verursachte Stahlknappheit für das 
Deckenlos 2 zutreffen. Jedoch hat hier die 
Straßenbauverwaltung des Landes die Liefer- 
verträge verspätet, nämlich erst rd. 2 V 2 Mo- 
nate vor Baubeginn — am 7. August 1951 — 
abgeschlossen. Beim Deckenlos 3 sind vom 
12. April bis zum 5. Juni 1953 Baustähle für 
rd. 56 000 DM laufend geliefert worden. Für 
das Deckenbaulos 5 sind sämtliche notwen- 
digen Baustahlstoffe in der Zeit vom 17. bis 
zum 26. September 1953 beschafft worden. 
Bei der Ausführung der Deckenlose 3 und 5 
im Frühsommer und Herbst 1953 bestand also 
kein Stahlmangel. Die Stahlbewehrung von 
Betonstraßen ist unter den Umständen, wie 
sie hier in Rede stehen, eine technisch erfor- 
derliche und seit langem bewährte Maß- 
nahme; sie ist bereits in der Anweisung für 
den Bau von Betonfahrbahndecken — Aus 
gäbe 1939 — - zwingend vorgeschrieben. 

c) Auch was das Zusammenwirken der Farbstoffe 
und der Luftporenbildner anlangt, hätten die 
erforderlichen, aber nicht in genügendem Um- 
fange durchgeführten Eignungsuntersuchun' 
gen erkennen lassen müssen, daß die Quali- 
tät des Betons gemindert war. 

Die Straßenbauverwaltung des Landes hat als 
Auftrags Verwaltung anerkannte Regeln der Bau- 
kunst außer acht gelassen und die ihr obliegende 
Pflicht, die Autobahn den Verkehrsanforderun- 
gen entsprechend zu bauen, nur unzureichend er- 
füllt (Art. 85 und 90 Abs. 2 GG in Verbindung 
mit §§ 12 und 13 der seinerzeit noch geltenden 
Verordnung zur Durchführung des Reichsauto- 
bahngesetzes vom 29. Mai 1941 und mit § 4 der 
Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift für 
die Auftragsverwaltung der Bundesautobahnen 
und Bundesstraßen vom 3. Juli 1951). Die Bun- 
desmittel, welche die Straßenbauverwaltung des 
Landes als Auftragsverwaltung bei den Decken- 
losen 2, 3 und 5 ausgegeben hat, sind nicht wirt- 
schaftlich verwendet worden. Es liegt ein Ver- 
stoß gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster für Verkehr gebeten, zunächst die Frage des 
Ausgleichs des Schadens mit dem Lande zu klä- 
ren; er wird die Angelegenheit verfolgen. 

* 


Auf Grund der allgemeinen Vorbehalte Nr. 2 
zu den Bundeshaushai tsrechnungen 1952 (Bemer- 
kungen 1954 S. 32 Nr. 39 e) und 1954 (Anlage 3 
der Bemerkungen 1954 S. 47), die im übrigen 
aufrechterhalten bleiben, wird folgende Bemer- 
kung aufgestellt: 

Rechnungsjahr 1952 

Einzelplan XIV — Bundesministerium für Woh- 
nungsbau — 

Ordentlicher Haushalt 
Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 1 — Bundesministerium für Woh- 

nungsbau 

Titel 31 — Zur Förderung der Baufor- 

schung und des Wohnungs- 
und Siedlungswesens im zen- 
tralen Aufgabenbereich. 

Rechnungsjahr 1954 

Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungs- 
bau — 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 25 01 — Bundesministerium für Woh- 
nungsbau 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 601 — ■ Zuschüsse, Beihilfen und andere 

Zuweisungen zur Förderung 
der wissenschaftlichen For- 
schung auf den Gebieten des 
Wohnungs-, Bau- und Sied- 
lungswesens sowie des bau- 
lichen Luftschutzes. 

23. Der Bundesminister für Wohnungsbau hat dem 
Materialprüfungsamt für das Bauwesen einer 
Technischen Hochschule (TH) im April 1953 eine 
Zuwendung von 15 000 DM und im Juli 1954 eine 
weitere Zuwendung von 10 000 DM gewährt 
(§ 64 a RHO). Die Zuwendungen waren für eine 
fahrbare Meßanlage bestimmt (rd. 9 900 DM füi 
ein Kraftfahrzeug einschließlich Zubehör, rd. 
15 000 DM für Meßgeräte); die gesamte Anlage 
ist Eigentum des Bundes. Mit dem Meßwagen 
sollten Schw^ingungsuntersuchungen, u. a. auch 
— in Ergänzung der im Laboratorium durchge- 
führten Schalluntersuchungen — bauakustische 
Untersuchungen an fertigen Wohnungen durch- 
geführt werden. Der Meßwagen ist im Durch- 
schnitt kaum mehr als einmal im Monat und in 
erster Linie für Zwecke der TH eingesetzt wor- 
den. 

Gegenüber der Beanstandung des Bundes- 
rechnungshofes hat der Bundesminister für Woh- 
nungsbau sich darauf berufen, daß der Beirat für 
Bauforschung, der nach den Erläuterungen des 
Titels 31 bei der Verteilung der Mittel für Bau- 
forschungszwecke mitwirke, die Beschaffung 
einer vielseitig verwendbaren Meßanlage für 
zweckmäßig gehalten habe. Außerdem hat er 
geltend gemacht, der Bund habe die Baufor- 
schung nach § 6 Abs. 1 des Ersten Wohnungs- 
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baugesetzes zu fördern; wenn eine möglichst j 
weite Streuung der Forschung habe erreicht 
werden sollen, habe ein solcher Meßwagen be- 
schafft werden müssen. Im Zeitpunkt der Be- 
schaffung sei nicht zu übersehen gewesen, daß 
der Wagen so wenig eingesetzt werden würde. 
Im übrigen habe der Bundesminister für Verkehr 
aus den Forschungsmitteln seines Einzelplans 
weitere rd. 13 000 DM für den Meßwagen zur 
Verfügung gestellt; dafür seien Meßgeräte für 
den Straßenbau beschafft worden. Der Wagen 
habe nunmehr auch auf diesem Gebiet verwen- 
det werden können. In dem ursprünglich vor- 
gesehenen Umfange habe er nicht benutzt wer- 
den können, weil der die Schalluntersuchungen 
durchführende Sachverständige Ende 1954 einen 
Ruf an eine andere Universität erhalten habe. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Begründung 
nicht anerkannt. Vor der Bewilligung der Mittel 
mußte geprüft werden, ob der Wagen unbedingt 
notwendig war. Der Bundesminister für Woh- 
nungsbau hätte sich insbesondere vor der Be- 
willigung im Juli 1954 über die bisherige Ver- 
wendung des Meßwagens eingehend unterrich- 
ten müssen. Da dieser nur wenige Male ein- 
gesetzt worden war, hätte er die zweite Zuwen- 
dung nicht gewähren dürfen. 

Auch auf dem Gebiete des Straßenbaues ist 
der Meßwagen nur vereinzelt verwendet worden. 

I 

Der Bundesminister für Wohnungsbau beab- 
sichtigt, den Meßwagen an die TH zu verkau- 
fen; den Verkaufspreis hat er mit rd. 3200 DM 
angegeben. Der Bundesminister für Verkehr hat 
die für Zwecke des Straßenbaues beschafften 
Meßgeräte, an denen dem Bund ebenfalls das 
Eigentum übertragen worden war, im Jahre 1955 
an die Bundesanstalt für Straßenbau abgeben 
lassen. Die übrigen Meßgeräte will der Bund für 
die Durchführung von Forschungsaufträgen ver- 
wenden. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO 
vor. Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister für Wohnungsbau gebeten, die Frage 
der Ersatzpflicht zu prüfen. 

* 

Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts Nr. 2 
zu der Bundeshaushaltsrechnung 1954 (Anlage 3 
der Bemerkungen 1954 S. 47), der im übrigen 
aufrechterhalten bleibt, wird folgende Bemer- 
kung aufgestellt; 

Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

Außerordentlicher Haushalt 

Kapitel A 60 02 — Allgemeine Bewilligungen 

Ausgabe 1 

Titel 531 — Darlehen an das Land j 

Schleswig-Holstein zur Stei- | 
gerung seiner Wirtschaft j 


Titel 601 — Zuschüsse an das Land 

Schleswig-Holstein zur Stei- 
gerung seiner Wirtschaft 

24. Der Bundesminister der Finanzen hat die ver- 
anschlagten Mittel in Höhe von insgesamt 50 Mio 
DM im Rechnungsjahr 1954 ausgezahlt, ohne auf 
die jeweiligen Anforderungen zu prüfen, ob das 
Land die Mittel schon benötigte (20 Mio DM im 
Mai 1954, je 10 Mio DM im Juli und im August 
1954 sowie im März 1955). Das Land hatte den 
Bedarf lediglich in der ersten Anforderung da- 
mit begründet, die Mittel würden infolge der 
günstigen Witterung dringend gebraucht. Ende 
April 1955 hatte das Land rd. 15,6 Mio DM, 
Ende April 1956 rd. 1,2 Mio DM und Ende April 
1957 rd. 60 000 DM noch nicht verausgabt. Den 
Vertrag über die Zuwendungen des Bundes an 
das Land zur Steigerung seiner Wirtschaftskraft 
im Rechnungsjahr 1954 hat der Bundesminister 
der Finanzen mit dem Landesfinanzminister erst 
im Februar/März 1956 abgeschlossen. 

Der Bundesrechnungshof hat dieses Verfahren 
beanstandet, weil es nicht den Grundsätzen einer 
ordnungsmäßigen Haushaltsführung entspricht. 
Der Bundesminister der Finanzen hat ausgeführt, 
er habe sich mit der Erklärung des Landes be- 
gnügt, die Mittel würden zur Erfüllung des Ver- 
wendungszwecks sogleich benötigt. Eine Unter- 
suchung vor der Auszahlung, ob der Zuwen- 
dungsempfänger die angeforderten Beträge zur 
Bewirkung fälliger Zahlungen benötige, stoße 
auf praktische Schwierigkeiten. Wenn sich nach- 
träglich herausstelle, daß der Zuwendungsemp- 
fänger Mittel vorzeitig abgerufen habe, sei es 
lediglich möglich, Zinsen zu verlangen. Die Ver- 
träge über die Bundeszuwendungen zur Steige- 
rung der Wirtschaftskraft enthielten von dem 
Rechnungsjahr 1956 an entsprechende Verein- 
barungen. 

Demgegenüber hält der Bundesrechnungshof 
seine Beanstandungen aufrecht. Der Bundes- 
minister der Finanzen hat die Einzelbeträge aus- 
gezahlt, obwohl das Land die Dringlichkeit 
seiner Anforderungen nur einmal ungenügend 
und im übrigen überhaupt nicht dargetan hatte. 
Er hätte, wie es die Bundesrichtlinien 1953 zu 
§ 64 a RHO (Nr. 15 Abs. 3) vorschreiben, die 
Auszahlung der späteren Teilbeträge davon ab- 
hängig machen müssen, daß das Land in verein- 
fachter Form die Verwendung der bereits ge- 
zahlten Teilbeträge nachwies. Dadurch hätte er 
dazu beitragen können, daß Bundesmittel nicht 
vorzeitig in Anspruch genommen werden. Auch 
hätte der Bundesminister der Finanzen recht- 
zeitig eine Vereinbarung wegen der Zahlung 
von Zinsen für den Fall des vorzeitigen Abrufs 
der Mittel treffen müssen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO 
vor. Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister der Finanzen gebeten, in Zukunft ord- 
nungsmäßig zu verfahren. 

* 
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Bemerkung zu über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben 

Zu Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und 
Forsten 

Kapitel 10 11 — Bundesversuchs- und For- 

schungsanstalt für Milch- 
wirtschaft in Kiel 

Titel 408 — Wirtschaftliche Betriebs- 

kosten des Versuchsgutes 
Lentföhrden 

Bundeshaushaltsrechnung 1953 S. 1734 (Einzel- 
vorbehalt Bemerkungen 
1954 S. 45 Nr. 25) 

Bundeshaushaltsrechnung 1954 S. 1708 (Einzel- 
vorbehalt Bemerkungen 
1954 S. 48 Nr. 24) 

Bundeshaushaltsrechnung 1955 S. 1811. 

25. Bei der Bewirtschaftung des Versuchsgutes Lent- 
föhrden sind in den Rechnungsjahren 1953 — 1955 
überplanmäßige Ausgaben — Haushaltsvorgriffe | 
— in Höhe von 96 640,38 DM, 132 073,96 DM und ^ 
72 446,63 DM entstanden, weil die Ausgaben die 
zur Verfügung stehenden Ausgabemittel über- ‘ 
schritten haben. Zu diesen Haushaltsvorgriffen 
liegt die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen nicht vor (§§ 30 Abs. 3, 33 Abs. 1 RHO). 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- ' 
Schaft und Forsten hatte den erst im August 1954 
von der Bundesforschungsanstalt gestellten An- 
trag auf Zustimmung zu einem Haushaltsvor- 
griff im Rechnungsjahr 1953 an den Bundes- 
minister der Finanzen mit der Begründung nicht 
weitergeleitet, daß die Zustimmung nachträglich 
nicht erteilt werden könne. 

Zu dem fristgerecht gestellten Antrag der 
Bundesforschungsanstalt auf Zustimmung zu 
einem Haushaltsvorgriff im Rechnungsjahr 1954 
hat der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten dieser mitgeteilt, dem 
Antrag könne nicht entsprochen werden, weil 
es sich um Haushaltsvorgriffe handele, die be- 
reits in den früheren Rechnungsjahren entstan- 
den seien. 

Der Bundesrechnungshof kann dieser Auf- ! 
fassung nicht beitreten. Nach § 30 Abs. 3 RHO 
sind Haushaltsvorgriffe aus der nächsten Be- 
willigung für den gleichen Zweck vorweg zu 
decken. Das Haushaltssoll des nächsten Rech- 
nungsjahres vermindert sich also um den Haiis- 
haltsvorgriff, so daß am Ende dieses Rechnungs- 
jahres wiederum ein Vorgriff auszuweisen ist, 
wenn das ermäßigte Ausgabesoll für die Dek- | 
kung der Istausgaben nicht ausgereicht hat. Der i 
Vorgriff bedarf der vorherigen Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen. Der Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten i 
hat dies inzwischen anerkannt. 1 


Zum Haushaltsvorgriff im Rechnungsjahr 1955 
hat der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten darauf hingewiesen, daß es 
nicht möglich gewesen sei, die vorherige Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
einzuholen. Das Wirtschaftsergebnis des auf 
Saatkartoffelerzeugung abgestellten Betriebes 
werde erst etwa im März erkennbar. Im übrigen 
habe sich eine in Aussicht genommene Prüfung 
des Versuchsgutes bis zum Sommer 1956 ver- 
zögert. 

Der Bundesrechnungshof kann diesen Ausfüh- 
rungen nicht folgen. Der Vorgriff auf die Mittel 
des Rechnungsjahres 1955 betrug rd. 132 000 DM. 
Der Betriebsleiter hatte bereits im Herbst 1955 
den Gewinn des Rechnungsjahres auf etwa 
25 000 DM geschätzt und dabei eine Erhöhung 
dieses Betrages um 40 000 — 50 000 DM für den Fall 
in Betracht gezogen, daß die Witterungsverhält- 
nisse den Verkauf von etwa 3000 dz Saatkar- 
toffeln noch vor Abschluß des Rechnungsjahres 
zuließen. Tatsächlich hat der Betrieb mit einem 
Gewinn von rd. 28 600 DM abgeschlossen. Auf 
Grund der hinreichend zuverlässigen Vorschät- 
zung war schon im Spätherbst 1955 zu über- 
sehen, daß auch bei einem günstigen Betriebs- 
ergebnis das durch den Vorgriff des Vorjahres 
ermäßigte Ausgabesoll nicht ausreichen und sich 
für das Rechnungsjahr 1955 ein neuer Vorgriff 
ergeben würde. Ein Antrag auf Zustimmung zu 
einer überplanmäßigen Ausgabe (Haushaltsvor- 
griff) hätte daher rechtzeitig gestellt werden 
können. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes waren die Haushaltsvorgriffe nicht zu ver- 
meiden. Die Betriebsführung des Gutsadmini- 
strators war nicht zu beanstanden; sie war ins- 
besondere durch ungünstige Witterungsverhält- 
nisse und hierdurch bedingte Ertragsminderun- 
gen sehr erschwert. Aufwendungen, die ohne 
Nachteil hätten hinausgeschoben werden kön- 
nen, sind nicht festgestellt worden. 

Es liegen Verstöße gegen § 33 Abs. 1 RHO 
vor. Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
bestehen keine Bedenken, die Haushaltsvor- 
griffe nachträglich zu genehmigen. 

* 


Buchungen an unrichtiger Stelle 

26. Die in der Nachweisung (S. 24 Nr. 27) aufgeführ- 
ten Beträge sind nicht bei den richtigen Haus- 
haltsstellen gebucht worden (Titelverwechslun- 
gen). Der Bundesrechnungshof hat Titelver- 
wechslungen nur aufgenommen, wenn durch sie 
die wesentliche Überschreitung eines Ansatzes 
vermieden oder verursacht worden ist oder 
wenn sie eine grundsätzliche oder sonst erheb- 
liche Bedeutung haben (§ 107 Abs. 3 Satz 1 RHO). 

♦ 


23 



Drucksache 554 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


27. Nadiweisung 

der Buchungen an unrichtiger Stelle 

Erläuterungen S. 25 Nr. 28 


Lfd, 

Nr. 

Es sind gebucht 

Betrag 

DM 

Bei richtig 

als Haushaltsüber- 
schreitung, ggf als 
Haushaltsvorgriff 
{V) oder als außer- 
planmäßige Aus- 
gabe nachzuweisen 
gewesen 

DM 

er Buchung der Beträge waren 

die Haushaltsüberschreitungen, ggf. 
die Haushaltsvorgriffo (V) oder die 
außerplanmafkgen Ausgaben 

höher niedriger 

nachzuweisen gewesen 

um um 

DM DM 

bei 

Kapitel 

__ 

Titel 

statt b 

Kapitel 

ei 

Titel 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 

06 08 

200 

06 08 

304 

13 645,97 



13 645,97 










(Tit. 200) 

2 

06 08 

951 

06 08 

958 

18 531,59 


— 

- 







959 

7 258,21 


7 258,21 











(Tit. 959) 







961 

3 860,75 


— 









963 

5 096,19 


— 










34 746,74 




3 

06 16 

303 

06 16 

874 

1 000,— 



1 000,— (V) 









(Tit. 874) 


4 

06 16 

874 

06 16 

201 c 

1 557,83 

522,71 



1 557,83 (V) 







(Tit. 201 c) 


(Tit. 874) 

5 

06 20 

603 

06 20 

600 

138 200,35 


146 670,99 (V) 












(Tit. 600) 




06 21 

300 



135 569,10 J 









273 769,45 




6 

08 04 

101 

08 04 

103 u. 

922 184,16 










104 a 





7 

08 04 

101 

08 04 

104 ü 

148 435,21 






d. Anl. 


d. Anl. 







zu Tit. 


zu Tit. 







221 


221 





8 

08 04 

429 

08 04 

421 

124,65 

— 


124,65 









(Tit. 429) 

9 

08 09 

220 

08 04 

104 b 

15 257,02 

— 

— 

— 

10 

08 09 

' 220 

08 04 

299 

7 628,51 



7 628,51 









(Tit. 299) 


11 

09 03 

204 

09 03 

304 

1 115,97 

436,93 











(Tit. 304) 



12 

10 11 

201 a 

10 11 

201 c 

1 419,37 


— 







201 b i 



2 016,59 






1 541,73 



1 







(Tit. 201b) 



300 1 



681,— 


— 

— 

— 






4 116,96 

1 584,60 








1 


(Tit. 201 c) 



13 

10 13 

300 

10 13 

! 201c 

7 926,25 


— 

7 926,25 










(Tit. 201c) 






1 204 

2 614,75 


— 

— 

— 





206 

3 071,18 


3 068,03 










(Tit. 206) 







i 

13 612,18 




14 

10 16 

300 

10 16 

201c 

1 322,50 


j 

1 322,60 










(Tit. 201c) 






1 203 

403,90 


33,33 











(Tit. 203) 








1 726,50 




15 

26 03 

' apl. 

26 03 

870 

926,10 




926,10 



j 871 






(Tit. apl. 871) 

16 

60 02 

299 

apl. Ausgaben 

2 777,77 

2 777,77 







aus Anlaß der 


(apl. Ausgaben 






Rechnungs- 


aus Anlaß der 






Prüfung 


Rechnungs- 









prüfung) 
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28. Erläuterungen 

der Buchungen an unrichtiger Stelle 
(S. 24 Nr. 27) 

Soweit nichts anderes vermerkt ist, war ein 
Ausgleich nach § 67 Abs. 2 RHO nicht erforder- 
lich. 

Zu lfd. Nr. 1 

Die Herstellungskosten für das Heft „Ein- und 
Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland" sind 
irrtümlich bei Titel 200 gebucht worden. Der 
Bundesrechnungshof hat den Ausgleich nach § 67 
Abs. 2 RHO veranlaßt. 

Zu lfd. Nr. 2 

Kosten für die Abwicklung von Folgearbeiten 
für die Vorbereitung und Durchführung einer 
einmaligen Auswertung der Antragsformulare 
zum Bundesvertriebenenausweis, der Güterbe- 
wegungsstatiistik im internationalen Verkehr, 
der Repräsentationsstatistik für Erwerbsperso- 
nen (Mikro-Zensus) sowie der Kostenstruktur- 
erhebung in der Wohnungswirtschaft sind in- 
folge unrichtiger Auslegung der Zweckbestim- 
mung bei Titel 951 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. a 

Mietzahlungen für eine ursprünglich gemietete 
Schneidemaschine sind bei dem späteren Erwerb 
der Maschine auf den Kaufpreis angerechnet 
worden; sie hätten bei Titel 874 nachgewiesen 
werden müssen. Der Bundesrechnungshof hat 
den Ausgleich nach § 67 Abs. 2 RHO veranlaßt. 
Auf die Einzelbemerkung (S. 16 Nr. 19) wird 
hingewiesen. 

Zu lfd. Nr. 4 

Ausgaben für Zeichengerät sind bei Titel 874 ge- 
bucht worden. Der Bundes rechnungshof hat den 
Ausgleich nach § 67 Abs. 2 RHO veranlaßt. 

Zu lfd. Nr. 5 

Ausgaben für Forschungs- und Erprobungs- 
zwecke auf dem Gebiet des Luftschutzes sind irr- 
tümlich bei Kapitel 06 20 Titel 603 und Kapitel 
06 21 Titel 300 gebucht worden. De r Bundes rech- 
nungshof hat den Ausgleich nach § 67 Abs. 2 
RHO veranlaßt. 

Zu lfd. Nr. 6 und 7 

Dienstbezüge für außerplanmäßige Beamte und 
Vergütungen für Verwaltungsangestellte sind 
irrtümlich bei Titel 101 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 8 

Die Kosten tür das Schälen von Reiserholzstan- 
gen sind irrtümlich bei Titel 429 gebucht wor- 
den. 


Zu Jfd. Nr. 9 und 10 

An die Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder für die Jahre 1945 und 1946 nachträg- 
lich abgeführte Arbeitgeberanteile (Nr. 9) und 
Arbeitnehmeranteile (Nr. 10) sind irrtümlich bei 
Kapitel 08 09 Titel 220 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 1 1 

Der für den laufenden Laborbedarf bestimmte 
Blankstahl ist irrtümlich aus Mitteln des Titels 
204 beschafft worden. 

Zu lfd. Nr. 12 

Ergänzungsbeschaffungen von Geräten und Ein- 
richtungsgegenständen sind irrtümlich bei den 
Titeln 201 a, 201 b und 300 gebucht worden. 

Zu lfd. Nr. 13 

Sachausgaben sind irrtümlich bei Titel 300 ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 14 

Die Kosten für eine Rechenmaschine sowie Fern- 
meldegebühren sind irrtümlich bei Titel 300 ge- 
bucht worden. 

Zu lfd. Nr. 15 

Ausgaben für die Anschaffung von Stahlschrän- 
ken sind irrtümlich bei Titel 871 gebucht wor- 
den. 

Zu lfd. Nr. 16 

Eine bei der Rechnungsprüfung veranlaßte Zins- 
erstattung ist irrtümlich entgegen den Grundsät- 
zen für die Verrechnung der Einnahmen und 
Ausgaben aus Anlaß der Rechnungsprüfung bei 
Titel 299 gebucht worden. 

* 

29. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für die 
Haushaltsüberschreitungen und die außerplan- 
mäßigen Ausgaben in den Spalten 7 und 8 der 
Nachweisung (S. 24 Nr. 27) ein unvorhergesehe- 
nes und unabweisbares Bedürfnis vorlag (Arti- 
kel 112 Satz 2 GG). 

* 

Buchungen in einem unrichtigen Rech- 
nungsjahr 

30. Die in der Nachweisung (S. 26 Nr. 31) auf ge- 
führten Ausgaben sind nicht in der Rechnung 
des Jahres nachgewiesen, in dem sie geleistet 
sind oder in das sie nach ihrem Entstehungs- 
grund gehören (Verstöße gegen § 68 RHO). Der 
Bundesrechnungshof hat die Nachweisung ent- 
sprechend dem Grundsatz aufgestellt, der für 
Titelverwechslungen gilt (§ 107 Abs. 3 Satz 1 
RHO; vgl. S. 23 Nr. 26). 
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3J. Nachweisung 

der Buchungen in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

(Erläuterungen Nr. 32) 


Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

Betrag 

DM 

Ist 

gebucht 

war zu 
buchen 

Bei richtiger Buchung wäre 

im Rechnungsjahr 

eine Haus- 
haltsüber- 
schreitung 
entstanden von 

DM 

die nadigewiesene 
Haushaltsüberschreitung 

höher geringer 

gewesen um 

DM DM 


2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 

04 03 

202 

2 106,49 

1955 










1954 

2 106,30 

— 

— - 

2 

06 01 

202 

2 229,21 

1955 


— 

— 








1954 

— - 

2 229,21 

— 

3 

06 01 

218 

1 001,98 

1955 


— 

— 

— 






1954 

— 

1 001,98 

— 

4 

' 06 17 1 

206 

4 259,51 

1955 


— 

— . 

3 983,33 






1954 

1 4 259,51 

— 

— 

5 

06 29 

215 

8 695,20 

1955 


— 

— 

— 



215b 



1954 ' 

1 8 693,74 

— 

— 

6 

08 04 

440 

977,50 

1955 


- 



— 


' 08 06 

440 



1954 

— 

977,50 

— 

7 

10 13 

206 

1 537,52 

1955 



— 

— 






1954 

— 

1 537,52 

— 

8 

10 14 

206 

3 503,79 

1955 


; 

— ■ 

— ■ 






1954 

j 

3 503,79 ' 

— 

9 

1901 

203 

2 279,22 

1955 


_ 

— 

2 279,22 






1954 

2 227,98 

— 

— 


32. Erläuterungen 

der Buchungen in einem unrichtigen 
Rechnungsjahr 


gezahlt worden. Dadurch ist im Rechnungsjahr 
1954 eine weitere Haushaltsüberschreitung ver- 
mieden worden. 


Zu lfd. Nr. 1 

Im März 1955 eingegangene Rechnungen für 
Bücher und Zeitschriften sind entgegen § 68 
RHO aus Mitteln des Rechnungsjahres 1955 be- 
glichen worden. Dadurch ist im Rechnungsjahr 
1954 eine Haushaltsüberschreitung vermieden 
worden. 

Zu lfd. Nr. 2 

Rechnungen über beschaffte Gesetze, Kommen- 
tare und Amtsblätter, die in den Monaten Ja- 
nuar, Februar und März 1955 bei der Verwal- 
tung eingegangen sind, sind erst im Rechnungs- 
jahr 1955 beglichen worden; dadurch ist im 
Rechnungsjahr 1954 eine weitere Haushaltsüber- 
schreitung vermieden worden. 

Zu lfd. Nr. 3 

Im Rechnungsjahr 1954 entstandene Kosten für 
Sachverständige sind erst im Rechnungsjahr 1955 


Zu lfd. Nr. 4 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Heizkosten, die 
wirtschaftlich in das Rechnungsjahr 1954 gehö- 
ren, sind aus Mitteln des Rechnungsjahres 1955 
beglichen worden. Dadurch ist im Rechnungs- 
jahr 1954 eine Haushaltsüberschreitung vernrie- 
den worden. Die durch die Verlagerung der 
Ausgaben auf das Rechnungsjahr 1955 in diesem 
Rechnungsjahr entstandene überplanmäßige 
Haushaltsausgabe ist in der Bundeshaushalts- 
rechnung damit begründet worden, daß infolge 
des unvorhergesehenen langen und strengen 
Winters erhebliche Kosten für Heizung hätten 
aufgewendet werden müssen. Die Mehrausgaben 
seien nicht vorherzusehen gewesen, da bei der 
Aufstellung des Haushalts 1955 nur mit einer 
durchschnittlichen Dauer der Kälteperiode hätte 
gerechnet werden können. Die Ausgaben seien 
zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unab- 
weisbar gewesen. 

Von den im Bundeshaushaltsplan 1955 bei 
Kapitel 06 17 Titel 206 veranschlagten Ausgabe- 
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mittein waren 8 500 DM für Heizung vorgese- 
hen. Tatsächlich sind in 1955 an Heizungskosten 
12 144,83 DM gezahlt worden. Davon entfallen 

auf die Heizperiode 1954/55 - 4 259,51 DM, 
auf die Heizperiode 1955/56 = 7 885,32 DM. 

Die für das Rechnungsjahr 1955 geschätzten 
8 500 DM hätten also zur Bestreitung der Ko- 
sten für die Heizperiode 1955/56 ausgereicht. | 
Die Begründung in der Bundeshaushaltsrechnung | 
gibt insoweit den Sachverhalt nicht richtig wie- j 
der. 

Zu lfd. Nr. 5 

Reisekosten und Abschlagszahlungen auf Reise- 
kosten für Auslandsdienstreisen, die im Rech- 
nungsjahr 1954 ausgeführt worden sind, sind aus 
Mitteln des Rechnungsjahres 1955 gezahlt wor- 
den. Dadurch ist im Rechnungsjahr 1954 eine 
Haushaltsüberschreitung vermieden worden. 

Zu lfd. Nr. 6 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Es handelt sich 
um Jagdkosten, die wirtschaftlich in das Rech- 
nungsjahr 1954 gehören; die Ausgaben sind ent- 
gegen § 68 RHO aus Mitteln des Rechnungs- 
jahres 1955 bestritten worden. 

Zu lfd. Nr. 7 

Es handelt sich um Ausgaben für Koks, die 
wirtschaftlich in das Rechnungsjahr 1954 gehören 
und deshalb aus Mitteln dieses Rechnungsjahres 
zu bestreiten waren. Durch die Buchung im 
Rechnungsjahr 1955 ist eine v^eitere Überschrei- 
tung des Haushaltsansatzes 1954 vermieden 
worden. 

Zu lfd. Nr. 8 

Summe mehrerer Einzelbeträge. Es handelt sich 
um Ausgaben für Gas und Strom, die wirtschaft- 
lich in das Rechnungsjahr 1954 gehören und aus 
Mitteln dieses Rechnungsjahres zu bestreiten 
waren. Durch die Buchung im Rechnungsjahr 
1955 ist eine weitere Überschreitung des Haus- 
haltsansatzes 1954 vermieden worden. 

Zu lfd. Nr. 9 

Rechnungen über Fernsprechgebühren aus der 
Zeit vom 17. Januar bis zum 18. März 1955 sind 
am 21. Februar und am 24. März 1955 einge- 
gangen, so daß die Ausgaben aus Mitteln des 
Rechnungsjahres 1954 zu bestreiten waren. Das 
ist unterblieben, um eine Haushaltsüberschrei- 
tung im Rechnungsjahr 1954 zu vermeiden. 

* 

33. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für die 
Haushaltsüberschreitungen in den Spalten 7 und 
8 der Nach Weisung (S. 26 Nr. 31) ein unvorher- 
gesehenes und unabweisbares Bedürfnis vorlag 
(Artikel 112 Satz 2 GG). 

* 


Drucksache 554 


Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 


Allgemeine Vorbehalte aus früheren 
Rechnungs j ähren 

34. a) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 

Rechnungsjahr 1950 

(Bemerkungen 1949/1950 S. 29 und 34): 

Der Vorbehalt wegen der Haushaltsmittel, 
die außerhalb der Bundesverwaltung ste- 
henden Stellen zur Erfüllung bestimmter 
Zwecke zur Verfügung gestellt worden 
sind (§ 64 a RHO), wird aufgehoben. 

b) Zu der Bimdeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1951 

(Bemerkungen 1951 S. 31 Nr. 39 und S. 36): 
Der Vorbehalt zu Nr. 2 

wegen der Haushaltsmittel, die außerhalb 
der Bundesverwaltung stehenden Stellen 
zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Ver- 
fügung gestellt worden sind (§ 64 a RHO), 
wird aufgehoben. 


* 


Einzelvorbehalte aus früheren 
Rechnungs j ahren 

35. Der Bundesrechnungshof hat in seinen Bemer- 
kungen zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1950 
bis 1954 Einzelvorbehalte auf gestellt. Sie wer- 
den bis auf die in der Anlage 2 (S. 36) zusam- 
mengestellten Vorbehalte aufgehoben. 


* 


Vorbehalte zu der Bundeshaushalts- 
rechnung 1955 

36. Der Bundesrechnungshof behält sich vor, zu den 
in der Anlage 3 (S. 39) aufgeführten Haushalts- 
stellen Bemerkungen aufzustellen. Er hat die 
Prüfung der bei diesen Haushaltsstellen nachge- 
wiesenen Einnahmen und Ausgaben noch nicht 
abschließen können. Das ist darauf zurückzufüh- 
ren, daß die Verwaltung Rechnungen verspätet 
vorgelegt und Prüfungsmitteilungen nicht recht- 
zeitig beantwortet hat. In einigen Fällen sind 
weitere Erhebungen und Verhandlungen not- 
wendig geworden. 

* 
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V ermögensrechnung 

37. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1955 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


VERMÖGEN 

Bestand am Beginn 
des 

Rechnungsjahres 

Zugang 

mit ohne 

haushaltsmäßige(r) 

Zahlung 


DM 

DM 

DM 

Allgemeines Verwaltungsvermögen 




Unbewegliche Sachen 

6 894 477 930,25 

968 701 086,77 

2 228 604 711,23 

Bewegliche Sachen 

376 097 029,92 

94 296 403,89 

26 505 857,12 

Geldwerte Rechte 

4 027 300 000,— 

— 

— 

Summe 

11 297 874 960,17 

1 062 997 490,66 

2 255 110 568,35 

Sachen im Gemeingebrauch 

— 

230 045 855,89 

73 682 784,84 

Vermögen der Bundesanstalten und 




-einrichtungen 




Unbewegliche Sachen 

29 882 310,23 

5 186 984,62 

4 574 387,97 

Bewegliche Sachen 

97 957 315,01 

14 160 854,10 

2 235 973,29 

Wirtschaftsbetriebe 

2 196 212,— 

— 

508 120,73 

Geldwerte Rechte 

319 634,28 

88 290,— 

1 320,— 

Summe 

130 355 471,52 

19 436 128,72 

7 319 801,99 

Betriebsvermögen 




Wirtschaftsbetriebe 

210 657 138,78 

880 296,90 

17 410 127,89 

Beteiligungen 

1 559 738 718,39 

39 620 500,— 

153 458 994,05 

Summe 

1 770 395 857,17 

40 500 796,90 

170 869 121,94 

Allgemeines Kapital- und 




Sachvermögen 




Unbewegliche Sachen 

3 291 260 560,02 

75 432 156,66 

303 939 249,87 

Bewegliche Sachen 

44 549 277,62 

1 103 635,82 

36 751 323,62 

Geldwerte Rechte 

8 570 515 057,97 

2 075 386 459,53 

1 350 424 834,58 

Treuhandvermögen 

725 169 581,93 

51 193 692,75 

41 084 773,16 

Summe 

12 631 494 477,54 

2 203 115 944,70 

1 732 200 181,23 

Vermögen zusammen 

25 830 120 766,40 

3 556 096 216,93 

4 239 182 458,35 


Vermögen zu Beginn des Rechnungs- 



jahres 

25 830 120 766,40 DM 


Vermögen am Ende des Rechnungs- 



j ahres 

29 816 106 612,34 DM 


j Mithin Vermögensmehrung 

3 985 985 845,94 DM 

SCHULDEN 




Fundierte Schuld 

20 435 526 175,08 

— 

1 303 439 512,33 

Schwebende Schuld 

670 080 000,— 

— 

94 000 000,— 

Andere Schulden 

4 776 721 954,25 


747 001 878,04 

Summe der Schulden 

25 882 328 129,33 

1 

1 2 144 441 390,37 


Schulden zu Beginn des Rechnungs- 
jahres 25 882 328 129,33 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 25 421 457 885,27 DM 
Mithin Schuldenminderung 460 870 244,06 DM 

Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, Gewähr oder anderen, ähn- 
lichen wirtschaftlichen Zwecken dienenden Verträgen betrugen am Ende des 

Rechnungsjahres: 6 789 612 963,84 DM 

Außerdem sind die Zinsen auf einen Kapitalbetrag in Höhe von 383 000 000, — 

DM verbürgt. 
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Abgang 

mit ohne 

haushaltsmäßige{r) 

Zahlung 

Abschreibungen 

Bestand am Ende 
des 

Rechnungsj ahres 

DM 

DM 

DM 

DM 

391 010,77 

1 603 858 901,14 

57 647 826,18 

8 429 885 990,16 

1 585 588,26 

■ 26 128 963,75 

42 904 232,45 

426 280 506,47 

— 

— 

— 

4 027 300 000,— 

1 976 599,03 

1 

1 629 987 864,89 

100 552 058,63 

12 883 466 496,63 

51 589,10 ^ 

15 861 500,04 

287 815 551,59 

— 


3 151191,19 

267 495,23 

36 224 996,40 

66 881,32 

1 163 745,72 

7 325 482,43 

105 798 032,93 

— 

353 512,73 

— 

2 350 820,— 

170 625,25 

3 605,50 

— 

235 013,53 

237 506,57 

4 672 055,14 

7 592 977,66 

144 608 862,86 

847 272,66 

5 516 415,09 

40 008,16 

222 543 867,66 

427 461,86 

50 969 451,69 

1 — 

1 701 421 298,89 

1 274 734,52 

56 485 866,78 

40 008,16 

1 923 965 166,55 

11 549 484,68 

' 156 424 755,11 

30 036 689,01 

3 472 621 037,75 

5 472 205,20 

1 44 377 886,10 

605 089,45 

1 31 949 056,31 

328 571 062,75 

1 107 818013,50 

— 

i 10 559 937 275,83 

— 

i 17 889 331,43 

— 

799 558 716,41 

345 592 752,63 

1 326 509 986,14 

30 641 778,46 

14 864 066 086,30 

349 133 181,85 

3 033 517 272,99 

426 642 374,50 

29 816 106 612,34 


191 892 181,45 

; 937 624 788,55 

— 

j 20 609 448 717,41 

44 000 000,— 

626 080 000,— 1 

— 

94 000 000,— 

69 308 033,35 

736 406 631,08 


4 718 009 167,86 

305 200 214,80 

i 2 300 111 419,63 | 

— 

1 25 421 457 885,27 


29 








Drucksache 554 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


38. In der Vermögensrechnung 1955 stimmen — wie 
in der des Rechnungsjahres 1954 — die zu Be- 
ginn des Rechnungsjahres ausgewiesenen Be- 
stände nicht bei allen Vermögensgruppen mit 
den am Schluß des Rechnungsjahres 1954 aus- 
gewiesenen Bestände überein. Der Anfangsbe- 
stand für 1955 wird um rd. 26 Mio DM höher 
ausgewiesen als der Endbestand in der Vermö- 
gensrechnung für 1954. Dies ist darauf zurückzu- i 
führen, daß bereits vorhandene Vermögens- 
werte, die am Schluß des Rechnungsjahres 1954 j 
noch lücht iin der Vermögensrechnung erfaßt i 
waren, im Laufe des Rechnungsjahres 1955 in i 
die Vermögensrechnung aufgenommen und den ■ 
Anfangsbeiständen zugeschlagen worden sind 
(z. B. Teile dets Bundesvermögens bei der Stra- ; 
ßen Verwaltung eines Landes und bei der Bereit- 
schaftspolizei der Länder). Dieses Verfahren 
widerspricht dem Grundsatz der Kontinuität der 
Vermögens rechnung. Die am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1954 in der Vermögensrechung aus- 
gewiesenen Bestände hätten unverändert als 
Anfangsbestände in die Vermögensrechnung des 
Rechnungsjahres 1955 übernommen, die bisher 
nicht erfaßten Werte als Zugang ohne haushalts- | 
mäßige Zahlung gebucht werden müssen (vgl. 
Bemerkungen 1954 S. 36 Nr. 43). 

39. Die nach § 32 Abs. 2 VBRO geforderte Über- 
einstimmung zwischen der Geldrechnung und der 
Vermöge ns rechnung ist nicht vollständig erreicht 
worden. So haben Dienststellen einiger Länder, ' 
die die Bundesfernstraßen im Aufträge des Bun- 
des verwalten, in der Geldrechnung andere ver- 
mögenswirksame Beträge angegeben als in der 
Vermögensrechnung. In einem Lande war die 
Abstimmung der Vermögensrechnung mit der 
Geldrechnung nicht möglich, weil die mit der 
Verwaltung der Bundesfernstraßen beauftragten j 
Selbstverwaltungskörperschaften des Landes die j 
vermögenswirksamen Einnahmen und Ausgaben 
in der Geldrechnung nicht als solche ausgewiesen 
hatten. 

Der Bundesrechnungshof hat das zur Abstel- 
lung dieser Mängel Erforderliche veranlaßt. 

40. Die der Kriegsopferversorgung dienenden Ver- 
mögenswerte, welche die Länder seit dem 1. April 
1950 aus den vom Bund zur Verfügung gestell- j 
ten Mitteln beschafft haben, sind nur zum Teil | 
in dem Vermögensnachweis des Bundes enthal- | 
ten, da nicht alle Länder diese Vermögenswerte 
in die Vermögensrechnung auf genommen haben. 

Es ist noch nicht abschließend geklärt, ob diese 
Vermögenswerte dem Bund oder den Ländern 
zustehen. Der Bundesrechnungshof wirkt auf 
eine baldige Klärung der Rechtslage hin. 

Auch im Rechnungsjahr 1955 sind unter den 
Zugängen ohne haushaltsmäßige Zahlung er- 
hebliche Beträge für Vermögenswerte enthalten, 
die im Zeitpunkt der erstmaligen Bestandsauf- 
nahme bereits vorhanden waren. So sind beim 
Liegenschaftsvermögen Werte von rd. 774 Mio 
DM erstmals in die Vermögensrechnung eingc- [ 


führt worden. Es handelt sich im wesentlichen 
um die nachträgliche Erfassung baulicher Anla- 
gen, die in früheren Rechnungsjahren aus den 
Mitteln für Besatzungskosten errichtet worden 
waren, zu denen deutsche Stellen aber keinen 
Zutritt hatten, und um die nachträgliche Erfas- 
sung der im Ausland befindlichen Vermögens- 
werte des Bundes; ferner handelt es sich um die 
Berichtigung der Schätzwerte, die bei der ersten 
Bestandsaufnahme der unbeweglichen Sachen 
angesetzt waren. Bei den geldwerten Rechten 
sind ebenfalls Werte nachträglich in die Ver- 
mögensrechnung aufgenommen worden. 

41. Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
sind im Rechnungsjahr 1955 wesentlich geringer 
gewesen als im Vorjahr, obwohl die Gesamt- 
ausgaben sich erhöht haben. Sie haben bei rd. 
29 688 Mio DM Gesamtausgaben rd. 3 861 Mio 
DM betragen, während im Rechnungsjahr 1954 
bei rd. 28 200 Mio DM Gesamtausgaben rd. 
5 900 Mio DM vermögenswirksam waren. 

Damit die Wirkung der Haushaltswirtschaft 
auf die Vermögensbildung sachlich richtig beur- 
teilt werden kann, müssen von den Gesamtaus- 
gaben einige Posten ab gesetzt werden. Es han- 
delt sich im Rechnungsjahr 1955 um den Beitrag 
des ordentlichen Haushalts an den außerordent- 
lichen Haushalt (rd. 3 800 Mio DM), um die Ab- 
führung an den Lastenausgleichsfonds und um 
durchlaufende Mittel (zusammen rd. 2 900 Mio 
DM) und um die zur teilweisen Deckung des 
Fehlbetrages aus dem Vorjahre verwendeten 
226 Mio DM; von den dann noch verbleibenden 
rd. 22 800 Mio DM waren 16,9 v. H. vermögens- 
wirksam. Im Rechnungsjahr 1954 betrugen die 
Ausgaben nach Abzug entsprechender Beträge 
und der Rücklage rd. 21 400 Mio DM; davon 
waren 27,5 v. H. vermögenswirksam. 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben im 
Rechungsjahr 1955 haben rd. 3 556 Mio DM zur 
Vermehrung des Vermögens beigetragen gegen- 
über rd. 5 747 Mio DM im Vorjahre. Zur Schul- 
dentilgung sind rd. 305 Mio DM verwendet wor- 
den; im Rechnungsjahr 1954 waren es nur rd. 155 
Mio DM. 

Der Anteil der Vermögens wirksamen Haus- 
haltseinnahmen an den Gesamteinnahmen hat 
sich gegenüber dem Vorjahre ebenfalls vermin- 
dert. Von den Haushaltseinnahmen des Rech- 
nungsjahres 1955 (rd. 32 760 Mio DM abzüglich 
des Beitrages zum außerordentlichen Haushalt 
aus Mitteln des ordentlichen Haushalts und der 
durchlaufenden Mittel in Höhe von rd. 6 700 Mio 
DM = rd. 26 000 Mio DM) sind rd. 340 Mio DM 
vermögenswirksam gewesen, das sind rd. 1,31 
V. H. Dagegen wirkten sich im Rechnungsjahr 1954 
rd. 760 Mio DM auf das Vermögen des Bundes 
aus, das waren rd. 3,17 v. H. der Haushaltsein- 
nahmen (rd. 27 960 Mio DM abzüglich des Bei- 
trages zum außerordentlichen Haushalt aus Mit- 
teln des ordentlichen Haushalts und der durch- 
laufenden Mittel in Höhe von rd. 4 000 Mio DM 
== rd. 23 960 Mio DM). 
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Die vermögenswirk Samen Einnahmen im Rech- | 
nungsjahr 1955 sind durch den Verkauf von | 
Vermögenswerten sowie durch die Tilgung und | 
die Rückzahlung von Forderungen des Bundes 
aufgekommen. Diesen Einnahmen stehen ent- 
sprechende Vermögensabgänge gegenüber. 

Einnahmen aus Anleihen und Schuldschein- 
darlehen sind im Rechnungsjahr 1955 nicht an- 
gefallen; im Rechnungsjahr 1954 waren es 
475 Mio DM. 

Schlußbemerkung 

Bericht über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

42. Mit den Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechniing ist ein Be- 
richt darüber zu verbinden, welche wesentlichen 


Anstände sich aus der Prüfung von Unterneh- 
men mit eigener Rechtspersönlichkeit ergeben 
haben (§ 107 Abs. 2 RHO). Der Bericht vom 
4. Juli 1957, der mit den Bemerkungen zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 
1954 verbunden worden ist, enthält bereits die 
bis zum 31. Dezember 1956 festgestellten wesent- 
lichen Mängel (vgl. Bemerkungen 1954 S. 53 
Nr. 1). über das Ergebnis der seither vorgenom- 
menen Prüfungen wird der Bundesrechnungshof 
später berichten. 


Frankfurt am Main, 19. August 1958 

Bundesrechnungshof 

Dr. Hertel 
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Anlage 1 

(zu S. 9 Nr. 12) 


Druck- und Darstellungsfehler 


In der Bundeshaushaltsrechnung 1955 hat der Bundesrechnungshof 
— • von bedeutungslosen Schreibfehlern abgesehen — folgende Druck- 
und Darstellungsfehler festgestellt: 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Vorbericht 




XVII 


Abschnitt E c) 

Abs. 2 

drittletzte Zeile 

2986 

2968 

XXVII 


Nr. 7 

letzter Abs. 

3. Zeile 

§ 11 

1954 ' 

§ 6 

1956 



4. Zeile 

§ 75 

1954 

§ 75 Satz 1 

1956 

XXIX 


Nr. 11 

1. Abs. 

1. Zeile 

§ 11 

1954 
§ 75 

§ 6 

1956 

§ 75 Satz 1 



2. Zeile 

1954 

1956 

XXXI 


Abschnitt B Nr. 1 
vorletzter Abs. 

3. Zeile 

§ 75 
§ 11 

i 1954 

§ 75 Satz 1 
§ 6 

1956 

XLII 


Abschnitt C Nr. 1 

1 letzter Abs. 

1 ! 

1 

§ 75 

§ 75 Satz 1 



3. Zeile 

§ 11 : 

§ 6 



4. Zeile 

1954 

1956 

LVII 

Beilage 2 

Kap. 08 04 

7 

180,8 ' 

180,08 

LXV 

Beilage 3 i 

Kap. 08 04 1 

2 

14 

24 


Vermischte Einnahmen aus 
dem allg. Sachvermögen 





Beilage 4 

Kap. 3207 

4 

i 

! 

13,02 

1 

Tit. 301 

1 

1 

1 

5 

i 

1 

1 

13,02 



I 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 1 

i 

unrichtig 

richtig 

LXXIV 

Gesamtrechnung 




17 

Abschluß 

rechte Hälfte 



i 

i 

! 

l.Abs. 

3. Zeile 

5.. 

§ 6 

i 

1 



1955 

1957 

1 

i 

4. Zeile 

1955 

1957 

19 


rechte Hälfte 





2. Abs. 

15. Zeile 

§ 11 

§ 6 




1955 

1957 

! 


16. Zeile 

1955 

1957 

20 

Summe der Einnahmen 

2 

32 760 461 729,09 

32 760 461 729,99 


Funktionenrechnung 

1 



30 i 

C 3 

1 Ordn. Nr. 9 



1 


4 

31 

32 



5 

29 

30 



6 

9 

10 

39 

E 2 

Ordn. Nr. 4 





4 

35 

36 



Ordn. Nr. 8 





4 

21 

22 



Ordn. Nr. 9 






1 1 

0 



1 Ordn. Nr. 13 





4 

1 124 

1 125 

40 

G 2 

Ordn. Nr. 2 ' 





4 

5 

6 

55 

L 2 

Ordn. Nr. 3 





5 

5 278 

5 888 

64 

N 4 

Ordn. Nr. 9 





7 

196 

197 

70 

P 2 

Ordn. Nr. 1 a) 


! 



4 

— 




5 

— 

7 



Ordn. Nr. 1 b) 


j 



4 

10 

2 



5 

9 

2 

180 

Einzelplan 05 

Kap. 05 03 Tit 14 

7 

467,03 

38,19 


7 

38,19 

467,03 


Tit. 69 


196 

Zusammenstellung 

4 





4. Zeile 

32 090,82 

! 31 090,82 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Einzelplan 06 




277 

Kap. 0608 

Ges am t einn ahm en 

11 

216 721,38 

216 271,38 

313 


8 





Kopf 

1954 

1955 

321 


8 





Kopf 

1954 

1955 

383 

Kap. 0625 

13 





2. Zeile 

Das Kap. 0607 

Das Kap. 0627 " 

384 

Kap. 0625 

Gesamteinnahmen 

7 

45 860,20 

45 860,52 

460 

Zusammenstellung 

4 





3. Zeile 

123 002,16 

123 022,16 



6 

3. Zeile 

489 024,04 

489 034,04 


Einzelplan 08 




589 

Kap. 0804 

13 





letzte Zeile 

6 850 154,48 

6 850 144,48 

608 

Kap. 0807 Tit. 303 

6 

172 841,80 

172 841,05 

623 

Kap. 0810 

II. Ausgabe b) 

13 

8 500,69 

8 500,96 


Gesamteinnahmen 

11 

771 769,42 

771 769,02 


Einzelplan 09 


! 

j 

684 

Kap. 0904 Tit. 104 a 

6 

1 1 204 461,32 

1 204 416,32 

685 

Kap. 0904 

Summe Personal ausgaben 

i 

1 13 a 

i 

22 709,74 

22 797,04 

692 

Kap. 0905 

Summe Einmalige Ausgaben 

i 

6 

10 150,12 

10 159,12 


Kap. 0905 

Gesamtausgaben 

j 

6 

4 683 463,32 

4 683 436,32 

723 

Übersicht 

Kap. 0901 

11 1 

(1 625 286,99) 

(1 652 286,99) 


Einzelplan 10 




765 

Kap. 1003 

Erläuterung zu 

Tit. 101 und 104 

! 




letzter Abs. 

150 000 DM 

50 000 DM 


i Einzelplan 1 1 




936 

Kap. 1101 

Erläuterung zu 





Tit. 201 i 

1. Zeile 1 

i 

Tit. 201 

Tit. 201 a 

938 

Kap. 1101 

Gesamteinnahmen 

! 

, 1 

7 

8 122,40 

8 192,40 

975 

Kap. 1109 1 

Tit. 101 ; 

10 

415 000,— 

1 415 100,— 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Einzelplan 12 

: 



1024 

Kap. 1202 ; 

4 

9 000 — 

7 200,- 


Tit. 600 a) 

! 

6 

9 000 — 

7 200,— 


i 

1 

8 

10 000 — 

8 000,— 


j 

10 

10 000 — 

8 000,— 



12 

1 000,— 

800,— 


Tit. 600 b) 

4 

— 

1 800,— 



6 

— 

1 800,— 



8 

— 

2 000,— 



10 

— 

2 000. - 



12 

— 

200,— 

1131 

Kap. 1213 

Tit. 203 

10 

600 — 

1 500,— 


Einzelplan 14 




1301 

Zusammenstellung 

Kap. 1401 

14 

54 868 867,95 

54 868 867,85 


Kap. 1421 

14 

1 661 578,29 

1 651 578,29 


Einzelplan 35 




1554 

Kap. A 351 1 a 

3 





7. Zeile 

Einsätze 

Einzelansätze 


Tit. 714 (718) 

2 

718 

714 


Einzelplan 40 




1606 

1 Kap. A 4009 
j Tit. 743 

4 

1 

1 149 077.16 

149 077,17 


Anlage I 



1 

1786 

Kap. 08 04 

5 




Tit. apl. 468 

letzte Zeile 

356 407,63 DM 

558 988,65 DM 


Anlage II 




1905 

Lfd. Nr. 27 

N ied erg e s chl ag en e 





Beträge 

498,32 

517,48 


Anlage VIII 




2123 

ERP-SV 

Jahresrechnung 1954 

Kap. 1 

Gesamteinnahmen 

11 

45 275 160,73 

40 275 160,73 

2125 

Kap. 1 Tit. 3 

10 

1 273 540,85 

1 272 540,85 


Kap. 1 

Gesamtausgaben 

10 

1 490 344,34 

1 489 344,34 


Kap. 1 

10 

97 806 748,56 

97 807 748,56 


vorletzte Zeile 




Kap. 1 

Überschuß 

11 

41 360 630,07 

41 359 630,07 

2144 

Kap. 3 

Zuschuß 

5 

1 

323 455 756,58 

326 355 756,58 


Anlage X 

1 



2213 

Lfd. Nr. 26 b) 

1 2 

i 




, 4. Zeile 

1 3770 qm 

3777 qm 
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Anlage 2 

(zu S. 27 Nr. 35) 


Einzelvorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 

Die vom Bundesrechnungshof aufgestellten Vorbehalte aus früheren 
Rechnungsjahren werden bis auf folgende aufgehoben: 




Ordent- 

licher 

Haushalt 

Ein- 




Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

(oH) 

Außer- 

nähme 

(E) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 

ordent- 

Ausgabe 






licher 

Haushalt 

(A) 






faoH) 






Rechnungsjahr 1951 



XXVI 




Soziale Kriegsfolgelasten 


i 

oH 

A 

1 1 

Kriegsfolgenhilfe 

1 




1 31 

Kosten der individuellen Fürsorge 


Rechnungsjahr 1952 


XXVI 





Soziale Kriegsfolgelasten 


oH 

A 

1 


Kriegsfolgenhilfe 

1 




31 

Kosten der individuellen Fürsorge 


Rechnungsjahr 1953 



05 

oH 



05 03 

1 

1 

Bundesminister des Auswärtigen 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

3 



1 


200 bis 953 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 


08 





Bundesminister der Finanzen 



oH 

— 

08 01 


Bundesministerium der Finanzen 

4 





1 bis 69 

Fortdauernde Einnahmen 


10 





Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 



oH 

— 

10 11 


Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für 
Milchwirtschaft in Kiel 

5 





407 

Wirtschaftliche Betriebskosten des Ver- 
suchsgutes Schaedtbek 


40 





Soziale Kriegsfolgeleistungen 

6 


oH 


40 03 

sämtliche 

Kriegsfolgenhilfe 

7 




40 04 

sämtliche 

1 Umsiedlung und Auswanderung 


60 

oH 


60 02 


Allgemeine Finanzverwaltung 

Allgemeine Bewilligungen 

8 





661 

Kosten der Erhaltung deutscher Kriegsgrä- 
ber im Ausland bis zur Regelung durch den 
Friedensvertrag 
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Ordent- 

licher 

Elaushalt 




Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

(oH) 

Außer- 

ordent- 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 



licher 1 

Haushalt 






faoH) 





Rechnungsjahr 1954 



05 ! 

i 

j 


Auswärtiges Amt 


1 

oH 

05 01 


Auswärtiges Amt 

9 




200 bis 
apl. 967 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 




05 02 


Allgemeine Bewilligungen 

10 



05 03 

300 bis 677 

Allgemeine Ausgaben 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

11 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

12 




200 bis 953 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 


06 




Bundesminister des Innern 




06 25 


Bundesgrenzschutz 

13 




1 bis 69 

Fortdauernde Einnahmen 

14 




200 bis 316 

Sachausgaben und allgemeine Ausgaben 


08 




Bundesminister der Finanzen 



oH 

08 01 


Bundesministerium der Finanzen 

15 




200 bis 299 

Sachausgaben 


10 


i 


Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 



oH ' 

1001 


Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 

16 




200 bis 952 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 



1 

10 11 


Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für 
Milchwirtschaft in Kiel 

17 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

18 




200 bis 870 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 


19 

oH 

19 01 


Bundesverfassungsgericht 

Bundesverfassungsgericht 

19 




200 bis 299 

Sachausgaben 


26 




Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte 



oH 

26 01 


Bundesministerium für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte 

20 




300 

Herstellung und Verbreitung von Informa- 
tionsmaterial 
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Lfd. 

Nr. 


21 


22 


Ordent- 

licher 

Haushalt 


Einzel- 

plan 


(oH) 

Außer- ! 
ordent- ' 
lieber | 
Haushalt | 
(aoH) 


Kapitel 


Titel 


Zweckbestimmung 


27 


308 


Gewährung von Beihilfen an Flüchtlinge 
und Vertriebene als Ersatz für den Fortfall 
der Begünstigungen nach §§ 7 c und 10 a 
des Einkommensteuergesetzes 


oH 


27 01 


Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 


200 bis 299 


Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 
Sachausgaben 


23 

24 


40 


25 


oH 


40 03 
40 04 
40 10 


sämtliche 

sämtliche 

300 


Soziale Kriegsfolgeleistungen 

Kriegsfolgenhilfe 

Umsiedlung und Auswanderung 

Heimkehrerhilfe 

Entschädigungsleistungen 


60 


26 


27 


oH 


60 01 

60 04 


apl. 
St 39 

661 


Allgemeine Finanzverwaltung 

Steuern und sonstige Einnahmen 

Anteil des Bundes an der Spielbankabgabe 

Sonderleistungen des Bundes 

Kosten der Erhaltung deutscher Kriegsgrä- 
ber im Ausland 
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Anlage 3 

(zu S. 27 Nr. 36) 


Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsrechnung 1955 

(§ 107 Abs. 4 RHO) 

a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesrechnungshof behält sich allgemein vor, Bemerkungen auf- 
zustellen, 

1. zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeitraum als ein 
Rechnungsjahr oder über die noch durch besondere Rechnungen 
Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden sind und deren Verwendung er noch zu prüfen hat 
(§ 64 a RHO), 

3. zu den Rechnungen, deren Prüfung er den Verwaltungsbehörden 
überlassen hat und die er nur von Zeit zu Zeit anfordert (§ 93 
RHO), 

4. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern und Rechnungs- 
unterlagen der Betriebe im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen 
werden. 


b) Einzelvorbehalte 


Lfd. 

Nr. 

! 

Einzel- 

plan 

Ordent- 

licher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordent- 

licher 

Haushalt 

(aoH) 

Kapitel 

Titel 

Zwedcbestimmung 


04 




Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 



oH 

0403 


Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung 

1 




Ibis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

2 




104 b 

Löhne der Arbeiter 

3 




200 bis 950 
außer 300 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 


05 




Auswärtiges Amt 



oH 

0501 


Auswärtiges Amt 

4 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

5 




200 bis 
apl. 971 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 




0502 


Allgemeine Bewilligungen 

6 




300 bis 679 

Allgemeine Ausgaben 




0503 


Vertretungen des Bundes im Ausland 

7 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

8 




200 bis 953 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 
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j Ordent- 
licher 
Haushalt 

1 

i 



Lfd. 

Einzel- 

(oH) 

j 



Nr. 

plan 

Außer- 

ordent- 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


i 

lieber 

Haushalt 





1 

(aoH) 

i 





06 




Bundesminister des Innern 



oH 

0601 


Bundesministerium des Innern 

9 


1 

0611 

sämtl. außer 

Bundesgesundheitsamt in Koblenz 




06 20 

101 bis 111 

Allgemeine Bewilligungen für Zwecke des 
zivilen Luftschutzes 

10 




600 

Kosten für Erforschung, Entwicklung und Er- 
probung auf dem Gebiete des Luftschutzes 

11 




601 

Zuschüsse an Hilfsorganisationen für Mit- 
wirkung im Luftschutz 

12 




602 

Zuschuß an den Bundesluftschutzverband 
e. V. Köln 




06 25 


Bundesgrenzschutz 

13 




1 bis 69 

Fortdauernde Einnahmen 

14 




200 bis 299, 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 





301 bis 316, 
850 bis 880 

Ausgaben 




06 29 


Deutsches Archäologisches Institut 

15 




202 

Bücherei 

16 

! 



870 

Erstmalige Anschaffung von Geräten und 
Ausstattungsgegenständen 


07 




Bundesminister der Justiz 



oH 

07 04 


Bundesgerichtshof 

17 




208 

Betrieib von Dienstfahrzeugen 




07 05 


Deutsches Patentamt 

18 




202 

Bücherei 


08 




Bundesminister der Finanzen 



oH 

08 01 


Bundes min isterium der Finanzen 

19 




200 bis 299 

Sachausgaben 

20 



08 07 

sämtliche 

Amt für Wertpapierbereinigung in Bad Hom- 
burg v. d. H. 


10 




Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 



oH 

1001 


Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 

21 




1 bis 76 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

,22 




200 bis 951 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 




10 11 


Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für 
Milchwirtschaft in Kiel 

23 




407 

Wirtschaftliche Betriebskosten des Versuchs- 
gutes Schaedtbek 


40 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 554 


Lfd. 

Nr. 

Einzel- 

plan 

Ordent- 

licher 

Haushalt 

(oH) 

Außer- 

ordent- 

licher 

Haushalt 

(aoH) 

Kapitel 

Titel 

Zweckbestimmung 


19 


1 

1 

! 

i 


Bundesverfassungsgericht 



oH 

19 01 


Bundesverfassungsgericht 

24 




200, 

203, 

206, 

208, 

870, 

872 und 873 

Sachausgaben und einmalige Ausgaben 


26 




Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte 



oH 

26 01 


Bundesministerium für Vertriebene, Flücht- 
linge»und Kriegsgeschädigte 

25 




1 bis 75 

Fortdauernde und einmalige Einnahmen 

26 




200 bis 950 

Sachausgaben, allgemeine und einmalige 
Ausgaben 


40 




Soziale Kriegsfolgeleistungen 

27 


oH 

40 03 

sämtliche 

Kriegsfolgenhilfe 

28 

1 


40 04 

sämtliche 

Umsiedlung und Auswanderung 




40 09 


Kriegsopferversorgung 

29 




303 

Kosten für Heilbehandlung und damit zu- 
sammenhängende Fragen 




40 10 


Kriegsgefangenenentschädigung 

30 




300 

Entschädigungsleistungen 


60 




Allgemeine Finanzverwaltung 



oH 

60 02 


Allgemeine Bewilligungen 

31 




241 

Außergewöhnlicher Aufwand von Beauf- 
tragten der Bundesrepublik im Ausland so- 
wie deutscher Delegationen und Dienststel- 
len im Verkehr mit dem Ausland 

32 




570 

Darlehen an Bundesbedienstete zur Beschaf- 
fung von Hausrat in besonderen Fällen 




60 04 


Sonderleistungen des Bundes 

33 




311 

Leistungen des Bundes nach dem Bundes- 
ergänzungsgesetz zur Entschädigung für die 
Opfer der nationalsozialistischen Verfol- 






gung 

34 



i 

1 

661 

Kosten der Erhaltung deutscher Kriegsgrä- 
ber im Ausland sowie der Gräber von Per- 
sonen, die infolge nationalsozialistischer 
Verfolgung ausgewandert und im Ausland 
verstorben sind 
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Anlage B 


Denkschrift 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
vom 19. August 1958 über die hauptsächlichsten 
Prüfungsergebnisse des Bundesrechnungshofes 
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Einleitung 

l.In dieser Denkschrift, die ich den Bemerkungen 
des Bundeisrechnungshof es zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1955 bei- 
füge, sind die hauptsächlichsten Prüfungsergeb- 
nisse zusammengefaßt (§ 107 Abs. 6 RHO). Im 
Interesse einer zeitnahen Berichterstattung habe 
ich in meine Darlegungen auch Prüfungsergeb- 
nisse der Rechnungsjahre 1956 und 1957 ein- 
bezogen. Ich habe mich darauf beschränkt, in 
der Denkschrift solche Prüfungsergebnisse zu 
behandeln, die von grundsätzlicher oder sonst 
erheblicher Bedeutung sind. 

Eine zusammenfassende Betrachtung, in der 
die Ergebnisse mehrerer Jahre ihren Nieder- 
schlag gefunden haben, ist in dieser Denkschrift 
Über die Kriegsopferversorgung enthalten 
(S. 62 bis 74). 

Allgemeine Prüfungsergebnisse 

Zuwendungen an Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung 

(§ 64 a RHO) 

2. Die Zuwendungen, die von Jahr zu Jahr der 
Zahl und der Höhe nach angestiegen sind, haben 
dem Bundesrechnungshof häufig Anlaß zu Be- 
anstandungen gegeben. Ich habe darüber bereits 
früher berichtet (Denkschrift 1951 S. 43/45, Denk- 
schrift 1952 S. 80/82). Erhebliche Mängel, die sich 
auch nach neueren Prüfungsergebnissen des 
Bundesrechnungshofes immer wieder zeigen, 
haben mich veranlaßt, die Zuwendungen in die- 
ser Denkschrift erneut zu behandeln. Die Bean- 
standungen richten sich sowohl gegen die Emp- 
fänger als auch gegen die Verwaltung, welche 
die Mittel bewirtschaftet und deren ordnungs 
mäßige Verwendung überwacht. Soweit die 
Prüfungsergebnisse einzelne Ressorts angehen, 
sind sie bei den Erörterungen über die Einzel- 
pläne aufgeführt (Bundesminister des Innern — 
S. 50 bis 52 Nr. 18 bis 20 — , Bundesminister für 
Wirtschaft — ■ S. 53 bis 54 Nr. 26 bis 28, Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten — S. 60 bis 62 Nr. 33 bis 39). Einige allge- 
meine Mängel habe ich nachstehend (Nr. 6) zusam- 
mengefaßt. Außerdem hat der Bundesrechnungs- 
hof mehrere Bemerkungen aufgestellt (S. 11 
Nr. 15, S. 14 Nr. 17, S. 21 Nr. 23, S. 22 Nr. 24). 

3. Der Einzelplan für den Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern vermittelt ein an- 
schauliches Bild für den ständig wachsenden 
Umfang der Bewilligungen, die für Zuwendun- 
gen an Stellen außerhalb der Bundesverwaltung 
bestimmt sind. Hier haben sich die Ansätze von 
rd. 30 Mio DM im Rechnungsjahr 1950 auf rd. 
120 Mio DM im Rechnungsjahr 1955 und auf rd. 
280 Mio DM im Rechnungsjahr 1957 erhöht. Der 
Verwaltung erwächst mehr denn je die Pflicht, 
das ihrige zu tun, damit die Mittel wirtschaftlich, 
sparsam und entsprechend ihrem Verwendungs- 
zweck eingesetzt werden. 


4. Am 11. Januar 1957 hat der Bundestag bei sei- 
nem Beschluß über die Entlastung der Bundes- 
regierung wegen der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1952 verlangt, daß den 
Feststellungen und Bemerkungen des Haushalts- 
ausschusses Rechnung getragen wird. Der Haus- 
haltsausschuß hatte sich in seinen Feststellungen 
und Bemerkungen auch mit den Zuwendungen 
an Stellen außerhalb der Bundesverwaltung be 
faßt (Nr. 4, 6 bis 8 der Anlage zur Drucksache 
2896 — 2. Wahlperiode — ). Er hielt die Einrich- 
tung einer zentralen Auskunfts- und Meldestelle, 
die der Bundesrechnungshof angeregt hat, für 
dringend erforderlich. Dadurch sollte dem Miß- 
stand begegnet werden, daß hartnäckige und 
zuweilen auch unredliche Geldsucher für den- 
selben Zweck aus verschiedenen Quellen des 
Bundes Zuschüsse erhalten oder daß Unterver- 
bände der Zentralorganisationen weitere Zu- 
wendungen erhalten, obwohl ihnen bereits Teil- 
beträge aus den für den Zentralverband gewähr- 
ten Zuwendungen zugeflossen sind. Die Vor- 
bereitungen für die Einrichtung der Meldestelle 
sind inzwischen angelaufen. 

Ferner hat der Haushaltsausschuß gefordert, 
daß Zuwendungen an Empfänger, die den Ver- 
wendungsnachweis nicht ordnungsmäßig führen 
oder nicht rechtzeitig vorlegen, zu sperren und 
überhaupt regelmäßige Überweisungen von Zu- 
wendungen von der regelmäßigen Vorlage ord- 
nungsmäßiger Verwendungsnachweise abhängig 
zu machen sind; der Ausschuß erwartete, daß 
diese Sperrungen nicht nur angedroht, sondern 
auch durchgeführt werden. Im November 1957 
hat der Bundesminister der Finanzen die ober- 
sten Bundesbehörden nachdrücklichst gebeten, 
diesen Beschluß zu beachten und durchzuführen. 

5. Werden Zuwendungen für denselben Zweck so- 
wohl vom Bund als auch von einem Land oder 
von mehreren Ländern gewährt, so soll nach 
den Richtlinien vereinbart werden, daß der Ver- 
wendungsn ach weis nur einer Stelle gegenüber 
zu führen ist. Der Bundesrechnungshof weist dar- 
auf hin, daß er vorher anzuhören ist, da die Ver- 
einbarung für die Frage entscheidend ist, ob 
der Bundesrechnungshof oder ein Landesrech- 
nungshof die Verwendungsnachweise prüft. Die 
Verwaltung hat es manchmal versäumt, den 
Bundesrechnungshof vor dem Abschluß der Ver- 
einbarungen über die Vorlage der Verwendungs- 
nachweise anzuhören. 

6. Von den allgemeinen Mängeln, die der Bundes- 
rechungshof ständig rügen muß, sind folgende 
hervorzuheben: 

a) Das Gebot der Sparsamkeit wird bei der Be- 
messung der Bezüge für die Bediensteten der 
Zuwendungsempfänger, bei den Reisekosten 
und bei der Benutzung von Kraftwagen oft 
nicht hinreichend beachtet. Der Bundesrech- 
nungshof hat von den bewilligenden Stellen 
erneut gefordert, daß sie bei der Festsetzung 
der Bezüge mitwirken und die in der Bundes- 
verwaltung geltenden Vergütungssätze ohne 
tariflichen Zwang nicht überschreiten. Er hat 
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ferner verlangt, daß bei der Abrechnung der 
Reisekosten sinngemäß wie bei den Bundes- 
behörden verfahren wird. Dieses Verlangen 
dürfte vor allem bei den Zuwendungsemp- 
fängem nicht unbillig sein, die überwiegend 
aus Bundesmitteln unterhalten werden. 

Die Tagegelder für Lehrgänge und Tagun- 1 
gen halten sich nach den Feststellungen des 
Bundesrechungshofes oft nicht in angemes- 
senen Grenzen. In einem Fall war für eine 
Tagung im Ausland allen Teilnehmern — I 
ohne Rücksicht auf deren dienstliche Stellung 
— der höchste Tagegeldsatz für Auslands- i 
dienst reisen nach den Sonderbestimmungen 
des Bundes zugebilligt worden. Dieser Satz 
ist für die Dauer der Dienstreise in voller 
Höhe gewährt worden. Die Zeiten des Be- 
ginns und des Endes der Dienstreise sowie 
die Zeiten des Grenzübertritts sind bei der 
Bemessung des Tagegeldes nicht zutreffend 
berücksichtigt worden. Auch ist das Tagegeld 
für die Zeit der Schiffs- und der Flugreise 
nicht gekürzt worden. 

Bei der Benutzung von Personenkraftwagen 
ist häufig eine größere Zurückhaltung gebo- 
ten. Verschiedentlich sind für Fahrten am Ort 
des Zuwendungsempfängers an Stelle der 
billigeren öffentlichen Verkehrsmittel Kraft- 
wagen benutzt worden. Außerdem ist zwi- 
schen Dienst- und Privatfahrten nicht streng 
genug unterschieden worden. Repräsenta- 
tionskosten müssen, sofern sie überhaupt als [ 
zuschußwürdig angesehen werden können, in | 
einem vertretbaren Rahmen gehalten werden. ! 

b) Bei manchen Stellen, die laufend größere Zu- j 

Schüsse erhalten, zeichnet sich das Bestreben 
ab den Verwaltungsapparat unwirtschaftlich ! 
zu vergrößern. Gerade das Bestreben, die i 
Verwaltungskosten niedrig zu halten, ist einer 
der Gründe, die den Bund veranlaßt haben, 1 
Aufgaben durch Stellen außerhalb der Bun- ^ 
des Verwaltung erfüllen zu lassen und auf j 
den Ausbau der eigenen Verwaltung zu ver- 
zichten. 1 

Häufig sind die nach Angabe der Antrag- j 
Steller benötigten Zuschüsse unangemessen 
hoch. Dabei sind zuweilen Empfänger, die I 
seit längerer Zeit Bundeszuschüsse erhalten, ' 
bei ihren Bemühungen um eine Erhöhung der 
Bundesbeihilfen — mehr als unbedingt er- 
forderlich — auf eine Schonung ihrer eigenen 
Mittel bedacht gewesen. Das führt dahin, daß 
die Bundesmittel nicht in ausreichendem Um- 
fang für die eigentliche Zweckbestimmung 
verwendet werden. 

c) Für denselben Zweck dürfen Mittel nicht an 
verschiedenen Stellen des Haushaltsplans 
verausgabt werden, es sei denn, daß der 
Haushaltsplan dies ausdrücklich zuläßt. Trotz 
wiederholter Hinweise hat der Bundesrech' 
nungshof Verstöße hiergegen festgestellt. 

Sind Zuwendungen aus verschiedenen Ein- 
zelplänen des Bundeshaushalts wegen der 


Verschiedenheit der Zweckbestimmungen 
nicht vermeidbar, so ist der Verwendungs- 
nachweis über den Gesamtbetrag in der Regel 
gegenüber derjenigen Verwaltung zu erbrin- 
gen, welche die größte Zuwendung gibt. Auch 
diese Vorschrift ist nur unzureichend be- 
achtet worden. Häufig lassen sich die Res- 
sorts über die Verwendung der von ihnen 
bereitgestellten Mittel Einzelnachweise vor- 
legen, ohne die Frage geprüft zu haben, ob 
andere Ressorts weitere Mittel beigesteuert 
haben und deshalb ein Gesamtverwendungs- 
nachweis zu führen war. Den Empfängern 
wird es dadurch — wie es bereits vorgekom- 
men ist — ermöglicht, dieselben Ausgaben 
gegenüber mehreren Ressorts abzurechnen. 

d) Die Gewährung von Zuwendungen durch 
mehrere Ressorts wird häufig dadurch begün- 
stigt, daß die bewilligenden Stellen auf die 
Vorlage eines Gesamtfinanzierungsplanes 
verzichten und sich nicht davon überzeugen, 
ob ein anderes Ressort demselben Empfänger 
Mittel bewilligt oder in Aussicht gestellt hat. 
Die Anträge enthalten oft nur unzulängliche^ 
Angaben. Bei der Prüfung hat sich verschie- 
dentlich ergeben, daß die Verwaltung die 
Zuschüsse nicht oder nur in geringerer Höhe 
oder erst zu einem späteren Zeitpunkt ge* 
währt haben würde, wenn die Empfänger 
Angaben über die Gesamtfinanzierung, über 
den Bestand an eigenen Mitteln sowie über 
die bei anderen Stellen beantragten oder 
von diesen bereits bewilligten Zuschüsse 
gemacht hätten. Aber auch wenn die Ver- 
waltung die Anträge sorgfältig prüft, wird 
sie oft nicht umhin können, sich vor neuen 
Bewilligungen an Ort und Stelle davon zu 
überzeugen, ob der Empfänger die bereits 
ausgezahlten Beträge ordnungsmäßig ver- 
wendet hat. Im übrigen würde die vorge- 
sehene Meldestelle Auskunft darüber geben 
können, welche Zuwendungen ein Empfänger 
bei anderen Bundesdienststellen beantragt 
oder von ihnen erhalten hat. 

* 

Fremsprachliche Ausbildung von Bundes- 
bediensteten für Auslandsverwendungen 

7. Die Arbeit der Bundesrepublik und ihr Einfluß 
auf internationalem und supranationalem Gebiet 
leiden nach den Beobachtungen des Bundesrech- 
nungshofes, die er auch jüngst wieder bei Prü- 
fungen von deutschen Auslandsdienststellen 
bestätigt gefunden hat, empfindlich unter dem 
starken Mangel an fremdsprachlich vorgebilde- 
ten Kräften. Bei internationalen und supra- 
nationalen Organisationen z. B. ist der Anteil 
der Deutschen am Gesamtpersonal weit geringer, 
als dies der sachlichen und finanziellen Beteili- 
gung der Bundesrepublik an diesen Einrichtun- 
gen entspricht. Für freie Stellen, die der Bundes- 
republik zur Besetzung angeboten werden, kann 
sie sehr häufig nur aus sprachlichen Gründen 
keine Bewerber benennen. Es ist auch schon vor- 
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gekommen, daß sie die vorgeschlagenen und 
eingestellten Kräfte nach einiger Zeit zurück- 
ziehen mußte, weil sich herausstellte, daß sie in 
sprachlicher Hinsicht nicht genügten. 

Diesem Zustand, der die politischen Wir- 
kungsmöglichkeiten der Bundesrepublik bedenk- 
lich beeinträchtigt, sollte sobald wie möglich 
abgeholfen werden. Mit dem Bundesrechnungs- 
hof halte ich die bisherigen Maßnahmen zur 
Förderung der fremdsprachlichen Ausbildung 
von Bundesbediensteten für unzulänglich. Ab- 
gesehen von der Bundeswehr, die ihre Ange- 
hörigen in Schulen sprachlich besonders ausbil- 
den läßt, bleibt es im übrigen Bereich der Bun- 
desverwaltung im wesentlichen dem einzelnen 
überlassen, sich neben seiner eigentlichen dienst- 
lichen Tätigkeit auch sprachlich fortzubilden 
Der Bund erleichtert das lediglich durch nicht 
sehr bedeutende geldliche Beihilfen. 

Eine nachhaltige Besserung des derzeitigen Zu- 
stands läßt sich nach meiner Meinung nur er- 
reichen, wenn, ähnlich wie die Angehörigen der 
Bundeswehr, auch geeignete Kräfte aus der 
übrigen Bundesverwaltung, die für eine Aus- 
landsverwendung in Betracht kommen, in einer 
eigens dafür zu schaffenden Schule eingehend 
und ausreichend lange sprachlich ausgebildet 
werden. Die Notwendigkeit, in den internatio- 
nalen und supranationalen Gremien personell 
beteiligt zu sein und mitsprechen zu können, 
rechtfertigt den Einsatz der Mittel, die dafür be- 
nötigt werden. 

* 

Ausgaben für Hochbauten 

Neubau eines Dienstgebäudes für die Ver- 
sorgungsverwaltung in Freiburg 

8. Nach einer Vorlage des ehemaligen Landes- 
versorgungsamtes Freiburg an das Arbeitsmini- 
sterium des Landes Baden-Württemberg vom 
27. Juni 1953 für den Neubau eines Dienst- 
gebäudes mit einem umbauten Raum von 5 149,72 
cbm beliefen sich die Gesamtbaukosten, die 
überschläglich ermittelt worden waren, auf 
600 000 DM. Die Pläne, die dieser Kostenermitt- 
lung zugrunde lagen, bestanden nur aus Strich- 
skizzen. 

Am 2. Januar 1954 hat das Landesversorgungs- 
amt Baden-Württemberg ein erweitertes Raum- 
programm festgelegt. Der danach vom Staat- 
lichen Hochbauamt Freiburg aufgestellte Bau- 
entwurf vom 23. Juli 1954 sah ein Dienstgebäude 
mit 8 780 cbm umbauten Raumes vor. Die Ge- 
samtkosten sind mit 920 000 DM veranschlagt 
und nach Prüfung durch die Bundesvermögens- 
und Bauabteilung der Oberfinanzdirektion Frei- 
burg auf 870 000 DM festgestellt worden. Die 
dem Kostenvoranschlag beigefügten Pläne be- ^ 
standen ebenfalls nur aus einfachen Strich- I 
Skizzen. Nach diesen Unterlagen hat der Bundes- 
minister der Finanzen die Gesamtbaukosten am 


4. Mai 1955 auf 804 000 DM festgesetzt. Diese 
sind in drei Teilbeträgen bereitgestellt worden 
(200 000 DM im Rechnungsjahr 1954 bei Kapitel 
A 40 09 Titel 754 sowie 300 000 DM im Rech- 
nungsjahr 1955 und 304 000 DM im Rechnungs- 
jahr 1956 bei Kapitel 40 09 Titel 754). Am 16. Fe- 
bruar 1955 hat der Bundesminister der Finanzen 
den Bauauftrag erteilt. 

Der endgültige Kostenanschlag des Staatlichen 
Hochbauamtes Freiburg, der mit eiiler Gesamt- 
baukostensumme von 915 000 DM abschloß, ist 
erst am 7. Mai 1956 aufgestellt worden. Inzwi- 
schen waren die Bauarbeiten bereits bis zum 
II. Obergeschoß im Rohbau fertiggestellt. 

Zwischen dem Bundesminister der Finanzen 
und dem Land Baden-Württemberg kam keine 
Einigung darüber zustande, wer die nach dem 
endgültigen Kostenanschlag sich ergebenden 
Mehrkosten von 111 000 DM tragen sollte. 

Der Bundesminister der Finanzen hat schließ- 
lich am 25. Juli 1956 zur Verringerung des Bau- 
volumens angeordnet, daß das in der Planung 
vorgesehene dritte Obergeschoß wegfiel. Der 
daraufhin gefertigte Ergänzungskostenanschlag 
des Staatlichen Hochbauamtes schloß zwar in der 
Endsumme mit 804 000 DM ab — wie sie der 
Bundesminister der Finanzen am 4. Mai 1955 
festgestellt hatte — aber mit einem durch das 
wegfallende Geschoß entsprechend kleineren 
umbauten Raum, und zwar von 7 125 cbm statt 
8 780 cbm. 

Der Wegfall des dritten Obergeschosses er- 
forderte weitere Planänderungen. Der Architekt 
stellte für die Umarbeitung der Pläne Nachfor- 
derungen. Vertragliche Schwierigkeiten mit den 
Unternehmern entstanden; so forderte ein Bau- 
unternehmer eine Entschädigung für nicht hin- 
reichende Ausnutzung der Baustelleneinrichtung 
und entgangenen Gewinn. Bauliche Änderun- 
gen in den Untergeschossen ergaben Mehrkosten. 

Die Oberfinanzdirektion hat auf die Beanstan- 
dung des Bundesrechnungshofes erklärt, daß 
der vom Staatlichen Hochbauamt Freiburg auf- 
gestellte Kostenvoranschlag mit 920 000 DM bei 
einem Bauvolumen von 8 780 cbm umbauten 
Raumes nur um 5 000 DM höher gelegen habe 
als der endgültige Kostenanschlag. Der Unter- 
schied gegenüber dem am 4. Mai 1955 geneh- 
migten Betrag von 804 000 DM sei darauf zurück- 
zuführen, daß der Bundesminister der Finanzen 
den Einheitspreis des Vorentwurfs von 83 DM 
je cbm auf 73 DM herabgesetzt habe. Der Ko- 
stenanschlag sei mit Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen erst aufgestellt worden, 
nachdem der Bauauftrag erteilt gewesen sei. Der 
Bauherr habe eine zügige Ausführung verlangt. 
Der Bundesminister der Finanzen habe den Weg- 
fall des dritten Obergeschosses angeordnet, um 
die bewilligte Bausumme nicht überschreiten zu 
müssen. Daß sich durch das Weglassen des ober- 
sten Geschosses eine unwirtschaftliche Ausfüh- 
rung des Baues habe ergeben müssen, sei den 
beteiligten Stellen von vornherein klar gewesen. 
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Aus diesem Sachverhalt ergibt sich, daß fol- 
gende Bestimmungen der Reichshaushaltsord- 
nung nicht beachtet worden sind: 

a) § 14 RHO. Auf Grund der unzureichenden 
Pläne und Kostenberechnungen hätten die 
Ausgaben nicht in den Haushaltsplan einge- 
stellt werden dürfen; 

b) § 45 RHO. Bevor keine ausführlichen Ent- 
wurfsbezeichnungen und Kostenberechnungen 
Vorlagen, durfte mit der Bauausführung nicht 
begonnen werden; 

c) § 26 Abs. 1 RHO. Die Verstöße gegen die er- 
wähnten Bestimmungen haben zu einer un- 
wirtschaftlichen Ausführung des Neubaus ge- 
führt. 

Die Frage, ob Beamte für den Schaden ersatz- 
pflichtig sind, wird vom Bundesrechnungshof 
noch geprüft. 


Zuaehöriqkeit von Bundesministern zu Auf- 
sichtsräten von Unternehmen des Privat- 
rechts, an deren Kapital der Bund beteiligt 
ist, und zu Verwaltungsräten von Unterneh- 
men in der Form von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht 
durch den Bund unterliegen 

Unternehmen des Privatrechts 

9. Der Bimdesrechnungshof hat stets die Auffas- 
sung vertreten, daß es mit der Vorschrift des 
§ 111 RHO nicht vereinbar ist, wenn ein Bundes- 
minister, der für die Verwaltung der Beteiligung 
des Bundes an einem Unternehmen des Privat- 
rechts zuständig ist und nach § 111 RHO die Be- 
tätigung der Vertreter des Bundes in dem Auf- 
sichtsrat zu prüfen hat, selbst Mitglied dieses 
Organs wird (vgl. Nr. 59 des Berichts nach § 107 
Abs. 2 RHO vom 31. Oktober 1955, S. 57 der 
Bemerkungen 1952). 

Ein Bundesminister ist zur Zeit Mitglied des 
Aufsichtsrates eines unter Beteiligung des Bun- 
des neu gegründeten Unternehmens des Privat- 
rechts. Der Bundesminister ist für die Verwal- 
tung der Bundesbeteiligung und für die Prüfung 
nach § 111 RHO zuständig. Der Bundesrechnungs- 
hof hat dagegen Bedenken erhoben, daß der 
Bundesminister in den Aufsichtsrat eingetreten 
ist; er hat hierbei auf seine Ausführungen in 
dem erwähnten Bericht hingewiesen. Der Bun- 
desminister hat geantwortet, er habe es wegen 
der Bedeutung und der Eigenart des Unterneh- 
mens ausnahmsweise für gerechtfertigt gehalten, 
in der Anfangszeit selbst im Aufsichtsrat auf die 
Entwicklung des Unternehmens Einfluß auszu- 
üben. Er hat nunmehr erklärt, er werde vor- 
aussichtlich in nächster Zeit aus dem Aufsichts- 
rat ausscheiden. Danach wird kein Bundesmini- 
ster Mitglied des Aufsichtsrates eines Unterneh- 
mens des Privatrechts sein, an dessen Kapital 


der Bund unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. 
Der Bundesrechnungshof wird die Angelegenheit 
im Auge behalten. 

* 

Unternehmen in der Form juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts 

10. Der Bundesrechnungshof hat, wie er unter Nr. 
69 des erwähnten Berichts vom 31. Oktober 1955 
(S. 59/60 der Bemerkungen 1952) ausgeführt hat, 
auch Bedenken dagegen erhoben, daß Bundes- 
minister, die für die Staatsaufsicht über ein 
Unternehmen in der Form einer juristischen Per- 
son des öffentlichen Rechts zuständig sind, Mit- 
glieder des Verwaltungsrates dieses Unterneh- 
mens werden. 

Ein an der Aufsicht beteiligter BundesministGT 
ist zur Zeit Mitglied des Verwaltungsrates eines 
öffentlich-rechtlichen Unternehmens. 

Es handelt sich bei dem Unternehmen um ein 
Kreditinstitut. An seinem Kapital sind der Bund, 
andere Gebietskörperschaften und Unternehmen 
des Privatrechts beteiligt. Das Kreditinstitut, 
dessen Bilanzsumme den Betrag von einer 
Mrd. DM überschreitet, besitzt bedeutsame Be- 
teiligungen an Unternehmen mehrerer Wirt- 
schaftszweige. Es hat auch einigen dieser Unter- 
nehmen erhebliche Kredite gewährt. 

Die Bundesregierung hat für die Ausübung 
der Aufsicht über das Kreditinstitut einen Kom- 
missar und einen Vertreter bestellt. Kommissar 
ist ein Beamter aus dem Geschäftsbereich des 
für die Aufsicht federführenden Bundesministers, 
sein Vertreter ein Beamter aus dem Geschäfts- 
bereich eines an der Aufsicht beteiligten Bundes- 
ministers, und zwar desjenigen Bundesministers, 
der jetzt dem Verwaltungsrat angehört. 

Sorgfaltspflicht, Verantwortlichkeit und Straf- 
barkeit der Mitglieder des Vorstandes und des 
Verwaltungsrates des Kreditinstituts richten sich 
nach den entsprechenden Vorschriften für Vor- 
stands- und Aufsichtsratsmitglieder der Aktien- 
gesellschaften. 

Dem Verwaltungsrat des Kreditinstituts ge- 
hören mehrere Vertreter der Bundesregierung 
an. Je ein Vertreter wird aus den Geschäftsbe- 
reichen des für die Aufsicht über das Kreditin- 
stitut federführenden Bundesministers und der 
an der Aufsicht beteiligten Bundosminister be- 
stellt. 

Der Verwaltungsrat bestellt die Mitglieder 
des Vorstandes und beruft sie ab. Er hat ferner 
die Geschäftsführung zu überwachen und kann 
dem Vorstand allgemeine sowie besondere Wei- 
sungen erteilen. Der Zustimmung des Verwal- 
tungsrates bedürfen die Vornahme bestimmter 
bedeutsamer Geschäfte durch den Vorstand, 
z. B. die Aufnahme und die Gewährung gewisser 
Arten von Krediten sowie die Übernahme und 
die Veräußerung von Beteiligungen an anderen 
Unternehmen. Der Verwaltungsrat hat außer- 
dem den Jahresabschluß und den Geschäftsbe- 
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rieht des Vorstandes zu prüfen. Die Aufgaben 
und die Befugnisse des Verwaltungsrates gehen 
über die des Aufsichtsrates einer Aktiengesell- 
schaft hinaus. 

Die Hauptversammlung beschließt über den 
Jahresabschluß, die Gewinnverteilung und die 
Entlastung des Vorstandes und des Verwal- 
tung s rate s. 

Nachdem bekanntgeworden war, daß der 
schon erwähnte Bundesminister die Absicht ge- 
äußert hatte, in den Verwaltungsrat des Kj^edit- 
instituts einzutreten, hat der Bundosrechnungs- 
hof in einem Schreiben an den federführenden 
Bundesminister gegen die vorgesehene Bestel- 
lung durch die Bundesregierung Bedenken gel- | 
tend gemacht. Er hat dabei u. a. hervorgehoben, 
der Bundesminister habe bei der Aufsicht über 
das Kreditinstitut, falls er in den Verwaltungs- 
rat einträte, seine eigene Tätigkeit als Mitglied 
dieses Organs zu beaufsichtigen. Der Bundes- 
rechnungshof hat hierbei auf seine Ausführun- 
gen unter Nr. 69 des Berichts vom 31. Oktober 
1955 hingewiesen. In dem dort dargestellten 
Fall haben die beteiligten Bundesminister, dar- | 
unter der Bundesminister der Finanzen, davon I 
abgesehen, in den Verwaltungsrat des Öffentlich- | 
rechtlichen Unternehmens einzutreten, nachdem 
der Bundesrechnungshof wegen der Möglichkeit ! 
eines Interessenwiderstreites Bedenken geäußert 
hatte. 

Der Bundesrechnungshof hat auch darauf auf- 
merksam gemacht, nach dem Eintritt des er- 
wähnten Bundesministers in den Verwaltungs- 
rat des Kreditinstituts werde der seinem Ge- 
schäftsbereich angehörende Beamte, der Ver- 
treter des Kommissars ist, die Tätigkeit seines 
Dienstvorgesetzten im Verwaltungsrat zu be- 
aufsichtigen haben, falls er den Kommissar ver- 
treten müsse. 

Die Bundesregierung hat den Bundesminister 
zum Mitglied des Verwaltungsrates bestellt. Der 
federführende Bundesminister hat mitgeteilt, daß 
die — aus den Ausführungen unter Nr. 69 des 
Berichts vom 31. Oktober 1955 bekannten — 
Bedenken des Bundesrechnungshofes vorher von 
den beteiligten Bundesministern erörtert worden 
seien; sie würden in diesem Falle aber nicht 
geteilt. Auch nach nochmaliger Prüfung hielten 
die in erster Linie beteiligten Bundesminister an 
ihrer Ansicht fest. Die Gefahr eines Interessen- 
widerstreites scheide hier mindestens praktisch 
aus. 

Zu den Bedenken des Bundesrechnungshofes 
hat sich der federführende Bundesminister nicht 
näher geäußert. 

Es entspricht nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes nicht dem Sinn und dem Zweck der 
Staatsaufsicht, wenn ein an der Aufsicht betei- 
ligter Minister Mitglied des Vorstandes oder des 
Verwaltungsrates des zu beaufsichtigenden Un- 
ternehmens ist, Bei der Staatsaufsicht müssen 
„Entscheidungen in eigener Sache" ausgeschlos- 
sen, Objektivität muß gewährleistet sein. Schon 


der Schein einer Interessenkollision sollte ver- 
mieden werden. 

Die Ausführungen, bei der Aufsicht scheide 
hier die Gefahr eines Interessenwiderstreites 
mindestens praktisch aus, hat der federführende 
Bundesminister nicht begründet. Der Bundesrech- 
nungshof würde es — schon wegen der Möglich- 
keit fahrlässigen Handelns oder Unterlassens — 
für bedenklich halten, davon auszugehen, daß 
bei einem Kreditinstitut, dessen Vorstand und 
dessen Verwaltungsrat nur besonders zuverläs- 
sig erscheinende Persönlichkeiten angehören, ein 
Interessenwiderstreit praktisch ausscheide. Die 
freie Entscheidung kann bei der Staatsaufsicht 
schon beeinträchtigt sein, wenn etwa im Verwal- 
tungsrat zu erörtern ist, ob Vorstandsmitglieder 
haftbar zu machen und abzuberufen sind. Hier- 
nach könnte die Durchführung der Staatsaufsicht 
gestört sein, wenn ein Bundesminister Mitglied 
des Verwaltungsrates ist. Auch Beschlüsse der 
Hauptversammlung über die Entlastung des Ver- 
waltungsrates könnten dadurch beeinflußt wer- 
den. 

Der Bundesrechnungshof hält es hiernach nicht 
für vertretbar, daß der bei der Aufsicht über das 
Kreditinstitut mitwirkende Bundesminister dem 
Verwaltungsrat des Unternehmens angehört. 
Dem kann nicht entgegengehalten werden, daß 
nach dem betreffenden Errichtungsgesetz der 
Verwaltungsrat u. a. aus drei „Vertretern der 
Bundesregierung" besteht. Damit ist nicht gesagt, 
daß dies Bundesminister persönlich sein dürfen. 
Bedenken, die sich aus Artikel 66 GG und § 5 
des Bundesministergesetzes gegen die Bestellung 
des Bundesministers zum Mitglied des Verwal- 
tungsrates herleiten lassen, können nach den 
vorstehenden Ausführungen unerörtert bleiben. 

* 


Besondere Prüfungsergebnisse 
Auswärtiges Amt 

{Einzelplan 05 für die Rechnungsjahre 1955 bis 
1957) 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

11. Die in der Denkschrift 1952 (S. 85 Nr. 24) bean- 
standete, vom Stellenplan abweichende Zutei- 
lung von Stellen an andere Vertretungen — die 
sogenannten Fremdverplanungen — sind immer 
noch recht zahlreich. Der Bundesrechnungshof 
muß auf ihrer weiteren Verringerung bestehen. 

12. Die ausländischen diplomatischen und konsula- 
rischen Vertreter und das ausländische Geschäfts- 
personal einschließlich ihrer Familienangehö- 
rigen haben in der Bundesrepublik weitgehend 
zoll- und steuerrechtliche Befreiungen und Vor- 
rechte. Dem diplomatischen Personal der Bot- 
schaften und Gesandtschaften der Bundesrepu- 
blik werden meist die gleichen Rechte gewährt; 
dem Geschäftspersonal der deutschen diploma- 
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tischen Vertretungen, den Berufskonsuln und 
den deutschen Könsulatsbediensteten werden sie 
aber wegen der jeweiligen Gesetze des Gastlan- 
des vielfach vorenthalten. 

Der benachteiligte Personenkreis muß für die 
Einfuhr von Lebens- und Genußmittein und von 
Kraftfahrzeugen Zoll und für den Bezug von 
Benzin Abgaben an das Gastland entrichten. Da- 
durch erwachsen auch dem Bund Ausgaben, da 
dieser bei der erstmaligen Einfuhr eines Kraft- 
fahrzeugs durch einen solchen Auslandsbedien- 
steten in das Land seines dienstlichen Wohnsit- 
zes die Eingangsabgaben im Rahmen der Um- 
zugskostenvergütung übernimmt. 

Der Bundesrechnungshof hält es für erforder- 
lich, daß die Gegenseitigkeit in vollem Umfang 
hergestellt wird. 

13. Der Bundesrechnungshof hat seit Jahren die 
Straffung und Vereinheitlichung des inneren 
Dienstes sowie die Neuordnung der Registra- 
turen bei den Auslandsvertretungen verlangt. 
Dieser Forderung hat das Auswärtige Amt durch 
den Erlaß einer seit Januar 1958 geltenden Regi- 
straturanweisung entsprochen. Eine Geschäfts- 
anweisung für den inneren Dienst bei den Aus- | 
landsvertretungen soll bald herausgegeben wer- j 
den. 

I 

14. Der Kreis der Empfänger von Nachrichten, die 
das Auswärtige Amt gleichzeitig an alle oder 
mehrere Auslandsvertretungen zur allgemeinen 
Information gibt, sollte nach Auffassung des i 
Bundesrechnungshofes nicht nach einem starren 
Verteiler, sondern nach dem behandelten Gegen- j 
stand bestimmt werden. Je nach Art und Dring- 
lichkeit der Nachricht sollte im Einzelfall fest- 
gelegt werden, ob der Text drahtlos oder mit 
Luftbeutel, offen oder verschlüsselt, abzuschik- 
ken ist. Der Bundesrechnungshof hat darauf hin- 
gewiesen, daß rein europäische Fragen in 
Übersee teilweise nur geringe Bedeutung haben i 
und daher die kostspielige drahtlose Unterrich- 
tung der überseeischen Vertretungen insoweit 
nicht erforderlich erscheint. Die Kürzungsmög- 
lichkeit bei Informationstelegrammen und son- 
stigen Telegrammen wird trotz zahlreicher Hin- 
weise des Bundesrechnungshofes immer noch 
nicht genügend beachtet. 

15. Die seit Herbst 1954 vom Auswärtigen Amt her- ! 
ausgegebenen Richtlinien über die Bewirtschaf- ^ 
tung der Mittel für außergewöhnlichen Aufwand ; 
haben sich im großen und ganzen bewährt. Der i 
Bundesrechnungshof hat verlangt, daß in den * 
Abrechnungen der Kosten von Veranstaltungen , 
und Einladungen der dienstliche Auftrag oder ^ 
Anlaß angegeben und der eingeladene Personen- j 
kreis eindeutig bezeichnet wird. Zumindest für j 
die Kosten von Veranstaltungen und Essen in ' 
Gaststätten müssen so weit wie möglich Origi- 
nalbelege vorgelegt werden. 

Der Bundesrechnungshof hat ferner darauf 
hingewiesen, daß die Mittel für außergewöhn- 
lichen Aufwand nicht zur Bildung unangemesse- 


ner Vorräte an Genußmitteln für dienstliche 
Zwecke sowie zur Ersatzbeschaffung von Haus- 
rat zu repräsentativen Zwecken zu verwenden 
sind. 

Auch ist klargestellt worden, daß Empfänger 
von Aufwandsentschädigung oder Kanzlerzu- 
lage keine Entschädigung erhalten dürfen, wenn 
sie Fahrten zu gesellschaftlichen Veranstaltun- 
gen aus dienstlicher Veranlassung in Mietwagen 
oder eigenen Kraftwagen ausführen. 

16. I>er Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Angehörigen einiger Auslandsvertretungen 
zu häufig Dienstreisen, insbesondere mit Dienst- 
kraftwagen nach Bonn, ausgeführt und daß die 
Wirtschaftsreferenten einiger Auslandsvertre- 
tungen allzu viele innerdeutsche Messen, Aus- 
stellungen und sonstige Veranstaltungen besucht 
haben. Er hat verlangt, daß diese Reisen ver- 
stärkt kontrolliert und daß sie eingeschränkt 
werden. 

Dienstreisen, sogar solche, die mit Urlaubsreisen 
verbunden waren, sind nicht selten erst nach- 
träglich genehmigt worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat dem Auswärtigen Amt aufgegeben, 
jedesmal den Sachverhalt genau zu prüfen und 
erforderlichenfalls die Genehmigung zu versa- 
gen. 

17. Die Dienstwohnungen einiger Botschafter und 
Gesandten sind mit besonders kostspieligem 
Tafelporzellan ausgestattet worden. Die Berück- 
sichtigung der Wünsche der Auslandsvertretun- 
gen darf nicht zu erhöhten Ausgaben führen. 
Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
das dienstlich gebotene Maß der Repräsentation 
erheblich überschritten worden ist. 

* 

Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06 für die Rechnungsjahre 1955 bis 
1957) 

Zuwendungen an Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung 

(§ 64 a RHO) 

Zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet der Ju- 
gendwohlfahrt vor allem im Rahmen des Bun- 
desjugendplans 

(Kapitel 06 02 Titel 661 für die Rechnungsjahre 

1955 bis 1957) 

18. Die zur Verfügung stehenden Mittel sind von 
20 Mio DM im Rechnungsjahr 1952 auf rd. 
58,6 Mio DM im Rechnungsjahr 1957 gestiegen; 
davon entfallen auf den Bundesjugendplan rd. 
47,3 Mio DM. Am Schluß des Rechnungsjahres 

1956 sind dazu rd. 7,6 Mio DM als Haushalts- 
rest auf das Rechnungsjahr 1957 übertragen wor- 
den. 
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In den Erläuterungen zum Bundeshaushalts- 
plan 1953 sind Mittel für acht Aufgabengebiete 
des Bundesjugehdplans veranschlagt. Bis zum 
Rechnungsjahr 1957 sind weitere 26 Aufgaben- 
gebiete hinzugetreten. Die Zahl der Programme 
— ■ nach Gruppen zusammengefaßte Einzelmaß- 
nahmen — ist jedoch noch wesentlich größer. 
Die Annahme, die Empfänger würden die ihnen 
aus Steuergeldern zur Verfügung gestellten Mit- 
tel wirtschaftlich und sparsam verwenden und 
dies an Hand einer ordnungsmäßigen Buchfüh- 
rung zweifelsfrei nachweisen, hat sich nicht im- 
mer erfüllt. 

19. So hatten z. B. ein Empfänger und die mit ihm 
verbundenen Einrichtungen, die — neben Mit- 
teln des Bundesjugendplans — von insgesamt 
sechs Bundesbehörden aus zehn weiteren Titeln 
des Bundeshaushaltsplans Zuwendungen erhal- 
ten hatten, eine derartige unübersichtliche Buch- 
und Beleghaltung, daß die Zahlenangaben in den 
Verwendungsnachweisen nicht mit der Buchfüh- 
rung abgestimmt werden konnten; zum Teil sind 
dieselben Kosten gegenüber mehreren Bundes- 
behörden abgerechnet worden. In diesem und in 
anderen Fällen hat es bei der Bewilligung der 
Bundesmittel an der Koordinierung gefehlt, die 
notwendig ist, um Zuwendungen aus verschie- 
denen Stellen des Bundeshaushalts für densel- 
ben Zweck zu vermeiden. Auf Grund der Prü- 
fungsmitteilungen des Bundesrechnungshofes 
haben die beteiligten Bundesbehörden verein- 
bart, daß dieser Empfänger und die ihm ange- 
schlossenen Einrichtungen künftig eine Gesamt- | 
Planung ihrer Maßnahmen vorlegen sollen. Die | 
Bundesbehörden werden die verschiedenen Zu- 
wendungen an Hand des Planes weitgehend auf- 
einander abstimmen und für eine einheitliche 
Abrechnung der Bundesmittel sorgen. i 

Bei einem anderen Empfänger • — ■ dessen Maß- | 
nahmen allerdings nur zu einem verhältnismäßig 
geringen Teil der Gesamtzuwendungen aus dem 
Bundesjugendplan finanziert worden sind — hat 
ein Landesrechnungshof vereinbarungsgemäß 
die Bundeszuwendungen geprüft. Er hat festge- 
stellt, daß der Empfänger eine völlig unzuläng- 
liche Buchführung gehabt und versucht hat, aus 
möglichst vielen Quellen des Bundes und des 
Landes Zuwendungen zu erhalten. Auch bei sei- 
ner Abrechnung hat er bedenkliche Methoden 
angewendet. Gegen die verantwortlichen Perso- 
nen hat die Staatsanwaltschaft ein Ermittlungs- 
verfahren eingeleitet. 

Bei der Bewilligung der Zuwendungen ist nicht 
immer die gebotene Sparsamkeit und Wirtschaft- 
lichkeit beachtet worden; in einigen Fällen ist 
auch die Förderungswürdigkeit der Vorhaben 
nicht sorgfältig genug geprüft worden. Der Bun- 
desrechnungshof hat laufend die Bewilligungs- 
bescheide und die diesen zugrunde liegenden 
Anträge geprüft. Er hat Veranlassung gehabt, 
den Bundesminister des Innern auf Fälle hinzu- 
weisen, in denen die von den Empfängern vor- 
gesehenen Aufwendungen nicht mit der Zweck- 
bestimmung und den Erläuterungen des Bundes- 
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jugendplans oder mit dem Gebot der Sparsam- 
keit im Einklang standen. Derartige Prüfungen 
durch den Bundesrechnungshof während des lau- 
fenden Rechnungsjahres nehmen der Verwaltung 
die ihre obliegende Verantwortung für das 
Bewilligungsverfahren nicht ab. Solche zeitnahen 
Prüfungen, die überdies nur stichprobenweise 
durchgeführt werden können, sollen aber das 
Verantwortungsbewußtsein der bewilligenden 
Beamten stärken. Dies ist auch für die Frage der 
Haftung der Beamten von Bedeutung 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes bei örtlichen Prüfungen erscheint es fer- 
ner erforderlich, daß die Verwaltung die Ver- 
wendung der Zuwendungen aus Mitteln des 
Bundesjugendplans mehr als bisher überwacht. 
Diese Überwachung ist eine unabdingbare Pflicht 
der Verwaltung, die ihr nicht von der Vorprü- 
fung und der Rechnungsprüfung abgenommen 
werden kann. Auf Grund der Prüfungserfahrun- 
gen halte ich es für notwendig, das mit aller 
Deutlichkeit hier herauszustellen. Wenn die Prü- 
fung durch die Verwaltung unterbleibt oder 
nicht rechtzeitig einsetzt, tritt die Gefahr auf, 
daß Zuwendungen an Empfänger, die überwie- 
gend gemeinnützige Einrichtungen sind und über 
keine oder nur geringe Einnahmen verfügen, zu 
Verlusten für die Bundeskasse führen. 

Um zu verhindern, daß die Bundesmittel zur 
Bestreitung von nicht im öffentlichen Interesse 
liegenden Aufwendungen oder unwirtschaftlich 
eingesetzt werden, hat der Bundesminister des 
Innern vermehrt Richtlinien oder Arbeitshilfen 
herausgegeben; deren Beachtung wird den Zu- 
wendungsempfängern durch besondere Bewilli- 
gungsbedingungen zur Pflicht gemacht. Die durch 
die Richtlinien gezogenen Grenzen des Verwen- 
dungsbereichs werden jedoch auf die Dauer nur 
dann beachtet werden, wenn auch dies über- 
wacht wird. Insbesondere bedürfen jene Empfän- 
ger einer laufenden Kontrolle, die überwiegend 
aus öffentlichen Mitteln finanziert werden oder 
jährlich erhebliche Beträge erhalten. Es ist z. B, 
anzunehmen, daß zwei Unternehmen, deren 
Arbeit in einem Fall von nur geringem, im ande- 
ren Fall ohne jeden Erfolg war, und die wegen 
Zahlungsunfähigkeit liquidiert wurden, Zuwen- 
dungen von über 400 000 DM und über 100 000 DM 
nicht in dieser Höhe erhalten hätten, wenn ihre 
Tätigkeit vor oder bald nach der ersten Zuwei- 
sung von Mitteln eingehend geprüft worden 
wäre. Dabei soll nicht verkannt werden, daß es 
viel Arbeit und Zeit beansprucht, die Verwen- 
dung der Bundesjugendplanmittel zu überwa- 
chen. 

Der Bundesrechnungshof macht auch darauf 
aufmerksam, daß Zuwendungen, insbesondere 
am Ende des Rechnungsjahres, nicht gewährt 
werden dürfen, wenn die zweckentsprechende 
Verwendung der Mittel nicht gewährleistet ist. 

20. Die Prüfungsmitteilungen, insbesondere diejeni- 
gen der Vorprüfungsstelle des Bundesministers 
des Innern, sind vielfach nicht mit der erforder- 
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liehen Beschleunigung beantwortet worden. Die 
Verzögerungen sind z. T. auf Säumigkeit der 
geprüften Zuwendungsempfänger zurückzufüh- 
ren. So hat z. B. ein im Jahre 1955 örtlich 
geprüfter Verband, dessen erste Stellungnahme 
zu den Beanstandungen unzureichend war, im 
Jahre 1957 mitgeteilt, er könne nicht auf jeden 
beanstandeten Einzelfall eingehen. Der Verband 
hat gebeten, sich mit der Erklärung zufrieden 
zu geben, daß er auch die Mittel, deren Verwen- 
dung nicht mehr nachweisbar sei, im Sinne des 
Bundesjugendplans verwendet habe. Der Bun- 
desminister des Innern hat den Vorschlag des 
Verbandes abgelehnt. 

Die auf Grund der örtlichen Prüfungen erstell- 
ten Vorprüfungsmitteilungen sind im Durch- 
schnitt erst nach einem Jahr beantwortet wor- 
den. Da auch die Verwendungsnachweise z. T. 
noch immer mit erheblicher Verspätung vorge- 
legt werden — die Verwendungsnachweise über 
rd. 2 Mio DM aus Bundesjugendplanmitteln des 
Rechnungsjahres 1953 waren im September 1957 
noch nicht bei der Vorprüfungsstelle eingegan- 
gen — hat der Bundesrechnungshof den Bundes- 
minister des Innern gebeten, die Vorprüfung 
durch unverzügliche Beantwortung der Prü- 
fungsmitteilungen zu beschleunigen; er hat dar- 
auf hingewiesen, daß die Prüfung infolge des 
häufigen Wechsels der für die Verwendung der 
Zuschüsse verantwortlichen Personen um so 
schwieriger wird, je mehr Zeit seit der Veraus- 
gabung der Bundesmittel verstrichen ist. 

* 

Bundesminister der Finanzen 

(Einzelplan 08 für die Rechnungsjahre 1955 bis 
1957) 

Bundesfinanzverwaltung 

(Kapitel 08 04 für die Rechnungsjahre 1955 bis 
1957) 

21. Die Mittel für die Unterhaltung der Gebäude, 
welche der Zollverwaltung sowie der Vermö- 
gens- und Bauverwaltung gewidmet sind (u. a. 
Dienstgebäude, Dienstwohngebäude einschl. 
Anlagen und Zubehör), werden bei Titel 204 
bereitgestellt; die Mittel für die Unterhaltung 
der Gebäude des allgemeinen Sachvermögens 
einschl. Anlagen und Zubehör werden bei 
Titel 400 veranschlagt (überwiegend vermietete 
oder verpachtete Liegenschaften des ehemaligen 
Reichsvermögens, u. a. Kasernen, Übungsplätze, 
Wohnsiedlungen). Die Bundesvermögens- und 
Bauabteilungen der Oberfinanzdirektionen legen 
die Bauunterhaltungsarbeiten für jedes Rech- 
nungsjahr fest; die Baubehörden der Länder füh- i 
ren diese im Aufträge des Bundes durch. 

Der Bundesrechnungshof hat in einer Reihe 
von Fällen festgestellt, daß die Ausgaben für 
die Bauunterhaltung jeweils im letzten Monat 
des Rechnungsjahres — März — sprunghaft 


gestiegen sind; sie haben mitunter ein Viel- 
faches der durchschnittlichen Ausgaben vorher- 
gegangener Monate erreicht. So sind z. B. bei 
einer Zollkasse im Monat März 1956 bei Titel 204 
rd. 64 V. H., bei Titel 400 rd. 43 v. H. der für 
das Rechnungsjahr zugewiesenen Haushaltsmit- 
tel verausgabt worden; im Bereich einer Ober- 
finanzkasse sind von 740 Kostenrechnungen über 
bauliche Unterhaltungsarbeiten im vierten Vier- 
teljahr des Rechnungsjahres 1955 allein 407 zwi- 
schen dem 21. und 30. März 1956 beglichen wor- 
den. Das hängt damit zusammen, daß die Bau- 
unterhaltungsarbeiten nicht gleichmäßig auf das 
Rechnungsjahr verteilt worden sind. Zum Teil 
mag das darauf zurückzuführen sein, daß die 
Bauunterhaltungsarbeiten aus bauwirtschaft- 
lichen Gründen oft erst im Winterhalbjahr aus- 
geführt werden sollten (vgl. die Empfehlungen des 
interministeriellen Ausschusses für Bauwirt- 
schaft beim Bundesminister für Wirtschaft aus 
dem Jahre 1955). Daß die Bauunternehmer die 
Kostenrechnungen nicht immer unmittelbar nach 
dem Abschluß der Arbeiten eingereicht haben 
und daß die Baubehörden der Länder einen Teil 
der Kostenrechnungen erst kurz vor Abschluß 
des Rechnungsjahres bearbeitet und angewiesen 
haben, hat sich nachteilig ausgewirkt. Sammeln 
sich die Kostenrechnungen bis zum Schluß des 
Rechnungsjahres an, besteht die Gefahr, daß 
zahlreiche Rechnungen und oft auch solche über 
hohe Beträge nicht mit der erforderlichen Sorg- 
falt rechnerisch, sachlich sowie vor allem fach- 
technisch geprüft und etwaige Unrichtigkeiten 
(z. B. Rechenfehler, falsche Aufmaße) nicht berei- 
nigt werden. Der Bundesrechnungshof hat gefor- 
dert, daß diese Mängel abgestellt werden. 

* 

22. Die Kassenanweisungen müssen besondere Be- 
gründungen enthalten, soweit Zweck und Anlaß 
der Zahlungen und die Verwaltungsmaßnahmen, 
die diesen zugrunde liegen, sich nicht aus den 
Unterlagen ergeben. Häufig sind jedoch nichts- 
sagende Angaben verwendet worden, z. B. 
„Beschaffung erfolgte aus dienstlichen Gründen". 
Bei den zur Begründung der Kassenanweisungen 
vorgelegten Kostenrechnungen über Leistun- 
gen, die nach Arbeitsstunden berechnet werden, 
hat die Verwaltung vielfach nicht nach Stunden- 
löhnen und preisrechtlich zulässigen Zuschlägen 
aufgeschlüsselt. Auch haben bei Abschlagsaus- 
zahlungen für bauliche Maßnahmen Zwischen- 
rechnungen der Unternehmer nicht Vorgelegen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Behörden 
angehalten, die Haushaltseinnahmen und -aus- 
gaben künftig ausreichend zu begründen und zu 
belegen. 

* 

23. Büromaschinen werden vielfach freihändig 
beschafft. Dies wird damit begründet, die Liefer- 
firmen berechneten Standardpreise abzüglich 
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eines Mengenrabatts und der Skontoabzüge, so ^ 
daß auf eine Ausschreibung oder die Einholung 
mehrerer Angebote verzichtet werden könne. | 
Eine Lieferung zu Standardpreisen schließt aber j 
erfahrungsgemäß nicht aus, daß die Firmen hin- | 
sichtlich der Mengenrabatte, der Skontoabzüge ! 
und des Kundendienstes unterschiedliche Ange- 
bote einreichen, wenn die Verwaltung den Auf- 
trag ausschreibt. Der Bundesrechnungshof hat 
die Verwaltung darauf hingewiesen. 

24. In bundeseigenen Wohnungen (z. B. für Woh- 
nungen des Zollvermögens) sind häufig vor 
Ablauf der vom Bundesminister der Finanzen 
gesetzten Fristen Anstriche und Tapeten erneu- 
ert worden. Das ist z. T. darauf zurückzuführen, 
daß die Verwaltung es vielfach unterlassen hat, 
die Erneuerung der Anstriche und Tapeten in 
die vorgesehenen Nachweisungen einzutragen. 
Das ist hauptsächlich der Fall, wenn Baudienst- 
stellen diese Arbeiten ausgeführt haben. In 
zahlreichen Fällen hat die Verwaltung außer- 
dem Frostschäden an Versorgungsleitungen in 
den Wohnungen beheben lassen, obwohl die | 
Mietobjekte nach den Mietverträgen durch die j 
Mieter gegen Frostschäden zu sichern sind. Der | 
Bundesrechnungshof hat veranlaßt, daß künftig | 
ordnungsgemäß verfahren wird. 

25. Gemeinden und andere juristische Personen des 
öffentlichen Rechts erhalten vielfach Darlehen 
für Aufschließungsmaßnahmen und ähnliche 
Zwecke. Der Bundesminister der Finanzen legt 
in der Regel fest, von wann an und mit welchen 
Raten die Bundesdarlehen getilgt werden müs- 
sen. Die nachgeordneten Behörden haben jedoch 
oft Darlehnsverträge abgeschlossen, in denen 
— entgegen der Anordnung des Ministers — 
eine andere Tilgung vereinbart wird (z. B. 
erste Tilgungsrate am 1. April 1957 statt am 
1. April 1956, erste Halbjahres-Tilgungsrate am 
1. Juli 1958 statt jährliche Tilgungsrate am 
1. Januar 1958). Der Bundesrechnungshof hat das 
Vorgehen gerügt und veranlaßt, daß es abge- 
stellt wird. 

♦ 

Bundesminister für Wirtschaft 

(Einzelplan 09 für die Rechnungsjahre 1955 bis 
1957) 

Zuwendungen an Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung 

(§ 64 a RHO) 

Gesellschaft zur Förderung des Deutsch- Ameri- 
kanischen Handels mbH 

26. Die Gesellschaft, die ihre Aufwendungen nahezu 
ausschließlich aus Bundesmitteln bestreitet, hat 
ihren Sitz in Köln; sie unterhält Zweigstellen in 


Berlin und in München sowie Büros in New 
York und in Toronto. Die Zuschüsse des Bundes 
haben im Rechnungsjahr 1954 rd. 1,2 Mio DM 
betragen (Kapitel 09 02 Titel 606; ERP-Wirt- 
schaftsplan Kapitel 2 Titel 8). 

Der Bundesrechnungshof hatte bereits bei 
einer früheren Prüfung erhebliche Beanstandun- 
gen erhoben (Denkschrift 1952 S. 90/92 Nr. 45 bis 
50). Inzwischen hat er die Verwendung der Bun- 
deszuschüsse von rd. 2,5 Mio DM geprüft, wel- 
che die Gesellschaft in den Rechnungsjahren 1953 
und 1954 erhalten hat. Dabei hat sich herausge- 
stellt, daß die Buchführung der Gesellschaft wei- 
terhin undurchsichtig ist. In der Jahresrechnung 
wichen die abgerechneten Ausgaben der Höhe 
und dem Zweck nach von den tatsächlich ent- 
standenen Aufwendungen erheblich ab. 

Nach dem Jahresabschluß der Gesellsdraft für 
1954, den ein Wirtschaftsprüfer geprüft hatte, 
war über Bundeszuschüsse von rd. 446 000 DM 
noch nicht abgerechnet. Nach den Feststellungen 
des Bundesrechnungshofes beliefen sich die nicht 
abgerechneten Bundeszuschüsse jedoch auf rd. 
526 000 DM; der Jahresabschluß ist entsprechend 
berichtigt worden. 

Die Belegführung entsprach in keiner Weise 
den an sie zu stellenden Anforderungen. Für die 
Aufwandskonten waren Belege nicht vorhanden. 
Ferner haben Angestellte der Gesellschaft Be- 
träge zur Zahlung angewiesen, obwohl sie nicht 
dazu berechtigt waren. Aus vielen Ausgabe- 
belegen war nicht zu ersehen, aus welchen Grün- 
den die Gesellschaft Aufwendungen übernom- 
men hat. Wegen der unzureichenden Belege war 
es oft nicht möglich, die als Aufwand gebuchten 
Gehälter und Sozialversicherungsbeiträge auf 
ihre Richtigkeit zu prüfen. Weiterhin hat der 
frühere Leiter def Verwaltungsabteilung in zahl- 
reichen Fällen hohe Beträge an sich selbst in 
sachlich nicht gerechtfertigter Höhe zur Zahlung 
angewiesen (Überstundenvergütung, Trennungs- 
zulage, Familienheimfahrten, Umzugskosten, 
Mietzuschuß). 

Der Bundesrechnungshof hat die Haushalts- 
führung der Gesellschaft als unzulänglich und 
unwirtschaftlich bezeichnet. Auf Grund seiner 
Prüfungsergebnisse ist eine Reorganisation des 
Kölner Büros der Gesellschaft im Gange. Die bis- 
herigen Aufwendungen für die deutsche Organi- 
sation der Gesellschaft sollen weitgehend ein- 
geschränkt werden, damit zusätzliche Mittel für 
die im Ausland unterhaltenen Büros bereit- 
gestellt werden können. Außerdem hat der Bun- 
desrechnungshof veranlaßt, daß der Bundes- 
minister für Wirtschaft zu Unrecht gezahlte Be- 
träge einziehen läßt. 

Rationalisierungs-Kuratorium der Deutschen 
Wirtschaft e. V., Zweigstelle Berlin 

(RKW Berlin) 

27. Dem RKW Berlin stehen zur Deckung seiner 
Aufwendungen neben Einnahmen aus Mitglieds- 
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beitragen, aus Veranstaltungen und aus dem 
Verkauf von Druckschriften Zuschüsse des Lan- 
des Berlin und des Bundes (Kapitel 09 02 
Titel 604) zur Verfügung. Für die Rechnungs- 
jahre 1954 und 1955 ergibt sich folgendes Bild: 



Rechnungs- 

jahr 

1954 

Rechnungs- 

jahr 

1955 


DM 

DM 

Eigene Einnahmen . . 

38 414,43 

46 529,11 

Zuschüsse des Landes 
Berlin 

76 000,— 

76 000.— 

Zuschüsse des Bundes . 

18 300,— 

21 000,— 

Summe 

132 714,43 

143 529,11 

Der Rechnungshof von 

Berlin, der 

nach Ver- 


einbarung mit dem Bundesrechnungsliof die Zu- 
wendungen vom Rechnungsjahr 1954 an prüft, 
hat im wesentlidien folgende Mängel fest- 
gestellt; 

Die Vollständigkeit und die Richtigkeit des 
zur Prüfung vorgelegten Zahlenwerks hat nicht 
geprüft werden können, weil die Konten nicht 
aufgerechnet worden waren; die Bücher waren 
nicht abgestimmt und konnten nicht abgeschlos- | 
sen werden. Das Belegwesen war nicht geordnet. 
In den meisten Fällen sind Auszahlungen ohne ’ 
schriftliche Anordnung vorgenommen worden. , 
Der Kassenbuchhalter hat über Kassenmittel 
nach eigenem Gutdünken verfügt. Er hat für sich 
Sonderhonorare für eine nebenamtliche Tätig- 
keit entnommen und hierfür weder die Lohn- 
steuer noch die gesetzlichen Sozialversicherungs- 
beiträge abgeführt. Einen Teil der im Rechnungs- 
jahr 1954 mit rd. 580 DM und im Rechnungsjahr 
1955 mit rd. 430 DM ausgewiesenen Ausgaben 
für Bewirtungen (Repräsentationsaufwand) hat 
das RKW Berlin für das eigene Personal ver- 
wendet. Es konnte nicht nachgewiesen werden, 
ob die im Inventarverzeichnis aufgeführten Ver- 
mögensgegenstände vorhanden sind. 

Zuwendungen an Stellen außerhalb der Bun- 
desverwaltung dürfen nur gewährt werden, 
wenn die ordnungsmäßige Gesdiäftsführung des 
Antragstellers außer Zweifel steht und er in der 
Lage ist, die Verwendung der Mittel nachzuwei- 
sen. Diese Voraussetzungen trafen beim RKW 
Berlin bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1955 
nicht zu. Der Bundesrechnungshof hat dem Bun- 
desminister für Wirtschaft empfohlen, dem RKW 
Berlin keine weiteren Bundesmittel zuzuweisen, 
solange der Rechnungshof von Berlin nicht be- 
stätigt hat, daß die von ihm festgestellten Män- 
gel behoben sind. Er hat ferner gefordert, auf 
die Beseitigung der aufgezeigten Mängel in der 
Geschäftsführung des RKW Berlin hinzuwirken. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat dem ' 
Senator für Wirtschaft und Kredit inzwischen | 
mitgeteilt, daß die Beanstandungen des Rech- i 
nungshofes von Berlin um so schwerwiegender 


seien, als schon früher ähnliche Beanstandungen 
erhoben worden seien. Hierbei hat er zunächst 
nur allgemein gefordert, daß unverzüglich Maß- 
nahmen getroffen werden, um eine geordnete 
Haushaltsführung und Verwaltung des RKW 
Berlin sicherzustellen. Die im einzelnen noch zu 
treffenden Maßnahmen wird der Bundes- 
rechnungshof überwachen. 




Verband für Arbeitsstudien e. V. 

28. Der Verband betätigt sich auf dem Arbeitsgebiet 
des früheren Reichsausschusses für Arbeits- 
studien — REFA ■ — . Er befaßt sich mit der Er- 
forschung der Grundlagen der Arbeits- und Zeit- 
studien sowie der Beziehungen zu den Gebieten 
verwandter Wissenschaften; er arbeitet dafür 
Richtlinien und Verfahren aus. Er gibt weiter 
einschlägige Zeitschriften und Lehrbücher heraus 
und veranstaltet Tagungen und Lehrgänge. Seine 
Arbeit ist als gemeinnützig anerkannt. 

Der Verband deckt seine Aufwendungen im 
wesentlichen aus den Zuschüssen des Bundes, 
aus Mitgliedsbeiträgen, aus dem Verkauf von 
Formblättern für ArbeitSiStudien und von REFA- 
Schriften sowie aus Teilnehmergebühren für 
Lehrgänge. Er erhält über das Rationalisierungs- 
Kuratorium der Deutschen Wirtschaft Zuschüsse 
aus den Bundesmitteln, die für die Förderung 
der Rationalisierung, Normung und Formgebung 
bereitgestellt sind (Kapitel 09 02 Titel 604). Die 
Zuschüsse haben im Rechnungsjahr 1954 rd. 
109 000 DM, im Rechnungsjahr 1955 113 000 DM 
betragen. 

Der Bundesrechnungshof hat bei seiner ört- 
lichen Prüfung keine Mängel festgestellt. Die 
Vermögenslage des Verbandes war sehr gün- 
stig. Kapital, Rücklagen und Rückstellungen be- 
trugen am 31. März 1953 rd. 11 000 DM, am 
31. März 1954 rd. 65 000 DM, am 31. März 1956 
rd. 185 000 DM. Die Bestände an Bank- und Post- 
scheckguthaben und baren Mitteln sind von rd. 
13 000 DM am 31. März 1953 auf rd. 167 000 DM 
am 31. März 1956 gestiegen. 

Zuwendungen an Stellen außer der Bundes- 
verwaltung sollen nur gewährt werden, wenn 
die Durchführung der Aufgaben ohne die Zu- 
wendung nicht oder nicht in dem notwendigen 
Umfang möglich ist. Dem Verband ist zwar eine 
gewisse Reservenbildung zuzugestehen. Der 
Bundesrechnungshof hat jedoch im Hinblick auf 
die auffallende Höhe der dem Verband zur Ver- 
fügung stehenden Mittel den Bundesminister für 
Wirtschaft veranlaßt, vor der Gewährung wei- 
terer Zuschüsse zu prüfen, ob der Verband die 
beantragten Mittel nicht ganz oder teilweise 
selbst aufbringen kann. 

* 
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Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


(Einzelplau 10 für die Rechnungsjahre 
1955 bis 1957) 

Zuschüsse an die Einfuhr- und Vorratsstellen; 
hier: Prüfungstätigkeit einer Revisionsstelle 

29. Eine Einfuhr- und Vorratsstelle — EVSt — hat 
dem Leiter ihrer Unterabteilung „Organisation 
und Revision" am 30. April 1955 zum 30. Sep- 
tember 1955 gekündigt und ihn bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist beurlaubt. Dieser Kün- 
digung waren Meinungsverischiedenheiten mit 
dem Vorstand der EVSt — insbesondere über 
die Revisionstätigkeit des Unterabteilungsleiters 
— vorausgegangen. Die Kündigung, die zu- 
nächst auf Organisationsänderungen innerhalb 
der EVSt gestützt worden ist, hat zu einem 
Rechtsstreit vor dem Arbeitsgericht geführt. Im 
Verlauf didses Rechtsstreites hat die EVSt in der 
Tätigkeit des Revisionsleiters liegende Gründe 
vor geh rächt. Dieser hat geltend gemacht, daß 
von ihm erhobene Prüfungsbeanstandungen, die 
die Benutzung von Dienstkraftwagen durch Vor- 
standsmitglieder beträfen, der tiefere Grund für 
die Kündigung gewesen seien. 

Der Rechtsstreit ist durch einen Vergleich be- 
endet worden. Hiernach wurde das Ausscheiden 
ein halbes Jahr über den Kündigungstermin 
hinausgeschoben. Die Beklagte hat sich dabei 
verpflichtet, dem Kläger drei Monatsgehälter 
und außerdem eine Abfindungsentschädigung 
nach § 7 des Kündigungsschutzgesetzes in Höhe 
von 7500 DM netto zu zahlen. Der Bundes- 
miniister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat gegen den ihm vorgelegten Ver* 
gleich, dessen Abschluß die einstimmige Billi' 
gung des Verwaltungsrats der EVSt gefunden 
hat, Einwendungen nicht erhoben. 

Der Bundesrechnungshof hat die Angelegen- 
heit Anfang 1956 auf gegriffen, nachdem ihm 
durch eine Eingabe des Revisionsleiters dessen 
Kündigung bekanntgeworden war. Er hat die 
eindeutige Klärung der Prüfungsbeanstandungen 
gefordert und insbesondere zum Ausdruck ge- 
bracht, daß eine unbehinderte Durchführung der 
Prüfungstätigkeit gegen unberechtigte Einfluß- 
nahme Sichergestellt werden müsse. 

Die in den Prüfungsbeanstandungen des Re- 
visionsleiters gestellten Fragen, die auch die 
Vorprüfungsstelle des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten bei einer 
auf Anregung der EVSt im Anschluß an die Fest- 
stellungen der Revisionsstelle durchgeführten 
Prüfung erhoben hatte, waren sachlich gerecht- 
fertigt. Sie bezogen sich auf Kraftwagenfahrten, 
bei denen Zweifel bestanden, ob Dienstfahrten 
Vorlagen oder ob die Fahrten stattgefunden 
hatten. Es handelte sich insbesondere um Fahr- 
ten, die an Sonn- und Feiertagen durchgeführt 
waren. Einigen Beanstandungen lag zugrunde, 
daß nach den Fahrtenbüchern Fahrten zu glei- 
cher Zeit mit dem Dienstkraftwagen wie auch 


mit dem beamteneigenen Kraftwagen durch- 
geführt waren. 

Die Klärung dieser Beanstandungen hat sich 
ungewöhnlich lange hingezogen. Der Bundes - 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, dem gegenüber der EVSt das Aufsichts- 
und Weisungsrecht zusteht, hat zu den Bean- 
standungen zunächst die Stellungnahme des nach 
§ 7 des Getreidegesetzes mit der Aufsicht über 
den Vorstand betrauten Verwaltungsrates der 
EVSt eingeholt. Die erst Ende 1956 abgegebene 
Stellungnahme hat der Bundesrechnungshof 
nicht für befriedigend gehalten; er hat eine wei- 
tere Aufklärung gefordert. Im Hinblick auf den 
schleppenden Fortgang der Untersuchung hat 
der Bundesrechnungshof im weiteren Verlauf das 
zur Zeit alleinige ordentliche Vorstandsmitglied 
zu den Beanstandungen gehört und in die bei 
der EVSt vorhandenen Unterlagen Einblick ge- 
nommen. Das Vorstandsmitglied hat seine nicht 
als Dienstfahrten erkennbaren Reisen durch An- 
gabe des dienstlichen Zwecks näher erläutert. Zu 
den Doppeleintragungen, die sieben Fahrten mit 
insgesamt 21 km betreffen, sind ausreichende 
Erklärungen abgegeben worden. Wegen der Be- 
nutzung von Dienstkraftwagen zu PrÄvatfahrten 
von Angehörigen hat der Bundesrechnungshof 
bei den dieses Vorstandsmitglied angehenden 
zwei Fällen von einer Weiterverfolgung im Hin- 
blick darauf abgesehen, daß bei den Einfuhr- und 
Vorratsstellen über die hierfür maßgebenden 
Bestimmungen Unklarheiten bestanden. Weitere 
Vorwürfe richten sich gegen zwei inzwischen 
aus geschiedene Voristandsmitglieder. Der Ver- 
waltungsrat der Einfuhr- und Vorratsstelle sieht 
nach der Anfang dieses Jahres eingegangenen 
erneuten Stellungnahme auch diese Beanstan- 
dungen im wesentlichen als geklärt an. Der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat sich im Februar 1958 entschlos- 
sen, eine Untersuchung der Angelegenheit durch 
einen Ruhestandsbeamten einer anderen Ver- 
waltung als seinen Beauftragten durchführen zu 
lassen. Der Ausgang eines gegen ein Vorstands- 
mitglied der EVSt eingeleiteten Ermittlungs- 
verfahrens der Staatsanwaltschaft bleibt noch 
abzu warten. 

Der BundesrechnungshO'f hat bereits bei an- 
derer Gelegenheit und erneut im Zusammen- 
hang mit den hier zur Erörterung stehenden 
Vorgängen den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten auf die Notwendig- 
keit hingewiesen, einheitliche Bestimmungen 
über die Benutzung der Dienstkraftwagen für 
seinen Geschäftsbereich herauszugeben. Die dar- 
aufhin vor kurzem ergangenen Richtlinien be- 
dürfen nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes jedoch noch der Ergänzung. Sie enthalten 
auch nicht die für die Einfuhr- und Vorrats- 
stellen notwendigen Weisungen. Der Bundes 
rechnungshof hat sich deshalb erneut an den 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten ige wandt. 

Zu den nachdrücklichen Hinweisen des Bun- 
desrechnungshofes, die Prüfungstätigkeit vor 
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unberechtigten Eingriffen zu schützen, hat sich 
der Verwaltungsrat der EVSt bei seiner ab- 
schließenden Stellungnahme dahin geäußert, daß 
eine Einflußnahme des Vorstands auf die Prü- 
fung der Revisionsstelle nicht festzustellen sei. 
Der Bundesrechnungshof hat aus den von ihm 
eingesehenen Unterlagen entnommen, daß dem 
ehemaligen Revisionsleiter auf Grund der gegen 
die Vorstandsmitglieder erhobenen Beanstan- 
dungen erhebliche Vorwürfe gemacht worden 
sind. Nach den dem Bundesrechnungshof ab- 
gegebenen Erklärungen des vorerwähnten Vor- 
standsmitglieds richteten sich diese Vorwürfe 
vor allem gegen die Art der Durchführung dei 
Prüfung. Zugleich sollte der Revisionsleiter dar- 
auf aufmerksam gemacht werden, bei den Prü- 
fungen zwischen wesentlichen und unwesent- 
lichen Dingen zu unterscheiden. Der Bundes- 
rechnungshof sieht bei Würdigung der ins- 
gesamt erhobenen Vorwürfe dieses Verhalten 
als geeignet an, die mit der Durchführung der 
Prüfungen beauftragten Bediensteten zu beein- 
flussen. Um deren Unabhängigkeit sicherzustel- 
len, hat er angeregt, daß die Verwaltungsräte 
die Kündigung der Leiter der Revisionsstellen 
von ihrer Genehmgiung abhängig machen und 
daß der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten auf Grund iseines Wei- 
sungsrechts gegenüber den Einfuhr- und Vor- 
ratsstellen sich die Genehmigung zur Bestellung 
und Abberufung der Leiter der Revisionsstellen 
Vorbehalten sollte. Schließlich hat der Bundes- 
rechnungshof den Bundesminister für Ernährung 
Landwirtschaft und Forsten gebeten, ihn ent- 
sprechend der in der Vorprüfungsordnung für 
die Bundesverwaltung getroffenen Bestimmung j 
jeweils vor seiner Entscheidung zu hören. Wenn | 
auch die Einfuhr- und Vorratsstellen nach den 
Marktordnungsgesetzen als Anstalten des öffent- 
lichen Rechts errichtet sind, werden die für die 
Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Aufwendungen fast ausschließlich aus Bundes- 
mitteln bestritten. Bei der Höhe dieser Mittel 
kommt der Tätigkeit der bei den Einfulir- und 
Vorratsstellen eingerichteten Prüfungsorgane 
besondere Bedeutung zu. Es erscheint daher an- 
gebracht, ihnen — auch im Hinblick auf die an- 
gestrebte Überführung dieser Stellen in eine 
Bundesoberbehörde — eine den Vorprüfungs- 
stellen der Bundesverwaltung entsprechende 
Stellung einzuräumen. Der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ist der 
Anregung des Bundesrechnungshofes bisher 
nicht nachgekommen. 

Die Behandlung der Angelegenheit hat dem 
Bundesrechnungshof Veranlassung gegeben, den 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten darauf hinzuweisen, daß der Fall 
nicht mit dem erforderlichen Nachdruck verfolgt 
worden ist, auch wenn man berücksichtigt, daß 
bei der derzeitigen Organisation der Einfuhr- 
und Vorratsstellen einer zügigen Erledigung 
derartiger Angelegenheiten Schwierigkeiten ent- 
gegenstehen. Nach der Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes können auch Zweifel darüber i 
bestehen, ob bei der Zusammensetzung der Ver- | 


waltungsräte der Einfuhr- und Vorratsstellen 
immer die Gewähr dafür gegeben ist, daß den 
in diesem Zusammenhang zu beachtenden Vor- 
schriften für die Bundesverwaltung in allen 
Fällen das erforderliche Verständnis entgegen- 
gebracht wird. Der Bundesrechnungshof hat den 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten darauf aufmerksam gemacht, daß 
eine unmittelbare Regelung dieser Angelegen- 
heit durch ihn auf Grund seines Weisungsrechts 
in Betracht kam. Da der Bundesrechnungshof 
nicht die Überzeugung gewonnen hat, daß der 
Fall in einer sachgerechten Weise behandelt 
worden ist, hat er, obwohl ihm eine Einfluß- 
nahme auf Personalangelegenheiten nicht zu- 
steht, dem Bundesminiister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten empfohlen, sich für eine 
berufliche ünterbringung des früheren Revisions- 
leiters einzusetzen. 

* 

Abrechnung von Globaleinfuhren 

30. a) Wegen der Endabrechnung über ernährungs- 
wirtschaftliche Hilfslieferungen der ehemali- 
gen Besatzungsmächte bestehen seit langem 
unter den beteiligten Ressorts Meinungsver- 
schiedenheiten. Die Endabrechnung zwischen 
den mit der Übernahme dieser Einfuhren be- 
trauten staatlichen Stellen oder ihren Nach- 
folgeorganisationen (Außenhandelsstelle, Ein- 
fuhr- und Vorratsstellen) und dem ERP- 
Sondervermögen (ERP-SV) konnte daher 
bisher nicht abgeschlossen werden. 

Die unterschiedlichen Auffassungen bezie- 
hen sich im wesentlichen auf Einfuhren aus 
der Zeit vom 1. März bis zum 30. September 
1949. Vorher war für die Ernährungsein- 
fuhren lediglich der inländische Nettoerlös 
(Inlandspreis abzüglich der durch die Einfuhr 
und Verteilung entstehenden Kosten sowie 
der Einfuhr- und Verteilungsspanne) an die 
sogenannten Gegenwertfonds, die später auf 
das ERP-SV übergegangen sind, abzuführen. 
Vom 1. März 1949 an dagegen mußte nach 
Weisung der Militärregierung der volle ge- 
setzliche Inlandspreis ohne Abzug von 
Kosten und Spannen entrichtet werden; vom 
1. Mai 1949 an war der Gegenwert der für 
die Einfuhren aufgewendeten Devisen abzu- 
führen. Der Unterschied zwischen dem In- 
landserlös und den an die Gegenwertfonds 
zu zahlenden Beträgen mußte durch Subven- 
tionen der öffentlichen Hand gedeckt werden. 
Die Länder des Vereinigten Wirtschaftsge- 
biets hatten den Subventionsbedarf für Ein- 
fuhren vom 1. März bis 30. Juni 1949 in vol- 
ler Höhe, für Einfuhren vom 1. Juli bis zum 
30. September 1949 etwa zu 50 v. FI. zu 
tragen. Die Abrechnung der in diesen Zeit- 
raum fallenden Globaleinfuhren berührt da- 
her die Subventionsabrechnung mit den Län- 
dern. Vom 1. Oktober 1949 an hat der Bund 
die Subventionen in voller Höhe aus Bundes- 
haushaltsmitteln bestritten. 
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Die Meinungsverschiedenheiten der Res- 
sorts berühren nicht die Abrechnung der Ein- 
fuhren durch die staatlichen Ubernahmestel- 
len gegenüber dem Einfuhrhandel, dem die 
Waren seinerzeit zur weiteren Verteilung 
übergeben worden sind; die Waren sind dem 
Handel auf der Grundlage der damals gel- 
tenden inländischen Preisbestimmungen be- 
rechnet, die Erlöse sind laufend eingezogen 
worden. Umstritten sind die über die In- 
landserlöse hinaus für die Gegenwertfonds 
geforderten Beträge. Während der Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
— jetzt der Bundesminister für wirtsdiaft- 
lidien Besitz des Bundes — für das ERP-SV 
als dessen Verwalter über die abgeführten 
Erlöse und Subventionsmittel hinaus noch 
weitere Forderungen geltend machte, hat der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten — unter Berücksiditigung 
eines unstreitigen Abrechnungsergebniisses 
bei Mineralöl- und Düngemitteleinfuhren — 
eine Forderung gegen das ERP- SV zugun- 
sten des Bundeshaushalts von rd. 93 Mio DM 
errechnet. 

Zu den meisten Streitpunkten hat das In- 
stitut für Besatzungsfragen in Tübingen in 
einer Reihe von Gutachten auf Veranlassung 
des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten Stellung genommen. 
Die Ressorts haben sich jedoch auch auf 
Grund dieser Gutachten nicht einigen können. 
Darauf hat der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — zugleich auf 
gemeinsame Anregung der Bundesminister 
der Finanzen und für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit — den Bundosrechnungshof um 
Stellungnahme zu den Streitfragen gebeten. 

Der Bundesrechnungshof ist in einer gut- 
achtlichen Stellungnahme vom Februar 1958 
zu dem Ergebnis gekommen, daß das ERP-SV 
rd. 37 Mio DM an den Bundeshaushalt zu- 
rückzuzahlen hat. Er hat hierbei das Abrech- 
nungsergebnis bei Mineralöl- und Dünge- 
mittelein f uh r en b e rü cks i chti g t . 

b) Der Betrag von 37 Mio DM ergibt sich aus einer 
Verrechnung zahlreicher Forderungen und 
Gegenforderungen. Die zahlenmäßig bedeut- 
samsten Differenzen bestehen bei der Ab- 
rechnung über Getreideeinfuhren. Gegenüber 
den Abrechnungen, die seinerzeit den Ein- 
zahlungen zugrunde lagen, haben sich ins- 
besondere Rückforderungen gegen das ERP- 
SV von rd. 62 Mio DM aus Weltmarktpreis- 
differenzen, von rd. 11,2 Mio DM wegen 
ungerechtfertigter Frachtbelastung und von 
rd. 7,4 Mio DM wegen zu Unrecht abgeführ- 
ter Mühlenzuschläge ergeben. 

Die Weltmarktpreisdifferenzen erklären ! 
sich daraus, daß der Außenhandelsstelle im | 
Zeitpunkt der Abwicklung der Einfuhren und j 
der Entrichtung der Gegenwerte an die Bank 
deutscher Länder Preise mitgeteilt waren, die j 
auf Angaben der Besatzungsmächte beruhten. | 


Die Preise stimmten jedoch mit den später 
von der Fiscal- und Statistical Group der 
Food Administration for Occupied Areas — 
FAOA — ausgefertigten Preislisten nicht 
überein; überwiegend waren die hierin auf- 
geführten Preise niedriger. Der Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit hatte 
sich darauf berufen, auch diese Preislisten 
könnten nicht als maßgebend angesehen wer- 
den; er hatte in Aussicht gestellt, verbind- 
liche Unterlagen beizubringen. Dies war ihm 
jedoch nicht möglich. Er hat sich mit der An- 
wendung der FAOA-P reislisten einverstan- 
den erklärt. Der Bundesrechnungshof hat die 
auf Grund dieser Preislisten aufgestellten Ab- 
rechnungen geprüft und die Rückforderung 
von rd. 62 Mio DM als berechtigt anerkannt. 
Im Verhältnis zu dem Gesamtwert der den 
Abrechnungen zugrunde liegenden Einfuhren 
von 1,5 Mrd. DM beträgt die Differenz 4 v. H. 

Die Rückforderungen wegen der Fracht- 
kosten betreffen Getreideeinfuhren aus der 
Zeit vom 1. März bis zum 30. April 1949. 
Nach einem Beschluß des von der Verwal- 
tung für Wirtschaft eingesetzten Einfuhr- 
preisausschusses sollte es zulässig sein, die 
Inlandspreise, die „frei Empfänger“ galten, 
bei der Abrechnung mit dem G egen wer tfonds 
über die in dieser Zeit hereingekommenen 
Einfuhren zu berichtigen; maßgebend sollte 
der in diesen Preisen enthaltene Frachtanteil 
sein, für den ein Erfahrungssatz von 2,50 DM 
je 100 kg angenommen war. Der Bundesmi- 
nister für wirtschaftliche Zusammenarbeit hat 
diesen Beschluß mit der Anordnung der Be- 
satzungsmächte, die Inlandspreise seien ohne 
Abzug von Kosten und Spannen zu entrich- 
ten, nicht für vereinbar gehalten. Das Institut 
für Besatzungsfragen hat erklärt, bei den 
„frei Empfänger" festgesetzten Inlandsprei- 
sen erscheine e;ine Frachtberichtigung bei der 
Abrechnung mit dem Gegenwertfonds erfor- 
derlich. Der Bundesrechnungshof hat sich die- 
ser Auffassung an geschlossen, zumal die Be- 
satzungsmächte gegen den Beschluß des Ein- 
fuhrpreisausschusses keine Einwendungen er- 
hoben haben. Nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes werden jedoch Frachtabzüge, 
welche die Frachtbelastung der öffentlichen 
Hand übersteigen, nicht berücksichtigt wer- 
den können. Der Bundesrechnungshof hat bei 
der in Betracht kommenden Abrechnungs- 
menge von rd. 1,12 Mio t Getreide nur einen 
Abzug von 10 DM je t und damit eine Rück- 
forderung von rd. 11,2 Mio DM für vertretbar 
gehalten. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten war dagegen von 
einem Abzug von 25 DM je t ausgegangen 
und hatte eine Rückforderung von rd. 28 Mio 
DM errechnet. 

Auf die Mühlenzuschläge bei Einfuhren aus 
der Zeit vom 1. März bis 30. April 1949 hat 
das ERP-SV keinen Anspruch, weil diese Zu- 
schläge zusätzlich zu dem Inlandspreis — ins- 
besondere zur Deckung der hohen Fracht- 
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kosten bei Auslandsgetreide — erhoben wor- 
den sind. Der Bundesminister für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit hat gegen die Rück- 
forderung keine Einwendungen mehr erho- 
ben. Der Bundesrechnungshof hat die Rück- 
forderung bei der Feststellung der abzugs- 
fähigen Frachtkosten berücksichtigt. 

c) Unter den zahlreichen weiteren strittigen 
Punkten ist die Abrechnung der Schulspei- 
sung seinfuhren hervorzuheben. Auf Grund 
einer Anordnung der amerikanischen und 
englischen Besatzungsmächte sind die Liefe- 
rungen für die auf Veranlassung der Besat- 
zungsmächte seinerzeit eingerichtete Schul- 
speisung vom 1. März 1949 an unentgeltlich 
bereitgestellt worden. Diese Anordnung ist 
am 29. Dezember 1949 außer Kraft getreten; 
von diesem Tage an ist das Abkommen über 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika vom 15. De- 
zember 1949 vorläufig angewendet wordear. 
Es sah zugleich vor, daß die deutsche Ver- 
waltung die Gegenwerte für alle Einfuhren 
auf GARIOA-Konten einzuzahlen hatte. Zum 
Auslaufen der unentgeltlichen Schulspeisung 
sind nach dem Inkrafttreten dieser Regelung 
noch GARIOA- und ERP-Einfuhren mit einem 
Gegenwert von rd. 7,8 Mio DM und JEIA- 
Einfuhren mit einem Gegenwert von rd. 1,6 
Mio DM, zusammen rd. 9,4 Mio DM zuge- 
wiesen worden. 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen an- 
erkannt, daß dieser Betrag an das ERP-SV 
zu zahlen ist. Der Bundesrechnungshof hat 
darauf aufmerksam gemacht, daß ein An- 
spruch des ERP-SV auf Entrichtung der Ge- 
genwerte aus JEIA^Einfuhren nicht begründet 
erscheint, da das JEIA- Vermögen nicht auf 
das ERP-SV übergegangen ist. Zur Erfüllung 
der Verpflichtung stehen im übrigen Mittel 
zur Verfügung, die aus der Abwicklung der 
früheren Dienststelle für besondere Versor- 
gungsaufgaben des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten stam- 
men; diese war seinerzeit u. a. mit der Ver- 
teilung der Einfuhren für die Schulspeisung 
betraut. Es handelt sich um Erlöse von mehr 
als 4 Mio DM aus dem Verkauf von Waren, 
die für die Schulspeisung nicht geeignet 
waren und um Länderbeiträge für die Schul- 
speisung von rd. 1,3 Mio DM. Es wird mit 
den Ländern noch zu klären sein, in welcher 
Weise der Restbetrag aufzubringen ist. 

d) Die nach Verrechnung von Forderungen 
und Gegenforderungen aus dem ERP-SV zu 
zahlenden 37 Mio DM werden zu einem Teil 
an die Länder des ehemaligen Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes weiterzuleiten sein, weil 
diese an der Aufbringung der Subventions- 
mittel beteiligt waren. Es wird allerdings 
notwendig werden, bei dieser Auseinander- 


setzung mit den Ländern darauf hinzuweisen, 
daß unter Umständen noch Subventionen 
nachzuzahlen sind. Das wäre der Fall, wenn 
Prozesse, die einige Importeure eingeleitet 
haben, weil sich vor dem Inkrafttreten des 
Import - Ausgleichsgesetzes Abschöpfungs- 
beträge aus dem Unterschied zwischen höhe- 
ren Inlands- und niedrigeren Weltmarkt- 
preisen ergeben haben, zum Erfolg führen. 
Diese Abschöpfungsbeträge sind zur Bezah- 
lung von Einfuhren an die Gegenwertfonds 
verwendet worden, um den Subventions- 
bedarf zu vermindern. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes hätte die Verwaltung die bei der Ab- 
rechnung entstandenen Zweifelsfragen recht- 
zeitiger klären müssen. Es wäre auch seit 
längerem angebracht gewesen, daß der Bun- 
desminister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit etwa 11 Mio DM frefgegeben hätte. 
Es handelt sich um einen Restbetrag aus Zah- 
lungen des Bundes zugunsten des ERP-SV 
an die Bank deutscher Länder, die zur Ver- 
rechnung als Subventionen bestimmt waren. 
Da bereits seit längerer Zeit zu übersehen 
war, daß bei der Abrechnung der Einfuhren 
Überzahlungen an das ERP-SV Vorlagen, 
wäre die Freigabe um so mehr begründet 
gewesen. 

Im Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1958 ist bei Kapitel 60 02 Titel 96 
eine Einnahme des Bundes aus den vor- 
genannten Forderungen gegenüber dem 
ERP-SV in Höhe von 22 Mio DM veranschlagt. 

Der Bundesrechnungshof wird sein Augen- 
merk darauf richten, daß die Abrechnung der 
Global einfuhren und die hiervon abhängige 
Subventionsabrechnung mit den Ländern be- 
schleunigt durchgeführt wird. 

* 

Ernteschadenshilfe 1954 

(Kapitel 10 02 außerplanmäßig Titel 970 für die 
Rechnungsjahre 1954 und 1955) 

31. In der Denkschrift vom 29. Juni 1956 hat der 
Bundesrechnungshof die Durchführung der Ernte- 
schadenshilfe 1954 behandelt (S. 21 Nr. 53). Nach 
diesen Ausführungen stand bei der Prüfung im 
Jahre 1955 die gemäß den Richtlinien erforder- 
liche Beteiligung der Länder Bayern und 
Schleswig-Holstein an den Hilfsmaßnahmen noch 
aus. Der Bundesrechnungshof hat seinerzeit vom 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten verlangt, daß die den Ländern Bay- 
ern, Schleswig-Holstein und Niedersachsen vor- 
schußweise zur Verfügung gestellten Bundes- 
mittel, soweit sie über die vom Bund zugesagte 
Beteiligung hinausgingen, unverzüglich zurück- 
gefordert würden. Die Länder Bayern und Nie- 
dersachsen haben auf Grund einer entsprechen- 
den Aufforderung des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten die über 
den Anteil des Bundes hinausgehenden Beträge 
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voll zurückgezahlt. Für Schleswig-Holstein ist ; 
eine Sonderregelung notwendig geworden. Im ' 
einzelnen hat Bayern rd. 2,6 Mio DM, Schleswig- 
Holstein rd. 3 Mio DM, Niedersachsen rd. 
1,3 Mio DM zurückgezahlt; weitere 5 Mio DM 
wird Schleswig-Holstein mit jährlich einer Mio 
DM tilgen. In den vorgenannten Zahlen sind 
geringfügige laufende Tilgungsbeträge enthalten. 

* 

Bundesversuchs- und Forschungsanstalt 
für Milchwirtschaft 

32. Zu der Anstalt gehört eine Lehrmeierei, deren 
Betriebseinnahmen und wirtschaftliche Betriebs- 
kosten bei Kapitel 10 11 Titel 18 und 402 ver- 
anschlagt sind; die Ausgabemittel sind über- 
tragbar. In der Bundeshaushaltsrechnung 1954 
(S. 1707) ist bei Titel 402 ein Haushaltsvorgriff 
von rd. 28 000 DM nachgewiesen, zu dem die 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
— haushaltsrechtlichen Vorschriften zuwider — 
nicht vorliegt. 

Dazu hat der Bundesrechnungshof folgendes 
festgestellt: Bereits im Oktober 1954 hat die 
Anstalt den Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten gebeten, die Zustimmung 
zu einem Haushaltsvorgriff bei der Lehrmeierei 
in Höhe von rd 36 000 DM zu erwirken und fol- 
gende Begründung in die Bundeshaushaltsrech- 
nung aufzunehmen: „Ausgleich der 1952 durch 
unzulängliche Preise entstandenen, nicht vorher- 
sehbaren und unabweisbaren Verluste bei Fla- ; 
schenmilch und Butter". Der Bundesminister für | 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat den j 
Antrag nicht dem Bundesminister der Finanzen | 
zugeleitet: er hat der Anstalt Anfang April 1955 
mitgeteilt, es handele sich um einen bereits in 
früheren Rechnungsjahren entstandenen Haus- 
haltsvorgriff, so daß die Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen nicht erforderlich sei. 
Das Verfahren entspricht nicht den Grundsätzen 
einer ordnungsmäßigen Haushaltswirtschaft. 
Wegen eines ähnlichen Vorfalls im Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat der Bundes- 
rechnungshof eine Bemerkung aufgestellt (S. 23 
Nr. 25). Eine frühere Entscheidung des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten über den Antrag hätte die Anstalt wahr- 
scheinlich veranlaßt, die Haushaltsmittel des 
Rechnungsjahres 1954 sorgfältiger zu bewirt- 
schaften und den Haushaltsvorgriff zu vermei- 
den oder wenigstens zu verringern. 

Der im Oktober 1954 gestellte Antrag war 
unbegründet; denn ein Haushaltsvorgriff von 
rd. 36 000 DM, der im Rechnungsjahr 1952 auf 
Grund der angegebenen Verluste tatsächlich 
entstanden war (vgl. Bemerkungen 1952 S. 21 
Nr. 32 a), mußte — entsprechend den haushalts- 
rechtlichen Vorschriften — aus den Mitteln des 
Rechnungsjahres 1953 vorweg gedeckt werden. 
In diesem Rechnungsjahr ist aber für die Lehr- 
meierei sogar ein Ausgaberest von rd. 13 600 DM 


nachgewiesen und in das Rechnungsjahr 1954 
übertragen worden. Wie sich aus zwei Akten- 
vermerken ergibt, ist die Anstalt offenbar der 
Ansicht gewesen, eine Haushaltsüberschreitung 
(Vorgriff) habe im Sinne des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ge- 
legen; gelegentlich einer Rücksprache mit dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sei mitgeteilt worden, die Lehr- 
meierei solle im Rechnungsjahr 1954 mit einem 
entsprechenden Haushaltsvorgriff abschließen, 
damit der Antrag vom Oktober 1954 seine Be- 
rechtigung behalte. Der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten hat diese 
Aktenvermerke als nicht verständlich bezeichnet; 
nach seiner Auffassung waren sie schon des- 
wegen unbegründet, weil sie erst einige Tage 
vor und nach Schluß des Rechnungsjahres 1954 
gefertigt worden sind. Der Bundesrechnungshof 
hat nicht klarstellen können, welche der beiden 
Darstellungen richtig ist. 

Der Haushaltsvorgriff des Rechnungsjahres 
1954 von rd. 28 000 DM ist nach den Feststellun- 
gen des Bundesrechnungshofes u. a. auf folgende 
wirtschaftlich nicht gerechtfertigte Maßnahmen 
zurückzuführen: 

Die Lehrmeierei hat im Februar 1955 als Er- 
satz für einen Volkswagen (Type Standard) 
einen neuen Kraftwagen (ßorgward-Isabella) ge- 
kauft, ohne die Genehmigung des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten einzuholen. 

Es kann zweifelhaft sein, ob es notwendig 
war, den erst 83 000 km gefahrenen Volkswagen 
durch ein neues Fahrzeug zu ersetzen. Keines- 
falls aber war es gerechtfertigt, dafür einen 
teuren Wagen (Borgward-Isabella) zum Preise 
von 7160 DM anzuschaffen. Bei der Lehrmeierei 
fallen überwiegend Stadtfahrten an. Zu diesen 
Fahrten ist nach der Anschaffung des neuen 
Fahrzeugs der Kraftwagen des in demselben 
Gebäudekomplex gelegenen Instituts für Milch- 
verwertung (DKW-Meisterklasse) benutzt wor- 
den. Andererseits hat das Institut den neuen 
Kraftwagen der Lehrmeierei des öfteren zu Fern- 
fahrten benutzt. 

Eine wirtschaftliche Ausnutzung des neuen 
Kraftfahrzeugs ist erst nach dessen Übernahme 
in die auf Anregung des Bundesrechnungshofes 
eingerichtete Fahrbereitschaft der Anstalt er- 
reicht worden. Durch die Einrichtung der Fahr- 
bereitschaft sind im übrigen zwei andere Kraft- 
wagen entbehrlich geworden; sie sollen nun- 
mehr verkauft werden. 

Ferner hat die Lehrmeierei für das Büro des Be- 
triebsleiters Einrichtungsgegenstände für ins- 
gesamt rd. 3140 DM gekauft. Sie hat u. a. zwei 
Kaminsessel für je 304 DM, eine Sitzbank für 
462 DM, einen Schreibtisch für 598 DM, einen 
Bücherschrank für 779 DM, einen Schreibtisch- 
sessel für 92 DM sowie Gardinen und Vorhänge 
für 415 DM beschafft. 

Die Ausstattung des Büros für den Betriebs- 
leiter der Lehrmeierei mit einem Aufwand von 
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rd. 3140 DM entsprach gleichfalls nicht den 
Grundsätzen sparsamer Wirtschaftsführung. Die 
Ausgaben überstiegen bei weitem die im Bereich 
der Bundesverwaltung seinerzeit geltenden 
Durchschnittssätze für die Ausstattung der 
Referentenzimmer in den Ministerien. Der Auf- 
wand läßt sich auch nicht damit rechtfertigen, 
daß der Betriebsleiter der Lehrmeierei Besuche 
von Milchwirtschaftlern und Milchwissenschaft- 
lern des In- und Auslands zu empfangen hat. 
Dasselbe gilt von der Begründung, mit Rücksicht 
auf die im Raum Kiel sonst noch vorhandenen 
Meiereien sei Wert darauf gelegt worden, daß 
die Ausstattung die Anforderungen an einen 
Wirtschaftsbetrieb nicht unterschreite. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat Vorsorge getroffen, daß 
sich die Vorgänge ähnlicher Art nicht wieder- 
holen; insbesondere hat er angeordnet, daß bei 
allen Maßnahmen von geldlicher Tragweite der 
Sachbearbeiter des Haushalts, den er erst im 
Jahre 1956 bei der Anstallt bestellt hat, beteiligt 
wird. 

* 

Zuwendungen an Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung 

(§ 64 a RHO)" 

33. Der Antrag auf die Zuwendung und die ihm bei- 
zufügenden LFnterlagen (z. B. Kostenanschläge, 
Gesamtfinanzierungspläne) sind die maßgeb- 
lichen Grundlagen für die Entscheidung, ob die 
beantragte Zuwendung notwendig und ange- 
messen ist. Der Bundesrechnungshof hat bis- 
weilen den Eindruck, daß der Bundesminlster 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die 
Kostenanschläge und die Begründung der Vor- 
haben — vor allem bei Zuwendungen für 
Forschungsaufgaben — nicht ausreichend prüft. 
Als Beispiel sind Zuschüsse zur Durchführung 
milchwirtschaftlicher Forschungsaufgaben und 
Zuschüsse an ernährungswirtschaftliche For- 
schungseinrichtungen (Kapitel 10 02 Titel 630 a 
und 634) zu nennen, die verschiedenen Einrich- 
tungen wiederkehrend für mehrere Arbeits- 
themen gewährt worden sind. Die Kosten- 
anschläge, mit denen der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sich be- 
gnügt hatte, ließen nicht erkennen, wie die Per- 
sonal- und Sachausgaben für die einzelnen The- 
men errechnet waren; bei den Personalausgaben 
fehlten Angaben über die Dienststellung, die 
Vergütungsgruppe sowie die vorgesehene Dauer 
der Beschäftigung, bei den Sachausgaben die 
Aufgliederung nach den Zweckbestimmungen. 
Weiter haben einige Empfänger in ihren An- 
trägen Tatsachen, die für die Beurteilung des 
Falles wichtig waren, nicht angegeben. So hat 
der Bundesrechnungshof erst bei der Rechnungs- 
prüfung festgestellt, daß eine wissenschaftliche 
Gesellschaft Vermögenswerte (Wertpapiere und 
Sparguthaben) in Höhe von rd. 20 000 DM besaß. 
Ferner hat ein Privatforscher in Berlin, der einen 
Zuschuß aus ERP-Mitteln erhalten hat, in den 


Antragsunterlagen nicht erwähnt, daß andere 
Stellen an der Finanzierung des Forschungs- 
vorhabens erheblich beteiligt waren. In beiden 
Fällen hat der Bundesininister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten es hingenommen, 
daß die Antragsteller nicht erschöpfende An- 
gaben gemacht haben. 

34. Die Verwaltung hat die Zweckbestimmungen 
des Bundeshaushaltsplans und die Erläuterungen 
dazu häufiger zu weit ausgelegt. So hat z. B. 
der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten einem Lande im Rechnungs- 
jahr 1956 aus Mitteln des Grünen Planes (Ka- 
pitel 10 02 Titel 603 b) einen Baukostenzuschuß 
für die Errichtung einer Jungfischerschule be- 
willigt. Hiergegen hat der Bundesrechnungshof 
eingewendet, daß eine Förderung der See- 
fischerei, die nicht zur Landwirtschaft im Sinne 
des Grünen Planes 1956 gehöre, aus dessen Mit- 
teln nicht vorgesehen sei. Die Zuwendung an 
eine zentrale Fachschule der Emährungswirt- 
schaft aus Mitteln für Beratung und Fachausbil- 
dung auf dem Lande (Kapitel 10 02 Titel 603 a) 
hat der Bundesrechnungshof beanstandet, weil 
diese Zuwendung nicht für diese Zwecke, son- 
dern für die Ausstattung des Laboratoriums, der 
Bibliothek und der warenkundlichen Sammlung 
der Fachschule bestimmt war. Auf Veranlassung 
des Bundesrechnungshofes hat der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten die Zuwendung auf die Mittel über- 
nommen, die nach dem Haushaltsplan dafür vor- 
gesehen waren. 

35. Die Zuwendungen sollen nur soweit und nicht 
eher an die Empfänger ausgezahlt werden, als 
sie für fällige Zahlungen entsprechend dem Ver- 
wendungszweck benötigt werden. Der Bundes- 
rechnungshof hat wiederholt festgestellt, daß 
dieser Grundsatz nicht beachtet worden ist. 

So hat der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten einem Lande im De- 
zember 1955 aus Zuschußmitteln zur Förderung 
des Gemüse-, Obst- und Gartenbaues (Kapitel 
10 02 Titel 606) 40 000 DM für die Errichtung 
einer Frischhalte- und Kühlstation bewilligt und 
den Betrag auf Anforderung des Landes am 
26. März 1956 ausgezahlt. Im September 1956 
hat das Land beantragt, den Bundeszuschuß auf 
ein anderes Projekt zu übertragen. Es hatte sich 
herausgestellt, daß das ursprüngliche Vorhaben 
nicht durchführbar war. Auf die Vorstellungen 
des Bundesrechnungshofes sind die 40 000 DM 
im Rechnungsjahr 1956 zurückgezahlt worden. 

Ferner hat der Bundesminister für Ernährung. 
Landwirtschaft und Forsten im Rechnungsjahr 
1956 aus den nicht übertragbaren Mitteln zur 
Förderung der Allgemeinbildung auf dem Lande 
sowie der landwirtschaftlichen Berufsausbildung 
(Kapitel 10 02 Titel 603 b) Baukostenzuschüsse 
für Landwirtschaftsschulen auszahlen lassen. Die 
Prüfung durch den Bundesrechnungshof hat er- 
geben, daß mit den Bauten in einigen Fällen 
erst im Rechnungsjahr 1957 begonnen worden 
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ist. Für Baumaßnahmen des Rechnungsjahres | 
1957 durften aber die Mittel des Rechnungs- | 
Jahres 1956 nicht verwendet werden. Die An- 
gelegenheit wird weiter verfolgt. 

Weiterhin hat der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten die den Län- 
dern im Laufe des Rechnungsjahres aus Bundes- 
mitteln und ERP-Gegenwertmitteln für die För- 
derung der Landwirtschaft, vor allem zum Aus- 
bau der Wirtschaftsberatung, bereitgestellten 
Zuwendungsbeträge z. T. kurz vor Jahres- 
abschluß erhöht und die Aufstockungsbeträge 
gleichzeitig ausgezahlt. Eine ordnungsmäßige 
Verwendung dieser Beträge war vor Jahres- 
abschluß nicht mehr möglich. In einigen dieser 
Fälle haben Zuwendungsempfänger (Landes- 
dienststellen und Landwirtschaftskammem) Lie- 
ferfirmen veranlaßt, Fakturen noch vor Rech- 
nungsabschluß und schon vor Lieferung der in 
Auftrag gegebenen Gegenstände einzureichen. 
Durch unzutreffende Bescheinigung der sach- 
lichen Richtigkeit haben die Dienststellen als- 
dann die Voraussetzungen für die vorzeitige Be- 
zahlung der Rechnungen vorgespiegelt. Der 
Bundesrechnungshof hat das Verfahren bean- 
standet und den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten gebeten, darauf hin- 
ziiwirken, daß den verantwortlichen Bedienste- 
ten eine Mißbilligung ihres Verhaltens aus- 
gesprochen wird. 

36. Mehrfach hat der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Einrichtungen außer- 
halb der Bundesverwaltung und Einzelpersonen 
Forschungsaufträge auf Arbeitsgebieten erteilt, 
die in den Aufgabenbereich der Forschungsan- 
stalten des Bundes fallen. Auf Grund dieser Auf- 
träge sind Zuschüsse für die Bezahlung von 
Hilfskräften, für Sachausgaben (u. a. Heizung, 
Energie, Reisen, Geschäftsbedürfnisse, Mieten) 
sowie für Forschungszwecke (u. a. Chemikalien, 
Glassachen, Geräte) ausgezahlt worden. Im Rech- 
nungsjahr 1956 sind z. B. einer Meierei 
20 000 DM aus den Mitteln für allgemeine För- 
derungsmaßnahmen (Kapitel 10 02 Titel 600) zur 
Verfügung gestellt worden; sie sollte Verfahren 
für die Entkeimung der Milch erarbeiten. Wegen 
eines anderen milchwirtschaftlichen Themas hat 
der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten einem Institutsdirektor und 
Professor a. D. im Jahre 1956 einen Forschungs- 
auftrag aus ERP-Mitteln und im Jahre 1957 aus 
den Mitteln für die Lösung wissenschaftlicher 
Fragen — Grüner Plan 1957 — (Kapitel 10 02 
Titel 606) erteilt. Beide Forschungsaufträge fal- 
len in den Aufgabenbereich der Bundesversuchs- 
und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft. Ein 
Dozent an einer Technischen Hochschule hat in 
den Rechnungsjahren 1955 bis 1957 aus den Mit- 
teln für Zuschüsse an ernährungswirtschaftliche 
Forschungseinrichtungen (Kapitel 10 02 Titel 634) 
jährlich 27 000 DM für eine ernährungswirt- 
schaftliche Forschungsarbeit erhalten, die zum 
Arbeitsgebiet der Bundesforschungsanstalt für 
Getreideverarbeitung gehört. 


Der Bundesrechnungshof vertritt die Auffas- 
sung, daß Forschungsaufträge, soweit nicht be- 
sondere Verhältnisse eine Ausnahme rechtferti- 
gen, den mit einem hohen Kostenaufwand unter- 
haltenen Forschungsanstalten des Bundes zu 
übertragen sind. Es hat sich gezeigt, daß der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten diesem Grundsatz nicht immer Rech- 
nung getragen hat. Allerdings hat er die Auffas- 
sung des Bundesrechnungshofes jetzt anerkannt. 
Dieser wird darauf hinwirken, daß hiernach auch 
künftig verfahren wird, zumal da oft. unnötige 
und in der Regel höhere Kosten entstehen, 
wenn andere Stellen, insbesondere Einzelperso- 
nen, Forschungsaufträge bearbeiten. 

37. Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß die 
Verwaltung die Verwendungsnachweise nicht 
immer mit der gebotenen Sorgfalt prüft. So hat 
sie die ordnungsmäßige Verwendung der Zu- 
wendungen bescheinigt, auch wenn die Empfän- 
ger diese offensichtlich im Widerspruch zu den 
Bedingungen verwendet haben. Wenn Fälle die- 
ser Art bei der Rechnungsprüfung beanstandet 
worden sind, hat der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten des öfteren 
erklärt, die Abweichung von den Bedingungen 
sei nachträglich — • mitunter stillschweigend — 
genehmigt worden. Eine stillschweigende nach- 
trägliche Genehmigung hält der Bimdesrech- 
nungshof nicht für zulässig. Die dahin gehende 
Darstellung begegnet auch Zweifeln; der Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat es nicht einmal für erforderlich ge- 
halten, die Empfänger wegen ihrer Eigenmäch- 
tigkeit zu rügen. 

Ein weiteres Beispiel dafür, daß die Verwal- 
tung Verwendungsnachweise unzureichend prüft, 
hat sich bei einem Zuschuß für die Durchführung 
der Generalversammlung des Verbandes der 
Europäischen Landwirtschaft 1952 ergeben (Ein- 
zelplan X Kapitel 2 Titel 61 für Rechnungsjahr 
1952). Hier hat sich nach der Prüfung durch den 
Bundesrechnungshof herausgestellt, daß der 
Empfänger der Zuwendung vor allem eigene, 
bei der Generalversammlung angefallene Ein- 
nahmen im Verwendungsnachweis nicht ange- 
geben hat. Nach einem Schriftwechsel, der sich 
über mehrere Jahre hinzog, hat der Verband 
schließlich rd. 4 500 DM erstattet. 

38. Die Verwaltung hat unverzüglich die erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen, wenn die Zuwen- 
dung nicht ihrem Zweck entsprechend oder un- 
wirtschaftlich verwendet worden ist. In einigen 
Fällen sind solche Beanstandungen der Fachrefe- 
rate des Ministeriums nicht verfolgt worden; es 
verblieb bei dem Vermerk, das Weitere bleibe 
dem „ordentlichen Rechnungsprüfungsverf ähren" 
Vorbehalten. Dieses Verhalten ist unverantwort- 
lich. Die Verwaltung hat selbst die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen. Sie darf die Erfüllung 
ihrer eigenen Pflichten nicht auf die Rechnungs- 
prüfung abschieben. Die oberste Finanzkontroll- 
behörde hat keine Exekutivaufgaben. 
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39. Im allgememen sind die Verwendungsnachweise 
zwei Monate nach Ablauf des Rechnungsjahres 
vorzulegen. Der Bundesrechnungshof hat nicht 
feststellen können, daß der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten alles 
getan hat, urn die rechtzeitige Vorlage herbei- 
zuführen. Ihm ist bisher auch nicht bekanntge- 
worden, daß der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten die Zuweisung neuer 
Mittel von der Vorlage der Verwendungsnach- 
weise des Vorjahres abhängig gemacht hat. Ein 
großer Teil der Verwendungsnachweise für das 
Rechnungsjahr 1954, die spätestens Ende Mai 
1955 einzureichen waren, hat im Mai 1956 noch 
nicht Vorgelegen. 


Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung 

Kriegsopferversorgung und gleichartige 
Leistungen 

(Kapitel 40 09 für die Rechnungsjahre 1955 und 
1956, Kapitel 11 10 für das Rechnungsjahr 1957) 

Vorbemerkung 

40. Die Kriegsopferversorgung gehört zu den in 
Artikel 120 GG genannten Kriegsfolgelasten, für 
die der Bund die Aufwendungen trägt, während | 
die Länder die Bundesgesetze durchführen. Der 
Bund hat bis zum 1. April 1955 auch die Ver- 
waltungsausgaben der Kriegsopferversorgung 
bestritten; diese sind seitdem von den Ländern 
aufzubringen. Die Versorgungsbehörden sind 
Lande'sbehörden. Das Auseinanderfallen der 
Verwaltungsverantwortung, die bei den Ländern 
liegt, und der Finanzverantwortung des Bundes 
für die Versorgungsausgaben ist die Ursache für 
eine Reihe der in den nachstehenden Ausführun- 
gen dargelegten Mängel. Ich habe bereits in mei- 
ner Denkschrift 1952 (S. 115 Nr. 142) auf solche 
Auswirkungen hingewiesen, die sich fortdauernd 
ergeben haben und auch bei dem Bemühen um 
eine befriedigende Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern nur gemindert, aber nicht voll 
überwunden werden konnten. Sowohl bei der 
gesetzlichen Ordnung des Ver so rgungs wesen s 
als auch bei dem Erlaß von Verwaltungsvor- 
schriften waren Fragen von wesentlicher Bedeu- 
tung ungeklärt geblieben, weil Bund und Länder 
verschiedene Auffassungen über verfassungs- 
rechtliche Grundsätze und haushaltsrechtliche 
Zuständigkeiten vertreten. Ich hatte weiter dar- 
auf aufmerksam gemacht, daß die unklaren Be- 
ziehungen zwischen Bund und Ländern die Ein- 
heitlichkeit der Versorgung gefährden, die Ver- 
sorgungsberechtigten aber einen Anspruch dar- 
auf haben, in allen Ländern ihre Versorgung 
nach gleichen Grundsätzen, unter gleichen Vor- 
aussetzungen und in gleicher Höhe zu erhalten. 


Gegenüber den damals geschilderten Verhält- 
nissen ist eine wesentliche Änderung nicht ein- 
getreten, 

Die Aufwendungen des Bundes für die Kriegs- 
opferversorgung haben im Rechnungsjahr 1954 
rd. 3 Mrd. DM betragen (Denkschrift 1952 S. 117 
Nr. 147). Sie sind im Rechnungsjahr 1955 auf rd. 
3,5 Mrd. DM, im Rechnungsjahr 1956 auf rd. 
3,9 Mrd. DM und im Rechnungsjahr 1957 auf 
rd. 3,6 Mrd. DM gestiegen. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß die Verwaltungsausgaben (Per- 
sonal- und Sachausgaben 1954 etwa 150 Mio DM) 
vom Rechnungsjahr 1955 an nicht mehr vom 
Bund, sondern von den Ländern getragen wer- 
den. Die Aufwendungen für die Kriegsopfer- 
versorgung haben im Rechnungsjahr 1956 etwa 
12 V. H., im Rechnungsjahr 1957 etwa 10 v. H. 
der Gesamtausgaben des ordentlichen und des 
außerordentlichen Haushalts des Bundes aus- 
gemacht. 

41. Die Personal- und Arbeitsverhältnisse bei den 
Versorgungsbehörden haben sich inzwischen 
— allgemein gesehen — günstiger gestaltet. 

Die Arbeitslage in der Versorgungsverwaltung 
war weiterhin angespannt. In die Berichtszeit 
fällt die Durchführung der Änderungen des Bun- 
desversorgungsgesetzes — BVG — durch die 
3. Novelle vom 19. Januar 1955, die 4. Novelle 
vom 3. November 1955, die 5. Novelle vom 
6. Juni 1956 und die 6. Novelle vom 1. Juli 1957. 
Mit drei dieser Novellen wurden die laufenden 
Versorgungsbezüge allgemein erhöht; daneben 
sind sonstige Versorgungsleistungen verbessert 
worden. Die Novellen mußten mit größter Be- 
schleunigung durchgeführt werden. Bei der gro- 
ßen Zahl der Versorgungsberechtigten (S. 64 
Nr. 46) war die durch die Änderungsgesetze be- 
dingte Arbeitsbelastung in den Jahren 1955, 
1956 und 1957 erheblich. Sie hat sich noch durch 
die Auswirkungen der Gesetzgebung auf dem 
Gebiete der Renten- und Unfallversicherung 
erhöht. Zu erwähnen ist weiter der beträchtliche 
Arbeitsaufwand für die Versorgung der Spätest- 
heimkehrer und die Durchführung des Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus 
politischen Gründen in Gebieten außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 
in Gewahrsam genommen wurden. 

42. Betrachtet man zurückblickend den Einfluß, den 
die seit dem Jahre 1947 auf dem Gebiete der 
Kriegsopferversorgung und der Sozialversiche- 
rung getroffenen gesetzgeberischen Maßnahmen 
auf die Arbeit der Versorgungsverwaltung hatte, 
so ist festzustellen, daß nach der — rund drei 
Jahre in Anspruch nehmenden — Erstfeststel- 
lung der Bezüge nach dem BVG auch die häu- 
figen Änderungen eine sehr erhebliche Mehr- 
belastung aller Kräfte mit sich brachten. Das gilt 
besonders für die Durchführung jener Vorschrif- 
ten, die vor ihrer Anwendung eine Neufest- 
stellung der persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Versorgungsberechtigten not- 
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wendig machten, weiter auch für Fälle, in denen 
Umrechnungen für einen zurückliegenden Zeit- 
raum vorgenommen und Nachzahlungen gelei- 
stet werden mußten. Die Arbeitsbelastung hat 
zu Rückständen in der laufenden Arbeit geführt. 
Zeitweilig war bei Erlaß einer Novelle die vor- 
herige noch nicht durchgeführt. Bei der weiteren 
Verbesserung oder Neuordnung des Versor- 
gungsrechts wird OS sich — auch im Interesse 
der Versorgungsberechtigten — empfehlen, die 
zur Verwirklichung der Maßnahmen erforder- 
lichen verwaltungsmäßigen Vorgänge angemes- 
sen zu berücksichtigen. Auf die Notwendigkeit, 
die Gesetzgebung allgemein der Leistungsfähig- 
keit der Verwaltung anzupassen, habe ich be- 
reits in meinem Bericht vom 4. Juli 1957 als 
Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung hingewiesen (S. 101 Nr. 5 der 

Drucksache 84 — 3. Wahlperiode — ). 

43. Wegen der Aufgaben und der Zielsetzung bei 
der Prüfung durch den Bundesrechnungshof be- 
ziehe ich mich auf meine Ausführungen in der 
Denkschrift 1952. Ich weise ergänzend auf fol- 
gendes hin: Das Rechenwerk über laufende und 
einmalige Zahlungen betrifft rd. 3 813 000 Emp- 
fänger. Die in den einzelnen Versorgungsfällen 
von den Versorgungsämtern getroffenen Ent- 
scheidungen müssen den versorgungsrechtlichen 
Vorschriften entsprechen. Bei der Tragweite die- 
ser Entscheidungen kommt einer ausreichenden 
Aufsicht innerhalb der Versorgimgsverwaltung 
(Dienstaufsicht, verwaltungsmäßige Kontrolle 
— vgl. Denkschrift 1952 S. 134 Nr. 228) große 
Bedeutung zu. Der Bundesrechnungshof hat 
daher immer wieder eine stärkere verwaltungs- 
mäßige Überwachung verlangt und auf eine 
intensivere Vorprüfung hingewirkt. Er legt im 
übrigen bei seinen Prüfungen, die sich auf ver- 
hältnismäßig wenige Stichproben beschränken 
müssen, durch die Auswahl des Prüfungsstoffes 
und immer wechselnde Prüfungsmethoden Wert 
darauf, solche Mängel und Fehler zu erfassen, 
die allgemeine oder grundsätzliche Bedeutung 
haben. Er hat regelmäßig verlangt, daß die Ver- 


sorgungsämter gleichen Fehlern in anderen Ver- 
sorgungsfällen nachgehen, Mängel allgemein 
abstellen und seine Mitteilungen, Flinweise und 
Anregungen bei ihrer Arbeit beachten, und zwar 
nicht nur innerhalb des geprüften Versorgungs- 
amtes, sondern auch im Bereich des Landes. Die 
Gesamtauswirkung seiner Prüfungstätigkeit kann 
unter solchen Verhältnissen nur vereinzelt, 
wenn es sich um leicht erfaßbare Gruppen von 
Versorgungsberechtigten handelt, zahlenmäßig 
festgestellt werden. 

! Ist es die Aufgabe des Bundesrechnungshofes, 

I zu überwachen, ob das gesetzlich vorgesehene 

Leistungsmaß nicht überschritten v/ird, so achtet 
er jedoch zugleich darauf, daß den Anspruchs- 
berechtigten die ihnen zustehenden Versor- 
gungsleistungen uneingeschränkt zukommen. Er 
wacht auch darüber, daß das Versorgungsrecht 
in allen Ländern nach gleichmäßigen Gesichts- 
punkten und einheitlichen Grundsätzen durch- 
geführt wird. 

* 

j Arbeitsstand 

44. Bei der Verkündung des BVG im Dezember 1950 
lagen rd. 519 000 unerledigte Versorgungsan- 
träge vor. In den Jahren 1951 bis 1953 sind wei- 
tere 1 774 000 Neuanträge eingegangen, die 
während der Umrechnung der bereits nach frü- 
herem Recht zuerkannten Versorgungsbezüge 
nur zum Teil erledigt werden konnten. Die Rück- 
stände sind seit dem Jahre 1954 nach und nach 
auf gearbeitet worden. Die unerledigten Anträge 
— am 30. September 1957 noch 118000 — halten 
sich hiermit in vertretbaren Grenzen. Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß für die Bearbeitung eines 
Versorgungsantrags im Durchschnitt ein Zeit- 
raum von etvv^a sechs Monaten erforderlich ist. 
In einfachen Fällen kann die Bearbeitungszeit 
erheblich unterschritten werden, in schwierigen 
Fällen reicht sie aber vielfach nicht aus. 

! 45. Im Monat sind bei den Versovgungsämtern 
' durchschnittlich ein gegangen: 


In den 

Jahren 

Be.sichädiglen 

Neue Versorgungsanträge von 
Witwen ! Waisen 

Eltern 

Neue 

Versorgungs- 

anträge 

insgesamt 

1951/1953 

18 454 

10 744 

6 027 

14 046 

49 271 

1954 

6 815 

3 162 

2 626 

i 8 424 

21 027 

1955 

4 963 

2 501 

1 793 

I 7 973 

17 230 

1956 

4 569 

3 121 

1 890 

1 

6 023 

1 5 603 

1957 

1 

4 033 

3 577 

1 1 957 

5 555 

15 122 

i 


Bei einem erheblichen Teil der Neuanträge 
sind die Voraussetzungen für eine Versorgung 
nicht erfüllt, bei einem weiteren Teil berechtigen 
die Schädigungsfolgen nicht zum Bezug einer 
Rente. Insgesamt haben jedoch die Neuzugänge 


von Rentenberechtigten bisher die natürlichen 
Abgänge — bei Verschiebungen unter den Grup- 
pen der Versorgungsberechtigten — annähernd 
ausgeglichen. 
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46. Der Stand der Versorgungsberechtigten hat sich wie folgt verändert: 


Stichtag 


Rentenberechtigte (in Tausend) 



! Beschädigte 

Witwen 

Waisen 

Eltern 

j 

Insgesamt 

31. 12. 1954 

1 

1 517 

1 185 

1 253 

341 


4 296 

31. 12. 1955 

1 503 

1 169 

1 131 

340 


4 143 

31. 12. 1956 

1 1 500 

1 169 

1 007 

353 


4 029 

31. 12. 1957 

1 482 

1 172 

847 

286 


3 787 


47. Neben der Behandlung der Neuanträge steht bei 
den Versorgungsämtern die laufende Bearbei- 
tung der anerkannten Versorgungsfälle im Vor- 
dergrund. Nach der in mehreren Ländern beob- 
achteten Geschäftslage kann bei der gegenwär- 
tig vorgesehenen Personalausstattung und bei 
voller Besetzung der Stellen mit diesen Arbei- 
ten durchweg die planmäßige Beseitigung der in 
früheren Jahren entstandenen Mängel verbun- 
den werden. Das gilt auch für Rückstände in der 
Überwachung von Versorgungsfällen, in denen 
die Höhe der Versorgungsleistungen von dem 
jeweiligen Stand der persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse abhängt. 

* 


Personelle Ausstattung der Versorgungs- 
behörden 

48. Die Länder haben sich bei den vom Bundes- 
rechnungshof geprüften Versorgungsämtem im 
Rahmen der in der Kriegsopferversorgung maß- 
gebenden Schlüsselzahlen und der Zahl der zu- 
sätzlich bereits vor dem 1. April 1955 bereitge- 
stellten Hilfskräfte gehalten. In einzelnen Län- 
dern war aber ein ins Gewicht fallender Teil der 
zur Verfügung stehenden Stellen nicht besetzt, 
obwohl erhebliche Rückstände bestanden. Dieser 
Umstand geht auf verschiedene Ursachen zurück. 
Zum Teil fehlt es an geeigneten Bewerbern. Es 
hat sich aber auch nachteilig ausgewirkt, daß 
die einer obersten Landesbehörde oder dem 
Landesversorgungsamt vorbehaltene Zustim- 
mung längere Zeit erforderte und die Bewerber 
dann nicht mehr zur Verfügung standen. Ver- 
einzelt haben Landesminister sich sogar die Zu- 
stimmung zur Besetzung auch von Angestellten- 
stellen der niedrigsten Vergütungsgruppe der 
TO.A Vorbehalten. 

Die Bestrebungen der Versorgungsverwal- 
tung, die für sie ungeeigneten Kräfte zu erset- 
zen, haben nur geringen Erfolg gehabt. Eine 
Verbesserung der Personalverhältnisse ist ins- 
besondere in denjenigen Ländern festzustellen, 
die planmäßig die Ausbildung und die Fortbil- 
dung des Personals gefördert und sich um fach- 
lich geeignete Nachwuchskräfte bemüht haben. 
Der Bund beteiligt sich an den Kosten der Fort- 
bildung. 


Der Bundesrechnungshof hat, soweit dies ge- 
boten schien, die Verstärkung der Fortbildungs- 
maßnahmen angeregt. 

Bearbeitungsmängel 

49. Bei seinen Prüfungen hat der Bundesrechnungs- 
hof wiederholt Ordnungswidrigk eiten in der Ar- 
beitsweise und organisatorische Mängel fest- 
gestellt, die bei einer ausreichenden Aufsicht 
nicht hätten unbemerkt bleiben dürfen. So sind 
z. B. ärztliche Gutachten, nachträglich herbeige- 
zogene Krankenunterlagen und Mitteilungen 
über Änderungen des Einkommens unausgewer- 
tet zu den Akten genommen worden. Ferner 
sind Akten-dem Archiv ohne abschließende Ver- 
fügung zugeführt und Entscheidungen von Be- 
diensteten getroffen worden, die nicht dazu er- 
mächtigt waren. Mängel in den Karteien oder in 
der Ordnung der Akten haben die Arbeit er- 
schwert. Die termingerechte Überwachung von 
Arbeiten war unzureichend, so daß notwendige 
Feststellungen und Prüfungen unterblieben oder 
verzögert worden sind. Versdiiedentlich mußten 
Versorgungsämter Grupen von Akten allgemein 
überprüfen, um eine neue Grundlage für die 
Überwachung zu gewinnen. Dadurch, daß die 
Verwaltung sachlich gebotene Nachprüfungen 
unterlassen oder verzögert hat, sind in zahlrei- 
chen Fällen für längere Zeiträume zu hohe Ver- 
sorgungsleistungen gewährt worden. Versor- 
gungsämter, bei denen Rückstände bestanden, 
hatten keinen ausreichenden Überblick über de- 
ren Umfang und keinen Plan für die Aufarbei- 
tung aufgestellt. Weiter sind allgemeine Nach- 
prüfungen, die nach Beanstandungen des Bun- 
desrechnungshofes notwendig waren, nicht 
immer sorgfältig oder nicht vollständig vorge- 
nommen worden, so daß auf Grund weiterer 
Prüfungen des Bundesrechnungshofes eine noch- 
malige Bearbeitung erforderlich geworden ist. 

Der Bundesrechnungshof hat auf die Auswir- 
kungen der im einzelnen geringfügig erschei- 
nenden Mängel und Fehler in der Arbeitsweise 
aufmerksam gemacht; er hat verlangt, daß sie 
beseitigt und daß unrichtig behandelte oder der 
Kontrolle entglittene Versorgungsfälle erfaßt 
werden. Er hat weiter betont, daß die Entschei- 
dungsbefugnisse klar bestimmt und alle Ge- 
schäftsvorgänge stärker als bisher überwacht 
werden müssen. 
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50. Die Ermittlung der wirtschaftlichen Verhältnisse, 
soweit diese sich auf die Bemessung der Ver- 
sorgungsleistungen auswirken, ist in den letz- 
ten Jahren allgemein befriedigend durchgeführt 
worden; das gilt auch für die Auswertung der 
Ermittlungsergebnisse bei der Feststellung der 
Renten. In der Elternversorgung ist das jedoch 
nur mit Einschränkungen der Fall. Bei den in 
neuerer Zeit bearbeiteten Neuanträgen waren 
nur in verhältnismäßig wenigen Fällen Bean- 
standungen zu erheben. 

51. Die umfangreichen Mängel aus früheren Jahren 
(Denkschrift 1952 S. 131 Nr. 219) sind — ins- 
gesamt gesehen — erst zu einem geringen Teil 
behoben worden; es handelt sich hauptsächlich 
um Mängel bei der Anerkennung der Grundvor- 
ausssetzungen des Versorgungsanspruches, wie 
die Feststellung des Tatbestandes, die Entschei- 
dung über die Frage des ursächlichen Zusam- 
menhangs und den Grad der Minderung der Er- 
werbsfähigkeit. Das ist u. a. darauf zurückzu- 
führen, daß die allgemeine Überprüfung aller 
Vorsorgungsakten (S. 163 Nr. 93) immer wieder 
zurückgestellt worden ist. Die Verhältnisse sind 
in den Ländern unterschiedlich. Während die 
Mängel bei einem Teil der Versorgungsämter 
zumindest in den dringendsten Fällen beseitigt 
worden sind, blieben sie bei anderen nahezu un- 
verändert bestehen. Das zeigt auch die nachste- 
hende Zusammenstellung von Prüfungsmittei- 
lungen aus den Jahren 1956 und 1957 bei sieben 
Versorgungsämtern in sieben verschiedenen 
Landesversorgungsbezirken : 


Versor- 

giings- 

amt 

Geprüfte 

Akten 

Bean- 

standete 

Akten 

Zahl der 
Fehler 

Fehler- 
anteil in 
v. H. der 
Akten 

A 

357 

115 

152 

42 V. H. 

B 

460 

119 

186 

40 V. H. 

C 

414 

92 

110 

27 V. H. 

D 

427 

60 

93 

22 V. H. 

E 

! 499 

86 

106 

20 V. H. 

F 

569 

80 

102 

18 V. H. 

G 

458 

48 1 

57 

13 V. H. 


i 


Das in den Zahlen zum Ausdruck kommende 
Bild entspricht etwa den allgemeinen Ein- 
drücken, die der Bundesrechnungshof bei der 
örtlichen Prüfung der sieben Versorgungsämter 
gewonnen hat. Die Unterschiede sind um so 
bemerkenswerter, als die Versorgungsverwal- 
tung an Hand von Schlüsselzahlen personell 
grundsätzlich gleichmäßig ausgestattet worden 
ist (S. 64 Nr. 48). Die bei einzelnen Versor- 
gungsämtern erzielten günstigen Ergebnisse 
müßten danach auch bei anderen erreichbar 
sein. 

52. Ähnliche Ergebnisse wie bei der Prüfung durch 
den Bundesrechnungshof haben sich bei der 


Vorprüfung ergeben, die den bei den Landes- 
versorgungsämtern eingerichteten Vorprü- 
fungsstellen obliegt. In der nachstehenden 
Übersicht sind die Beanstandungen des Bun- 
desrechnungshofes bei den in Nr. 51 behandel- 
ten sieben Versorgungsämtern und die der 
Vorprüfung bei weiteren sieben Versorgungs- 
ämtern (in sieben verschiedenen Landesversor- 
gungsamtsbezirken) aufgeführt. 


Prüfungen 

durch 

^ j 

! Geprüfte ' 

' Akten 

Bean- : 
stundete ! 
Akten 

Zahl der 
Fehler 

Fehler- 
anteil in 
V. H. der 
Akten 

den 

Bundes- 

rechnungs- 

hof 

3 184 

600 

806 

25 V. H. 

die 

Vorprü- 

fungs- 

stellen 

1 457 

315 

435 

30 V. H. 


Es sind nur solche Fälle gezählt, in denen 
die Entscheidung über den Versorgungsan- 
spruch dem Grunde oder der Höhe nach bean- 
standet worden ist. Unberücksichtigt geblieben 
sind also diejenigen Fälle, in denen nur allge- 
mein die Notwendigkeit der Heranziehung von 
Nachweisen, Unterlagen und Urkunden ge- 
geben ist. Ergänzungen dieser Art sind in 40 
bis 60 V. H. aller Versorgungsfälle erforderlich. 
Auch Ordnungsmängel, die für die Beurteilung 
des Versorgungsanspruchs ohne Bedeutung 
waren, sind in den Zahlen nicht enthalten. 

* 

Sachbezüge 

53. Die Ausgleichsrente, die Beschädigte und Hinter- 
bliebene neben der Grundrente erhalten kön- 
nen, und die Elternversorgung sind von der 
Höhe des sonstigen Einkommens abhängig. Die 
Verwaltungsvorschriften sahen zunächst die 
Feststellung des Geldwertes der Sachbezüge 
nach ortsüblichen Mittelpreisen vor; die Länder 
ermittelten die Mittelpreise nach unterschied- 
lichen Grundsätzen. Die Vorschriften wurden mit 
Wirkung vom 1. August 1953 geändert. Seitdem 
waren die gemeinsam von den Oberfinanz- 
direktionen und den Oberversicherungsämtern 
festgesetzten Sachbezugswerte maßgebend. 
Durch diese Regelung wurde zwar eine einheit- 
liche Bewertung sichergestellt. Der Geldwert 
war jedoch unter Gesichtspunkten versicherungs- 
rechtlicher und steuerlicher Art niedrig gehal- 
ten; er lag wesentlich unter dem tatsächlichen 
Wert der Sachleistungen. Verstärkt wurde die 
Unterbewertung dadurch, daß in der Kriegsopfer- 
versorgung — abweichend von der anzuwen- 
denden Regelung — allgemein nur die Sätze für 
die niedrigste Ortsklasse anzusetzen waren. Im 
Ergebnis wurden dadurch Versorgungsberech- 
tigte mit gleich hohem Einkommen unterschied- 
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lieh behandelt, je nachdem, ob ihr Einkommen ' 
aus Geld- oder Sachbezügen bestand. Da die ■ 
gesetzlichen Vorschriften solche Abweichungen 
von dem Grundsatz der gleichmäßigen Behänd- j 
lung nicht vorsahen und die zugelassene Minder- | 
Bewertung der Sachbezüge zu unberechtigt 
hohen Versorgungsbezügen führte, hat der 
Bundesrechnungshof eine Änderung der Ver- 
waltungsvorschriften für erforderlich gehalten. 
Die Angelegenheit hat dadurch eine seinen Be- 
denken nachkommende Lösung gefunden, daß 
nach den vom 1. Juli 1957 an in der Sozialver- 
sicherung geltenden Vorschriften der Verkehrs- 
wert maßgebend ist; damit weisen auch die von 
den Oberfinanzdirektionen neu festgesetzten 
Sachbezugswerte, die im wesentlichen denen der 
Sozialversicherung entsprechen, keine Unter- 
bewertung in dem bisherigen Sinne mehr auf. 
Im übrigen ist in Aussicht genommen, die vor- 
gesehenen Abstufungen nach Ortsklassen zu 
berücksichtigen. 

Nachuntersuchungen 

54. Nachuntersuchungen sind in der Regel nur vor- 
zunehmen, wenn die Entwicklung des als Schä- 
digungsfolge anerkannten Leidens mit Wahr- 
scheinlichkeit noch nicht als abgeschlossen an- 
gesehen werden kann. Ärztliche Untersuchungen 
und die Aufnahme eines Befundes sind aber auch 
bei nicht besserungsfähigen Leiden dann gebo- 
ten, wenn Gutachten fehlen oder nur Kurzgut- 
achten aus dem Zeitraum von 1944 bis 1951 vor- 
liegen. Die Aufnahme eines Gesamtbildes der 
gesundheitlichen Verhältnisse ist für die wei- 
tere Behandlung des Versorgungsfalles — auch 
im Interesse des Versorgungsberechtigten — 
unentbehrlich. 

55. Auf dem Gebiete der ärztlichen Nachuntersu- 
chung Von Versorgiingsberechtigten ist der 
Arbeitsstand in einzelnen Ländern noch unbe- 
friedigend. Hier ist gegenüber den Verhältnis- 
sen, wie ich sie in der Denkschrift 1952 geschil- 
dert habe (S. 127 Nr. 199), nur teilweise eine 
Besserung eingetreten. 

56. So hat der Bundesrechnungshof bei einem Ver- 
sorgungsamt im Jahre 1957 279 Akten von Be- 
schädigten geprüft. Darunter befanden sich 
24 Fälle, das sind mehr als 8 v. H., in denen Nach- 
untersuchungen geboten waren. Sie waren zum ! 
Teil auch vorgesehen, sind aber aus nicht er- : 
kennbaren Gründen nicht vorgemerkt oder die ; 
Vormerkungen sind ohne eine Nachuntersuchung J 
gelöscht worden. Bemerkenswert ist, daß das 
Versorgungsamt einige Monate vor der Prüfung ' 
dem Landesversorgungsamt nur geringe Rück- : 
stände gemeldet hatte, die bei entsprechenden ’ 
Hilfsmaßnahmen bis zum Jahresende aufgear- 
beitet werden sollten. Bei der Meldung waren 
jedoch nur die vorgemerkten Fälle berücksich- 
tigt. über die Mängel bei der Erfassung der Ver- 
sorgungsfälle, die einer Nachuntersuchung be- 


durften, war der Leiter des Versorgungsamts 
nicht unterrichtet. Das Versorgungsamt muß nun 
allgemein prüfen, in welchem Umfange unter 
den nicht geprüften Versorgungsfällen Nach- 
untersuchungen erforderlich sind. 

57. Ähnlich waren die Verhältnisse in einem an- 
deren Lande. Dort hatte der Bundesrechnungs- 
hof im Jahre 1954 Mängel bei der Behandlung 
von Nachuntersuchungsfällen festgestellt. Das 
Landesversorgungsamt hatte daraufhin eine all- 
gemeine Überprüfung veranlaßt. Der Bundes- 
rechnungshof hat jedoch bei einem Versorgungs- 
amt dieses Landes im Jahre 1957 festgestellt, 
daß nur solche Fälle erfaßt worden sind, bei 
denen nach den Akten eine Nachprüfung an- 
geordnet, aber noch nicht durchgeführt worden 
war. Das Versorgungsamt hat demnach nicht 
geprüft, ob in den übrigen Fällen eine Nach- 
untersuchung geboten ist. Der Bundesrechnungs- 
hof hat eine weitere allgemeine Überprüfung 
verlangt. 

58. Bei einem Versorgungsamt eines anderen Lan- 
des bestanden große Rückstände; Nachunter- 
suchungen waren in erheblichem Umfange nicht 
durchgeführt und zu einem großen Teil auch 
nicht vorgesehen. Nach einer vom Bundesrech- 
nungshof geforderten Überprüfung bei allen 
Versorgungsämtern des Landes waren im Durch- 
schnitt mehr als 6 v H. der rentenberechtigten 
Beschädigten nachzuuntersuchen. Die Zahl ist 
als hoch anzusehen, da bei einem sehr großen 
Teil der Beschädigten nicht besserungsfähige 
Leiden vorliegen, so daß insoweit Nachunter- 
suchungen in der Regel nicht mehr in Betracht 
kommen. Das Land hat die zur Aufarbeitung 
der Rückstände notwendigen Maßnahmen ge- 
troffen. Die zum Teil seit vielen Jahren rück- 
ständigen Nachuntersuchungen werden in 10 bis 
14 Monaten, bei einem Versorgungsamt mit be- 
sonders hohem Rückstand (12,1 v. H. der renten- 
berechtigten Beschädigten) in etwa zwei Jahren 
nachgeholt werden. 

59. Wie es sich auswirkt, wenn sachlich gebotene 
Nachuntersuchungen unterbleiben, lassen die Er- 
gebnisse einer vom Bundesrechnungshof gefor- 
derten Überprüfung erkennen. Bei zwei Versor- 
gungsämtern eines Landes (1956 und 1957) waren 
von rd. 23 000 und 25 000 rentenberechtigten Be- 
schädigten noch 6 200 und 4 000 (27 v. H. und 
16 V. H.) nachzuuntersuchen. Darunter befanden 
sich mindestens 1 100 und 2 100 Beschädigte, bei 
denen nach der Art der Schädigungsfolgen in 
besonders hohem Maße mit einer Besserung 
oder Vollständigen Ausheilung zu rechnen w'ar. 
Nach einem Zwischenbericht über 503 und 880 
Nachuntersuchungen in besonders dringlich er- 
scheinenden Fällen mußten in 501 und 809 Fällen 
(99 V. H. und 92 v. H. der Untersuchten) die Ver- 
sorgungsbezüge nach einem geringeren Grade 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit neu fest- 
gestellt oder entzogen werden. Die wesentliche 
Besserung der gesundheitlichen Verhältnisse 
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war bei dem größten Teil der Untersuchten schon 
vor vier bis fünf Jahren eingetreten. Die Ver- 
zögerung der Nachuntersuchungen hat bewirkt, 
daß Jahre hindurch sachlich nicht gerechtfertigte 
Ausgaben in bedeutender, jedoch nicht näher 
bestimmbarer Höhe geleistet worden sind. 

★ 

Versorgungsärztliche Gutachtertätigkeit 

60. Uber die Mängel in versorgungsärztlichen Un- 
terlagen, welche der Bundesrechnungshof bei 
seinen Prüfungen früher beobachtet hat, habe 
ich in der Denkschrift 1952 berichtet (S. 125/126 
Nr. 186 bis 194). Nach den weiteren Beobachtun- 
gen des Bundesrechnungshofes entsprechen die 
versorgungsärztlichen Gutachten aus neuerer 
Zeit allgemein den Anforderungen; in vielen 
Fällen sind aus Anlaß der Begutachtung auch 
unzureichende Unterlagen aus früherer Zeit er- 
gänzt worden. Vielfach stützen sich allerdings 
Gutachten aus neuerer Zeit auf frühere Aner- 
kennungen in der Zusammenhangsfrage und ver- 
zichten auf eine neue kritische Wertung, obwohl 
dazu, z. B. nach der Entwicklung des Leidens, 
Anlaß gegeben wäre. Zum Teil werden Zweifel 
an der Richtigkeit früherer Beurteilungen oder 
Entscheidungen geäußert, aber vom Ärztlichen 
Dienst oder vom Versorgungsdezernat nicht 
weiter verfolgt. Soweit eine kritische Stellung- 
nahme vorliegt, ist sie — nicht nur in einzelnen 
Fällen — auf Darlegungen darüber beschränkt, 
ob eine frühere Beurteilnng noch vertretbar er- 
scheint. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hinge- 
wiesen, daß die neue ärztliche Beurteilung stets 
so vorgenoinmen werden muß, als ob über den 
Versorgungsanspruch erstmalig zu entscheiden 
wäre; erst auf Grund dieser neuen unabhängigen 
Beurteilung kann die Frage beantwortet werden, 
inwieweit etwa die verfahrensrechtlichen Vor- 
schriften eine Änderung der bisherigen Entschei- 
dung zulassen. 

Die Erfahrungen der Nachkriegszeit und die 
neuen Erkenntnisse der medizinischen Forschung 
sind bei der Begutachtung in steigendem Maße 
berücksichtigt worden. Für die Fortbildung der 
Versorgungsärzte hat der Bund den Ländern 
weiterhin Mittel zur Verfügung gestellt. Außer- 
halb der Versorgungsverwaltung stehende Gut- 
achter werden in der Regel nur noch in Anspruch 
genommen, wenn fachärztliche Untersuchungen 
erforderlich sind, die in den versorgungsärzt- 
lichen Dienststellen nicht vorgenommen werden 
können. 

* 

Heil- und Krankenbehandlung nach dem BVG 

61. Die Ausgaben für Heil- und Krankenbehandlung 
sind in den Jahren 1955 bis 1957 weiter gestie- 
gen (vgl. Denkschrift 1952 S. 122 Nr. 173), ob- 
gleich die Zahl der Anspruchsberechtigten sich 
durch den natürlichen Abgang stetig verringert 


hat. Die Verminderung des Kreises dieser An- 
spruchsberechtigten geht auch darauf zurück, daß 
eine größere Zahl von Hinterbliebenen auf 
Grund der Neuordnung der gesetzlichen Renten- 
versicherung in den Genuß der Sozialversiche- 
ningsrente gelangt und damit ihre Kranken- 
behandlung durch die Krankenversicherung der 
Rentner sichergestellt ist. 

Die Ausgaben für Heil- und Krankenbehand- 
lung haben 

im Rechnungsjahr 1954 199 637 973,48 DM, 

im Rechnungsjahr 1955 221 923 889,32 DM, 

im Rechnungsjahr 1956 223 147 084,54 DM 

betragen. 

Davon entfallen im Rechnungsjahr 1956 auf 
Ersatz an Krankenkassen 119 732 213,27 DM, 

Badekuren und Heilstätten- 
behandlungen 

Orthopädische Versorgung 

Heilanstaltspflego in 
Sonderfällen 

Ersatz für Heilbehandlungs- 
kosten in Sonderfällen 

Heilbehandlung für Kriegs- 
beschädigte des Auslands im 
Rahmen des internationalen 
Gegenseitigkeitsausschusses 

Versehrtensport 


43 490 951,28 DM, 
52 045 668,96 DM, 

5 276 025,67 DM, 

2 473 252,49 DM, 

42 137,40 DM, 
86 835,47 DM- 


62. Zu den Ergebnissen der Prüfung von Heilbe- 
handlungsausgaben weise ich vorweg auf fol- 
gendes hin: 

Die vom Bundesrechnungshof testgestellten Män- 
gel und Fehler erscheinen zum Teil unbedeu- 
tend und die zu Unrecht gezahlten Beträge sind 
im Einzelfall vielfach nur gering. Gleichwohl ist 
die Auswirkung allgemein beobachteter Fehler 
bei der großen Zahl der Abrechnungsfälle finan- 
ziell erheblich. In einem Rechnungsjahr sind von 
den Versorgungsämtern durchschnittlich rd. 
2,5 Mio Abrechnungsfälle zu behandeln. Die Be- 
deutung, die einer Verbesserung der Arbeit auf 
diesem Gebiet sowie einer ausreichenden Vor- 
prüfung zukommt, ist bisher nur von verhältnis- 
mäßig wenigen der bearbeitenden und für die 
Aufsicht zuständigen Stellen erkannt worden. 
Häufig waren die mit den Abrechnungen befaß- 
ten Stellen unterbesetzt oder die Kräfte genüg- 
ten den Anforderungen nicht. 

63. In einigen Ländern haben Versorgungsämter in 
Fällen, in denen die Höhe des den Kranken- 
kassen von den Apotheken gewährten Rabatts 
nicht nachgewiesen worden ist, einen Einheits- 
abschlag gebildet und von den Arzneikosten ab- 
gesetzt; dieser lag aber vielfach erheblich unter 
dem von den Apotheken tatsächlich gewährten 
Abschlag. Damit sind diesen Krankenkassen 
höhere Beträge gezahlt worden, als sie aufge- 
wendet haben. Die Beträge sind bei der großen 
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Zahl der Behandlungsfälle und der Höhe der 
Ausgaben für Arznei- und Heilmittel — im 
Rechnungsjahr 1954 allein für nichtversicherte 
Versorgungsberechtigte rd. 16 Mio DM — nicht 
unbeträchtlich. Der Bundesrechnungshof hat ver- 
langt, daß die zu Unrecht erstatteten Beträge 
zurückgefordert werden. Die Krankenkassenver- 
bände haben die Beanstandung als berechtigt 
anerkannt. 

64. In der Denkschrift 1952 (S. 123 Nr. 177) habe ich 
über Überzahlungen bei der Abrechnung der 
Arzneikosten in zwei Ländern, bei denen Um- 
satzsteuerbeträge nicht abgesetzt waren, berich- 
tet. Inzwischen haben die Krankenkassen zu 
Unrecht geforderte Ersatzbeträge in Höhe von 
rd. 40 000 DM erstattet. 

65. Die zwischen Krankenkassenverbänden und 
Kassenärztlichen Vereinigungen vereinbarten 
Richtlinien über die wirtschaftliche Verordnungs- 
weise gelten auch für die Behandlung nach dem 
BVG. Bei der Mehrzahl der Krankenkassen wer- 
den die Arzneimittelverordnungen nicht auf 
Kassenüblichkeit (wirtschaftliche Verordnungs- 
weise) und auf die Richtigkeit des Preisansatzes 
geprüft. Bei der späteren Prüfung der Kosten- 
nachweise der Krankenkassen durch die Ver- 
sorgungsärzte kann infolge des großen Zeitab- 
standes zwischen Behandlung und Prüfung viel- 
fach nicht mehr festgestellt werden, ob die Ver- 
ordnungen zweckmäßig und ihrem Umfang nach 
erforderlich waren. Der Bundesrechnungshof hat 
deshalb darauf hingewiesen, welche Bedeutung 
es hat, daß bereits die Krankenkassen die Arz- 
neimittelverordnungen sachlich prüfen; er hat 
die Versorgungsämter angehalten, darauf hinzu- 
wirken, daß die Krankenkassen diese Verpflich- 
tung erfüllen. 

66. Bei Krankheiten, die keine Schädigungsfolge 
sind, wird Schwerbeschädigten Heilbehandlung 
gewährt, wenn diese nicht anderweitig sicher- 
gestellt ist oder sichergestellt werden kann. Ob 

. diese Voraussetzungen erfüllt sind, wurde im- 
mer noch nicht mit der notwendigen Sorgfalt 
geprüft (vgl. Denkschrift 1952 S. 123 Nr. 179). 
Das gilt auch für die Krankenbehandlung der 
Angehörigen Schwerbeschädigter, der Pflege- 
personen oder der Hinterbliebenen. So haben 
die bearbeitenden Stellen wiederholt nicht be- 
achtet, daß bereits ein versicherungsrechtlicher 
Anspruch auf Krankenbehandlung gegeben war. 
Die Versorgungsämter haben solche Fälle auf 
Verlangen des Bundesrechnungshofes nachge- 
prüft und die zu Unrecht gezahlten Beträge den 
Bundesmitteln zugeführt. Überzahlungen dieser 
Art sind häufig vorgekommen; sie waren auch 
im Einzelfall nicht unbedeutend. Ferner ist es bei 
fortdauernden Behandlungsfällen zu Überzah- 
lungen gekommen, weil Krankenkassen und 
Versorgungsämter nicht rechtzeitig beachtet 
haben, daß ein Anspruch auf Leistungen der 
Krankenversicherung entsteht, wenn eine Sozial- 
versicherungsrente beantragt oder zuerkannt 


oder wenn eine versicherungspflichtige Tätigkeit 
aufgenommen wird. Das gilt entsprechend, wenn 
die wirtschaftlichen Verhältnisse sich bessern 
und die Ausgleichsrente wegfällt, weil damit 
auch der Anspruch auf Heil- oder Krankenbe- 
handlung hinfällig wird. 

67. Andere unberechtigte Zahlungen an Kranken- 
kassen sind auf die unzureichende Zusammen- 
arbeit zwischen den einzelnen Stellen der Ver- 
sorgungsämter (Versorgungsabschnitte, Abrech- 
nungsstellen) zurückzuführen. Die Versorgungs- 
abschnitte haben die Abrechnungsstellen nicht 
benachrichtigt, wenn die Verhältnisse bei den 
Versorgungsberechtigten, die für die Anerken- 
nung des Anspruchs auf Heil- und Krankenbe- 
handlung entscheidend sind, sich geändert 
haben. Es ist häufig vorgekommen, daß die Ver- 
sorgungsabschnitte den Anspruch auf Heil- oder 
Krankenbehandlung bereits abgelehnt, die Ab- 
rechnungsstellen aber weiterhin die zu Unrecht 
von den Krankenkassen angeforderten Kosten 
ersetzt haben. Die Überzahlungen in Fällen die- 
ser Art sind nicht unerheblich. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Ausgleich der überzahlten Be- 
träge und allgemein eine bessere Überwachung 
verlangt; ferner hat er organisatorische Ände- 
rungen angeregt, damit solche Fehler künftig 
vermieden werden- 

68. Versicherte Beschädigte, die von ihrer Kranken- 
kasse ausgesteuert sind, werden bis zum Ein- 
tritt eines neuen Versicherungsfalles zu Lasten 
des Bundes als sogenannte Zugeteilte (Nichtver- 
sicherte) behandelt, wenn die Aussteuerung we- 
gen Folgen der Schädigung eingetreten ist; die 
Aufwendungen werden den Krankenkassen in 
diesen Fällen in voller Höhe erstattet. 

Die vom Bundesrechnungshof geprüften Ver- 
sorgungsämter haben durchweg nicht untersucht, 
ob die Aussteuerung den versicherungsrecht- 
lichen Vorschriften entsprach und werfen der an- 
erkannten Schädigungsfolgen eincretreten war, 
obwohl eine solche Prüfung an Hand der Ver- 
sorgungsakten und der vorhercrehenden Kosten- 
nachweise möglich war. Bei weiter zurücklieaen- 
den Aussteuerungen ist nicht geklärt worden, 
ob diese noch fortbestanden. Mehrfach sind Be- 
schädigte, die für die Dauer von 26 Wochen 
Versorgungskrankengeld oder Heilstättenbe- 
handlung vom Versorgungsamt erhalten hatten, 
wegen dieser Leistungen von der Krankenkasse 
ausgesteuert worden; das war unzulässig, weil 
diese Beschädigten keine versicherungsrecht- 
lichen Leistungen erhalten hatten. Die Mängel 
haben dazu geführt, daß den Krankenkassen zu 
Unrecht Aufwendungen erstattet worden sind. 

Der Bundesrechnungshof hat verlangt, daß die 
Versorgungsämter der Frage der Aussteuerung 
sorgfältig nachgehen. Ergibt sich dabei, daß ein 
versicherungsrechtlicher Anspruch gegeben ist, 
so müssen sie auch prüfen, ob in der zurück- 
liegenden Zeit Beträge überzahlt worden sind; 
diese müssen zurückgefordert werden. 


I 
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69. Für die erste Beratung oder den ersten Besuch 
in einem Behandlungsfall erhält der Arzt die 
doppelte Gebühr der gewöhnlichen Beratung 
oder des gewöhnlichen Besuches. Als Behand- 
lungsfall gilt der abgeschlossene Krankheitsfall 
ohne Rücksicht auf seine Dauer. Für die Beurtei- 
lung, ob es sich um einen neuen oder fortlau- 
fenden Behandlungsfall handelt, ist es ohne Be- 
deutung, ob sich die Behandlung über ein Ab- 
rechnuiigsvierteljahr oder mehrere erstreckt, ob 
eine Krankheit oder mehrere oder ob verschie- 
dene Krankheiten nacheinander behandelt wer- 
den. Die durchführenden Stellen haben einem 
Rundschreiben des Bundesministers für Arbeit 
entnommen, daß die erhöhte Gebühr regelmäßig 
in allen Fällen zu erstatten sei, in denen der 
behandelnde Arzt sie in Rechnung gestellt hat. 
Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes haben Ärzte vielfach die erhöhte Gebühr 
auch in fortlaufenden Behandlungsfällen berech- 
net. So hat ein Versorgungsamt in jedem Ab- 
rechnungsfall (Bundsbehandlungsschein) viertel- 
jährlich mindestens einmal die angef orderte er- 
höhte Gebühr erstattet, obgleich an Hand der 
voraufgehenden Kostennachweise festgestellt 
werden konnte, daß es sich in der Mehrzahl um 
nicht abgeschlossene Behandlungsfälle (Verlän- 
gerungsfälle) handelte. 

Der Bundesminister für Arbeit hat die Ange- 
legenheit auf Anregung des Bundesrechnungs- 
hofes durch ein Rundschreiben geklärt. 

70. Behandelt ein Arzt einen nichtversicherten 
Schwerbeschädigten gleichzeitig an einem als 
Schädigungsfolge anerkannten Leiden und an 
einem versorgungsfremden Leiden, so werden 
die ärztlichen Leistungen für die anerkannten 
Leiden und diejenigen für die versorgungsfrem- 
den Leiden mit verschiedenfarbigen Behand- 
lungsscheinen abgerechnet. Da nur ein Behand- 
lungsfall vorliegt, können die ärztlichen Lei- 
stungen nur auf einem der beiden Scheine in 
Rechnung gestellt werden. Behandelnde Arzte 
haben jedoch häufiger sämtliche oder einzelne 
Leistungen auf beiden Behandlungsscheinen be- 
rechnet, so daß doppelte Gebühren erstattet wor- 
den sind. Bei einem Versorgungsamt hat der 
Bundesrechnungshof unter 80 Abrechnungsfällen 
neun Doppelberechnungen festgestellt. Er hat 
verlangt, daß die Abrechnungen gründlich ge- 
prüft und überzahlte Beträge zurückgefordert 
werden. 

71. Für die Angehörigen Schwerbeschädigter und 
für die Hinterbliebenen ist die Ausstattung mit 
Körperersatzstücken sowie mit orthopädischen 
und anderen Hilfsmitteln nur vorgesehen, soweit 
sie den Krankenkassenmitgliedern nach den 
Satzungen gewährt werden und unter den Be- 
griff der „kleineren Heilmittel" fallen. Weiter- 
gehende Leistungen können die Angehörigen 
und Hinterbliebenen im Rahmen der sozialen 
Fürsorge nach dem BVG oder nach dem Körper- 
behindertengesetz erhalten. Entgegen der gesetz- 
lichen Regelung hat die oberste Behörde eines 


Landes entschieden, daß auch den Hinterbliebe- 
nen im Rahmen der Krankenbehandlung nach 
dem BVG allgemein orthopädische Versorgung 
gewährt werden kann. Der Bundesrechnungshof 
hat verlangt, daß die auf Grund dieser Entschei- 
dung entstandenen Ausgaben, soweit sie der 
Bund nicht zu tragen hatte, erstattet werden. 

72. Der Satz für Verwaltungskosten, den die Kran- 
kenkassen für die Durchführung der Heil- und 
Krankenbehandlung erhalten, beträgt durch- 
schnittlich 9 V. H. (7 bis 12 v. H.) der nach dem 
BVG gewährten Leistungen. Die den Versor- 
gungsbehörden — vor allem durch die Prüfung 
der vorläufigen Ersatzanmeldungen und der Ko- 
stennachweise der Krankenkassen — entstehen- 
den Verwaltungsaufwendungen schätzt der Bun- 
desrechnungshof auf mindestens 5 v. H. der Lei- 
stungen, so daß die Durchführung dieses Teils 
der Versorgungsheil- und Krankenbehandlung 
einen Verwaltungsaufwand von mindestens 
14 V. H. der Leistungen erfordert. Dabei sind 
die Verwaltungskosten der Kassenärztlichen 
Vereinigung, der die Prüfung der Arztrechnun- 
gen (Bundesbehandlungsscheinc) obliegt, nicht 
berücksichtigt. Die durchschnittlichen Verwal- 
tungskosten in der sozialen Krankenversiche- 
rimg haben im Geschäftsjahr 1956 dagegen 
6,2 V. H. der Reinausgaben betragen. Diese Ver- 
hältnisse führen zu der Überlegung, ob nicht 
wirtschaftliche Gründe es erfordern, die bis- 
herige Regelung zu vereinfachen oder sie grund- 
legend zu ändern. In der Denkschrift 1952 ist 
bereits die Frage der Versicherung der Ver- 
sorgungsberechtigten erörtert worden (S. 122 
Nr. 174). Eine Stellungnahme des Bundesmini- 
sters für Arbeit zu den Anregungen des Bundes- 
rechnungshofes liegt bisher noch nicht vor. Der 
Bundesrechnungshof verfolgt die Angelegenheit 
weiter. 

73. Nach dem BVG können Badekuren gewährt wer- 
den, wenn andere Behandlungsmaßnahmen kei- 
nen genügenden Erfolg haben oder in abseh- 
barer Zeit erwarten lassen. Erholungskuren und 
Landaufenthalte sieht das BVG im Rahmen der 
Heilbehandlung nicht vor; solche Leistungen 
fallen unter die soziale Fürsorge nach demselben 
Gesetz; diese obliegt den Fürsorgestellen. 

In einem Lande haben die Kuranträge von 
1953 bis 1956 um 78 v. H., die Kurgenehmigun- 
gen um 92 V. H. zugenommen. Die Zahl der 
Kuranträge im ersten Halbjahr des Rechnungs- 
jahres 1957 hat bereits 94 v. H. der Gesamtzahl 
des vorhergehenden Rechnungsjahres betragen. 
In anderen Ländern ist eine ähnliche Entwick- 
lung zu beobachten. 

Nach Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes sind auch in neuerer Zeit Kuren auf Ko- 
sten des Bundes gewährt worden, obwohl die 
vom Gesetz geforderten Voraussetzungen nicht 
gegeben waren. So sind Antragstellern, die nicht 
zum Personenkreis der Schwerbeschädigten ge- 
hören, Kuren für versorgungsfremde Leiden be- 
willigt worden. Bei der Entscheidung über An- 
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träge Schwerbeschädigter auf Kurbehandlung 
für versorgungsfremde Leiden haben die bear- 
beitenden Stellen mehrfach nicht beachtet, daß 
versicherungsrechtliche Ansprüche gegeben wa- 
ren. Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die versorgungsrechtlichen Vorschriften einge- 
halten werden. 

Ersatz an Krankenkassen für versicherte Beschä- 
digte 

74. Die gegen Krankheit versicherten Versorgungs- 
berechtigten erhalten auch bei Erkrankungen an 
ihrem Versorgungsleiden die Leistungen wie 
andere Mitglieder der Krankenkassen. Den Kran- 
kenkassen wird ein Ersatz für die angenom- 
mene erhöhte Inanspruchnahme wegen des Ver- 
sorgungsleidens gewährt; ob dieser gegeben 
oder versagt wird, berührt nicht die dem Beschä- 
digten als Versicherten zustehenden Leistungen. 

75. Als Grundlage für die Abrechnung mit den Ver- 
sorgungsämtern dienen von den Krankenkassen 
ausgestellte und von den Kassenärzten ausge- 
füllte Bundesbehandlungsscheine. Diese bedür- 
fen — wie andere Kostenrechnungen • — einer 
sorgfältigen Prüfung. Es muß insbesondere ge- 
klärt werden, ob die Angaben über das Versor- 
gungsleiden dem gültigen Rentenbescheid ent- 
sprechen und ob der Beschädigte wegen des Ver- 
sorgungsleidens oder wegen anderer Erkran- 
kungen behandelt worden ist. Die Versorgungs- 
ämter haben aber allgemein die Angaben der 
Krankenkassen und der Arzte als richtig unter- 
stellt und sich auf eine rechnerische und förm- 
liche Prüfung der Anforderungen beschränkt; sie 
sind auf Fragen des Zusammenhangs zwischen 
dem Versorgungsleiden und der Krankheit nur 
in verhältnismäßig wenigen Fällen eingegangen. 
Das hat dazu geführt, daß Krankenkassen in er- 
heblichem Umfange zu Unrecht Zahlungen er- 
halten haben. Der Bundesrechnungshof hat ver- 
langt, daß die Unterlagen ausreichend geprüft 
werden und daß bei unberechtigten Forderun- 
gen auch ermittelt wird, ob für dieselben Be- 
schädigten in der zurückliegenden Zeit unbegrün - 
det Ersatz geleistet worden ist. Unberechtigt ge 
zahlte Beträge müssen den Bundesmitteln zuge- 
führt werden. 

76. Die fachtechnische Prüfung der Anforderungen 
der Krankenkassen obliegt den Versorgungs- 
ärzten. Diese haben die Prüfung häufig nicht 
vollständig oder nicht sorgfältig und kritisch ge- 
nug vorgenommen. So haben die bearbeitenden 
Stellen den Anforderungen der Krankenkassen 
in zahlreichen Fällen auch dann entsprochen, 
wenn der behandelnde Arzt keine ausreichen- 
den Angaben über Beschwerden und Krankheits- 
erscheinungen gemacht und keine eigene Dia- 
gnose gestellt, sondern lediglich auf den aner- 
kannten Körperschaden verwiesen hatte. Die in 
den Rentenbescheiden angegebenen Körperschä- 
den können zwar eine Krankheit im versiche- 


rungsrechtlichen Sinne zur Folge haben, sie sind 
aber nicht ohne weiteres mit einer solchen gleich- 
zustellen. Beispielsweise sind in einem solchen 
Falle Krankenhauskosten übernommen worden. 
In einem anderen Falle war die Diagnose unles- 
bar. Die vom Bundesrechnungshof veranlaßte 
Nachprüfung hat ergeben, daß der Ersatzan- 
spruch in beiden Fällen nicht berechtigt war. 
Teilweise widersprachen sich Angaben im Bun- 
desbehandlungsschein und in anderen Unter- 
lagen über die behandelten Krankheiten. 

77. Bei einem Versorgungsamt hat d(M' Bundesrech- 
nungshof festgestellt, daß in 20 von 160 Abrech- 
nungsfällen eines Kostennachweises die Versor- 
gungsakten für die verwaltungsmäßige Prüfung 
offenbar nidit heran gezogen worden waren; bei 
einem Vergleich der Angaben im Bundesbehand- 
lungsschein mit den Aktenunterlagen war ein 
Zusammenhang zwischen der Erkrankung und 
dem Versorgungsleiden nicht erkennbar. Dabei 
sind Bundesbehandlungsscheine mit unklaren 
oder mangelhaften Krankheitsbezeichnungen und 
solche, in denen neben Schädigungsfolgen ver- 
sorgungsfremde Leiden mitbehandelt worden 
sind, unberücksichtigt geblieben. Der Bundes- 
rechnungshof hat eine eingehende Nachprüfung 
und die Rückforderung der zu Unrecht erstatte- 
ten Beträge veranlaßt. 

78. Die ungenügende Bearbeitung geht auf Mängel 
in der Behandlung der Abrechnungsfälle, aber 
auch auf die unzureichende Bereitstellung von 
Prüfärzten zurück. Der Bundesrechnungshof hat 
auf die Bedeutung der fachtechnischen Prüfung 
und auf die Notwendigkeit hingewiesen, daß da- 
für geeignete Kräfte in ausreichender Zahl zur 
Verfügung gestellt werden. 

79. Eine besonders sorgfältige Prüfung des Zusam- 
menhangs der Krankheit mit einer anerkannten 
Schädigung ist geboten, wenn Schädigungsfolgen 
nur im Sinne der Verschlimmerung anerkannt 
worden sind. Nach den versorgiingsrechtlichon 
Vorschriften ist ein Anspruch nur gegeben, wenn 
der anerkannte Verschlimmerungsanteil die Be- 
handlung allein oder überwiegend erfordert. Die 
Entscheidung kann regelmäßig nur unter Fieran- 
ziehung der Versorgungsakten getroffen werden. 
Das ist jedoch nicht oder nur in geringem Um- 
fange geschehen. Im Flinblick auf den Anteil 
dieser Versorgungsberechtigten an der Gesamt- 
zahl der Beschädigten kommt der Frage finan- 
zielle Bedeutung zu. Ein Versorgungsamt hat 
z. B. allein in drei beanstandeten Fällen rd. 
1700 DM nachträglich zugunsten des Bundes mit 
den Krankenkassen verrechnet. Der Bundes- 
rechnungshof hat in mehreren Ländern wegen 
der Vielzahl der ungeprüft gebliebenen Fälle 
allgemeine Nachprüfungen verlangt. 

80. Ein Teil der unberechtigten Zahlungen an die 
Krankenkassen ist darauf zurückzuführen, daß 
in den Rentenbescheiden noch abgeheilte Ver- 
sorgungsleiden aufgeführt sind oder daß noch 
nicht festgestellt ist, ob die Bezeichnungen der 
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Leiden, die auf weit zurückliegenden Feststei- j 
lungen beruhen, dem gegenwärtigen Gesund- 
heitszustand entsprechen. Wenn die Versor- 
gungsämter die Anforderungen der Krankenkas- 
sen prüfen, so müssen sie auf Fälle dieser Art 
achten und die Bescheide ändern. Das ist ver- 
schiedentlich nicht geschehen. 

81. Für Gesundheitsstörungen, die auf einer vor dem 
1. September 1939 beendeten Dienstleistung oder 
auf einem vor diesem Zeitpunkt eingetretenen 
Ereignis beruhen, wird den Krankenkassen Er- 
satz nicht gewährt. Die bisher getroffenen Vor- 
kehrungen (vgl. Denkschrift 1952 S. 123 Nr. 178) 
hatten noch nicht dazu geführt, daß Anforderun- 
gen der Krankenkassen in Fällen dieser Art un- 
terblieben sind oder daß die Versorgungsämter 
unberechtigte Anforderungen erkannt haben. 
Das ist teilweise auf unrichtige Angaben im Ren- 
tenbescheid, im wesentlichen aber darauf zurück- 
zuführen, daß die Versorgungsämter sich bei der 
Prüfung schematisch auf Beschädigte der Ge- 
burtsjahrgänge 1900 und früher (erster Welt- 
krieg) beschränkt haben. Infolgedessen haben 
sie Beschädigte der Reichswehr und des RAD 
sowie diejenigen Wehrpflichtigen nicht erfaßt, 
die infolge Dienstunfähigkeit vor dem 1. Sep- 
tember 1939 ausgeschieden sind. Sie gehören 
überwiegend jüngeren Geburtsjahrgängen an. 
Der Bundesrechnungshof hat wiederholt unbe- 
rechtigte Erstattungen festgestellt und die Rück- 
zahlung der Beträge für die Zeit vom Inkraft- 
treten des BVG an gefordert. Sie haben in Ein- 
zelfällen bis zu 2300 DM betragen. 

82. Die Versorgungsämter müssen damit rechnen, 
daß die Krankenkassen auch nach Ablehnung 
eines Ersatzanspruchs in demselben Falle bei 
späterer Behandlung erneut Kostenorsatz for- 
dern. Das ist zum Teil nicht erkannt worden und 
hat dazu geführt, daß Forderungen für diesel- 
ben Beschädigten in den einzelnen Abrechnungs- 
vierteljahren wechselnd anerkannt oder abge- 
lehnt worden sind. Bei einem Versorgungsamt 
hat der Bundesrechnungshof wegen der Vielzahl 
der Fälle eine allgemeine Nachprüfung fordern 
müssen. Diese ist erst teilweise durchgeführt und 
hat bisher 17 Fälle mit einem zu Unrecht ge- 
zahlten Betrag von rd. 2330 DM ergeben. 

83. In der Denkschrift 1952 (S. 123 Nr. 181) habe ich 
über Mehrzahlungen bei der Erstattung von Auf- 
wendungen der Krankenkassen für versicherte 
Beschädigte berichtet. Inzwischen sind auf Grund 
der Prüfung des Bundesrechnungshofes in einem 
anderen Land zu Unrecht gezahlte Ersatzbeträge 
von rd. 50 000 DM den Bundesmitteln zugeführt 
worden. 

84. Die Schwierigkeiten, die sich bei der Prüfung der 
Ersatzforderungen der Krankenkassen ergeben, 
sind zum Teil in dem Abrechnungsverfahren be- 
gründet. Ob ein Beschädigter in der im Bundes- 
behandlungsschein angegebenen Zeit und in dem 
nachgewiesenen Umfange wegen des Versor- 
gungsleidens behandelt worden ist, könnte das 
Versorgungsamt nur prüfen, wenn ihm die Art 


der ärztlichen Verrichtungen und die verordne- 
ten Arznei- und Fleilmittel bekannt werden. Die 
Zuleitung und Prüfung solcher Unterlagen ist je- 
doch — im Flinblick auf die damit verbundene 
Verwaltungsmehrarbeit - — nicht vorgesehen. Bei 
mündlichen Erörterungen von Heilbehandlungs- 
fragen hat der Bundesrechnungshof wiederholt 
angeregt, eine Änderung des Verfahrens etwa 
in der Form einer pauschalen Abgeltung zu er- 
wägen. 

* 

Berichtigung von Entscheidungen 

85. Bei seinen Prüfungen hat der Bundesrechnungs- 
hof die in der Denkschrift 1952 (S. 131 Nr. 217) 
dargelegte Auffassung bestätigt gefunden, daß 
die in dem Verfahrensgesetz vom 2. Mai 1955 
gegebenen Möglichkeiten nicht ausreichen, um 
offenkundige Fehlentscheidungen — wie sie un- 
ter den schwierigen Verhältnissen der Kriegs- 
und Nachkriegszeit zustande gekommen sind — 
zu berichtigen. Von der Berichtigungsvorschrift 
haben die Länder im übrigen unterschiedlichen 
Gebrauch gemacht. Das beruht zum Teil auf der 
nicht einheitlichen Beurteilung der Frage, ob 
die tatsächliche und rechtliche Unrichtigkeit der 
Entscheidung im Zeitpunkt ihres Erlasses außer 
Zweifel steht. In der Mehrzahl der Fälle handelt 
es sich um Entscheidungen über die Frage des 
ursächlichen Zusammenhangs zwischen dem 
schädigenden Ereignis und der Gesundheitsstö- 
rung. Während ein Teil der ärztlichen Gutachter 
davon ausgegangen war, daß vom Gesetz mit 
dem Begriff „außer Zweifel" eine Gewißheit 
nicht verlangt wird und dementsprechend die 
Berichtigung der nach ihrer Auffassung zu Un- 
recht anerkannten Fälle für zulässig hielt, waren 
andere Gutachter der Auffassung, daß eine Be- 
urteilung mit der vom Gesetz verlangten Be- 
stimmtheit nur sehr selten abgegeben werden 
könne, weil ärztlich die Möglichkeit einer — 
wenn auch unbekannten — wehrdienstlichen 
Einwirkung niemals mit voller Sicherheit auszu- 
schließen sei. Demzufolge sind vergleichbare 
Fälle unterschiedlich entschieden worden. Es 
handelt sich dabei nicht etwa um Grenzfälle 
oder Fälle, in denen sich die wissenschaftliche 
Lehrmeinung seit der früheren Beurteilung ge- 
ändert hat, sondern ausschließlich um solche, in 
denen die Versorgungsämter den Versorgungs- 
anspruch von vornherein hätten ablehnen müs- 
sen, wenn sie die Tatbestände geklärt und eine 
fachkundige sowie sorgfältige Begutachtung 
vorgenommen hätten. Die Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts wird dazu beitragen, daß 
die Vorschriften über die Berichtigung von Be- 
scheiden einheitlich angewendet werden. 

* 

Erstattung zu Unrecht empfangener Leistungen 

86. Ein Teil der Versorgungsleistungen ist von der 
Höhe des sonstigen Einkommens der Rentenbe- 
rechtigten abhängig. Da die Bezüge zeitlich 
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durchweg erst nach der Änderung des Einkom- 
mens neu festgestellt werden, sind Nachzahlun- 
gen notwendig oder Überzahlungen auszuglei- 
chen. Größere Überzahlungen entstehen insbe- 
sondere dann, wenn die Versorgungsberechtig- 
ten eine Änderung des Einkommens nicht oder 
verspätet anzeigen. 

Zu Unrecht gezahlte Versorgungsbezüge wer- 
den in einigen Ländern ordnungsmäßig festge- 
stellt und zurückgefordert; in anderen Ländern 
haben sich erhebliche Mängel gezeigt. So haben 
es Bearbeiter unterlassen, Überzahlungen fest- 
zustellen, oder sie haben festgestellte Überzah- 
lungen nicht weiterverfolgt. Ferner ist nicht im- 
mer geprüft worden, ob ein Verschulden von 
Bediensteten vorliegt, wenn eine Überzahlung 
nicht zurückgefordert werden konnte. 

87. Verschiedentlich haben Versorgungsämter die 
Bearbeitung wegen der großen Zahl der Uber- 
hebungen oder wegen dringender anderer Ar- 
beiten (Rückstände, Durchführung der Novellen) 
zurückgestellt und dann teilweise nicht wieder 
aufgenommen. Länder oder einzelne Stellen ha- 
ben aber auch ohne Zustimmung der zuständi- 
gen Bundesorgane (§ 4 Äbs. 2 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes) angeordnet, daß zu Unrecht 
gezahlte Versorgungsbezüge zeitweise allgemein 
oder in näher bezeichneten Fällen nicht zurück- 
zufordern waren. Beispielsweise mußten die 
Äusgleichsrenten und die Elternrenten infolge 
einer Erhöhung der Renten in der gesetzlichen 
Rentenversicherung neu festgestellt werden. Der 
Bundesminister für Arbeit ließ allgemein zu, 
daß innerhalb einer Übergangszeit davon abge- 
sehen wurde, die Überzahlungen einzuziehen. 
Einzelne Länder und Versorgungsämter haben 
diesen Zeitraum selbständig ausgedehnt. Auf Be- 
anstandung des Bundesrechnungshofes haben 
sie Nachprüfimgen vorgenommen. Diese haben 
z. B. in einem Land ergeben, daß die Versor- 
gungsämter über die Ermächtigung hinaus in 
mehr als 4000 Fällen Überzahlungen von mehr 
als 100 000 DM nicht zurückgefordert hatten. Die 
Beträge konnten den Bundesmitteln zum größ- 
ten Teil zugeführt werden. 

88. Einzelne Versorgungsämter haben Überzahlun- 
gen in Vorschußfällen nicht weiter verfolgt, weil 
sie mit einer Sonderregelung rechneten. Im Au- 
gust 1953 hatte es die oberste Landesbehörde 
als zweckmäßig bezeichnet, Überzahlungen, die 
der Empfänger nicht verschuldet hatte, nicht zu- 
rückzufordem. Die Versorgungsämter haben 
daraufhin die weitere Bearbeitimg von Über- 
zahlungsfällen überhaupt eingestellt. Dadurch 
sind für einen längeren Zeitraum erhebliche 
Nachteile für den Bund eingetreten. Das Land 
hat seine Weisungen auf die Beanstandung des 
Bundesrechnungshofes hin aufgehoben und die 
Versorgungsdienststellen angewiesen, die Rück- 
forderungsansprüche nunmehr geltend zu ma- 
chen. 

89. Anordnungen eines anderen Landes haben dazu 
geführt, daß die Versorgungsämter Überzahlun- 


gen überhaupt nicht festgestellt haben, wenn 
diese durch die rückwirkende Zuerkennung von 
Sozialversicherungsrenten entstanden waren; die 
Versorgungsämter haben selbst dann davon ab- 
gesehen, wenn der Träger der Rentenversiche- 
rung sie von der bevorstehenden Nachzahlung 
benachrichtigt hatte. 

90. Ein Land hat anläßlich einer Novelle ohne Be- 
nehmen mit dem Bundesminister für Arbeit eine 
Weisung erteilt, der die Versorgungsämter ent- 
nehmen mußten, es solle allgemein davon ab- 
gesehen werden, Forderungen gegen Nachzah- 
lungen aufzurechnen. Die Maßnahme hat das 
Land damit begründet, daß die Versorgungsbe- 
rechtigten auf die erhöhten Versorgungsbezüge 
unbedingt angewiesen seien, um die gestiegenen 
Lebenshaltungskosten bestreiten zu können. Auf 
eine Beanstandung des Bundesrechnungshofes 
hat der Bimdesminister für Arbeit den Ländern 
gegenüber ausgeführt, daß ein allgemeiner Ver- 
zicht auf jeglichen Ausgleich ohne Prüfung der 
Verhältnisse des Einzelfalles nicht als zulässig an- 
gesehen werden könne; es müsse geprüft werden, 
ob es vertretbar sei, Nachzahlungen oder Erhö- 
hungen ganz oder teilweise in Anspruch zu neh- 
men. Eine unbillige Härte werde insbesondere 
dann nicht vorliegen, wenn eine Anzeige über 
Einkommensänderungen unterblieben imd da- 
durch eine Überhebung entstanden sei. Das Land 
hat seine Weisung eingeschränkt. 

91. Die Nachweisungen über die Forderungen sind 
zum Teil nicht ordnimgsmäßig geführt worden. 
Es ist außerdem nicht immer gewährleistet ge- 
wesen, daß überzahlimgen nach ihrer Feststel- 
lung in die Nach Weisung der Forderungen ein- 
getragen werden imd daß die Rückzahlung 
überwacht wird. Auch sind die Eintragungen 
über zurückgezahlte oder aufgerechnete Beträge 
nicht bei allen Versorgungsämtern mit den 
Buchungen der Amtskasse abgestimmt worden. 

Am Ende des Rechnungsjahres 1955 waren in 
den Nachweisungen nicht ausgeglichene Forde- 
rungen von 70,5 Mio DM erfaßt. In demselben 
Rechnungsjahr sind nach den Angaben der Län- 
der Versorgungsleistungen in Höhe von 52 Mio 
DM zurückgefordert und 37 Mio DM durch 
Rückzahlungen und Aufrechnungen ausgeglichen 
worden. Forderungen von rd. 256 000 DM sind 
niedergeschlagen worden, weil die Einziehung 
eine Härte bedeutet hätte. Bei Forderungen von 
rd. 600 000 DM hat die Verwaltung das Einzie- 
hungsverfahren dauernd eingestellt. 

92. Die vom Bundesrechnungshof festgestellten 
Mängel sind zu einem großen Teil auf eine un- 
genügende Aufsicht und Überwachung zurück- 
zuführen. Weiter haben die Bearbeiter vielfach 
nicht erkannt, daß ihre Entscheidungen über die 
Rückforderungen zu Unrecht gezahlter Versor- 
gungsbezüge und die Verfolgung dieser An- 
sprüche anderen Entscheidungen in Versorgungs- 
angelegenheiten gleichstehen. Auch ist das Ver- 
ständnis für die Wichtigkeit der sachlichen und 
förmlichen Behandlung aller Unterlagen oft 
nicht vorhanden gewesen. 
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Der Bundesrechnungshof hat durch seine Prü- 
fungen nach und nach erreicht, daß die Versor- 
gungsdienststellen zu Unrecht gezahlte Beträge 
erfassen und sie auch ihrer Bedeutung entspre- 
chend behandeln. 


Allgemeine Aktennachprüfung 

93. Der Plan, nach Durchführung der 3. Novelle zum 
BVG eine allgemeine Nachprüfung der Ver- 
sorgungsakten vorzunehmen (vgl. Denkschrift 
1952 S. 133 Nr. 222), ist noch nicht verwirklicht 
worden. 

Die allgemeine Aktennachprüfung soll sich 
auf alle wesentlichen Grundlagen des Versor- 
gungsanspruchs erstrecken. Ihr Ziel ist es, die 
Versorgungsleistungen auf eine vornehmlich 
durch Nachweise und Urkunden gesicherte 
Grundlage zu stellen, die Aktenunterlagen zu 
ergänzen und die Richtigkeit der Angaben zu 
prüfen; dabei müssen Widersprüche geklärt und 
Bearbeitungsmängel beseitigt werden. Die neu 
beschafften Unterlagen und die weitere Prüfung 
werden in der Mehrzahl der VersorgungsfäUe 
die Berechtigung des Versorgungsanspruchs er- 
weisen, so daß keine Änderung in den Leistun- 
gen eintritt. Eine allgemeine planmäßige Heran- 
ziehung neu zugänglicher Unterlagen liegt auch 
im Interesse der Versorgungsberechtigten, da 
nach den Ergebnissen von Versuchsreihen auch 
Nachweise für bisher unberücksichtigt geblie- 
bene Versorgungsansprüche erlangt werden. 
Auch in den Fällen, in denen die Versorgung 
gleich bleibt, ist die Vervollständigung der Ak- 
ten für künftige Entscheidungen von nicht zu 
unterschätzender Bedeutung. In anderen Fällen 
wird sich bei der Nachprüfung ein neuer Tatbe- 
stand ergeben und eine neue Beurteilung not- 
wendig sein. Die Verschiedenartigkeit der Ver- 
hältnisse verlangt eine sorgfältige und dem Ein- 
zelfall angepaßte Bearbeitung. Welche Anforde- 
rungen an die Bearbeiter zu stellen sind und 
wie notwendig es ist, Versorgungsfälle zu über- 
prüfen, in denen die Entscheidungen ohne aus- 
reichende Unterlagen getroffen worden sind, 
auch wenn der Akteninhalt nur geringe Zweifel 
an der Richtigkeit aufkommen läßt, lassen die 
nachtstehenden Beispiele erkennen. 

a) Ein Antragsteller erhielt Rente wegen eines 
Bauchschusses. Ein Nachweis über die Laza- 
rettbehandlung lag dem Versorgungsamt vor; 
er enthielt aber keine näheren Angaben. 
Widersprüche über zeitliche Angaben führten 
zu Nachforschungen. Nach deren Ergebnis 
war die Lazarettbehandlung wegen eines bei 
der Einziehung zum Kriegsdienst schon vor- 
handenen Leidens — aber nicht wegen eines 
Bauchschusses — erforderlich. Der Antrag- 
steller war alsbald nach der Einziehung in 
das Lazarett eingewiesen und nach der Be- 
handlung aus dem Wehrdienst entlassen 
worden. Es sind rd. 1300 DM zu Unrecht ge- 
zahlt worden. 


1)) Ein anderer Antragsteller hat Rente erhalten, 
weil er nach seinen Angaben als Angehöri- 
ger der Wehrmacht gegen Kriegsende durch 
Panzerbeschuß schwer verwundet worden 
war und dadurch beide Beine verloren hatte. 
Als Nachweis hatte er einen unmittelbar 
nach Kriegsende ausgestellten Schwerkriegs- 
beschädigtenausweis vorgelegt. Eine Nach- 
prüfung ergab, daß die Amputationen Folge 
eines Straßenbahnunfalls waren, den der An- 
tragsteller im Jahre 1943 erlitten und selbst 
verschuldet hatte. Es sind rd. 7600 DM zu 
Unrecht gezahlt worden, 
c) In einem weiteren Falle hat ein gelähmter 
Mann seinen Körperschaden auf einen im 
Kriegsdienst an der Ostfront erlittenen Auto- 
unfall zurückgeführt. Der Nachweis einer 
Lazarettbehandlung, der aber keine näheren 
Angaben enthielt, und der ärztliche Befund 
bildeten die Grundlage für die Anerkennung 
des Versorgungsanspruchs. Bei einer Über- 
prüfung ist festgestellt worden, daß die Läh- 
mungen Folge einer bei einem Wassersportun- 
fall im Zivilleben erlittenen Kopfverletzung 
sind. Eine Lazarettbehandlung hatte tatsäch- 
lich stattgefunden, als der Antragsteller auf 
der Flucht gegen Ende des Krieges behandelt 
werden mußte und zivile Einrichtungen nicht 
zur Verfügung standen. Es sind rd. 3800 DM 
zu Unrecht gezahlt worden. 

94. Zur Vorbereitung der allgemeinen Aktennach- 
prüfung sind die bei den Krankenbuchlagern 
Berlin, Kassel und München liegenden Unter- 
lagen geordnet worden; die erheblichen Kosten 
hat der Bund getragen. Dadurch sind seit drei 
Jahren Nachweise zugänglich, die bisher bei 
der Entscheidung über Versorgimgsansprücbe 
nicht berücksichtigt werden konnten. Das hat 
sich so ausgewirkt, daß z. B. ein Krankenbuch- 
lager im Jahre 1957 auf 51 v. H. aller Anfragen 
Auskunft erteilen oder Urkunden zur Verfü- 
gung stellen konnte, während sich im Jahre 
1950 nur in 10 v. FI. der Fälle Ergebnisse erzie- 
len ließen. Weiter sind Vorbereitungen zur 
Auswertung der bei der Deutschen Dienststelle 
zur Benachrichtigung der nächsten Angehöri- 
gen von Gefallenen der deutschen Wehrmacht 
(WAST) liegenden Unterlagen getroffen wor- 
den. Die Aktennachprüfung soll damit beginnen, 
daß die Versorgungsämter die Unterlagen für 
die zu prüfenden Versorgungsfälle anfordern. 
Diese Abrufaktion, die sich über drei Jahre und 
nach einem erweiterten Plan über sechs Jahre 
erstrecken soll, erfordert eine Verstärkung des 
Personals der Krankenbuchlager. Die dadurch 
entstehenden Mehrausgaben von etwa 1,2 Mio 
DM jährlich müssen von den Ländern getragen 
werden (Erstes Uberleitungsgesetz). Die Länder, 
weiche Krankenbachlager verwalten, haben eine 
Kostenbeteiligung der übrigen Länder gefor- 
dert. Da hierüber erst im März 1958 eine Eini- 
gung erzielt werden konnte, wird die Akten- 
nachprüfung unter Berücksichtigung noch not- 
wendiger Vorbereitungen bei den Krankenbuch- 
lagern und Versorgungsämtern erst am 1. Januar 
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1959 beginnen, obgleich die arbeitsmäßigen und 
organisatorischen Voraussetzungen dafür nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes schon 
nach der Durchführung der Fünften Novelle zum ' 
BVG gegeben waren. Einige Versorgungsämter 
haben bereits Nachprüfungen — zum Teil in er- 
heblichem Umfange — vorgenommen (vgl. S. 65 
Nr. 51). 

* 

Vorprüfung 

95. Die Vorprüfung (vgl. Denkschrift 1952 S. 135 
Nr. 230) ist in den letzten Jahren allgemein ver- 
stärkt und verbessert worden. Sie entspricht je- 
doch in einigen Ländern nach Art und Umfang 
sowie nach der personellen Ausstattung der 
Vorprüfungsstellen noch nicht der Bedeutung 
ihrer Aufgaben. Das gilt insbesondere für die 
Vorprüfung der Heilbehandlungsausgaben und 
der sachlichen Voraussetzungen der Versorgung 

- Solche Prüfungen können nur erfahrene Beamte 
durchführen; diese stehen aber für die Vorprü- 
fung noch nicht in allen Ländern in genügender 
Zahl zur Verfügung. Zum Teil fehlen den Vor- 
prüfungsstellen die für eine ausreichende Beset- 
zung erforderlichen Planstellen für Prüfungs- 
beamte. In einem Lande war die Vorprüfung 
noch im Jahre 1957 ungenügend geregelt. Der 
Arbeitsplan dieser Vorprüfungsstelle sah für 
das Rechnungsjahr 1956 1187 Arbeitstage für 
4 Prüfer vor. Die vom Bund zu tragenden Ver- 
sorgungsausgaben waren rd. 24mal so hoch wie 
die vom Land aufzubringenden Verwaltungs- 
kosten. Nach dem Plan waren 640 Arbeitstage 
für die Prüfung der Bundesrechnung und 547 j 
Tage für die Prüfung der Landesrechnung vor- ■ 
gesehen. Von den vier Stellen der Vorprüfungs- 
stelle waren drei besetzt. Zwei Bedinstete waren 
vornehmlich für die Prüfung der Landesaus- 
gaben bestimmt. Der weitere Bedienstete, dem 
die Prüfung der Bundesausgaben zufiel, verfügte 
weder über ausreichende allgemeine Erfahrun- 
gen als Prüfer noch über besondere Erfahrung 
auf dem Gebiete der Kriegsopferversorgung. Der 
Bundesrechnungshof hat eine zahlenmäßig und 
qualitativ ausreichende Besetzung der Vorprü- 
fungststelle verlangt; eine Änderung ist zuge- 
sagt worden. 

* 

Interessenquoten der Länder an den Ausgaben 
des Rechnungsjahres 1950 

96. Die Länder hatten im Rechnungsjahr 1950 
15 V. H. der Aufwendungen für die Kriegsopfer- 
versorgung zu tragen (Interessenquote), über 
die Frage, für welche Ausgaben Interessenquo- 
ten zu leisten und wie sie zu berechnen sind, 
haben unterschiedliche Auffassungen bestanden. 
Die Prüfung und die Klärung haben längere Zeit 
in Anspruch genommen. Mehrere Länder haben 
die Zahlung einer Interessenquote für die Aus- 
gaben des außerordentlichen Haushalts der i 
Kriegsopferversorgung zunächst mit der Begrün- | 
düng abgelehnt, diese Aufwendungen gehörten 


nicht zu den Verwaltungskosten im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 8 der ursprünglichen Fassung des 
Ersten Uberleitungsgesetzes; ein Land hat seine 
Auffassung erst im Juli 1957 geändert und die 
Zahlung in Höhe der Interessenquote geleistet. 
Ein anderes Land hat die Leistung der Inter- 
essenquote von einem an die Träger der Ren- 
tenversicherung aus Mitteln der Kriegsopfer- 
versorgung gezahlten Betrag von rd. 114 Mio 
DM abgelehnt. Der Streit geht um die Frage, ob 
diese Zahlungen als Aufwendungen der inneren 
und äußeren Kriegsfolgelasten auf dem Gebiete 
der Kriegsopferversorgung oder als Zuschüsse 
zu den Kosten der Sozialversicherung (Art. 120 
GG) anzusehen sind. Die Verhandlungen zwi- 
schen Bund und Land schweben noch. Bei den 
übrigen Ländern ist die Prüfung abgeschlossen. 
Dabei haben sich Abweichungen zugunsten des 
Bundes in Höhe von rd. 141 000 DM, zugun- 
sten der Länder in Höhe von rd. 406 000 DM 
ergeben; sie sind bis auf eine geringe Forderung 
des Bundes ausgeglichen worden. 

* 

Beweiserhebungskosten 

97. Bis zum 31. März 1955 hat der Bund die Kosten 
der Beweiserhebung im Rahmen der Verwal- 
tungskosten getragen; sie waren bei den Perso- 
nal- und Sachausgaben des Kapitels 40 09 ver- 
anschlagt. Seit dem 1. April 1955 fallen die per- 
sönlichen und sächlichen Verwaltungskosten den 
Ländern zur Last. Mehrere Länder haben Aus- 
gaben für Gutachten und andere Maßnahmen 
der Beweiserhebung, z. B. aus Anlaß der Not- 
wendigkeit von Kuren und Heilstättenbehand- 
lung, als Leistungen der Heilbehandlung ange- 
sehen und zu Lasten des Bundes gebucht (Kapi- 
tel 40 09 Titel 303). Auf Veranlassung des Bun- 
desrechnungshofes haben die Länder den Bun- 
desmitteln rd. 130 000 DM zugeführt. 

* 

Mitwirkung bei der Vorbereitung gesetzlicher 
und verwaltungsmäßiger Regelungen 

98. Während der Berichtszeit hat der Bundesrech- 
nungshof — wie in den Vorjahren — mit den 
für die Kriegsopferversorgung zuständigen ober- 
sten Bundes- und Landesbehörden ständig in 
Verbindung gestanden. Er hat seine bei den Prü- 
fungen gewonnenen Erfahrungen für die Vorbe- 
reitung gesetzlicher und verwaltungsmäßiger 
Regelungen zur Verfügung gestellt, insbeson- 
dere für den Erlaß und die Änderung der Ver- 
waltungsvorschriften und allgemeiner Richt- 
linien. Er hat in vielen Fällen Bedenken gegen 
beabsichtigte Maßnahmen geltend gemacht, zu 
der Klärung von Zweifelsfragen beigetragen und 
Anregungen grundsätzlicher und organisatori- 
scher Art gegeben, vor allem solche, die eine 
einheitliche Anwendung der Vorschriften in 
allen Ländern fördern konnten. Außerdem hat er 
fortlaufend zu Fragen des Haushaltsrechts Stel- 
lung genommen. 

* 


74 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 554 


Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12 für die Rechnungsjahre 1955 bis ' 
1957) 

Bundesfernstraßen (Bundesstraßen und Bundes- ' 
autobahnen) 

(Kapitel 12 10 für die Rechnungsjahre 1955 bis 
1957, Kapitel A 12 10 für die Rechnungsjahre 
1955 und 1957) ' 

99. Durch die Stadt Münster führen die Bundes- I 
Straßen 51 und 54. | 

Die Ortsdurchfahrten im Zuge dieser Bundes- 
straßen weisen Engpässe, unübersichtliche Kreu- 
zungen, enge Kurven und sonstige Beeinträchti- 
gungen eines zügigen Verkehrs auf; sie entspre- 
chen deshalb nicht mehr den Erfordernissen des 
Fernverkehrs. Bereits in der Vorkriegszeit war 1 
eine Umgehungsstraße geplant; mit dem Bau ist ' 
1939 begonnen worden. Die militärischen An- 
lagen des Flugplatzes Loddenheide haben die 
Linienführung damals wesentlich beeinflußt. Die | 
Bauarbeiten sind 1940 aus kriegsbedingten I 
Gründen eingestellt worden. | 

In der Nachkriegszeit ist die Planung wieder 
aufgenommen worden, weil die Verkehrsver- | 
hältnisse sich immer schwieriger gestalteten. Die I 
Auftragsverwaltung beabsichtigte dabei ledig- 1 
lieh, die Vorkriegsplanung zu verwirklichen. Im 
Bundeshaushalt 1952 waren 3,8 Mio DM nach 
dem Kostenanschlag aus der Vorkriegszeit als 
Gesamtbaukosten angegeben. Dieser Betrag hat : 
sich, wie die nachstehende Aufstellung zeigt, : 
nach den Erläuterungen zu den jährlich veran- 
schlagten Teilbeträgen ständig erhöht: 


Rechnungsjahr 

1952: 







Kapitel 

E 22 


Titel 

128: 

3,8 

Mio 

DM 

Rechnungsjahr 

1953: 







Kapitel 

A 12 

10 

Titel 

769: 

4.9 

Mio 

DM 

Rechnungsjahr 

1954: 







Kapitel 

A 12 

10 

Titel 

769: 

5,5 

Mio 

DM 

Rechnungsjahr 

1955: 







Kapitel 

A 12 

10 

Titel 

769: 

5,5 

Mio 

DM 

Rechnungsjahr 

1956: 







Kapitel 

12 

10 

Titel 

769: 

9,5 

Mio 

DM 

Rechnungsj ahr 

1957: 







Kapitel 

A 12 

10 

Titel 

769: 

15,0 

Mio 

DM 

Rechnungsjahr 

1958: 







Kapitel 

12 

10 

Titel 

715: 

17,5 

Mio 

DM 

(Rechnungsjahr 

1958; 

Abschnitt II ] 

lfd. Nr. 41 

der 


Erläuterungen zu Titel 715). 

Der Bundesminister für Verkehr hat die sehr 
erhebliche Steigerung der Gesamtkosten damit 
begründet, daß er die von der Auftragsverwal- 
tung geplante Linienführung nicht habe verant- 
worten können, da wesentliche Erkenntnisse im 
neuzeitlichen Straßenbau nicht berücksichtigt 
worden seien. 

Während der Bauarbeiten hat die Stadt Mün- 
ster die Verlegung der Bahnstrecke Münster — 
Warendorf gefordert; das hätte zusätzliche Bau- 


kosLcui von tdwa 17 Mio DM und Betriebsmehr- 
kosten von 1,1 Mio DM verursacht. 

Nachdem dieser Plan wegen der hohen Kosten 
gescheitert war, sind eine kreuzungsfreie Über- 
führung der Warendorfer Straße, eine Unterfüh- 
rung der Güterumgehungsbahn und eine Ver- 
längerung der Umgehungsstraße um etwa einen 
Kilometer erforderlich geworden. Die Notwen- 
digkeit dieser zusätzlichen Baumaßnahmen ist 
erst während des Baues in vollem Umfange er- 
kannt worden; die Baukosten haben sich dadurch 
um etwa 4 Mio DM erhöht. 

Die Umgehungsstraße in Münster wird zwi- 
schen ihrer Abzweigung von der Bundes- 
straße 51 (Weseler Straße) bis zur Einmündung 
in die Bundesstraße 54 (Warendorfer Straße) bei 
einer Länge von etwa 9 km von 14 Straßen mit 
zum Teil erheblichem Verkehr höhengleich ge- 
kreuzt. 

Die Stadt hatte in den letzten Jahren eine er- 
hebliche Bevöikerungszunahme zu verzeichnen; 
die dadurch verursachte Ausdehnung des Stadt- 
gebietes vollzieht sich überwiegend jenseits der 
Umgehungsstraße. Der Fernverkehr auf der Um- 
gehungsstraße wird durch diese Entwicklung 
nachteilig beeinflußt. Damit der Charakter als 
Umgehungsstraße auch für die Zukunft gewahrt 
und der Fernverkehr gefahrlos und flüssig ab- 
laufen kann, müssen mehrere höhengleich ge- 
plante und teilweise schon fertiggestellte Kreu- 
zungen nachträglich durch Über- oder Unterfüh- 
rungsbauwerke ersetzt werden. Z. B. ist die 
Kreuzung Kappenberger Damm zunächst höhen- 
gleich ausgeführt worden; für die nachträgliche 
Anlage eines Kreuzungsbauwerks sind etwa 
60 lfd. m der fertigen Betont ahrbahn decke mit 
einem Erddainrn überschüttet worden. Bei recht- 
zeitiger und sorgfältiger Planung hätten die Ko- 
sten der Betonfahrbahndecke von etwa 25 000 
DM gespart werden können. Die Kreuzung Ham- 
mer Straße ist ebenfalls höhengleich angelegt. 
Um die - Verkehrsgefährdung an den stark be- 
lasteten Knotenpunkten zu vermindern, plant 
die Straßenbauverwaltung nunmehr eine Unter- 
führung der Umgehungsstraße. Die Baukosten 
werden auf 4—5 Mio DM geschätzt; ein Teil der 
Kosten der bereits fertigen höhengleichen Kreu- 
zung — etwa 400 000 DM bis 500 000 DM — ist 
dann nutzlos ausgegeben. 

Ortsumgehungen sind so anzulegen, daß sie 
iin wesentlichen frei von höhengleichen Kreu- 
zungen sind (§ 5 Abs. 6 des Bundesfernstraßen- 
gosetzes). Dieser Forderung kommt besondere 
Bedeutung zu, weil höhengleiche Kreuzungen 
und Einmündungen für den Fernverkehr Eng- 
pässe bilden, die den Verkehrsfluß und die Ver- 
kehrsabwicklung verzögern sowie Zeit- und Ge- 
schwindigkeitsverluste und erhöhten Treibstoff- 
verbrauch verursachen. 

Nach § 14 RHO dürfen einmalige und außer- 
ordentliche Ausgaben für bauliche Unterneh- 
mungsn erst dann in den Haushaltsplan einge- 
stellt werden, wenn Pläne, Kostenberechnungen 
und Erläuterungen vorliegen, aus denen die Aus- 
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führungsart, die Kosten der Baumaßnahme und 
die Beiträge Dritter ersichtlich sind. Hier waren 
die Planungen unzureichend; es fehlten die er- 
forderlichen Verkehrsuntersuchungen, die Ko- 
stenberechnungen waren lückenhaft. Dadurch 
sind erhebliche Nachforderungen an den Bundes- 
haushalt und Schäden für den Bund entstanden. 
Der Neigung der Straßenbauverwaltung, Bau- 
vorhaben zunächst durch zu geringe Anforde* 
rung der Mittel haushaltsmäßig durchzusetzen 
und sich dann darauf zu verlassen, daß die wei- 
ter notwendigen Baukostenmittel ebenfalls be- 
willigt werden, sollte nach Auffassung des Bun- 
desrechnungshofes entgegengetreten werden. 

Der Bundesrechnungshof wird die Entwicklung 
des Bauvorhabens „Umgehungsstraße Münster" 
weiterhin verfolgen. Er wird auch prüfen, ob 
Schadensersatzansprüche geltend zu machen 
sind. 

* 

100. Zu den allgemeinen Ausgaben für die Unter- 
haltung und Instandsetzung der Bundesfern- 
straßen gehören die Dienstbezüge für die auf 
Bundesfernstraßen eingesetzten Straßenbau- 
arbeitcr, obgleich diese in keinem Dienstver- 
hältnis zum Bund stehen. Zu den Straßenbau- 
arbeitern in diesem Sinne sind auch Kraft- 
wagenführer zu rechnen, die bundeseigene 
Lastkraftwagen fahren (Nr. 90 und 91 der An- 
lage zu § 2 Abs. 3 der 2. Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschrift für die Auftragsverwaltung der 
Bundesfernstraßen). 

Der Kraftfahrer eines bundeseigenen Last- 
kraftwagens hat bei der Räumung einer Stra- 
ßenbaustelle auf der Bundesautobahn Köln — 
Frankfurt einen Verkehrsunfall verursacht. Ein 
Verkehrsteilnehmer hat hierbei erhebliche Ver- | 
letzungen (komplizierter Schädelbruch, teil- 
weise Erblindung) erlitten, die zu einer dau- 
ernden Erwerbsminderung geführt haben. Die 
Hauptschuld an dem Unfall trifft den Fahrer 
des bundeseigenen Lastkraftwagens; dieser ist 
wegen fahrlässiger Körperverletzung und 
Übertretung der Straßenverkehrsordnung 
rechtskräftig verurteilt worden. 

Die Auftragsverwaltung hat mit dem Geschä- 
digten einen außergerichtlichen Vergleich ge- 
schlossen und einen Schadensausgleich von 
157 162 DM zugesichert; dieser Betrag sollte 
aus Bundesmitteln gezahlt werden. 

Der Bundesminister für Verkehr hat dem 
Vergleich im Dezember 1954 unter dem Vorbe- 
halt zugestimmt, daß noch zu klären sei, wer 
die Kosten zu tragen habe. 

Im Rechnungsjahr 1954 sind an den Geschä- 
digten 28 753 DM aus Bundesmitteln gezahlt 
worden; eine Auszahlung der restlichen 128 409 
DM zu Lasten des Bundes ist unterblieben, weil 
der Bundesrechnungshof den Sachverhalt bei 
einer örtlichen Prüfung erfahren und eine 
grundsätzliche Klärung gefordert hatte. Der Be- | 
trag ist inzwischen aus Landesmitteln gezahlt i 
worden. 


Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
entspricht es der rechtlichen Natur der Auf- 
tragsverwaltung, daß im Verhältnis zwischen 
Land und Bund dieser nicht verpflichtet ist, den 
Schaden zu tragen, zumal da auch in dem pri- 
vatrechtlichen Verhältnis zwischen dem Geschä- 
digten und der öffentlichen Hand das Land als 
Halter des Kraftfahrzeuges anzusehen ist (vgl. 
das Urteil des überiandgerichts München vom 
6. Dezember 1955, Verkehrsblatt 1957 Heft 12 
S. 308). Die Auftragsverwaltung ist aufgefor- 
dert worden, die aus Bundesmitteln gezahlten 
28 753 DM zu erstatten und eine weitere Be- 
lastung des Bundes mit derartigen Ausgaben zu 
unterlassen. 

* 

Bundesminister für Verteidigung 

(Einzelplan 14 für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957) 

101. Die Kommandobehörden und die Truppenteile 
bewirtschaften die Haushaltsmittel nicht immer 
mit der gebotenen Sparsamkeit und beachten 
oft nicht die Vorschriften. Die zuständigen Offi- 
ziere haben vielfach keine ausreichende Kennt- 
nis von ihren Aufgaben auf dem Gebiete der 
Truppenhaushaltswirtschaft. Die bei den militä- 
rischen Stellen tätigen Beamten der Bundes- 
wehrverwaltung, denen die Aufgabe des Sach- 
bearbeiters des Haushalts (§§ 19 bis 26 RWB) 
obliegt, erhalten über Maßnahmen von geld- 
licher Tragweite meist erst Kenntnis, wenn die 
Verpflichtungen bereits eingegangen sind, oder 
gar erst, wenn die Rechnungen der Lieferanten 
eingehen. 

In einer Reihe von Fällen haben Truppen- 
teile, um keine Mittel verfallen zu lassen, im 
Monat März 1957 besonders hohe Ausgaben ge- 
leistet und sich damit Vorräte angelegt, die 
nicht notwendig waren. In einem Fall hat der 
Kommandeur eines Bataillons im März 1957 
Rechnungen im voraus ausstellen lassen, auf 
ihnen die Lieferung bescheingt und die Zah- 
lungen leisten lassen, obwohl die Waren erst 
im neuen Rechnungsjahr benötigt und auch ge- 
liefert worden sind. Der Bundesrechnungshof 
hat verlangt, daß der Offizier zur Rechenschaft 
gezogen wird. In einem anderen Fall hat eine 
Wehrbereichsverwaltung im März 1957 sechs 
Schneeräumer beschafft und diese mehreren 
Standortverwaltungen zugewiesen. Dabei war 
sie nicht zuständig, denn derartige Maschinen 
hat das Beschaffungsamt in Koblenz zentral zu 
beschaffen; auch bestand zu Ausgang des Win- 
ters kein dringender Bedarf an Schneeräumern, 
überdies war zumindest bei einer Standort- 
verwaltung bereits ein zum Schneeräumen ge- 
eignetes Gerät vorhanden. 

Zuweilen leisten die Truppenteile Ausgaben, 
für die der Bundeshaushalt keine Mittel zur 
Verfügung stellt. So haben Truppenteile Ma- 
növerbälle veranstaltet und Kosten dafür aus 
den Mitteln bestritten, die für Übungen be- 
stimmt waren. 
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Der Bundesrechnungshof hat die Abstellung | 
solcher Mängel veranlaßt. 

i 

102. Die Mittel für die Betreuung der Soldaten wäh- 
rend der Freizeit (Kapitel 14 05 Titel 305, 952) 
werden oft nicht sachgemäß verwandt. Ein 
Truppenteil hat aus diesen Mitteln ein Segel- 
flugzeug für 4350 DM, ein Panzerbataillon eine 
Werkausstattung für Segelflugmodellbau mit 
entsprechendem Bastelmaterial für 1854 DM 
und ein dritter Truppenteil eine Fotowerkaus- 
stattung für 2645 DM beschafft. Die Sachen die- 
nen, wie der Bundesrechnungshof festgestellt 
hat, der Befriedigung der Sonderinteressen ein- 
zelner, nicht aber — wofür die Mittel vorge- 
sehen sind ■ — der Freizeitgestaltung einer 
größeren Anzahl von Soldaten. Der Bundes- 
rechnungshof hat sich Vorbehalten, in Fällen 
dieser Art Bemerkungen aufzustellen. Der 
Bundesminister für Verteidigung arbeitet auf 
Anregung des Bundesrechnungshofes Richt- 
linien aus, die die zweckmäßige Verwendung 
der Betreuungsmittel sicherstellen sollen. 

103. Die Standortverwaltungen haben von der Mög- 
lichkeit, die Kosten für die 'Lieferung des elek- 
trischen Stroms durch Sonderverträge mit den 
Versorgungsunternehmen zu senken, nicht im- 
mer Gebrauch gemacht. Der Bundesrechnungs- 
hof hat die Wehrbereichsverwaltungen darauf 
hingewiesen, daß es aus Ersparnisgründen ge- 
boten ist, in allen geeigneten Fällen Sonder- 
verträge zu den niedrigeren Großabnehmer- t 
tarifen abzuschließen- 

öfters hat bei den Verwaltungsstellen die 
Bereitschaft bestanden, unberechtigten Wün- 
schen der Lieferanten nachzugeben. Vor allem 
hat sich das darin gezeigt, daß von Verträgen 
zu deren Gunsten abgewichen worden ist. Der 
Bundesrechnungshof hat einem solchen Ver- 
halten, das mit den Bestimmungen des Haus- 
haltsrechts nicht im Einklang steht und man- 
gelnde Sparsamkeit bedeutet, entgegengewirkt. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt ge- 
rügt, daß die Truppe für das Reinigen der 
Unterkünfte und den Wachdienst auch dann 
zivile Kräfte herangezogen hat, wenn diese 
Verrichtungen bestimmungsgemäß ihr selber 
oblagen. Dadurch sind in der Vergangenheit 
beträchtliche Mehrausgaben entstanden. 

104. Auf einigen Gebieten der Truppenwirtschaft 
fehlt es an zentralen Regelungen. So bestehen 
keine Einrichtungen für eine wirksame Kon- 
trolle der Bestände an Betriebsstoff, der bei der 
Truppe in Tanks vorrätig gehalten wird. Der 
Bundesrechnungshof hat bei seinen Prüfungen 
keine einwandfreien Meßvorrichtungen vorge- 
funden, so daß er sich bei der Ermittlung der 
Bestände weitgehend auf die Angaben der 
Betriebsstoffvorwalter verlassen mußte. Auch 
die Verwaltung des Unterkiinftsgeräts ist nur 
lückenhaft geregelt, über das Gerät, das den 
Standortverwaltungen aus zentralen Beschaf- 


fungen zugeführt wird, besteht noch keine aus- 
reichende Kontrolle; es ist nicht gewährleistet, 
daß das Gerät dort vollständig nachgewiesen 
wird. Auch fehlen Bestimmungen über den 
Nachweis der Geräte, die den einzelnen Nutz- 
nießern (z. B. Truppenteilen) zum Gebrauch zu- 
gewiesen sind. Einheitliche Bedarfsnormen für 
Verbrauchsmittel sind noch nicht festgelegt 
Deshalb kann nicht überwacht werden, ob die 
Bedarfsstellen die Anforderung der Verbrauchs- 
mittcl auf ein wirtschaftliches Maß beschrän- 
ken. Der Bundesrechnungshof hat verlangt, daß 
Bestimmungen für eine ordnungsmäßige Wirt- 
schaftsführung getroffen werden. 

105. Die Gebührnisstellen in den Wehrbereichen 
(vgl. S. 77 78 Nr. 46 bis 48 der Denkschrift 
1954), die inzwischen als Wehrbereichsgebühr- 
nisämter selbständig geworden sind, haben ihre 
Arbeit immer noch nicht auf dem laufenden. 
Zum Teil ist das darauf zurückzuführen, daß 
die Gebührnisstellen auf Grund der Verord- 
nung über die Besoldung der Berufssoldaten 
lind Soldaten auf Zeit vom 13. März 1957 und 
auf Grund des Bundesbesoldungsgesetzes um- 
fangreiche Neuberechnungen durchzuführen 
haben. 

Am Schluß des Rechnungsjahres 1956 haben 
die Kassen der Bundeswehrverwaltung immer 
noch Besoldungsabschläge an Soldaten von 
42 Mio DM nachgewiesen. Die Abrechnung 
dieser Abschläge verursacht den Gebührnis- 
stellen viel Arbeit. Erhebliche Erschwernisse 
entstehen ferner dadurch, daß die Gebührnis- 
stellen nicht schnell genug von Entlassungen 
unterrichtet werden und die Dienstbezüge zu- 
nächst weiterzahlen; diese können dann ■ — 
wenn überhaupt — • nur mit erheblichem Kosten- 
und Arbeitsaufwand eingezogen werden. Bis 
zum 31. März 1957 waren in 2648 Fällen 
193 000 DM überzahlt, aber erst 31 000 DM 
zurückgezahlt. 

Für das Rechnungsjahr 1956 hat bis Ende 
Juni 1958 erst eine Gebührnisstelle den rech- 
nungsmäßigen Nachweis über die zustehenden 
und gezahlten Bezüge fertiggestellt. Dabei hat 
sich ergeben, daß diese Gebührnisstelle, die rd. 
5 000 Bedienstete zu betreuen hat, in 1 009 Fäl- 
len 315 000 DM zuwenig und in 444 Fällen 
39 000 DM zuviel gezahlt hat. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die Abrechnungen möglichst bald fertiggestellt 
werden und darauf hingewirkt, daß die Fehler 
und Mängel behoben werden. 

Er hat sich ferner mit der Organisation, der 
Personalausstattung und dem Arbeitsablauf der 
Gebührnisstellen befaßt und dem Bundes- 
minister für Verteidigung dazu Vorschläge 
übermittelt. Er hat insbesondere verlangt, daß 
die noch ausstehenden Gehaltszahlungsbestim- 
mungen für das Lochkartenverfahren — ein 
Mangel, der die Arbeit der Gebührnisstellen 
erheblich beeinträchtigt — beschleunigt er- 
lassen werden. 
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106. Bei den Ausgaben für Trennungsentschädigun- 
gen, Übungen und Dienstreisen sind häufig 
Fehler vorgekommen, die zu Überzahlungen 
geführt haben. 

Werden Soldaten zu einer auswärtigen 
Dienststelle einberufen, versetzt oder ^bgeord- 
net, so ist die Trennungsentschädigung (im Ab- 
ordnungsfall die Beschäftigungsvergütung) be- 
stimmungsgemäß um 25 V. H. zu kürzen, wenn 
unentgeltlich amtliche Unterkunft gewährt wird. 
Da die Soldaten anfangs oft nur behelfsmäßig 
untergebracht werden konnten, hat der Bundes- 
minister für Verteidigung die generelle Kür- 
zung der Trennungsentschädigung um 25 v. H. 
nicht für gerechtfertigt gehalten. Zur Vermei- 
dung von Härten hat er sich damit einverstan- 
den erklärt, daß bei besonders überbelegten 
und mangelhaft ausgestatteten Kasernenquar- 
tieren („Behelfsquartieren") von der Kürzung 
abgesehen und statt dessen eine geringfügige 
Nutzungsentschädigung einbehalten worden ist. 

Obwohl ein strenger Maßstab angewandt 
werden sollte, ist diese Regelung in der Praxis 
sehr weit ausgelegt worden; das hat vielfach 
zu einer Umgehung der Bestimmungen geführt. 
Meist ist auf die Kürzung schon verzichtet 
worden, wenn die Unterkünfte in Größe und 
Ausstattung den vorgeschriebenen Sätzen nicht 
voll entsprachen, ihnen aber nahe kamen. Es ist 
auch fcstgestellt worden, daß die Trennungsent- 
schädigung nicht gekürzt worden ist, obgleich 
die vorgeschriebenen Sätze erreicht waren. 

Regelmäßig ist die Kürzung auch unterblie- 
ben, wenn Soldaten, die nicht kasernierungs- 
pflichtig waren, auf eigenen Wunsch ein Ka- 
sernenquartier zugewiesen worden ist, obwohl 
Privatquartiere zur Verfügung standen. Das 
hatte zur Folge, daß viele nicht kasernierungs- 
pflichtige Soldaten wegen der damit verbun- 
denen finanziellen Vorteile in die Kaserne 
drängten. Aufgefallen ist, daß auch einem 
General ohne Notwendigkeit ein Kasernenquar- 
tier zur Verfügung gestellt und die Trennungs- 
entschädigung nicht gekürzt worden ist. Er hat 
lediglich eine geringe Nutzungsentschädigung 
gezahlt, obgleich die vorgesehene Raumgröße 
erreicht war und die Ausstattung der Räume 
über die gültigen Sätze hinausging. Eine 
Truppenschule hat Lehrgangsteilnehmer aus 
Privatquartieren, die als amtliche Unterkunft 
gemietet waren, in Behelfsquartiere in der Ka- 
serne verlegt, um die Lehrgangsteilnehmer un- 
zulässigerweise auf ihren Wunsch in den Ge- 
nuß der vollen Trennungsentschädigung zu 
bringen. Die Privatquartiere, für die die Dienst- 
stelle Mieten weiterzahlen mußte, haben durch- 
weg fast einen Monat leer gestanden. Der 
Bundesrechnungshof hat in diesen und ähn- 
lichen Fällen Ersatz des dem Bunde entstan- 
denen Schadens verlangt. Auf seine Vorstellun- 
gen hin hat der Bundesminister für Verteidi- 
gung seine Bestimmungen in einigen Punkten 
geändert; eine umfassende Neuregelung ist in | 
Vorbereitung. 


107. Auch die Regelung über die Abfindung der Sol- 
daten bei Verwendung außerhalb ihrer Stand- 
orte läßt nach den Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes ebenfalls zu weitgehende oder 
unrichtige Auslegungen zu. Nach dem Reise- 
kostengesetz werden bei auswärtigen Dienst- 
geschäften, die zu den regelmäßigen Aufgaben 
eines Bediensteten gehören, keine Tage- und 
Übernachtungsgelder gewährt, jedoch entschei- 
det die oberste Dienstbehörde, ob eine ermäßig- 
te Vergütung gewährt werden kann. Hierzu hat 
der Bundesminister für Verteidigung bestimmt, 
daß bei truppendienstlicher Verwendung außer- 
halb des Standortes grundsätzlich eine Ab- 
wesenheitsvergütung von einer bis zu drei DM 
täglich sowie amtliche Verpflegung gegen Be- 
zahlung (ausgenommen bei Wehrpflichtigen, 
die freie Verpflegung erhallen) und unentgelt- 
lich amtliche Unterkunft zu gewähren ist. Tage- 
und Übernachtungsgelder dürfen nur gezahlt 
werden, wenn es sich um Einzelreisen, z. B. bei 
Versetzungen und Kommandierungen, handelt 
oder wenn im Einzelfall nachweislich amtliche 
Verpflegung und amtliche Unterkunft nicht be- 
reitgestellt werden können. 

Hiernach ist nicht immer verfahren worden. 
Der Bundesminister für Verteidigung hatte den 
Begriff der truppendienstlichen Verwendung 
außerhalb des Standortes nicht klar genug er- 
läutert. Im Ergebnis sind jedenfalls Fahrten 
häufig als Dienstreisen mit Tage- und Über- 
nachtungsgeldern abgefunden worden, obgleich 
sie truppendienstlicher Art waren. So hat ein 
ganzes Bataillon, das in geschlossenem Ver- 
band verlegt worden ist, Tage- und Übernach- 
tungsgelder erhalten. Oft ist diese höhere Ab- 
findung auch deshalb gezahlt worden, weil die 
Beteiligten ohne Notwendigkeit von der Inan- 
spruchnahme amtlicher Verpflegung und amt- 
licher Unterkunft entbunden worden sind. 

Einzelne Kommandeure achten bei der An- 
lage der Übungen nicht genügend auf Sparsam- 
keit. Z. B. haben 16 Offiziere und Feldwebel 
einer Schule eine viertägige Fahrt in Dienst- 
kraftfahrzeugen zur taktischen und kraftfahr- 
zeugtechnischen Weiterbildung durchgeführt. 
Nach dem Reisebefehl waren für den ersten 
Tag Geländeorientierung und Fahrausbildung, 
für den zweiten Tag Geländebesprechungen 
und Geländefahrten vorgesehen; am dritten Tag 
haben die Teilnehmer die Automobilausstellung 
in Frankfurt am Main besucht, am vierten Tag 
sind sie zum Standort zurückgekehrt. Die Rück- 
fahrt war nach dem Reiseauftrag mit Gelände- 
fahrten und Geländebeurteilung zu verbinden. 
Den Teilnehmern ist Reisekostenvergütung 
(Tage- und Übernachtungsgelder) gezahlt wor- 
den. Die Übungszwecke wie Geländeorientie- 
rung, Fahrausbildung und Geländefahrten wä- 
ren ohne Aufwand von Reisekosten zu erzielen 
gewesen. Die Absicht, die Automobilausstellung 
in Frankfurt am Main zu besuchen, hätte sich 
auch bei Einsatz geringerer Mittel verwirk- 
lichen lassen; dabei soll dahingestellt bleiben. 
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ob eine derartige Reise überhaupt zu rechtfer- 
tigen wäre. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Vorgänge 
beanstandet und den Bundesminister für Ver- 
teidigung gebeten, die Bestimmungen über die 
Abfindung der Soldaten bei Verwendung außer- 
halb ihrer Standorte zu ergänzen. 

108. Häufig haben die Reisekostenrechnungen nicht 
alle Angaben enthalten, die für eine zutreffende 
Festsetzung notwendig sind. Bei der Prüfung 
haben sich oft Überzahlungen herausgestellt. 

Nicht selten sind die Überzahlungen auch 
auf die unrichtige Anwendung der Vorschriften 
zurückzuführen. So sind Dienstantritts- und 
Diensteintrittsreisen meist ohne Grund als Ver- 
setzungsreisen behandelt worden, so daß zu 
hohe Abfindungen an Tage- und Übernachtungs- 
geldern gewährt worden sind. An Soldaten, die 
während einer Dienstreise am Geschäftsort von 
Amts wegen unentgeltlich Unterkunft erhalten 
haben, ist vielfach das volle Übernachtungsgeld 
ausgezahlt worden, obwohl nur ein Teilbetrag 
von 25 V. H. zustand. Ferner sind die Bestim- 
mungen für Fahrkostenentschädigung außer acht 
gelassen worden, wenn Soldaten privateigene 
Kraftfahrzeuge zu Dienstreisen benutzt und da- 
bei andere Personen mitgenommen haben. Nicht 
selten sind vor allem Offizieren die Kosten für 
die Benutzung von Taxen erstattet worden, ob- 
wohl die Voraussetzungen nicht gegeben waren. 

Der Bundesrechnungshof hat die Erstattung 
überzahlter Beträge veranlaßt. Er erwartet, daß 
die Verstöße gegen das Reisekostenrecht in 
Zukunft unterbleiben. 

★ 

109. Der Bundesrechnungshof hat sein besonderes 
Augenmerk den schon früher (vgl. Denkschrift 
1954 S. 78 Nr. 50) behandelten Fragen der Or- 
ganisation und der Geschäftsverteilung, zu- 
gleich aber auch personalwirtschaftlichen Fragen 
auf dem Gebiet der Bedarfsdeckung der Bundes- 
wehr zugewandt. Er hat hierzu eingehende Un- 
tersuchungen angestellt. 

Die Abteilung XI des Ministeriums ist jetzt 
in das Amt für Wehrtechnik und Beschaffung 
in Koblenz umgewandelt worden. Das Amt ist 
zuständig für die zentralen Beschaffungen ein- 
schließlich der Güteprüfung sowie für die Auf- 
gaben der Entwicklung, der Fertigungsvorberei- 
tung und der Erprobung. Es besteht aus der 
Verwaltungsabteilung, je einer Abteilung für 
allgemeine Fragen der Beschaffung und der 
Technik und aus sieben Geräteabteilungen. Die 
außerhalb des Amts errichteten Erprobungs- 
stellen und Güteprüfstellen unterstehen diesem 
nur fachlich; personell sind sie zur Zeit den 
Wehrbereichsverwaltungen unterstellt; es ist 
aber noch nicht abschließend erörtert, ob sie 
aus Gründen einer besseren Personalwirtschaft 
und eines zweckmäßigeren Arbeitsablaufes nicht 
vollständig dem Amt unterstellt werden sollten. 


110. Die Führungs- und Lenkungsaufgaben auf dem 
Gebiete der Bedarfsdeckung sowie die gesam- 
ten Forschungsaufgaben bleiben weiterhin dem 
Ministerium Vorbehalten. Den Teil der Durch- 
führungsaufgaben, den es bisher selbst bearbei- 
tet hat, wird es alsbald vollständig an das Amt 
in Koblenz abgeben müssen. Die dem Ministe- 
rium verbleibenden Aufgaben werden wie bis- 
her in zwei Abteilungen, der Abteilung Vertei- 
digungswirtschaft — W — (früher Abteilung X) 
und der Abteilung Wehrtechnik — T — (früher 
Abteilung XII) bearbeitet. Diese Aufteilung der 
Aufgaben auf zwei Abteilungen hat sich nach 
den Beobachtungen des Bundesrechnungshofes 
vielfach ungünstig ausgewirkt. Der Bundesrech- 
nungshof ist der Ansicht, daß die beiden Abtei- 
lungen in einer Abteilung zusammengefaßt wer- 
den sollten. So könnten die wirtschaftlichen und 
technischen Erfordernisse besser aufeinander 
abgestimmt werden. Auch würde dadurch eine 
einheitliche und bessere Fachaufsicht über das 
Amt in Koblenz erreicht. Der Bundesminister für 
Verteidigung hat seine Entscheidung über diese 
Frage einer späteren Prüfung Vorbehalten. Nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes verträgt 
diese Entscheidung keinen längeren Aufschub 
mehr. 

111. Den Ressortbesprechungen, die wegen der Per- 
sonalausstattung des Amts in Koblenz sowie 
des Güteprüfdienstes und der Erprobungsstellen 
für das Rechnungsjahr 1958 geführt worden 
sind, haben die Untersuchungen des Bundes- 
rechnungshofes mit zugrunde gelegen. Den Per- 
sonalbedarf für eine Organisation der militäri- 
schen Bedarfsdeckung, die kein Vorbild hatte, 
zutreffend zu bemessen, ist naturgemäß schwie- 
rig. Im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1958 sind nunmehr für die genannten Dienst- 
stellen insgesamt 3 444 Kräfte vorgesehen, 
während der Bundesminister für Verteidigung 
ursprünglich 4 380 Kräfte für notwendig gehal- 
ten hatte und im Rechnungsjahr 1957 schon 
Planstellen und Mittel für 3 812 Kräfte bewilligt 
waren. Die Verwaltung hatte zuviel Planstellen 
des höheren Dienstes und zuviel Spitzenstellen 
des gehobenen Dienstes angesetzt; dagegen 
fehlten Planstellen des mittleren Dienstes nahe- 
zu ganz. Namentlich hatte die Verwaltung viel- 
fach da, wo Beamte des gehobenen technischen 
Dienstes (HTL-Ingenieure) genügt hätten, Plan- 
stellen für Beamte des höheren technischen 
Dienstes (Diplom-Ingenieure), und da, wo Plan- 
stellen des mittleren technischen Dienstes (Mei- 
ster) ausreichend gewesen wären, Planstellen 
für Beamte des gehobenen technischen Dienstes 
gefordert. Im Rechnungsjahr 1957 waren 520 
Planstellen für Beamte des höheren Dienstes 
bewilligt, für 1958 waren 673 Planstellen vorge- 
sehen,- nunmehr sind für 1958 406 Planstellen 
und Mittel für 20 Nachv/uchskräfte ausgebracht 
worden. Die Planstellen für Beamte des gehobe- 
nen Dienstes (1957: 1 067) sind 1958 auf 899 
herabgesetzt worden; ferner sind Mittel für 40 
Nachwuchskräfte veranschlagt. Für Beamte des 
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mittleren Dienstes sind im Rechnungsjahr 1958 
148 Stellen vorgesehen (1957: 45). 

112. Wegen des Mangels an qualifizierten Kräften 
ist es immer noch schwierig, geeignetes Perso- 
nal für das Amt in Koblenz zu gewinnen. Zu 
einem erheblichen Teil gehören die Bewerber 
dem Personenkreis an, der unter das Gesetz zu 
Artikel 131 GG fällt; viele kommen aus der 
freien Wirtschaft. Im Hinblick auf ihre frühere 
Dienststellung oder ihr bisheriges Einkommen 
wollen sie oft höher eingestuft werden, als das 
nach der Aufgabe, dem Haushaltsplan und den 
bestehenden Vorschriften möglich ist. Die Wün- 
sche der Bewerber sind auf die Stellenanforde- 
rungen der Verwaltung nicht immer ohne Ein- 
fluß geblieben. Der Bundesrechnungshof ist der- 
artigen Bestrebungen entgegengetreten und hat 
verlangt, daß die haushaltsrechtlichen und die 
für den öffentlichen Dienst maßgebenden Grund- 
sätze auch bei der Personalwirtschaft im Bereich 
des Bundesministers für Verteidigung beachte! 
werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verwaltung 
auch auf die Notwendigkeit hingewiesen, für 
Nachwuchskräfte, insbesondere des technischen 
Dienstes, etwas zu tun. Seiner Anregung ent- 
sprechend sind Mittel für Nachwuchskräfte (vgl. 
Nr. 111) angefordert und auch bewilligt worden. 

* 

Bundesminister für Wohnungsbau 

(Einzelplan 25 für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957) 

Wohnungsfürsorge für Verwaltungsangehörige 
des Bundes 

(Kapitel 25 01 Titel 830 und Kapitel A 25 01 
Titel 830 für das Rechnungsjahr 1955, Kapitel 
25 03 Titel 830 und Kapitel A 25 03 Titel 830 für 
die Rechnungsjahre 1956 und 1957) 

113. Auf dem Gebiete des Wohnungswesens hat 
der Bundesrechnungshof seine Aufmerksamkeit 
besonders der Wohnungsfürsorge für Verwal- 
tungsangehörige des Bundes zugewendet. 

Seit dem Rechnungsjahr 1955 ist der Woh- 
nungsbedarf für die zivilen Bediensteten des 
Bundes nicht unerheblich zurückgegangen. 
Während er sich für 1955 noch auf 8000 Woh- 
nungen belief, haben 1957 nur noch 4500 Woh- 
nungen gefehlt. Entsprechend ist der im Haus- 
halt veranschlagte Betrag — unter Berücksich- 
tigung des inzwischen von 12 750 DM (1955) 
auf 16 000 DM (1957) erhöhten Förderungssat- 
zes je Wohnungseinheit — von 67,6 Mio DM 
(Rechnungsjahr 1955) auf 48 Mio DM (Rech- 
nungsjahr 1957) zurückgegangen. Allerdings 
sind dem Bundesminister für Wohnungsbau aus 
Mitteln des Bundesministers für Verteidigung 
erhebliche Beträge für die Dockung des Woh- 
nungsbedarfs der Bundeswehr zur Verfügung 
gestellt worden (Rechnungsjahr 1955: 82,7 Mio 


DM, Rechnungsjahr 1956: 85 Mio DM, Rech- 
nungsjahr 1957: 70,6 Mio DM). 

Mit der Durchführung der Wohnungsfürsorge 
für Verwaltungsangehörige des Bundes — aus- 
genommen die Bundesbahn und die Bundespost 
— sind die Oberfinanzdirektionen beauftragt. 
Die Wohnungsfürsorgemaßnahmen im Raume 
Bonn hat jedoch bis zum Jahre 1957 im. wesent- 
lichen der Bundesminister für Wohnungsbau 
wahrgenommen. Der Bundesrechnungshof hat 
wiederholt festgestellt, daß die Maßnahmen der 
Wohnungsfürsorge nicht immer den Bestim- 
mungen entsprochen haben und daß die Ent- 
scheidung zuweilen mit dem Grundsatz einer 
sparsamen Wirtschaftsführung nicht zu verein- 
baren waren. Folgende Beispiele mögen hierfür 
zur Erläuterung dienen: 

114. Nach den Bestimmungen über die Wohnungs- 
fürsorge des Bundes für seine Verwaltungsan- 
gehörigen sollen die Wohnungen nach Lage, 
Größe und Ausstattung den Familienverhält- 
nissen angemessen sein; unnötiger Aufwand 
ist zu vermeiden. Während die Oberfinanz- 
direktionen die Darlehen im allgemeinen danach 
bemessen haben, hat sich deren Höhe im Raume 
Bonn häufig nicht im Rahmen der Bestimmun- 
gen gehalten. Dort ist z. B. 1950/1951 ein Bau- 
vorhaben mit 208 Wohnungen verschiedener 
Bauarten, in dem sich drei Einfamilienhäuser 
als Mietwohnungen befinden, finanziert v/or- 
den. Die Baukosten für die Einfamilienhäuser 
sind zusammen mit den für die 205 Wohnungen 
abgerechnet worden. Die Kosten lassen sich 
daher nur schätzen. Sie betragen je Haus etwa 
89 000 bis 110 000 DM, die Bundesdarlehen 
etwa 65 000 bis 80 000 DM. An anderer Stelle 
befinden sich 8 Mietwohnungen, deren Gesamt- 
kosten je Wohnung zwischen 64 000 und 86 000 
DM liegen; hier belaufen sich die Bundesdar- 
lehen auf 46 500 bis 64 700 DM. Die Beträge 
übersteigen bei weitem die sonst üblichen 
Durchschnittssätze im Bundesgebiet. Dabei han- 
delt es sich keineswegs um Einzelfälle; viel- 
mehr ist im Raume Bonn weitgehend so ver- 
fahren worden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Höhe dieser 
Wohnungsfürsorgedarlehen beanstandet; na- 
mentlich sind die Darlehen für Familienheime 
überhöht gewesen. Der Bundesminister für 
Wohnungsbau hat erwidert, daß die Grund- 
stücks- und Baukosten Im Raume Bonn höher 
als im Bundesdurchschnitt lägen und daß der 
zu betreuende Personenkreis eine qualitativ 
bessere Ausstattung der Wohnungen erfordere. 

Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, daß 
sich die Verhältnisse im. Raume Bonn von de- 
nen in anderen Großstädten kaum unterschei- 
den. Die nach den Richtlinien vorgesehenen 
Darlehen müssen für alle Bundesbediensteten 
nach einheitlichen Grundsätzen bemessen wer- 
den. Die Darlehenssätze, welche die Bundes- 
bahn, die Bundespost und die Länder gev/ähren, 
sind im allgemeinen wesentlich niedriger. Die 
Beanstandungen sind schon seit langem in der 
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Schwebe. Der Bundesrechnungshof hat verlangt, 
daß der Bundesminister für Wohnungsbau im 
Raume Bonn nach denselben Grundsätzen wie 
im übrigen Bundesgebiet verfährt. 

115. Im April 1951 hat- sich der Bundesminister für 
Wohnungsbau — abweichend von den Bestim- 
mungen — in einem Rundschreiben an die 
Bauträger im Raume Bonn bereit'erklärt, Mittel 
vor Abschluß der Darlehnsverträge und ohne 
dingliche Sicherung zur Verfügung zu stellen; 
er wollte dadurch Mehrkosten, die wegen der 
steigenden Baupreise zu erwarten waren, aus- 
schalten und einen frühzeitigen Baubeginn er- 
reichen. Er hat ferner — vor allem in den Jah- 
ren 1951 und 1952 — bei großen Bauvorhaben 
Darlehen ausgezahlt, ohne daß ausreichende 
Bauunterlagen Vorlagen und die Darlehen ding- 
lich gesichert waren. In mehreren Fällen sind 
Beträge ausgezahlt worden, welche die auf 
Grund der Schlußabrechnung endgültig festge- 
setzten Bundesdarlehen im Einzelfall um Be- 
träge bis zu 330 000 DVI überschritten haben. 

Der Bundesminister für Wohnungsbau beab- 
sichtigt, die überzahlten Beträge mit noch aus- 
zuzahlenden Restbeträgen anderer Bundesdar- 
lehen zu verrechnen. Der Bundesrechnungshof 
hat darauf hingewiesen, daß er keineswegs die 
für das Rundschreiben maßgeblichen Gesichts- 
punkte verkennt. Er hat aber zum Ausdruck 
gebracht, daß die Anordnung, Zahlungen ohne 
eine dingliche Sicherung zu leisten, ein zu gro- 
ßes Risiko bedeutet. Die Auszahlung der Dar- 
lehen ohne vorherige Prüfung ausreichender 
Unterlagen hat der Bundesrechnungshof bean- 
standet, weil eine solche vorzeitige Inanspruch- 
nahme der Mittel einer ordnungsmäßigen Haus- 
haltsführung nicht entspricht. Es ist auch noch 
nicht zu übersehen, ob das vom Bundesminiister 
für Wohnungsbau in Aussicht genommene Ver- 
rechnungsverfahren zu einem vollen Ausgleich 
der Überzahlungen führt. Der Bundesrech- 
nungshof wird die Angelegenheit weiterver- 
folgen. 

116. Nahezu alle Oberfinanzdirektionen haben in 
zahlreichen Fällen nicht genügend geprüft, ob 
die ln den Verträgen ausbedungenen dinglichen 
Rechte des Bundes ordnungsmäßig eingetragen 
sind. Die Eintragungen haben den vertraglichen 
Abmachungen oft nicht entsprochen. Nicht sel- 
ten sind die vorrangig eingetragenen Hypothe- 
ken höher gewesen als die in den Darlehens- 
verträgen angegebenen Beträge. Vielfach haben 
die Oberfinanzdirektionen Ergänzungen, die 
durch Nachtragsdarlehen erforderlich geworden 
waren, nicht veranlaßt. Häufig sind Löschungs- 
vormerkungen, die bei vorhergehenden und 
gleichstehenden Grundpfandrechten erforderlich 
sind, überhaupt nicht oder unvollständig ein- 
getragen worden. Ferner sind oft vertraglich 
vereinbarte Teillöschungen bei vorhergehenden 
Hypotheken unterblieben. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die Mängel behoben und die Grundbucheintra- 
gungen allgemein geprüft werden. 


117. Die Wohnungsfürsorgebestimmungen sehen 
vor, daß die Eigenleistung der Darlehensneh- 
mer mindestens 10 v. H. der Gesamtkosten be- 
tragen soll. Die in den Finanzierungsplänen 
angegebene Eigenleistung ist nachzuweisen. 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß 
die Oberfinanzdirektionen den Nachweis der 
Eigenleistung nur selten verlangt haben. So 
hat eine Oberfinanzdirektion einem privaten 
Bauherrn innerhalb weniger Jahre 14 Darlehen 
aus Wohnungsfürsorgemitteln des Bundes von 
zusammen rd. 3,3 Mio DM zum Bau von insge- 
samt 242 Wohnungen gewährt. Die Gesamt- 
kosten betragen rd. 5,6 Mio DM, die vorgese- 
hene Eigenleistung rd. 650 000 DM (etwa 11,5 
V. H. der Gesamtkosten). Die Oberfinanzdirek- 
tion hat keinen Nachweis der Eigenleistung 
verlangt. Es ist unwahrscheinlich, daß der Bau- 
herr in verhältnismäßig kurzer Zeit Eigengeld 
in der angegebenen Höhe einbringen konnte. 
Die meisten Schlußabrechnungen dieses Bau- 
herrn sind auch fachtechnisch nicht vollständig 
geprüft worden. Der Bundesrechnungshof hat 
eine nochmalige Prüfung aller Schlußabrech- 
nungen an Hand der zu einer ordnungsmäßigen 
Baurechnung gehörenden technischen Unterla- 
gen gefordert. 

Im September und im November 1956 hat 
die Oberfinanzdirektion demselben Bauherrn 
zwei Zusatzdarlehen (15 000 DM und 37 000 DM) 
für weitere Bauvorhaben (9 Wohnungen im 
ersten, 30 im zweiten Fall), ausgezahlt; dieser 
hatte sich verpflichtet, Teilbeträge I. Hypothe- 
ken abzulösen (15 000 DM im ersten, 40 000 DM 
im zweiten Falle). Der Bundesrechnungshof hat 
im September 1957 festgestellt, daß der Bau- 
herr seiner Verpflichtung nicht nachgekommen 
und mit rd. 6800 DM an Zinsen und Tilgungs- 
raten im Rückstand war. Die Oberfinanzdirek- 
tion hat es unterlassen, die Zusatzdarlehen auf 
ein Sperrkonto zu überweisen und die Ablö- 
sung der Teilbeträge der I. Hypothek zu über- 
wachen. Diese Feststellungen bekräftigen die 
Befürchtung, daß der Bauherr Eigengeld in der 
angegebenen Höhe nicht eingebracht hat. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, die 
Ablösung sowie die Löschung zu betreiben und 
Zinsen vom Tage der Auszahlung der Zusatz- 
darlehen bis zur vertragsmäßigen Verwendung 
vom Bauherrn einzuziehen. Er verfolgt die An- 
gelegenheit weiter. 

118. Die Darlehnsverträge sehen vor, daß die 
Schlußabrechnung spätestens 6 Monate nach der 
Bezugsfertigkeit vorzulegen ist. Die Schlußab- 
rechnung muß eine Aufstellung aller für das 
Bauvorhaben entstandenen Ausgaben enthal- 
ten Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, 
daß die Schlußabrechnungen nur in wenigen 
Fällen fristgerecht vorgelegt worden sind. Er 
hat allgemein auf die Nachteile, die durch eine 
verspätete Vorlage eintreten, hingewiesen; 
außerdem hat er auf die Bestimmungen des 
Darlehens Vertrages aufmerksam gemacht, nach 
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denen der Bauherr durch eine Erhöhung des 
Zinssatzes für das Bundesdarlehen angehalten 
werden kann, die Schlußabrechnung vorzu- 
legen. 

Eine Oberfinanzdirektion hat 35 Bauvorha- 
ben gleicher Bauart, die an verschiedenen 
Orten ihres Bereichs gelegen sind, mit Dar- 
lehen aus Wohnungsfürsorgemitteln gefördert. 
Sie hat sich über die Vertragsbestimmungen 
hinweggesetzt und von dem Bauträger eine 
Gesamtabrechnung aufstellen lassen, anstatt 
jedes Bauvorhaben für sich abzurechnen. Diese 
Bauvorhaben bilden keine wirtschaftliche Ein- 
heit, ihre Gestehungskosten weichen vonein- 
ander ab. Der Bundesrechnungshof hat die Ge- 
samtabrechnung beanstandet und — entspre- 
chend den Darlehensverträgen — Einzelabrech- 
nungen gefordert, damit einwandfreie Unter- 
lagen über die Höhe der Grundstücks- und Bau- 
kosten, über die Finanzierung der Neubauten 
und für die Mietenbildung geschaffen werden. 

Nach den Verhandlungen der Oberfinanz- 
direktion mit dem Bauträger kann dieser 16 
Bauvorhaben einzeln abrechnen, während für 
die übrigen nur eine Gesamtabrechnung mög- 
lich ist. Der Bundesrechnungshof hat sich aus- 
nahmsweise mit der Gesamtabrechnung von 
19 Bauvorhaben einverstanden erklärt und sich 
die fachtechnische Prüfung aller Abrechnungen 
Vorbehalten. 

* 

Versorgung 

(Einzelplan 33 für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957) 

119. Die Durchführung des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen — G 131 
— hat zunächst bei der Abgrenzung des Per- 
sonenkreises Schwierigkeiten bereitet, der zu 
Lasten des Bundes zu versorgen ist. Diese An- 
fangsschwierigkeiten sind im wesentlichen 
überwunden. Dazu hat, soweit es sich um Ver- 
sorgungsberechtigte mit letztem Dienstsitz in 
Berlin handelt, die vom Land Berlin mit Zu- 
stimmung der Bundesminister des Innern und 
der Finanzen aufgestellte „Übersicht der am 
8. Mai 1945 in Berlin vorhanden gewesenen 
Dienststellen im Sinne des G 13U' wesentlich 
beigetragen. 

Schon vor der Aufstellung dieser Übersicht 
hatte der Bundesrechnungshof darauf hingewie- 
sen, daß die Frage geklärt werden müsse, wer 
die Versorgungslast für die Versorgungsbe- 
rechtigten zu tragen habe, deren Versorgungs- 
bezüge am 8. Mai 1945 die Hauptkasse der 
Preußischen Bau- und Finanzdirektion in Berlin 
gezahlt hat. Das Land Berlin betrachtet die 
Hauptkasse als ersatzlos weggefallen und läßt 
deshalb die Versorgungsbezüge für den früher 
von ihr betreuten Personenkreis aus Bundes- 
mitteln bestreiten; dazu gehören auch ehema- 


lige Beamte sowie Hinterbliebene ehemaliger 
Beamter, die bis zum Eintritt des Versorgungs- 
falles bei solchen in Berlin-West gelegenen 
Dienststellen des Landes Preußen tätig waren, 
deren Aufgaben bei der Neuordnung der staats- 
rechtlichen Verhältnisse nach dem Zusammen- 
bruch das Land Berlin übernommen hat. Es han- 
delt sich um Ausgaben in nicht unbeträchtlicher 
Höhe. Der Bundesminister des Innern hat eine 
weitere Prüfung der Frage in Aussicht gestellt. 

120. Zur Unterbringung und Versorgung der unter 
das G 131 fallenden Angehörigen von Nicht- 
gebietskörperschaften und Verbänden von Ge- 
bietskörperschaften sind die entsprechenden 
Einrichtungen im Bundesgebiet gesetzlich ver- 
pflichtet. Die Bundesregierung ist ermächtigt, 
diese durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates zu bestimmen. Bis zum In- 
krafttreten der Rechtsverordnungen — läng- 
stens bis zum 31. Dezember 1959 — übernimmt 
der Bund vorschußweise die Zahlung der Ver- 
sorgungsbezüge. Der Bundesminister der Finan- 
zen hat die Bezüge auch im haushaltsrechtlichen 
Sinne als Vorschüsse behandeln lassen; sie sind 
daher nicht in der Bundeshaushaltsrechnung 
nachgewiesen worden. 

Auf Grund von Einwendungen des Bundes- 
rechnungshofs hat der Bundesminister der 
Finanzen angeordnet, daß der bis zum 31. März 
1958 aufgelaufene Betrag — rd. 144 Mio DM — 
im Einzelplan 33 außerplanmäßig bei Kapitel 
33 07 Titel apl. 170 als Abschlagsauszahlung 
nachgewiesen wird. Vom Rechnungsjahr 1958 
an werden die erforderlichen Mittel beim Ein- 
zelplan 33 veranschlagt. 

121. Nach dem Bayerischen Beamtengesetz in der 
Fassung vom 28. Oktober 1946 blieben Versor- 
gungsbezüge, die vor Inkrafttreten des Geset- 
zes festgesetzt waren, gewahrt. Danach sind 
auch die auf Grund von Kriegsvorschriften 
(z. B. über die erweiterte Unfallfürsorge) erhöh- 
ten Versorgungsbezüge weitergezahlt worden, 
obwohl diese Vorschriften außer Kraft getreten 
waren. Soweit der Bund solche Versorgungs- 
fälle nach dem Zweiten Uberleitungsgesetz 
übernommen hatte, war das bisherige Landes- 
recht nach der Zweiten Durchführungsverord- 
nung zum Bundespersonalgesetz vom 10. Ok- 
tober 1950 weiterhin anzuwenden. Nach dem 
Bundesbeamtengesetz vom 14. Juli 1953 blei- 
ben jedoch die auf Grund der Kriegsvorschrif- 
ten erworbenen Versorgungsansprüche nur 
dem Grunde nach gewahrt; Erhöhungen gegen- 
über der üblichen Dienstzeitversorgung ent- 
fallen. Hiervon abweichend hat der Bundes- 
minister der Finanzen entschieden, daß den 
früheren bayerischen Versorgungsempfängern 
auch nach Inkrafttreten des Bundesbeamtenge- 
setzes die nach den Kriegsvorschriften erhöhten 
Versorgungsbezüge zu zahlen sind. Der Bun- 
desrechnungshof hat das beanstandet; die ab- 
schließende Stellungnahme des Bundesministers 
der Finanzen steht noch aus. 

* 
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Verteidigungslasten 
im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 
nichtdeutscher Streitkräfte 

(Einzelplan 35 für die Rechnungsjahre 1955 bis 
1957) 

122. Die Bearbeitung der Besatzungs- und Stationie- 
rungsschäden (vgl. Denkschrift 1954 S. 84 Nr. 74) 
ist nicht allenthalben so vorwärtsgeschritten, 
wie es im Interesse der Betroffenen erwünscht 
wäre. Bei der Dienststelle eines Landes, welche 
die Schäden zentral für einen größeren Bereich i 
zu bearbeiten hat, waren die Verzögerungen 
auf organisatorische Mängel und unzweck- 
mäßige Arbeitsmethoden zurückzuführen. Der 
Bundes rechnungshof und der Rechnungshof des | 
Landes haben Vorschläge zur Vereinfachung | 
und Beschleunigung des Entschädigungsverfah- 
rens gemacht. 

123. In einem Lande ist bei der Bemessung der Nut- 
zungsentschädigungen für forstwirtschaftliche 
Grundstücke nicht berücksichtigt worden, daß 
die Waldnutzung den Eigentümern verblieben j 
war. Dadurch sind über einen längeren Zeit- 
raum zu hohe Entschädigungen gezahlt worden. ] 
Der Bundesrechnungshof hat den Ausgleich der ' 
zuviel gezahlten Beträge, die zum Teil von be- 
trächtlicher Höhe sind, durch Verrechnung mit 
künftig fällig werdenden Entschädigungen ver- 
langt. Soweit die überzahlten Beträge dem , 
Land für seine eigenen Wälder zugeflossen | 
sind, sollen sie laufend ausgeglichen werden. 
Die Forderungen gegen Gemeinden und private 
Eigentümer sollen, um diese nicht finanziellen 
Schwierigkeiten auszusetzen, erst bei Freigabe 
der Grundstücke mit den Ersatzleistungen für | 
Schäden oder — bei einer Übernahme der 
Grundstücke nach dem Landbeschaffungsgesetz j 
— mit den Kaufpreisen und Nutzungsentgel- 
ten verrechnet werden. 

124. Bei der Prüfung der Baiimaßnahmen für die 
Stationierungsstreitkräfte hat der Bundesrech- 
nungshof in einer Reihe von Fällen festgestellt, 
daß die Unternehmer zu hohe Vergütungen ge- 
fordert hatten. 

Die folgenden zwei Fälle seien erwähnt: 

a) Bei dem Bau von Wohnhäusern erwiesen 
sich für sechs Gebäude tiefere Gründungen 
als notwendig, v/eil bei dem Aushub der 
Baugruben unvermutet Stollengänge und 
andere Reste alter Befestigungsanlagen zu- 
tage getreten waren. Da die Abrechnungs- 
unterlagen zu Zweifeln Anlaß gaben, hat 
der Bundesrechnungshof die von den Unter- 
nehmern in den Rechnungen angegebenen 
Gründungstiefen an Ort und Stelle nach- 
geprüft. Dabei hat sich gezeigt, daß die 
Gründungstiefen bei fünf Gebäuden um 0,30 
bis 1,55 m geringer waren. Die zuviel be- , 
rechneten Beträge belaufen sich auf rd. 

50 000 DM. Der Bundesrechnungshof hat ; 
veranlaßt, daß sie zurückgefordert werden. | 


b) Ein Finanzbauamt hat bei einem größeren 
Bauvorhaben für die britische Stationie- 
rungsmacht einen Teil der Baustoffe selbst 
beschafft und diese an die beteiligten Bau- 
firmen gegen Bezahlung abgegeben. Die 
Baufirmen haben die Kosten der Baustoffe 
einschließlich der Umsatzsteuer in ihre Kal- 
kulationen einbezogen und in Rechnung ge- 
stellt. Da Leistungen für die Stationierungs- 
mächte umsatzsteuerfrei sind, hätten die 
Lieferfirmen die Rechnungsbeträge um die 
in den Endpre'isen enthaltene Umsatzsteuer 
ermäßigen müssen. Der Bundesrechnungshof 
hat bei der Prüfung der Bauabrechnung fest- 
gestellt, daß die Rechnungsbeträge nur um 
die Umsatzsteuer für die eigenen Leistun- 
gen der Firmen, nicht aber um die Umsatz- 
steuer für die Baustoffe gekürzt waren. Die 
Firmen haben dadurch rd. 185 000 DM zuviel 
erhalten. Die Beträge sind auf Verlangen 
des Bundesrechnungshofes zurückgefordert 
worden. 

* 

Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan 60 für die Rechnungsjahre 1955 bis 
1957) 

Umsatzsteuer 

(Einnahmen Kapitel 60 01 Titel St 1 für die 
Rechnungsjahre 1955 bis 1957) 

125. In der Denkschrift 1951 (S. 106/107 Nr.314— 318) 
habe ich u. a. darauf hingewiesen, daß die Be- 
arbeitung der Umsatzsteuer durch die wieder- 
holten Gesetzesänderungen erschwert worden 
ist. Ich weise aus diesem Anlaß nochmals dar- 
auf hin, daß die notwendig werdende Mechani- 
sierung der Verwaltung eine wesentliche Ver- 
einfachung — insbesondere schon in der Ge- 
setzgebung — voraussetzt (vgl. Nr. 5 meines 
Berichts als Bundesbeauftragter für Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung vom 4. Juli 1957, 
S. 101 der Drucksache 84 — 3. Wahlperiode — ). 
Inzwischen sind weitere Änderungen hinzugo- 
kommen (bisher neun Änderungsgesetze und 
neun Änderungsverordnungen), die zum Teil 
nicht mehr dem Wesen der Umsatzsteuer als 
einer allgemeinen Verkehr- und Ver- 
brauchsteuer entspredien. Das gilt besonders 
für die Steuerbefreiung der Landwirtsdiaft und 
die Einführung eines Freibetrages von 8 000 DM 
für alle Unternehmer mit einem Jahresumsatz 
von nicht mehr als 80 000 DM. Bestimmte, so- 
genannte Be- und Verarbeitungen durch den 
Großhandel (z. B. Sortieren, Zusammenstellen 
von Sachgesamtheiten aus erworbenen Gegen- 
ständen, Rösten, Mahlen und Mischen von Kaf- 
fee) sind nicht mehr steuerschädlich. Dadurch 
fallen viele Streitpunkte weg, die sich aus 
einer teilweise überspitzten Auslegung des Be- 
griffs der Be- und Verarbeitung auf der Groß- 
handelsstufe ergeben hatten. Da die wichtigsten 
der neuen Vorschriften rückwirkend in Kraft 
treten sollten, waren Übergangsregelungen er- 
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forderlich, um die Steuererleichterungen zu den 
gesetzlich vorgesehenen Terminen wirksam 
werden zu lassen (Stundung der entsprechen- 
den Vorauszahlungsbeträge). 

Die Verwaltung der Umsatzsteuer ist durch 
die Unstetigkeit der Gesetzgebung immer 
schwieriger geworden. Um eine einheitliche 
Anwendung der neuen Bestimmungen zu si- 
chern, hat der Bundesminister der Finanzen 
diese in verschiedenen Kartei-Erlassen näher 
erläutert und Fragen allgemeiner oder grund- 
sätzlicher Bedeutung in Besprechungen mit den 
Umsatzsteuergruppenleitern der Oberfinanz- 
direktionen erörtert. Geschäftsprüfungen und 
Besprechungen von Vertretern der Oberfinanz- 
direktionen mit den Umsatzsteuerbearbeitern 
der Finanzämter haben dem gleichen Zweck 
gedient. 

Die Auswirkungen der Gesetzesänderungen 
auf die Arbeitsbelastung der Finanzämter wer- 
den in ihrem vollen Umfang erst nach Durch- 
führung der Veranlagung 1957 zu übersehen 
sein. Infolge der Steuerbefreiung der Landwirt- 
schaft und der Einführung des Freibetrages von 
8000 DM ist die Zahl der steuerpflichtigen Un- 
ternehmer, besonders bei den Finanzämtern in 
den ländlichen Bezirken und den Weinanbau- | 
gebieten, vielfach schon so gesunken, daß 
Veranlagungsstellen zusammengelegt werden 
konnten. 

In der Denkschrift 1951 (S. 106/107 Nr. 314 ; 
bis 318) habe ich außerdem auf die unzurei- ; 
chende Nachprüfung der steuerfreien und | 
steuerbegünstigten Umsätze hingewiesen. Der 
Bundesminister der Finanzen hat daraufhin 
Übersichten über den Stand der Prüfungen in 
den einzelnen Oberfinanzibezirken angefordert 
und den Oberfinanzdirektionen Prüfungsbeamte 
zur Verfügung gestellt. Diese prüfen schwie- 
rige umsatzsteuerrechtliche Tatbestände bei 
größeren Unternehmen; sie werden außerdem 
zur Prüfung der Anträge auf Umsatzsteuerver- 
gütungen in finanziell bedeutsamen Fällen her- 
angezogen. Diese Maßnahme hat sich — vor 
allem auf dem Gebiet der Vergütungen — be- 
währt. Darüber hinaus haben die Oberfinanz- 
direktionen weitere Vorkehrungen getroffen, 
um die Nachprüfung der Steuerbegünstigungen 
durch die Finanzämter zu beschleunigen. Dabei 
hat sich der Einsatz von Sonderprüfern als 
zweckmäßig erwiesen. Die Finanzämter haben 
außerdem die durch die Hinausschiebung der 
Einkommensteuerveranlagung 1956 gewonnene 
Zeit benutzt, um die Prüfungstätigkeit auch auf 
dem Gebiet der Umsatzsteuer zu verstärken. 

Trotzdem waren nach dem Stande vom 
30. April 1957 ini Bundesgebiet 55 778 | 
22,6 V. H.) Steuerpflichtige, die Umsatz- 
steuerbegünstigungen nach § 4 Ziff. 2, § 4 Ziff. 4 
und § 7 Abs. 3 des Umsatzsteuergesetzes sowie 
nach § 7 des Gesetzes zur Förderung der Wirt- 
schaft von Berlin (West) — Berlinhilfegesetz • — 
in Anspruch genommen hatten, noch nicht ge- 
prüft. Nach den Feststellungen des Bundesrech- ' 


nungshofes bei örtlichen Prüfungen dürfte ein 
erheblicher Teil der am 30. April 1957 noch 
rückständigen Prüfungen inzwischen erledigt 
worden sein. 

Unterlagen über die Prüfung anderer Um- 
satzsteuerbegünstigungen liegen nicht vor. Die 
Zahl der nicht geprüften Fälle dürfte auch hier 
nicht unerheblich sein. 

* 

Beförderungsteuer 

(Einnahmen Kapitel 60 01 Titel St 3 und St 4 
für das Redmungsjahr 1955, Titel St 3 für die 
Rechnungsjahre 1956 und 1957) 

126. Das Beförderungsteuergesetz ist mit Wirkung 
vom 1. Juni 1955 geändert worden (Abschnitt II 
des Verkehrsfinanzgesetzes, Beförderungsteuer- 
Durchführungsverordnung 1955 vom 8. Oktober 
1955). Von besonderer Bedeutung sind die Ein- 
führung des Voranmeldungs- und des Veran- 
lagungsverfahrens sowie die stufenweise Erhö- 
hung der Beförderungsteuer im Werkfernver- 
kehr und im nicht genehmigten sonstigen 
Güterkraftfernverkehr. Der Steuersatz beträgt 
bis zum 31. März 1958 das Vierfache und da- 
nach das Fünffache des bis zum 31. Mai 1955 
geltenden Steuersatzes. Der Werkfernverkehr 
erbringt seitdem einen beträchtlichen Teil des 
gesamten Aufkommens an Beförderungsteuer. 
Er ist nicht genehmigungspflichtig und kann 
daher steuerlich nur dann voll erfaßt werden, 
wenn die Finanzämter ihn ausreichend über- 
wachen und mit den Stellen, welche die Ver- 
kehrskontrolle ausüben, eng Zusammenarbei- 
ten. 

Auf die Notwendigkeit einer wirksamen 
Steueraufsicht habe ich bereits in der Denk- 
schrift 1952 hingewiesen (S. 103/104 Nr. 93^94). 
Der Bundesminister der Finanzen hat auf Grund 
meiner Ausführungen Maßnahmen eingeleitet, 
damit die vom Bundesrechnungshof bei den ört- 
lichen Prüfungen der Beförderungsteuerstellen 
festgestellten Mängel beseitigt werden. Er hat 
sich über die Arbeitsbelastung, die Personal- 
besetzung und die Ausstattung der Beförde- 
rungsteuerstellen mit Kraftfahrzeugen sowie 
mit Fachliteratur unterrichtet und die Beanstan- 
dungen des Bundesrechnungshofes in Bespre- 
chungen mit Vertretern der Oberfinanzdirek- 
tionen behandeln lassen. Die Beförderung- 
steuerstellen sind inzwischen besser besetzt 
und ausgestattet worden. Die Besetzung reicht 
aber noch nicht überall aus, um den vom Bun- 
desminister der Finanzen angestrebten und 
notwendigen dreijährigen Prüfungsturnus zu 
erreichen, um so weniger, als der Prüfungs- 
stoff zunächst wegen der bisher unterbliebenen 
Prüfungen sehr umfangreich sein wird. Die feh- 
lenden Prüfer müßten beschleunigt eingesetzt 
werden, um den Steuerausfall durch Verjäh- 
rung in erträglichen Grenzen zu halten. 

* 
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Sondervermögen Ausgleichsfonds 

Ausgleichsleistungen 

Aufbaiidarlehen iür die gewerbliche Wirtschaft 
und die freien Berufe 

(Kapitel 120 für die Rechnungsjahre 1955bis 1957) 

127. Für die Gewährung gewerblicher Aufbaudar- 
lehen an Geschädigte sind von Jahr zu Jahr ge- 
ringere Mittel zur Verfügung gestellt und aus- 
gegeben worden. Vom Rechnungsjahr 1964 ab 
dürfen nach den Bestimmungen des Lastenaus- 
gleichsgesetzes Mittel für diesen Zweck nicht 
mehr bereitgestellt werden. Die Bedeutung der 
gewerblichen Aufbaudarlehen für die Einglie- 
derung der Geschädigten geht danach zurück. 
Mit dieser Entwicklung stehen die örtlichen 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes über 
den Mittelbedarf der Ausgleichsverwaltung im 
Einklang. In letzter Zeit haben die den Aus- 
gleichsbehörden zur Verfügung stehenden Mit- 
tel oft erheblich über dem tatsächlichen Bedarf 
gelegen. Die Ausgleichsbehörden haben dazu 
erklärt, daß es echte Eingliederungsfälle, d. h. 
Fälle, in denen die Voraussetzungen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz vorliegen, nur noch in 
begrenztem Umfange gebe. Hierauf ist auch die 
hohe Zahl der Ablehnungen — im Gesamtdurch- 
schnitt rd. 50 V. H., in einzelnen Amtsbereichen 
sogar bis zu 80 v. H. der gestellten Anträge — 
zurückzuführen. Eine etwa notwendige weitere 
Konsolidierung der gewerblichen Geschädigten- 
betriebe liegt mehr und mehr außerhalb des 
Rahmens des Ausgleichsfonds. 

Obgleich weniger gewerbliche Aufbaudar- 
lehen gewährt werden, hat der Bundesrech- 
nungshof nach wie vor in nicht geringem Um- 
fang Beanstandungen erheben müssen. Einige 
Beispiele mögen dies erläutern. 

128. Ein Landesausgleichsamt hat einem Sowjet- 
zonenflüchtling, der mehrere Güter in Vor- 
pommern verloren hatte und seit 1951 als Ge- 
schäftsführer einer Filiale eines Bekleidungs- 
hauses monatlich 1500 DM brutto verdiente, 
zwei Aufbaudarlehen von insgesamt 35 000 DM 
gewährt. Mit diesen Darlehen wollte der 
Flüchtling, der den Antrag mit seiner bevor- 
stehenden Kündigung begründet hatte, die 
tätige Teilhaberschaft an einer neu gegründe- 
ten Firma erwerben. 

Der Bundesrechnungshof hat die Auffassung 
vertreten, daß die Aufbaudarlehen nicht bewil- 
ligt werden durften. Nach dem Gesellschafts- 
vertrag bot die angeblich erstrebte Teilhaber- 
schaft dem Antragsteller keine bessere oder 
sicherere Lebensgrundlage als die vorhergehen- 
de. Tatsächlich ist das Beschäftigungsverhältnis 
des Antragstellers nicht gekündigt worden. 
Eine Kündigung war auch nicht ernstlich in 
Erwägung gezogen worden. Der Zweck der 
beiden Aufbaudarlehen, dem Antragsteller eine 
selbständige Lebensgrundlage zu verschaffen, 
ist nicht erreicht worden. 


Das Landesausgleichsamt hat mitgeteilt, daß 
es die Darlehen kündigen werde. Der Bundes- 
rechnungshof wird die Abwicklung der Dar- 
lehen überwachen. 

129. ln einem anderen Fall hat ein Antragsteller ein 
Aufbaiidarlehen von 24 000 DM erhalten. Er 
hatte einen Kriegssachschaden von 13 765 RM 
durch den Verlust seiner Bauklempnerei erlit- 
ten. Zusammen mit seiner Ehefrau ist er aber 
Eigentümer dreier Mietwohngrundstücke, deren 
Gesamtwert er nach Abzug der Belastungen 
mit rd. 250 000 DM angegeben hat. Eine Klemp- 
nerei hat der Antragsteller an anderer Stelle 
eingerichtet. 

Maßgeblich für die Bewilligung des Aufbau- 
darlehens war allein der Verlust der Klemp- 
nerei. Da aber der Grundbesitz als wesentliche! 
— wenn nicht gar als überwiegender — Be- 
standteil der Lebensgrundlage des Antrag- 
stellers anzusehen war, hätte das Darlehen 
nicht gewährt werden dürfen. Die Ausgleichs- 
behörde hat diesen Gesichtspunkt übersehen. 

130. In einem ähnlichen Fall hat ein Antragsteller 
im Jahre 1955 ein Aufbaudarlehen von 20 000 
DM für Betriebsmittel erhalten. Seine Lebens- 
grundlage beruht ebenfalls nicht allein auf 
seinem Gewerbebetrieb, sondern auch auf sei- 
nem nicht unerheblichen Grundbesitz. Dieser 
besteht aus einem Wohngrundstück mit sechs 
Läden und den dazu gehörigen Wohnungen 
sowie aus neun weiteren Wohnungen und aus 
Einzelzimmern. Die Umsätze und die Gewinne 
des Betriebes haben sich seit 1950 stets steigend 
entwickelt, besonders seit 1954, nachdem der 
Antragsteller Ende 1953 — ebenfalls aus Mit- 
teln des Ausgleichsfonds — ein Arbeitsplatz- 
darlehen von 30 000 DM für Dauerarbeitsplätze 
in seinem Betrieb erhalten hatte. Die Lebens^ 
grundlage des Antragstellers war danach 1955 
nicht gefährdet. Auch in diesem Fall hätte das 
Aufbaudarlehen nicht bewilligt werden dürfen. 

Die Beanstandungen des Bundesrechnungs- 
hofes haben in beiden Fällen dazu geführt, daß 
das zuständige Landesausgleichsamt eine vor- 
zeitige Rückzahlung der beiden Aufbaudarlehen 
an den Ausgleichfonds betreibt. 

131. Ein anderes Landesausgleichsamt hat einem 
Antragsteller, der die persönlichen und fach- 
lichen Voraussetzungen für sein Vorhaben 
(Pelzkonfektion) nicht erfüllte, ein Aufbaudar- 
lehen von 35 000 DM gewährt. 

Etwa ein Jahr vorher hatte der Antragsteller 
ein Arbeitsplatzdarlehen von 90 000 DM — 
ebenfalls aus Mitteln des Ausgleichfonds — 
erhalten; etwa ein halbes Jahr vorher war das 
Vergleichsverfahren eröffnet worden. Kurz dar- 
auf hat das Landesausgleichsamt das Arbeits- 
platzdarlehen gekündigt, weil der Empfänger 
seine Verpflichtungen nicht erfüllt hatte. Dieser 
hatte noch vor dieser Kündigung ein weiteres 
Arbeitsplatzdarlehen beantragt. Bei der Prü- 
fung der Gründe, die zum Vergleichsverfahren 
geführt hatten, hat das Landesausgleichsamt 
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festgestellt, daß der Betrieb mit 104 000 DM 
überschuldet war, daß das Kapital innerhalb 
von 2 Monaten um 138 000 DM und das über- 
eignete Warenlager in dieser Zeit um Waren 
im Werte von rd. 30 000 DM verringert worden 
waren und daß erhebliche Falsdibuchungen 
Vorlagen; die gesamte Buchführung besaß keine 
Beweiskraft, über den Antrag auf Gewährung 
des zweiten Arbeitsplatzdarlehens hat das 
Landesausgleichsamt nicht mehr entschieden. 
Gleichwohl hat es den Antrag auf Bewilligung 
des Aufbaudarlehens beschleunigt bearbeitet. 
Der Prüfungsausschuß, der diesem Antrag ur- 
sprünglich ablehnend gegenüberstand, hat ihn 
schließlich befürwortet, da die Rückzahlung des 
gekündigten Arbeitsplatzdarlehens nach seiner 
Auffassung gefährdet war und der Konkurs 
drohte. Im Anschluß hieran hat das Landesaus- 
gleichsamt — offenbar auch unter dem Einfluß 
der Hausbank des Antragstellers — das Auf- 
baudarlehen von 35 000 DM bewilligt. Der 
Bescheid enthält die Auflagen, einen Treuhän- 
der einzusetzen und einen Fachmann für die 
Geschäftsführung vorzusehen. 

Dem Landesausgleichsamt waren die Umstände, 
die zum Vergleichsverfahren geführt hatten, 
bekannt. Die Auflagen im Bewilligungsbescheid 
lassen erkennen, daß der Antragsteller die 
persönlichen und fachlichen Voraussetzungen 
für sein Vorhaben auch nach Auffassung des 
Landesausgleichsamtes nicht erfüllte. Daher 
hätte das Aufbaudarlehen nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofes nicht bewilligt werden 
dürfen. 

Die Ausfallforderungen des Ausgleichsfonds 
betragen rd. 46 000 DM für das Arbeitsplatz- 
darlehen und rd. 7 400 DM für das Aufbaudar- 
leben. Sie werden sich allerdings vermindern, 
wenn die Waren verwertet sind. Der Darlehens- 
nehmer hält sich jetzt im Ausland auf. Der 
Präsident des Bundesausgleichsamtes hat zu- 
gesagt zu prüfen, ob Ersatzansprüche gegen- 
über dem Land geltend gemacht werden können. 

* 

Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau 

(Kapitel 122 für die Rechnungsjahre 1955 bis 
1957) 

132. Bis zum 31. März 1958 haben die Ausgleichsbe- 
hörden aus Mitteln des Ausgleichsfonds — 
ohne die Leistungen aus dem Härtefonds — 
Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau von ins- 
gesamt rd. 2 700 Mio DM bewilligt und damit 
den Bau von rd. 813 000 Wohnungen gefördert. 
Etwa ein Drittel dieser 'Darlehen haben Ge- 
schädigte zum Wiederaufbau 'ihres zerstörten, 
beschädigten oder verlorenen Grundbesitzes 
oder zu angemessenen Ersatzbauten an anderer 
Stelle erhalten. Etwa zwei Drittel der Darlehen 
sind Vertriebenen und Kriegssachgeschädigten 
für den Bau von Familienheimen oder für die 
Beschaffung sonstiger Wohnungen — vor allem 
am Ort eines gesicherten Arbeitsplatzes — - ge- 


währt worden. Eine der Voraussetzungen für 
die Bewilligung der zuletzt genannten Darlehen 
ist, daß die Geschädigten sich bisher ausrei- 
chenden Wohnraum überhaupt nicht oder nicht 
an ihrem gegenwärtigen oder zukünftigen 
Arbeitsort beschaffen konnten. Nach den Fest- 
stellungen des Bundesrechnungshofes haben 
die Ausgleichsbehörden das nicht immer be- 
achtet. 

133. Mehrfach sind Wohnungsdarlehen bewilligt 
worden, ohne daß der Finanzierungsbedarf noch 
in ursächlichem Zusammenhang mit der Schä- 
digung stand (z. B. wegen später eingetretener 
Veränderungen in den persönlichen Verhältnis- 
sen — Heirat der Kinder, Familienzuwachs, Ehe- 
scheidung, Verringerung des Einkommens — ). 
So hat ein Geschädigter ein Aufbaudarlehen 
für den Wohnungsbau von 3 600 DM erhalten; 
er war nach dem Kriege mit seiner Ehefrau und 
seiner Tochter in einer 3 V 2 -Zimmerwohnung 
ausreichend untergebracht, wollte aber nun- 
mehr eine Neubauwohnung von 2 Zimmern 
beziehen. Er hat seinen Antrag damit begrün- 
det, daß seine Tochter die elterliche Wohnung 
nach ihrer Heirat verlassen habe und daß er 
demnächst nur Ruhegeld beziehen werde. 

Häufig haben Kinder, die vor und nach der 
Schädigung bei Ihren Eltern ausreichenden 
Wohnraum besaßen, ein Wohnungsbaudarle- 
hen aus Anlaß ihrer Heirat erhalten. Ein Lan- 
desausgleichsamt hat die Ausgleichsbehörden 
seines Bereichs sogar darauf hingewiesen, daß 
nachträgliche Veränderungen der Familien- 
oder Einkommensverhältnisse allgemein zu be- 
rücksichtigen seien. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen diese 
Praxis Bedenken erhoben. Ob ein Geschädigter 
bereits eine ausreichende Wohnmöglichkeit be- 
sitzt, ist nicht nur nach den Wohnraumverhält- 
nissen vor und nach der Schädigung, sondern 
auch nach beruflichen, sozialen und familiären 
Gesichtspunkten zu beurteilen. Hierbei können 
auch nach der Schädigung eingetretene Um- 
stände berücksichtigt werden, wenn ohne die 
Schädigung das neue Wohnraumbedürfnis nicht 
entstanden wäre. So kann einer Familie ein 
Wohnungsbaudarlehen gewährt werden, wenn 
die jetzige Wohnung wegen Familienzuwachses 
zu klein geworden ist, die verlorengegangene 
Wohnung für diesen Fall jedoch ausgereicht 
hätte. Dagegen kann ein Geschädigter, der nach 
der Schädigung bereits eine als ausreichend an- 
zusehende Wohnung bezogen hatte, bei einer 
späteren Änderung seiner persönlichen Verhält- 
nisse kein Aufbardarlehen für den Wohnungs- 
bau erhalten. Ein Zusammenhang zwischen der 
Schädigung und dem neuen Wohnraumbedürfnis 
ist in diesen Fällen nicht gegeben. Der Präsi- 
dent des Bundesausgleichsamtes und der Bun- 
desrechnungshof stimmen in dieser Auffassung 
überein. 

Der Bundeisrechnungshof hat den Präsidenten 
des Bundesausgleichsamtes gebeten, die Aus- 
gleichsbehörden entsprechend zu unterrichten. 
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Diese Frage ist inzwischen in den Durchfüh- 
rungsbestimmungen zur Weisung über Aufbau- 
darlehen für den Wohnungsbau behandelt wor- 
den. 

134. Einige Antragsteller haben, obwohl sie im Zeit- 
punkt der Antragstellung ausreichende Miet- 
räume bewohnten, Aufbaudarlehen zur Errich- 
tung von Eigenheimen erhalten. In einem Fall 
war außerdem die Finanzierung des Eigenheims 
bereits ohne das Aufbardarlehen gesichert. In 
diesen Fällen hat die Förderung des Wohnungs- 
baues nicht mehr Eingliederungszwecken ge- 
dient. Der Bimdesrechungshof hält diese Be- 
willigungen nicht für gerechtfertigt. 

Wohnungen, welche die Ausgleichsbehörden 
mit Aufbaudarlehen tür den Wohnungsbau ge- 
fördert hatten, sind wiederholt nicht an Ge- 
schädigte vermietet worden. Es handelt sich 
insbesondere um Wohnungen, die mit Sammel- 
darlehen gefördert waren und die die Antrag- 
steller für Dritte erstellt hatten. Die Bemühun- 
gen der Ausgleichsbehörden, eine Umbesetzung 
dieser Wohnungen zu erwirken, waren nicht 
immer erfolgreich. Der Bundesrechnungshof hat 
den Präsidenten des Bundesausgleichsamtes ge- 
beten, diese Fälle zu bereinigen. 

Ein kinderlos verheirateter Rechtsanwalt hat 
ein Wohnungsbaudarlehen von 2 000 DM erhal- 
ten, nachdem er erklärt hatte, er sei dem Bau- 
herrn gegenüber die Verpflichtung eingegan- 
gen, eine Eigenleistung von 2 500 DM zu er- 
bringen. Nach der Bewilligung des Darlehens 
hat er die Ausgleichsbehörde gebeten, den Dar- 
lehensbetrag nicht an den Bauherrn, sondern 
an ihn auszuzahlen. Er hat sogar angeboten, 
das Darlehen durch die Belastung eines Grund- 
stücks zu sichern, das seiner Ehefrau zur Hälfte 
gehöre und bei einem Einheitswert von 
31 000 DM nur unwesentlich belastet sei. Zur 
Begründung seines Antrages hat er ausgeführt, 
er habe den Betrag von 2 000 DM bereits vor 
der Antragstellung aus eigenen Mitteln aufge- 
bracht. Unter diesen Umständen hält der Bun- 
desrechnungshof die Bewilligung des Darlehens 
nicht für begründet. Er verfolgt die Angelegen- 
heit weiter. 

Der Bundesrechnungshof wird die Bewilli- 
gungspraxis bei Aufbaudairlehen für den Woh- 
nungsbau weiter überwachen. 

* 

Verwaltungsanordnungen ohne rechtliche 
Grundlage 

135. Auf dem Gebiet des Lastenausgleichs sind im 
Verwaltungswege mehrfach Anordnungen mit 
zum Teil erheblichen finanziellen Auswirkun- 
gen erlassen worden, bevor die hierzu erforder- 
liche Rechtsgrundlage geschaffen war. Dies ist 
u. a. in den folgenden Fällen geschehen: 

a) Im Jahre 1954 hat der Präsident des Bundes- 
ausgleichamtes vor dem Inkrafttreten des 


ViertenGesetzes zurÄnderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes die Zahlung von Entschädi- 
gungsrentc auf Grund von Sparerschäden zu- 
gelassen, wie sie in dem Entwurf dieses 
Gesetzes in Aussicht genommen war. Der 
Umfang der Zahlungen ist durch die spätere 
gesetzliche Regelung nicht gedeckt worden 
(vgl. S. 23 Nr. 26 der Bemerkungen 1954). 

b) Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
im April 1957 bereits auf Grund des Ent- 
wurfs des Achten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes angeordnet, daß 
auf die hiernach vorgesehene Erhöhung der 
Unterhaltshilfe Abschlagszahlungen zu lei- 
sten sind. 

c) Im Oktober 1957 hat der Bundesminister 
der Finanzen sich bereit erklärt, den Aus- 
gleichsbehörden die zusätzlichen Aufwen- 
dungen, die durch Bewertungsausschüsse für 
die einzelnen Gewerbezweige anfallen (Vor- 
orte), statt zur Hälfte bis zur vollen Höhe zu 
erstatten; die Ausschüsse haben die Auf- 
gabe, Ersatzeinheitswerte durch Einzelbe- 
triebsvergleich zu ermitteln. Auf die in- 
zwischen angefallenen Kosten hat der Bund 
entsprechende Abschlagszahlungen geleistet, 
obwohl die nach § 351 Abs. 3 Satz 3 LAG 
erforderliche Rechtsverordnung noch nicht 
ergangen ist. 

d) Der Bundesminister der Finanzen hat den 
Kreditinstituten im März 1958 das Befriedi- 
gungsvorrecht vor der öffentlichen Last der 
Hypothekengewinnabgabe für die dingliche 
Sicherung von Darlehen zugesagt, die sie 
aus Bundeshaushaltsmitteln zur Instandset- 
zung von Wohngebäuden im eigenen Obligo 
gewähren. In diesem Zeitpunkt waren die 
hierzu erforderlichen, im Entwurf eines 
9. Gesetzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes und der dazu zu erlassenden 
Rechtsverordnung vorgesehenen Bestim- 
mungen noch nicht ergangen. 

e) Im März 1958 hat der Präsident des Bundes- 
ausgleichsamtes angeordnet, daß schon vor 
dem Erlaß der in § 301 Abs. 4 LAG vorge- 
sehenen Rechtsverordnung an Sowjetzonen- 
flüchtlinge und ihnen gleichgestellte Per- 
sonen im Rahmen des § 301 a Abs. 3 LAG 
bestimmte Steigerungsbeträge zusätzlich zur 
Beihilfe zum Lebensunterhalt gewährt wer- 
den. 

In zwei weiteren Fällen sind Vorausregelun- 
gen im Verwaltungswege unterblieben, nach- 
dem der Bundesrechnungshof wegen der fehlen- 
den Rechtsgrundlage Einwendungen erhoben 
hatte. 

Der Bundesrechnungshof hat das Verfahren, 
Verwaltungsanordnungen mit finanziellen Aus- 
wirkungen in Kraft zu setzen, bevor die hierzu 
erforderliche Rechtsgrundlage geschaffen ist, 
nicht gutgeheißen. Eine solche Handhabung ver- 
stößt gegen den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit 
der Verwaltimg. Das Verfahren belastet die 
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Verwaltung mit einer ihr nicht zukomrnenden 
Verantwortung und ist geeignet, den Gesetz- 
geber in den von ihm noch zu treffenden Ent- 
schließungen zu beeinflussen. 

Der Bundes re chnungshof verkennt nicht, daß 
es im Einzelfall aus staatspolitischen Gründen 
und zur Vermeidung von Härten notwendig 
sein kann, materiellrechtliche Anordnungen be- 
reits vor dem Inkrafttreten der gesetzlichen 
Regelung im Verwaltungswege zu erlassen. Er 
hat seine Bedenken in einem solchen Falle aus- 
nahmsweise nur dann zurückgestellt, wenn zu- 
mindest die begründete Aussicht bestanden 
hat, daß eine der Verwaltungsanordnung ent- 
sprechende Rechtsgrundlage in angemessener 
Zeit geschaffen wird. 

Der Bundesrechnungshof hält es für notwen- 
dig, daß künftig im Interesse einer klaren Ab- 
grenzung der Verantwortung der Exekutive von 
der der Legislative allgemein nach vorstehen- 
den Grundsätzen verfahren wird. Anderenfalls 
werden grundsätzlich die verantwortlichen Stel- 
len für Nachteile, die sich etwa aus der Vor- 
wegregelung im Verwaltungswege ergeben, 
einzutreten haben. 

* 

Sondervermögen 
Deutsche Bundespost^) 

Haushalts- und Wirtschaftsführung 
bei der Deutschen Bundespost 

136. Die Bilanzentwicklung bei der Deutschen Bun- 
despost ist im großen durch intensive Investi- 
tionstätigkeit und in ihrem Gefolge durch eine 
starke Zunahme des Anteils des Fremdkapitals 
am Vermögen der Deutschen Bundespost ge- 
kennzeichnet. Das Anlagevermögen, das in der 
endgültigen DM-Eröffnungsbilanz der Deutschen 
Post im Vereinigten Wirtschaftsgebiet mit rd. 
1,4 Mrd. DM ausgewiesen ist, belief sich am 
Schluß des Rechnungsjahres 1957 auf rd. 5,4 
Mrd. DM. Der Anteil des Eigenkapitals am Ge- 
samtkapital, der nach der endgültigen DM-Er- 
öffungsbilanz 77 v. H. betrug, ist bis zum Schluß 
des Rechnungsjahres 1957 auf 37 v. H. gesun- 
ken. Der Verlauf der Entwicklung ist anschlie- 
ßend dargestellt. 

* 

Die Investitions- und Finanzierungspolitik der 
Deutschen Bundespost 

137. Nach der Währungsumstellung waren für die 
Postverwaltung erstmals die Voraussetzungen 
für umfassende Investitionsmaßnahmen zur Be- 

*) Die folgende Darstellung ist meiner dem Verwal- 
tungsrat der Deutschen Bundespost übermittelten 
Denkschrift vom 5. März 1958 über die hauptsäch- 
lichsten Ergebnisse der Prüfungstätigkeit des Bundes- 
rechnungshofes im Bereich der Deutschen Bundespost 
in den Jahren 1955 und 1956 entnommen. 


seitigung von Kriegsschäden und zur Deckung 
des Nachholbedarfs gegeben. Mit dem wachsen- 
den Verkehr waren aber auch die Erweiterung 
und die technische Verbesserung der Betriebs- 
anlagen notwendig geworden. 

Wie die folgende Übersicht zeigt, entfiel der 
Hauptanteil der Investierungen auf Fernmelde- 
anlagen. 



Betrag der nach der Jahre.srec:hnimg 


für Investitionen geleisteten 

Rochnungs- 


Ausgaben 


jahr 

insgesamt 
Mio DM 

1 darunter für Fern- 

meldeanlagen 



Mio DM 

1 V. H. 

1949 

271,9 

126,7 

46,6 

1950 

356,3 

187,4 

52,6 

1951 

459,9 

289,4 

62,9 

1952 

401,8 

254,5 

63,3 

1953 

477,6 

317,7 

66,5 

1954 M 

543,1 

374,5 

69,0 

1955 2) 

782,5 

562,7 

71,9 

1956 

748,0 

522,2 

69,8 

1957 

816,0 

584,8 

71,7 


1) Das Rechnungsjahr 1954 hatte nur 9 Monate. 

2) von 1955 an einschließlich Berlin 


Durch innerbetriebliche Leistungen, insbeson- 
dere durch wertschaffende Leistungen des eige- 
nen Personals, haben sich die Investitionsraten 
noch um durchschnittlich 8 v. H. erhöht. 

Für die Finanzierung der Investitionen stand 
Eigenkapital nur in geringem Umfang zur Ver- 
fügung. So betrug der Gewinn der Deutschen 
Bundespost 

im Rechnungsjahr 

1949 1950 1951 1954 1955 1956 


Mio DM 181,3 249,4 57,4 135,7 158,8 34,4. 

Die Rechnungsjahre 1952 und 1953 schlossen 
dagegen mit Verlusten von 51,0 und 220,7 Mio 
DM ab. Für das Rechnungsjahr 1957, für das 
ein Gewinn von 6,6 Mio DM veranschlagt war, 
rechnete die Deutsche Bundespost mit einem 
Verlust von etwa 92 Mio DM; für das Rech- 
nungsjahr 1958 ist ein Verlust von 133,8 Mio 
DM in den Voranschlag eingestellt. 

Die Deutsche Bundespost war gezwungen, 
Investitionen in der Hauptsache mit Fremdkapi- 
tal zu finanzieren. Dabei hat sie in der Vergan- 
genheit zu einem erheblichen Teil mittel- und 
kurzfristige Kredite aufgenommen, weil ihr der 
Kapitalmarkt nicht in ausreichendem Maße zu- 
gänglich war. Die Entwicklung ihrer Kapital- 
struktur seit 1949 zeigt folgende Übersicht: 


88 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 554 


Ende des 
Rechnungs- 
jahres 

Gesamt- 

kapital 

Mio DM 

davon 

Fremdkapital 

Mio DM 1 V. H, 

lang- 
fristig 9 

V. H. 

hiervon 

mittel- 

fristig 

V. H. 

kurz- 
fristig 9 

V. H. 

1949 

2 282.9 

616,1 

27,0 

77,8 

22,2 

1950 

2 546.0 

633,7 

24,9 

74,3 

25,7 

1951 

2 948,1 

978,4 ; 

33,2 

68,1 

31,9 

1952 

3 119,9 

1 182,7 

37,9 

58,3 

4h7 

1953 

3 522,3 

1 805,8 i 

51,2 

34,2 

14,6 

51,2 

1954 

3 960,4 1 

2 108,2 

' 53,2 

34,4 

17,5 

48,1 

1955 

4 948,5 

2 710,6 

54,8 

39,1 

1hl 

49,8 

1956 

5 490,0 

3 217,8 

58,6 

41,8 

13,1 

45,1 

1957 

5 971,8 

3 731,2 

62,5 

41,0 

15,3 

43,7 


Für das Rechnungsjahr 1958 rechnet die Deutsche Bundespost mit folgender Entwicklung: 

1958 I 6 561.7 | 4 530,9 | 69,0 47,7 j 9,3 | 43,0 


1) Kredite mit einer Laufzeit von mehr als 5 Jahren 

2) Kredite mit einer Laufzeit bis zu 3 Jahren 

3) von der Deutschen Bundespost geschätzt 


Die Zunahme der Verschuldung hat ein star- 
kes Anwachsen des Kapital- und Zinsendien- 
stes zur Folge gehabt; allein der Zinsaufwand 
für die aufgenommenen Kredite betrug 

im Rechnungsjahr 1949 1950 1951 1952 1953 

Mio DM 0,7 3,2 9,4 35,2 57,2 

im Rechnungsjahr 1954 1955 1956 1957 

Mio DM 51,4 77,0 112,0 120,9 

Die Tilgungsbeträge stiegen in derselben Zeit 
von 10,2 auf 802,4 Mio DM. 

Der hohe Anteil der mittel- und kurzfristigen 
Schulden gefährdet die Liquidität der Deutschen 
Bundespost. Darüber hinaus bedeutet er be- 
triebswirtschaftlich einen unfruchtbaren und 
verteuernden Kapitalumschlag. Dieser Umstand 
und die defizitäre Erfolgsrechnung kennzeich- 
nen die gegenwärtige Finanzlage der Deutschen 
Bundespost. 

Die Deutsche Bundespost sucht ihr für die 
Rechnungsjahre 1956 bis 1960 aufgestelltes 
Investitionsprogramm mit einem Gesamtvolu- 
men von 4,7 Mrd. DM, von denen 3,6 Mrd. DM 
auf Fernmeldeinvestitionen entfallen, ohne 
Rücksicht auf ihre ungünstige finanzielle Ge- 
samtentwicklung ungeschmälert durchzuführen. 
Das starke weitere Ansteigen der Investitions- 
ausgaben müßte eine Erhöhung der Verschul- 
dung zur Folge haben. Auch ist die Möglich- 
keit nicht ausgeschlossen, daß die Fernmelde- 
industrie einen Anreiz zu Kapazitätserweite- 
rungen erhielte, welche die Deutsche Bundes- 
post als grüßten inländischen Auftraggeber bei 
einer Änderung der Wirtschaftslage nach all- 
gemeinen Erfahrungen veranlassen könnten, 
sachlich nicht gebotene, finanziell bedenkliche 
Investitionsaufträge zu erteilen. 


Der Bundesrechnungshof und der Bundes- 
beauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung haben in der Vergangenheit wiederholt 
Gelegenheit genommen, die Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen und der Finan- 
zen auf die bedenkliche wirtschaftliche Gesamt- 
entwicklung bei der Deutschen Bundespost 
aufmerksam zu machen und Abhilfemaßnahmen 
anzuregen. Dabei haben sie die Konsolidierung 
der kurzfristigen Schulden als eine dringliche 
Aufgabe bezeichnet, aber auch Maßnahmen im 
eigenen Bereich der Deutschen Bundespost als 
möglich und notwendig angesehen. Neben 
erhöhter Sparsamkeit insbesondere im Betriebs- 
haushalt haben sie eine zeitliche Streckung des 
fünfjährigen Investitionsprogramms für das 
Fernmeldewesen um etwa zwei Jahre als volks- 
wirtschaftlich vertretbar und nach der Finanz- 
lage für geboten erachtet. Bei Durchführung 
dieser Anregung würde sich die jährliche Inve- 
stitionsrate für das Fernmeldewesen auf etwa 
500 Mio DM belaufen und um rd. 85 Mio DM 
unter der bisher erreichten Jahreshöchstaus- 
gabe für das Fernmeldewesen liegen. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat sich dem Vorschlag, das Inve- 
stitionsprogramm zu strecken, bisher verschlos- 
sen. Er hat auf die gesetzliche Verpflichtung 
hingewiesen, daß er bei der Leitung der Deut- 
schen Bundespost den Interessen der deutschen 
Volkswirtschaft Rechnung zu tragen sowie die 
Anlagen der Deutschen Bundespost in gutem 
Zustand zu erhalten und technisch und betrieb- 
lich den Anforderungen des Verkehrs entspre- 
chend weiter zu entwickeln und zu vervoll- 
kommnen habe {§ 2 Abs. 2 und 3 des Postver- 
waltungsgesetzes — PVwG — ). Er hat sich 
auch darauf berufen, daß die Investitionen für 
das Femmeldewesen gewinnbringend seien und 
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jede Kürzung der Investitionsmittel zu untrag- ' 
baren Verhältnissen im Fernsprechdienst füh- 
ren würde. 

Die Deutsche Bundespost ist nach den Grund- | 
Sätzen der Politik der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu verwalten; zu ihnen gehören auch die ; 
Grundsätze der Wirtschafts- und der Finanz- 
politik (§ 2 Abs. 1 PVwG). In ihrem Rahmen 
haben sich der Voranschlag und die Investi- 
tions- und Finanzpolitik der Deutschen Bundes- , 
post zu halten (vgl. § 12 Abs. 1 PVwG). Auch | 
bei Beachtung dieser Grundsätze hält der Bun- | 
desrechnungshof aus sachlichen Gründen eine 
Streckung der Investitionen für vertretbar, weil 
die wichtigsten Wirtschaftskreise mit Fern- 
sprecheinrichtungen inzwischen im wesent- 
lichen versorgt sein dürften. Eine gewisse Zu- 
rückhaltung beim weiteren Ausbau des Fern- 
meldenetzes wird insbesondere dann nicht 
gleichbedeutend mit der Verschließung beacht- 
licher Einnahmequellen sein, wenn die Dring- 
lichkeit der Vorhaben möglichst nach der vor- 
aussichtlichen Ertragsfähigkeit bestimmt wird. 
So könnte eine Streckung des Programms für 
den Ausbau der Ortsvermittlungsstellen und 
der Ortsnetze da hingenommen werden, wo sie 
hauptsächlich den Zugang von Teilnehmern mit 
schwächerem Fernsprechverkehr betreffen wird. 
Wenn auch das Fernmeldewesen insgesamt bis- 
her nicht unerhebliche Gewinne abgeworfen 
hat, so würde doch die Finanzlage der Deut- 
schen Bundespost gefährdet werden, wenn die 
kurz- und mittelfristigen Schulden durch unein- ' 
geschränkte Durchführung des Fernmeldebau- 
programms weiter anwachsen. Betriebliche Eng- 
pässe werden sich durch schwerpunktmäßigen 
Mittelansatz verhüten oder beseitigen lassen. 
Eine Dämpfung des Investitionstempos wird 
auch insofern nicht nachteilig sein, als nach den 
Prüfungserfahrungen des Bundesrechnungs- 
hofes die Leistungsfähigkeit der Planungs-, Be- 
schaffungs- und Baudienststellen bei dem ge- 
genwärtigen Arbeitsvolumen ausgeschöpft, zum 
Teil sogar überfordert wird und auch der Fern- 
meldeindustrie zumindest aus Mangel an Mon- 
tagekräften häufig Terminschwierigkeiten er- 
wachsen. 

138. Mittelveranschlagung und Mittelbewirtschaftung 
Femmeldewesen 

Im Gegensatz zu den Ausgaben für das Post- 
wesen werden die ungleich höheren Sachaus- 
gaben für das Fernmeldewesen der Deutschen 
Bundespost mit Ausnahme des Sonderbaupro- 
gramms nur bei je einem Titel des Betriebs- 
und des Anlagehaushalts mit entsprechend 
weitreichender allgemeiner Zweckbestimmung 
veranschlagt: Sämtliche sächlichen Kosten für 
die Instandhaltung der Fernmeldeanlagen sind 
im Kapitel IV Titel 1 Betrieb, die für die Er- 
neuerung und Erweiterung der Fernmelde- 
anlagen vorgesehenen sächlichen Ausgaben im 
Kapitel IV Titel 2 Anlage zusammengefaßt. Bei 
diesen beiden Titeln standen der Deutschen 


Bundespost in letzter Zeit jährlich etwa 600 bis 
800 Mio DM zur Verfügung. 

Nach der Art der Veranschlagung kann die 
Deutsche Bundespost die bewilligten Mittel im 
Rahmen der so weitgefaßten Zweckbestimmun- 
gen völlig freizügig bewirtschaften. Die Erläu- 
terungen der Zweckbestimmung gliedern den 
Ansatz zwar weitgehend auf. So führt der An- 
lagehaushalt nicht weniger als 20 verschiedene 
Verbuchungsstellen. Ähnlich ist auch der Be- 
triebstitel unterteilt. Die Bewilligungen decken 
eine Vielfalt verschiedenartiger Vorhaben wie 
die Einrichtung von Fernsprechvermittlungs- 
stellen, die Beschaffung von Kraftfahrzeugen, 
Rundfunk- und Fernsehempfängern, die Erstel- 
lung von Telegraphen- und Fernschreibanlagen, 
den Bau von Kabelverbindungen und Funk- 
anlagen oder die Einrichtung von Hausrohr- 
posten und Stromversorgungsanlagen sowie die 
Instandhaltung aller dieser Gegenstände und 
Anlagen. In keinem Fall ist aber bisher für die 
Deutsche Bundespost eine Bindung an die in 
den Erläuterungen aufgeführten Maßnahmen 
oder Beträge vorgesehen. Alle Angaben dienen 
vielmehr nur zur Schätzung des Gesamtaufwan- 
des. Dementsprechend werden zur Begründung 
der Ausgaben im Anlagehaushalt vielfach auch 
nicht einzelne Bauvorhaben, sondern ganze 
Komplexe von Bau- und Beschaffungsmaßnah- 
men angeführt wie „Ausbau des Telexnetzes", 
„Netzausbau für den Selbstwählferndienst 
und die Landesfernwahl" oder „Erweiterung 
und Neueinrichtung von Wählvermittlungs- 
stellen für rd. 150 000 Anrufeinheiten". Eine 
stärker auf Einzelobjekte gestützte Begründung 
brachte der Voranschlag für das Rechnungsjahr 
1957; aber auch hier war davon abgesehen, die 
Ansätze an die einzelnen Vorhaben zu binden. 
Der Voranschlag für das Rechnungsjahr 1958 
enthält wiederum keine solche Aufgliederung. 

Der Voranschlag in seiner derzeitigen Ge- 
stalt zeichnet nur ein vages und unzuverlässi- 
ges Bild der Femmeldebauvorhaben, welche die 
Verwaltung im Laufe des Rechnungsjahres im 
einzelnen verwirklicht. Zwar fußt der Mittel- 
ansatz auf den Bedarfsanmeldungen der Ober- 
postdirektionen, in denen diese, nach der Dring- 
lichkeit der Objekte gestaffelt, die Kosten aller 
Vorhaben anführen, die sie im folgenden Rech- 
nungsjahr entweder fortsetzen, nach einer be- 
reits vorliegenden grundsätzlichen Genehmi- 
gung beginnen oder überhaupt neu in Angriff 
nehmen wollen. Jedoch liegen diesen Anmel- 
dungen nach der derzeitigen Übung im allge- 
meinen lediglich grobe Kostenschätzungen zu- 
grunde; nur ausnahmsweise können sich die 
Oberpostdirektionen auf sorgfältige Planungen 
und zuverlässige Kostenvoranschläge stützen. 
Außerdem hält sich die Verwaltung bei der 
Durchführung ihrer Vorhaben nur wenig an die 
Objekte und Ansätze der ursprünglichen An- 
meldung; Zahl und Art der Vorhaben werden 
oftmals im Laufe des Rechnungsjahres vom 
Ministerium oder von den Oberpostdirektionen 
noch geändert. 
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Welches Ausmaß die Abweichungen von den 
anfänglichen Bedarfsplänen der Oberpostdirek- 
tionen erreichen, zeigen folgende Beispiele: 

a) Fernsprechvermittlungsstellen für den Orts- 
verkehr 

(Kapitel IV Titel 2 b III) 

Eine Oberpostdirektion hatte für die im Rech- 
nungsjahr 1956 zu beginnende und durchzufüh- 
rende Einrichtung oder Erweiterung von Wähl- 
vermittlungsstellen in der Mittelbedarfsanmel- 
dung 48 Vorhaben mit einem Mittelvolumen 
von 10,5 Mio DM auf geführt. Davon sind nur 
19 Vorhaben mit einer Ausgabe von 4,964 Mio 
DM durchgeführt, für die übrigen 29 Vorhaben 
dagegen keine Mittel zur Verfügung gestellt 
worden. Bei den durchgeführten Vorhaben wei- 
chen die Ausgaben erheblich von dem veran- 
schlagten Betrag ab. Nur in drei Fällen beträgt 
die Abweichung weniger als 10 v. H., in zehn 
Fällen 10 bis 50 v. H. und in sechs Fällen mehr 
als 50 V. H. 

Für Stromversorgungseinrichtungen, Wähl- 
stemednri chtung en , Durchwahlein ri ch tungen , 
Prüfgeräte und ähnliche Gegenstände sind Aus- 
gaben von rd. 0,9 Mio DM entstanden; die 
Oberpostdirektion hatte jedoch rd, 1,7 Mio DM 
in der Mittelbedarfsanmeldung angesetzt. 

Von dem in der Mittelbedarfsanmeldung ver- 
anschlagten Betrage sind nur 49 v. H. ausgege- 
ben worden; 16 v. H. der Gesamtausgaben bei 
dieser Verbuchungsstelle entfielen dabei auf 
nicht in der Mittelbedarfsanmeldung aufge- 
führte Vorhaben. 

Ähnlich lagen die Verhältnisse im Rechnungs- 
jahr 1956 bei einer anderen Oberpostdirektion. 
Von 31 Vorhaben, für die in der Mittelbedarfs- 
anmeldung 1,217 Mio DM veranschlagt waren, 
sind hier 17 Vorhaben mit einer Ausgabe von 
0,6 Mio DM, also nur rd. 50 v. FI., ausgeführt 
worden. Es sind jedoch außerdem in diesem 
Rechnungsjahr rd, 1,172 Mio DM (einschl. 
386 000 DM Vorgriffe im Rechnungsjahr 1955) 
für nicht in der Mittelbedarfsanmeldung aufge- 
führte Vorhaben ausgegeben worden, das sind 
rd. 66 V. FI. der Gesamtausgaben. 

Die hohen Ausgaben außerhalb der Mittel- 
bedarfsanmeldung betreffen z. T. Vorhaben, die 
bereits in früheren Rechnungsjahren begonnen 
waren und im Rechnungsjahr 1956 fertiggestellt 
worden sind. Bei 11 Vorhaben handelt es sich 
jedoch um Neuplanungen, die in die Mittel- 
bedarfsanmeldung nicht aufgenommen worden 
sind, obgleich in sieben von diesen Fällen die 
Durchführung offenbar so dringend war, daß 
schon im Rechnungsjahr 1955 Vorgriffe auf die 
Mittel des Rechnungsjahres 1956 gemacht wer- 
den mußten. 

b) Fernsprechvermittlungsstellen für den 

Fernverkehr 

(Kapitel IV Titel 2 b IV) 

Bei einer Oberpostdirektion ist im Rechnungs- 
jahr 1956 keines der veranschlagten Vorhaben 


zur Durchführung gelangt, während acht nicht 
veranschlagte Vorhaben ausgeführt worden 
sind. 

Für diese acht neuen Vorhaben hat der Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen 
auf Antrag der Oberpostdirektion rd. 72 000 DM 
für das Rechnungsjahr 1956 bereitgestellt, von 
denen aber nur rd. 37 800 DM ausgegeben wor- 
den sind. 

c) Unterirdisches Ortsnetz 
(Kapitel IV Titel 2 c II) 

Eine Oberpostdirektion hatte für das Rechnungs- 
jahr 1956 einen Bedarf von 17 Mio DM ange- 
meldet, das Ministerium hat 12,055 Mio DM 
zur Verfügung gestellt, die Ausgabe hat 9,114 
Mio DM betragen. 

Von den 140 angemeldeten Bauvorhaben hat 
das Ministerium nur 51 berücksichtigt. Die 
Oberpostdirektion hat aber noch Mittel für 19 
Vorhaben erhalten, die nicht in der Anmeldung 
enthalten waren. 

Der Kostenaufwand für die einzelnen Vor- 
haben hat nur in 10 Fällen annähernd mit den 
in der Anmeldung angegebenen Beträgen über- 
eingestimmt; die Abweichungen haben im übri- 
gen 20 V. H. und mehr betragen. 

d) Die Erläuterungen zu den Voranschlägen für 
die Rechnungsjahre 1955 bis 1957 enthalten Aus- 
gaben, die für den Aufbau einer Übersee-Funk- 
sendestelle vorgesehen waren. Eine Gegenüber- 
stellung dieser Schätzungsbeträge mit dem von 
der zuständigen Oberpostdirektion angemelde- 
ten Bedarf und den tatsächlich entstandenen 
Ausgaben ergibt folgendes Bild: 



Bedarfs- 

anmeldung 

Schätzung 
der Vor- 
anschläge 

Ist- 

Ausgabe 


DM 

DM 

DM 

Rechnungs- 
jahr 1955 




Titel 2 b VIII 

— 

4 500 000 

8 000 

Titel 2 c V 

— 

1 500 000 

165 000 


— 

6 000 000 

173 000 

Rechnungs- 
jahr 1956 




Titel 2 b VIII 

5 500 000 

1 650 000 

4 088 000 

Titel 2 c V 

1 500 000 

500 000 

1 504 000 


7 000 000 

2 150 000 

5 592 000 

Rechnungs- 
jahr 1957 




Titel 2 b VIII 

1 400 000 

1 000 000 

924 000 

Titel 2 c V 

210 000 

500 000 

176 000 


1 610 000 

1 500 000 

1 100 000 

Insgesamt: 


9 650 000 

6 865 000 


91 



Drucksache 554 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Der Gesamtbetrag für das Vorhaben in den | 
Voranschlägen der Rechnungsjahre 1955 bis ; 
1957 war also mit 9,6 Mio DM um 40 v. H. 
höher geschätzt als die tatsächliche Ausgabe 
von 6,9 Mio DM. 

Die im Voranschlag für das Rechnungsjahr 
1955 vorgesehene Ausgabe von 6 Mio DM war 
für dieses Rechnungsjahr nicht erforderlich. Die 
Aufträge des Fernmeldetechnischen Zentralamts 
sind zwar im Rechnungsjahr 1955 erteilt, die 
Liefertermine für alle wesentlichen Teile aber 
erst für 1956 vereinbart worden. Im Rechnungs- 
jahr 1955 hätte daher nur die Ermächtigung zu 
Vorausbestellungen bei Kapitel IV des Vor- 
anschlags in Anspruch genommen zu werden 
brauchen. 

Am Schluß des Rechnungsjahres 1955 hatte 
die Deutsche Bundespost bei Kapitel IV Titel 2 
keine Haushaltsreste. Es konnten daher auch 
keine Reste auf das Rechnungsjahr 1956 über- 
tragen werden. Das bedeutet, daß die für das 
Vorhaben veranschlagten 6 Mio DM im Rech- 
nungsjahr 1955 für andere Zwecke ausgegeben 
worden sind und die im Rechnungsjahr 1956 
für das Vorhaben benötigten Mittel ursprüng- 
lich anderen Zwecken dienen sollten. 

Es ist also festzustellen, daß die Oberpost- 
direktioneh über die Höhe der voraussichtlichen : 
Mittelbewilligungen nicht unterrichtet waren [ 
und daher überhöhte Anmeldungen vorgelegt j 
haben. Die Anmeldungen waren oftmals aber 
auch deswegen nicht wirklichkeitsnahe, weil ' 
die Oberpostdirektionen vielfach die Grenzen 
verkannt haben, die den eigenen Dienststellen 
und der Leistungsfähigkeit der Industrie bei 
der Durchführung der Vorhaben gezogen sind. 

Wie die großen Diskrepanzen zwischen Pla- 
nung und Ausführimg von Fernmeldebauvor- 
haben zeigen, beschränkt sich die Bedeutung 
des Voranschlags gegenwärtig darauf, die Höhe 
des Gesamt-Investitionsvolumens festzulegen. 
Eine derartige freizügige Veranschlagung und 
Bewirtschaftung der Mittel ist nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofes mit den Erfordernissen 
einer gesunden Haushalts- und Wirtschaftsfüh- 
rung nicht vereinbar. Bei einer sorgfältigen und 
vorausschauenden Planung wird es möglich 
sein, die bezirklichen wie die überbezirklichen 
Bauvorhaben nach ihrer Dringlichkeit und Zu- 
sammengehörigkeit bereits bei der Aufstellung 
des Voranschlages so zu ordnen, daß Plan- und 
Objektänderungen auf ein vertretbares Maß 
zurückgehen. Gleichzeitig wären die Vorhaben 
stärker als bisher mit den zugehörigen Hoch- 
baumaßnahmen wie den tatsächlichen Liefer- 
möglichkeiten der Industrie abzustimmen. 

Für bauliche Unternehmungen, zu denen nach 
Auffassung des Bundesrechnungshofes grund- 
sätzlich auch die Bauvorhaben des Fernmelde- 
dienstes zählen, ist die Notwendigkeit sorg- 
fältiger Vorplanung vor der Einstellung in den 
Voranschlag ohnehin gesetzlich vorgeschrieben ^ 
(§ 14 RHO in der Fassung des § 35 Abs. 4 i 
PVwG). Bei diesen Bauvorhaben — aber auch 


sonst — sollte die Methode der globalen Ver- 
anschlagung aufgegeben und nach Möglichkeit 
durch die Bindung der Mittelansätze an scharf 
umrissene Einzelzwecke ersetzt werden. Eine 
solche Veranschlagung würde nicht nur eine 
größere Sparsamkeit bei den Betriebsausgaben 
und eine wirtschaftlich günstigere Durchführung 
der Fernmeldebauvorhaben erwarten lassen, 
sondern es gleichzeitig auch dem Bundesmini- 
ster der Finanzen und dem Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundespost bei der Genehmigung 
des Voranschlags ermöglichen, auf die Ausgabe- 
zwecke im einzelnen Einfluß zu nehmen. Der 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen wird, nachdem dieses Problem seit Jah- 
ren vom Bundesrechnungshof und vom Bundes- 
beauf fragten für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung angeschnitten worden ist, nunmehr das 
Erforderliche zu veranlassen haben. 

* 


Hochbauwesen 


Die Entwürfe zu den Voranschlägen für die 
Rechnungsjahre 1955 bis 1957 wiesen auf dem 
Gebiet des Bauwesens folgende Mängel auf: 


a) Bei Bauvorhaben, die sich über mehrere 
Jahre erstrecken, mußten in vielen Fällen 
die im Voranschlag des ersten Baujahres 
genehmigten Gesamtkosten des Bauvor- 
habens in den Voranschlägen späterer Bau- 
jahre erhöht werden. Allein bei 12 von 52 
in den Voranschlag für 1956 — Anhang zu 
Kapitel XI Titel 2 b — aufgenommenen gro- 
ßen Bauten mußten im Entwurf des Voran- 
schlags für 1957 die ursprünglich auf rd. 
8 Mio DM bezifferten Gesamtkosten um rd. 
2,2 Mio DM höher festgesetzt werden, das 
sind rd. 27 v. H. Diesen Mehraufwand hat 
der ßundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen mit Lohn- und Materialpreis- 
erhöhungen, mit nachträglich festgestelltem 
weiterem Raumbedarf, aber auch mit unzu- 
länglicher Planung begründet. 


In den zurückliegenden drei Jahren be- 
trug die allgemeine Kostensteigerung nach 
dem Baukostenindex (1913 = 100) 


1953 

1954 

1955 

August 1956 


299, 

300, 

322 und 

337 = etwa 12 v. H. 


Ein erheblicher Teil der Mehranforderungen 
für das Rechnungsjahr 1957 ist also auf die 
ungenügende Ermittlung des Raumbedarfs 
und der Kosten bei der Aufstellung des Vor- 
anschlags für das Rechnungsjahr 1956 zu- 
rückzuführen. Seit Jahren fordert der Bun- 
desrechnungshof, daß Ausgaben für bauliche 
Unternehmungen, deren Kosten mit mehr 
als 300 000 DM veranschlagt sind, erst dann 
in den Voranschlag eingestellt werden, wenn 
die Pläne, Kostenberechnungen und Erläute- 
rungen vorliegen (§ 14 RHO in der Fassung 
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des § 35 Abs. 4 PVwG). Die Deutsche Bun- 
despost hat diese Vorschrift nicht immer ein- 
gehalten. Derartige Unzulänglichkeiten ge- 
fährden die ordnungsmäßige Mittelbewirt- 
schaftung und erschweren und verzögern 
u. U. die Baudurchführung. Hierauf hat der 
Bundesrechnungshof wiederholt hingewie- 
sen. Zur Verhütung solcher naditeiligen Aus- 
wirkungen und im Interesse der Zuverläs- 
sigkeit des Voranschlages werden die Dienst- 
stellen anzuhalten sein, künftig die Bauent- 
würfe so sorgfältig durchzuarbeiten, daß alle 
Erfordernisse des Betriebes erschöpfend be- 
rücksichtigt und Abweichungen nur bei un- 
vorhersehbaren Änderungen des Betriebes 
notwendig werden. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat eingewendet, bei der schnel- 
len Entwicklung der Fernmeldetechnik und der 
Auswirkung von Rationalisierungsmaßnahmen 
ließen sich Änderungen der Baupläne nach Auf- 
stellung der Vorentwürfe, mitunter auch noch 
nach Baubeginn, häufig nicht vermeiden. 

Der Bundesrechnungshof kann dies nach sei- 
nen Erfahrungen nicht anerkennen; derartige, 
von Fachleuten nicht vorherzusehende Betriebs- 
änderungen treten nur in Einzelfällen auf. 

b) Bei dem Um- und Erweiterungsbau eines 
Postamtes hat der Bundesminister für das 
Post- und Femmeldewesen im Voranschlag 
für das Rechnungsjahr 1957 die Nachforde- 
rung von 742 000 DM damit begründet, die 
im Voranschlag für das Rechnungsjahr 1955 
eingesetzte Baukostensumme von einer Mio 
DM sei ausnahmsweise nur überschläglich 
ermittelt worden; die große Raumnot bei 
diesem Postamt und das betont bekun- 
dete Interesse der Stadt an der baldigen Be- 
bauung des im Stadtkern gelegenen Trüm- 
mergrundstücks hätten eine beschleunigte 
Bauausführung gefordert; langwierige Aus- 
einandersetzungen mit den elf Eigentümern 
des für den Erweiterungsbau zu erwerben- 
den Nachbargrundstücks und der Einspruch 
der Stadt gegen die ursprüngliche Planung 
hätten allerdings zur Verzögerung des Bau- 
beginns bis November 1956 geführt. Nach 
Aufstellung des Vorentwurfes habe er die 
Baukostensumme auf 1 742 000 DM erhöhen 
müssen. 

Das Verfahren der Deutschen Bundespost 
verstieß gegen § 14 RHO in der Fassung des 
§ 35 Abs. 4 PVwG. Der für die Aufstellung 
ausführlicher Kostenberechnungen benötigte 
Zeitaufwand wird überdies durch den bei 
planmäßiger Baudurchführung erzielbaren 
Zeitgewinn regelmäßig wieder eingebracht. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Verwal- 
tungsrat der Deutschen Bundespost empfohlen, 
mit Nachdruck darauf hinzuwirken, daß die 
Deutsche Bundespost für die Feststellung des 
Voranschlages ausreichende Unterlagen zur 
Verfügung stellt. 

♦ 


Haushaltsreste 

139. Nach jahrelangen Beobachtungen des Bundes- 
rechnungshofes stellt die Deutsche Bundespost 
in den Voranschlag über den Bedarf des laufen- 
den Rechnungsjahres hinaus fast regelmäßig so 
hohe Beträge ein, daß die Ansätze zur Bildung 
von Haushaltsresten führen müssen. Sie darf 
aber ln den Voranschlag nur solche Ausgaben 
aufnehmen, die für die Aufrechterhaltung der 
Verwaltung oder zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
und ihrer rechtlichen Verpflichtungen innerhalb 
des Rechnungsjahres notwendig sind (§§ 9, 17 
RHO). Ihr Verfahren ist daher unzulässig; es 
ist im übrigen auch nicht notwendig, weil der 
Voranschlag in ausreichendem Umfange beson- 
dere Ermächtigungen zur Bindung von Haus- 
haltsmitteln späterer Rechnungsjahre enthält. 

* 


Aufgabe und Stellung der Abteilung für Finanz- 
und Wirtsdiaftsangelegenheiten im Bundes- 
ministerium für das Post- und Fernmeldewesen 

140. Die ungünstige Entwicklung der Finanzlage, die 
jährliche Steigerung der Investitionen ohne die 
gebotene Rücksichtnahme auf die Liquiditäts- 
entwicklung und die dargelegten Mängel bei 
der Veranschlagung und Bewirtschaftung der 
Mittel für das Fernmeldewesen beruhen offen- 
bar auch auf einer unzulänglichen Organisation 
des Haushaltswesens im Ministerium. Wie ich 
bereits in meiner Eigenschaft als Bundesbeauf- 
tragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
in meinem Gutachten vom Dezember 1956 über 
die Organisation des Ministeriums näher aus- 
geführt habe, übt die Abteilung für Finanz- und 
Wirtschaftsangelegenheiten bei der Aufstellung 
und Durchführung des Voranschlags nicht die 
Funktionen einer echten Haushaltsabteilung aus 
(vgl. Nr. 26 des Berichtes vom 4. Juli 1957 über 
meineTätigkeit alsBundesbeauftragter für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung, Drucksache 84 
— 3. Wahlperiode — S. 1 12). Bei der Aufstellung 
des Voranschlages stellen die Abteilungen für 
die Angelegenheiten des Postbetriebes, des 
Fernmeldebetriebes, des Hochbaues und des, 
Personalwesens ihren jährlichen Mittelbedarf , 
auf Grund der Anmeldungen der Oberpost- 
direktionen und der anderen Mittelbehörden 
unter Hinzurechnung ihres eigenen Bedarfs zu- 
sammen und teilen den Gesamtbedarf der 
Abteilung für Finanz- und Wirtschaftsangele- 
genheiten mit. Diese prüft nicht die sachliche 
Notwendigkeit und Berechtigung der Bedarfs- 
anmeldungen. Sie sieht eine derartige Kritik 
an dem angemeldeten Bedarf nicht als ihre 
Aufgabe an, sondern begnügt sich im wesent- 
lichen damit, offensichtlich unerfüllbare Anfor- 
derungen nur nach Maßgabe der Geldbeschaf- 
fungsmöglichkeiten zu reduzieren und im übri- 
gen die Finanzierung des angemeldeten Bedarfs 
zu sichern. Nach Feststellung des Voranschlages 
bestimmen die Fachabteilungen darüber, welche 
Mittel den einzelnen Mittelbehörden zuzuteilen 
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sind. An der Verwaltung der Haushaltsmittel 
ist die Finanz- und Wirtschaftsabteilung nur in 
einigen Sonderfällen beteiligt. 

Dieses Verfahren ist nicht geeignet, eine der j 
jeweiligen Finanzlage angepaßte sparsame i 
Haushaltsführung zu sichern. Nach aller Erfah- | 
rung lassen sich die Fachabteilungen, denen die 
finanz- und wirtschaftspolitische Gesamtkon- | 
zeption der Deutschen Bundespost in der Regel 
nicht eingehend bekannt sein kann, bei der | 
Mittelbedarfsanmeldung von dem verstand- j 
liehen Bestreben leiten, ihren Dienst- oder j 
Betriebszweig durch möglichst reichliche Mittel- 
ausstattung zu fördern. Es muß aber Ange- 
legenheit der für die gesamte Haushaltsführung 
verantwortlichen und zu einer Beurteilung der 
wirtschaftlichen und finanziellen Gesamtlage 
der Deutschen Bundespost berufenen Haus- 
haltsabteilung sein, den Mittelbedarf sachver- 
ständig und kritisch zu prüfen und die Höhe 
der in den Voranschlag einzustellenden Beträge 
entscheidend mitzubestimmen. Ebenso muß sie 
an der Durchführung des Voranschlages ent- 
scheidend beteiligt sein. 

Ich habe daher vorgeschlagen, das bei der 
Finanz- und Wirtschaftsabteilung bestehende 
Haushaltsreferat in ein Generalreferat für alle 
Haushaltsfragen umzuwandeln und daneben 
ein Haushaltswirtschaftsreferat für das Fem- 
meldewesen sowie ein weiteres für das Post- 
und Hochbauwesen einzurichten; das Personal 
müßte entsprechend verstärkt werden. Dadurch 
würden auch die Voraussetzungen für eine 
Nachprüfung der Anforderungen der Mittel- 
behörden an Ort und Stelle geschaffen werden. 
Die Haushaltsabteilung ist jetzt dem Staats- 
sekretär für das Fernmeldewesen unterstellt. | 
Das Fernmeldewesen hat den größeren Investi- ! 
tionsbedarf. Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
darf die Haushaltsabteilung in ihren Entschlie- 
ßungen nicht den Weisungen eines der beiden ' 
Verwaltungszweige allein unterworfen sein, j 
Ich habe daher empfohlen, sie dem Minister ! 
unmittelbar zu unterstellen. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat meinen Vorschlägen bisher 
nicht entsprochen. Die Notwendigkeit, diese zu 
verwirklichen, wird aber durch die dargelegte 
Entwicklung erhärtet. 

* 

Reform des Postverwaltungsgesetzes j 

141. Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost 1 
strebt, wie einer Veröffentlichung der Zeitschrift | 
für das Post- und Fernmeldewesen Nr. 23 vom j 
10. Dezember 1957 zu entnehmen ist, eine Än- 
derung des Postverwaltungsgesetzes an mit 
dem Ziel, die Zuständigkeiten des Bundesmini- 
sters für das Post- und Fernmeldewesen und 
des Verwaltungsrats zu erweitern und den Ein- 
fluß des Bundesministers der Finanzen auf die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Deut- 
schen Bundespost zu schwächen. Gegen eine , 


derartige Entwicklung muß ich auf Grund der 
Erfahrungen des Bundesrechnungshofes und der 
Ergebnisse seiner Prüfung schwerwiegende 
Bedenken grundsätzlicher Art aussprechen. Die 
Wiederherstellung der Finanzkraft der Deut- 
schen Bundespost wird nur im engen Einver- 
nehmen mit der allgemeinen Finanz- und Wirt- 
schaftspolitik des Bundes gelingen. Nicht eine 
Schwächung der Rechte des Bundesministers 
der Finanzen und somit der Bundesregierung, 
sondern eine stärkere Heranführung des Post- 
haushalts an die Ziele der allgemeinen Finanz- 
und Wirtschaftspolitik des Bundes und an die 
Kontrolle des Parlaments wird daher geboten 
sein. 

* 


Fernmeldewesen 

Haushaltsrechtliche Verstöße bei Stützungs- 
maßnahmen zugunsten einer Telegraphengesell- 
schaft 

142. Die Deutsche Bundespost gewährt einer Tele- 
graphengesellschaft, an deren Bestehen sie be- 
trieblich interessiert ist, seit Jahren erhebliche 
Finanzhilfe. Dabei hat sie gegen eine Anzahl 
haushaltsrechtlicher Grundsätze verstoßen. Ih- 
rem Vorgehen liegt folgender Sachverhalt zu- 
grunde: 

Es handelt sich um eine im Jahre 1899 ge- 
gründete Aktiengesellschaft; Gegenstand des 
Unternehmens ist „die Erwerbung von Konzes- 
sionen jeglicher Art für telegraphische und 
telefonische Verbindungen sowie die Herstel- 
lung, die Unterhaltung und der Betrieb solcher 
Verbindungen". Die Gründung ermöglichte es, 
Deutschland in das internationale Seekabelnetz 
und den internationalen Kabelnachrichtenver- 
kehr einzuschalten. Die Postverwaltung konnte 
diese Aufgabe nicht unmittelbar übernehmen, 
da es völkerrechtlich üblich ist, dieLandegeneh- 
migung für das Auslegen eines Seekabels nicht 
einem fremden Staat, sondern nur Privatgesell- 
schaften zu erteilen. Andererseits beruht der 
Kabelbetrieb der Gesellschaft auf ausdrücklicher 
Verleihung des Betriebsrechts durch die Post- 
verwaltung nach § 2 des Gesetzes über Fern- 
meldeanlagen und den ergänzenden Betriebs- 
verträgen. 

Trotz der Interessenverflechtung war und ist 
die Post (Deutsche Reichspost, Deutsche Post, 
Deutsche Bundespost) an der Gesellschaft kapi- 
talmäßig nicht beteiligt. Die Deutsche Bundes- 
post hat jedoch tatsächlich und rechtlich durch 
Satzungsbestimmungen und durch Abkommen 
entscheidenden Einfluß auf die Gesellschaft. So 
hat sich die Gesellschaft im Jahre 1950 der 
Deutschen Bundespost gegenüber u. a. verpflich- 
tet, zu allen Ausgaben (außer laufenden Be- 
triebsausgaben), die das wirtschaftliche Ergeb- 
nis ungünstig beeinflussen können, die vor- 
herige Zustimmung einzuholen, den Bilanzent- 
wurf vorzulegen, über Reingewinn und Rück- 
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lagen nur im Einvernehmen mit der Deutschen 
Bundespost zu befinden und auch Änderungen 
des Aktienkapitals und des Stimmrechts nur 
nach vorheriger Zustimmung der Deutschen 
Bundespost festzulegen. Ferner nimmt satzungs- 
gemäß ein Beauftragter der Deutschen Bundes- 
post — in der Regel der Leiter der Fernmelde- 
abteilung des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen — an den Sitzungen des 
Aufsichtsrats und an den Hauptversammlungen 
beratend teil; im übrigen ist der Posten des 
stellvertretenden Vorsitzers des Aufsichtsrats 
zur Zeit dem Präsidenten des Fernmeldetech- 
nischen Zentralamts übertragen. 

Die Gesellschaft betrieb bis 1939 zwei über- 
seekabel und ein Seekabel. Diese wurden bei 
Kriegsbeginn von den damaligen Feindmächten 
im Kanal geschnitten; der Telegraphenbetrieb, 
der der Gesellschaft erhebliche Einnahmen ge- 
bracht hatte, war damit stillgelegt. 

Zunächst konnte nur eines der beiden über- 
seekabel instand gesetzt werden; es ist am 
1. November 1954 in Betrieb genommen wor- 
den. Die Deutsche Bundespost, die als Rechts- 
nachfolgerin einer anderen, inzwischen liqui- 
dierten Telegraphengesellschaft zur Hälfte Mit- 
eigentum am Kabel besaß, hat ihren Anteil 
durch Vertrag vom 31. August 1954 mit Wir- 
kung vom 3. Dezember 1953 zum Preise von 
2 365 800 DM an die Gesellschaft veräußert. Das 
Kabel ist hypothekarisch belastet, und zwar im 
Zusammenhang mit einem ERP-Kredit von ' 
5 Mio DM, den die Kreditanstalt für Wieder- ( 
aufbau im Jahre 1953 unter Zwischenschaltung 
der Deutschen Bundespost für die Gesellschaft 
gewährt hat. 

Das andere überseekabel wurde bisher aus- 
schließlich von der US- Armee benutzt; seit dem 
25. September 1957 stehen der Gesellschaft in- 
dessen zwei der fünf Kanäle dieses Kabels für 
ihren Betrieb zur Verfügung. Das Kabel ist mit 
einem Pfandrecht zugunsten der amerikanischen 
Gläubiger einer 1925 von der Gesellschaft auf- 
genommenen und noch nicht restlos getilgten 
4-Mio-Doilar-Anleihe belastet. 

Das Seekabel ist noch gestört; die Gesell- 
schaft hat sich durch Anmietung von Strom- 
wegen in einem ausländischen Kabel behelfs- 
mäßig in die Verkehrsbedienung eingeschaltet 

Unter den obwaltenden Umständen hat sich 
die Ertragslage der Gesellschaft wenig günstig 
gestaltet. Sie wies meist Jahresverluste von 
etwa 200 000 DM aus. Nach dem Abschluß für 
das Geschäftsjahr 1955, das einen geringen 
Gewinn brachte, belief sich der Reinverlust 
aus früheren Verlustvorträgen noch auf rd. 
477 000 DM. 

Mit Schreiben vom 11. Juli 1950 hat der 
Bundesrninister für das Post- und Fernmelde- 
wesen der Gesellschaft mitgeteilt, er werde ihre 
Betriebsrechte, soweit sie den überseekabel- 
dienst angingen, wiederherstellen; er sei bereit, 
bis auf weiteres einen nachgewiesenen unver- 
meidbaren Mehrbedarf der Gesellschaft, der 


durch Einnahmen nicht gedeckt werde, bis zur 
Höhe von 100 000 DM je Geschäftsjahr zu 
decken. Mit Rücksicht auf die der Gesellschaft 
obliegenden Versorgungslasten hat der Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen 
den Garantiebetrag mit Schreiben vom 1 1 . August 
1951 auf 125 860 DM erhöht. Außerdem hat er 
der Gesellschaft durch einen Rahmenvertrag 
vom 18. /20. Oktober 1950 den Überseekabel- 
Telegraphendienst auf ihren wiederherzustel- 
lenden oder neu zu erstellenden überseekabeln 
übertragen. Gleichzeitig übernahm die Deutsche 
Bundespost den Betrieb an den im Bundesgebiet 
gelegenen Endstellen, während die Gesellschaft 
sich in dem Rahmenvertrag verpflichtete, für 
den Betrieb einschließlich der Einrichtung und 
Unterhaltung der im Auslande gelegenen Be- 
triebsstellen in einer die Deutsche Bundespost 
befriedigenden Weise Sorge zu tragen. Die 
Gebührenanteile, die der Gesellschaft für die 
von ihr beförderten Telegramme zukommen, 
sowie alle Fragen der Verkehrsteilung und der 
Gebührenabrechnung sollten Gegenstand be- 
sonderer Zusatzabkommen sein. 

Zur Stützung der Gesellschaft hat die Deut- 
sche Bundespost verschiedene Wege eingeschla- 
gen. Die dieser offen und versteckt zuteil 
gewordene Finanzhilfe übersteigt die Garantie- 
summe von rd. 125 000 DM jährlich um ein 
Vielfaches. Allein für die technische Einrichtung 
der Endstellen zweier Telegraphenleitungen, 
deren Betrieb der Gesellschaft vertraglich über- 
tragen ist, hat die Deutsche Bundespost in der 
Zeit von 1953 bis 1955 insgesamt 213 170,29 DM 
aufgewandt; auch stellt sie das Personal für den 
dreischichtigen Betrieb beider Leitungen. Da- 
durch sind ihr Ausgaben von rd. 250 000 DM 
jährlich erwachsen; seit 1956 betragen die Per- 
sonalkosten sogar rd. 400 000 DM jährlich. Die 
Deutsche Bundespost stützt diese Ausgaben auf 
den erwähnten Rahmenvertrag, demzufolge sie 
die innerdeutschen Endstellen der Gesellschaft 
zu betreiben habe; eine entsprechende Rege- 
lung bestand bereits vor dem Kriege. 

Aus den Haushaltsplänen der Deutschen 
Bundespost ist nicht ersichtlich, welche Leistun- 
gen an die Gesellschaft vorgesehen waren, 
denn keiner der seit 1950 aufgestellten Vor- 
anschläge enthält hierfür einen Ansatz, wie ihn 
§§ 8 b und 9 RHO vorschreiben. Nach den Fest- 
stellungen, die bei der Rechnungsprüfung im 
einzelnen getroffen worden sind, hat die Deut- 
sche Bundespost 

a) für die Verluste der Gesellschaft in den 
Jahren 1950 bis 1952 im Rechnungsjahr 1951 
einen Betrag von 55 000 DM, ferner im 
Rechnungsjahr 1955 einen „Vergleichs- 
betrag'' von 375 000 DM gezahlt, 

b) von 1953 an der Gesellschaft laufend Ge- 
bühreneinnahmen aus dem postalischen Ka- 
beltelegrammverkehr mit Nordamerika in 
Höhe von jährlich rd. 1 Mio DM zugewandt, 

c) in der Zeit von November 1953 bis Fe- 
bruar 1955 im Interesse der Gesellschaft auf 
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Gebühreneinnahmen aus dem Funktele- 
grammverkehr mit Südamerika in Höhe von 
rd. 240 000 DM verzichtet, 

d) laufende Zahlungen an die Gesellschaft aus 
der Verkehrsabrechnung vorzeitig beglichen, 

e) auf den Ersatz von Aufwendungen in Höhe 
von rd. 130 000 DM, die bei der Instand- 
setzung der Seekabel der Gesellschaft ange- 
fallen waren, verzichtet und 

f) in erheblichem Ausmaß Geschäfte für die 
Gesellschaft unentgeltlich besorgt. 

* 

Zu a) 

Einmalige Finanzhilfen an die Gesellschaft 
in den Rechnungsjahren 1951 und 1955 

Das Posttechnische Zentralamt hat der Gesell- 
schaft am 1. März 1955 375 000 DM überwiesen. 
Als Zahlungsgrund wurde folgende Verfügung 
des Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen vom 23. Februar 1955 angegeben: 
„Mit der . . . Gesellschaft wurde ein Vergleich 
geschlossen, wonach sie zur Abgeltung sämt- 
licher Ansprüche, welche sie aus der Zusage 
einer Finanzhilfe oder aus sonstigen Gründen 
gegen die Deutsche Post haben kann, den Be- 
trag von 375 000 DM erhält. Der Vergleich trifft 
nicht die Forderungen der . . , Gesellschaft aus 
dem laufenden Geschäftsjahr ab 1. Januar 1953." 

Diese Ausgabe ist auf Anordnung des Bun- 
desministers für das Post- und Fernmeldewesen 
durch Absetzen von den Haushaltseinnahmen 
bei Kapitel III gebucht worden. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat hierzu ausgeführt, er habe der 
Gesellschaft zunächst im Rechnungsjahr 1951 
einen einmaligen Zuschuß von 55 000 DM ge- 
währt. Diese habe für 1950 bis 1952 jedoch 
einen Verlust von 612 035 DM ausgewiesen und 
.dessen Erstattung unter Berufung auf ältere 
Verträge mit der Deutschen Reichspost und auf 
ihre völlige Abhängigkeit von der Deutschen 
Bundespost gefordert. Bei der rechtlichen Würdi- 
gung des Sachverhalts habe die Deutsche Bun- 
despost auch berücksichtigen müssen, daß die 
Gesellschaft das auf rd. 125 000 DM jährlich be- 
grenzte Garantieversprechen zu keiner Zeit aus- 
drücklich angenommne habe. Im übrigen sei die 
Deutsche Bundespost bestrebt gewesen, den 
Zuschuß nur insoweit zu gewähren, als es die 
Liquidität der Gesellschaft erfordert habe. 

Das von der Deutschen Bundespost bei der 
Zuschußgewährung eingeschlagene Verfahren 
ist haushaltsrechtlich nicht zulässig. Die Mittel 
für die Finanzhilfe hätten im Voranschlag be- 
sonders ausgebracht werden müssen. Die Zah- 
lungen sind nicht als außerplanmäßige Ausga- 
ben in Erscheinung getreten, weil sie an un- 
richtiger Stelle gebucht worden sind (§ 33 Abs. 1 
RHO in der Fassung des § 35 Abs. 4 PVwG, 

§ 69 Abs. 1, § 74 RHO); dadurch, daß der Betrag | 
von 375 000 DM von den Einnahmen abgesetzt | 
worden ist, sind Einnahmen in dieser Höhe bei i 


der Ermittlung der Ablieferung der Deutschen 
Bundespost an den Bund nicht erfaßt worden 
(§ 21 PVwG). 

* 

Zu b) 

Laufende Zuwendungen aus den Gehühren- 
einnahmen im Kaheltelegrammverkehr 
mit Nordamerika 

Obwohl die Gesellschaft infolge der Kriegs- 
ereignisse den Kabeltelegrammverkehr mit 
Nordamerika nicht mehr bediente, erhielt sie 
auf Anordnungen des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen vom 21. Mai und 
29. Juni 1954 hin rückwirkend vom 1. Januar 
1953 laufend einen Anteil aus dem Gebühren- 
aufkommen für diesen Verkehr. Der Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen ließ 
ihr seinen Gebührenanteil, soweit er die nor- 
male Endgebühr je Gebührenwort überstieg, 
überweisen. Dieser betrug bis Ende 1955 ins- 
gesamt 3 294 143,82 DM und beläuft sich für 
1956 auf monatlich rd. 90 000 DM. Die Beträge 
werden laufend durch Absetzen von den Ein- 
nahmen verausgabt. Daß die Gebührenein- 
nahme der Deutschen Bundespost jeweils höher 
ist als die Endgebühr je Gebührenwort, beruht 
auf vertraglichem Entgegenkommen der beiden 
nordamerikanischen Kabelgesellschaften, mit 
denen die Deutsche Bundespost im Kabeltele- 
grammverkehr zusammenarbeitet. Diese haben 
bereits im Jahr 1950 auf einen Teil der soge- 
nannten Durchgangsgebühr zugunsten der Deut- 
schen Bundespost verzichtet. Die Gesellschaft 
ist in diesen Verträgen nicht erwähnt. 

Der Bundesrechnimgshof hat diese Zahlun- 
gen, für die eine Berechtigung nicht zu erkennen 
ist, beanstandet. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat erwidert, er fühle sich ver- 
pflichtet, die Gesellschaft finanziell so zu stel- 
len, daß diese den an sie gestellten Anforde- 
rungen zu genügen vermöge; die Gesellschaft 
sei vor dem Kriege mit einem ihrer Ubersee- 
kabel am Nordamerikaverkehr beteiligt gewe- 
sen; GS sei undenkbar, daß die ausländischen 
Telegraphengesellschaften Gebührenanteile ver- 
schenkten; da die Deutsche Bundespost nach 
Lage der Dinge nur die Endgebühr zu bean- 
spruchen habe, könnten die neben der Endge- 
bühr noch eingeräumten Gebührenanteile nur 
der Gesellschaft gehören. 

Die Auffassung des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen ist rechtlich nicht 
haltbar. Die Gebührenvergünstigung war allein 
der Deutschen Bundespost gewährt worden. Ein 
Vertrag zugunsten der Gesellschaft liegt nicht 
vor. Die Kabelgesellschaften hatten für ihr Ent- 
gegenkommen gegenüber der Deutschen Bun- 
despost wirtschaftliche Gründe; sie stehen im 
Wettbewerb mit Funkgesellschaften, die infolge 
der Eigenart des Funkdienstes in der Lage sind, 
der Deutschen Bundespost eine für diese vor- 
teilhaftere Gebührenverteilung zu bieten, als 
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sie im Kabelverkehr die Regel ist. Es bestand j 
daher keine vertragliche Verpflichtung, die i 
Mehreinnahme an Gebühren der Gesellschaft 
zukommen zu lassen. Im übrigen hat diese nach 
dem Rahmenvertrag vom 18. /20. Oktober 1950 
auch nur für tatsächliche Beförderungsleistun- 
gen einen Vergütungsanspruch. Die Zahlungen 
an die Gesellschaft stellen daher eine freiwil- 
lige Finanzhilfe der Deutschen Bundespost dar. 
Sie sind im Voranschlag nicht vorgesehen und 
auch als außerplanmäßige Ausgaben nicht in 
Erscheinung getreten, weil sie vorschriftswidrig 
von den Einnahmen abgesetzt worden sind 
(§ 33 Abs. 1 RHO in der Fassung des § 35 Abs. 4 
PVwG, § 69 Abs. 1, § 74 RHO). Die Ermächti- 
gung des Voranschlages, an fremde Unterneh- 
men weiterzuleitende Gebührenanteile von den 
Einnahmen abzusetzen, trifft für den vorliegen- 
den Sachverhalt nicht zu. Da die Betriebsein- 
nahmen, von deren Hohe die Ablieferung an 
den Bund abhängig ist (§ 21 PVwG), um die ab- 
gesetzten Beträge gekürzt worden sind, ist die 
Ablieferung seit 1953 jährlich um rd. 65 000 DM 
zu niedrig gewesen. 

Die Deutsche Bundespost kann sich nicht auf 
außervertragliche Verpflichtungen gegenüber 
der Gesellschaft berufen, denen zufolge sie 
etwa gehalten sei, für deren Kriegsfolgeschä- 
den in irgendeiner Weise aufzukommen. Die 
von der früheren Deutschen Reichspost ausge- 
sprochene Verleihung der Betriebsrechte für : 
den Nordamerikaverkehr gibt keinen Schadens- ! 
ersatzanspruch wegen der inzwischen eingetre- 
tenen Betriebsbehinderung; denn die Deutsche 
Bundespost wäre selbst bei einem Widerruf der 
Betriebserlaubnis nicht ersatzpflichtig (vgl. 
Aubert, Fernmelderecht I, 1954 S. 88-89). An- 
sprüche aus dem Lastenausgleich sind der Ge- 
sellschaft als juristischer Person ehenfalls nicht 
erwachsen. Auch das Allgemeine Kriegsfolgen- 
gesetz vom 5, November 1957 würde diese 
Leistungen nicht rechtfertigen. 

Zu a) und b) hat der Bundesrechnungshof den 
Bun^iesminister für das Post- und Fernmelde- 
v/esen ersucht, den bisher vorenthaltenen Ab- 
lieferungsbetrag von rd. 370 000 DM an den 
Bund abzuführen. 

* 

Zu c) 

Laufender Verzicht der Deutschen Bundespost 
auf Funktelegrammgebühreneinnahmen im 
Verkehr mit Südamerika zugunsten 
der Gesellschaft 

Im Telegrammverkehr mit Südamerika verzich- 
te die Deutsche Bundespost im Interesse der 
Gesellschaft von November 1953 bis Februar 
1955 auf etwa 240 000 DM Gebührenednnahmen, 
indem sie einen Teil der für den Funkverkehr | 
geeigneten Telegramme über den Kabelweg der i 
Ge.sellschaft absetzen ließ. Die für den Funk- 
verkehr nach Südam.erika zuständige Oberpost- 
direktion wurde durch eine Verfügung des Bun- 


desministers für das Post- und Femmeldewesen 
vom 6. November 1953 veranlaßt, monatlich 
etwa 200 Telegramme nach Argentinien und 
etwa 500 Telegramme nach Brasilien von den 
Funkverbindungen abzuziehen und über den 
Kabelweg zu leiten. Die Zahl der Kabeltele- 
yramme verdoppelte sich dadurch etwa. 

Die Einnahmeminderung beruht darauf, daß 
der Deutschen Bundespost im Funkverkehr mit 
Südamerika die gesamte Telegrammgebühr, bei 
Benutzung des Kabelweges jedoch nur die so- 
genannte Endgebühr zufällt. 

Auf Grund der Beanstandungen des Bundes- 
rechungshofes ist der Abzug von Funktelegram- 
men unterblieben. Nachdem die unwirtschaft- 
liche Leitung der Telegramme nach Südamerika 
dem Bundesrechnungshof aufgefallen war, hat 
dieser den Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen am 1. Februar 1955 um Be- 
kanntgabe der außer dem Telegrammleitheft 
ergangenen einschlägigen Leitverfügungen ge- 
beten. Hierauf hat der Bundesminister für das 
Post- und Fermeidewesen am 21. März 1955 er- 
widert, es beständen neben dem Telegramm- 
leitheft keine für den Fall geltenden Leitbe- 
stimmungen. Diese Auskunft war insofern irre- 
führend, als die Verfügung vom 6. November 
1953 an die Oberpostdirektion tatsächlich er- 
gangen war. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen 
daraufhin das Piüfungsergebnis in diesem 
Punkt mitgeteilt und den Betrag der durch die 
unberechtigten Anordnungen verur.sachten Ein- 
nahmeminderung auf rd. 240 000 DM festge- 
stellt. Er hat darauf hingewiesen, daß neben 
diesem Einnahmeverlust auch eine Devisenbe- 
lastung der Bundesrepublik eingetreten sei, da 
Gebührenanteile in Devisen an das Ausland 
weitergegeben werden müßten, und daß außer- 
dem durch das notwendig gewordene Abrech- 
nungsverfahren Verwaltungskosten entstanden 
seien. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat im wesentlichen eingev/endet: 

1 . Der Bundesrechnungshof berücksichtige nicht, 
daß die Deutsche Bundespost neben Funk- 
verbindungen auch Kabelverbindungen be- 
treiben müsse, um auch dann noch Tele- 
gramme absetzen zu können, wenn die Funk- 
verbindungen infolge größerer Störungen 
ausfielen. Daraus ergebe sich die Forderung, 
daß die Gesellschaft von der Deutschen Bun- 
despost lebensfähig erhalten werden müsse. 
Die Deutsche Bundespost tue dies, indem 
sie Teile des Verkehrs über Kabel leite und 
dadurch der Gesellschaft Anteile aus den 
Telegraphengebühren einräume. Auch die 
frühere Deutsche Reichspost habe der Ge- 
sellschaft Zuschüsse gegeben. 

2. Die Leitung eines Teils des Telegrammver- 
kehrs nach Südamerika über Kabellinien 
habe nichts mit einer Unterstützung der Ge- 
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Seilschaft zu tun. Für diie Wahl der Leitwege 
seien nur betriebliche Gründe maßgebend. 
Die Deutsche Bundespost müsse sowohl 
Kabel- als auch Funkwege zur Verfügung 
haben. Es sei nicht vertretbar, die Tele- 
gramme ausschließlich über den Funkweg 
zu übermitteln und den Kabelweg zu ver- 
nachlässigen. In erster Linie sei die Schnel- 
ligkeit der Telegrammübermittlung bestim- i 
mend, erst in zweiter Linie können die ge- | 
bührenmäßigen Vorteile in Betracht gezo- 1 

gen werden. ! 

i 

3. Auf dem Kabelwege gingen aus Südamerika ■ 
wesentlich mehr Telegramme ein, als in , 
umgekehrter Richtung von der Deutschen : 
Bundespost über den Kabelweg geleitet 
würden. 

Dem war entgegenzuhalten: 

Zu 1. 

Die finanziellen Beziehungen der Deutschen 
Bundespost zur Gesellschaft müssen sich nach 
haushaltsrechtlichen Grundsätzen und nach 
Gesichtspunkten richten, die für die Deutsche 
Bundespost wirtschaftlich sind. Die Einräumung 
der Anteile an Telegrammgebühren bedeutet 
eine nicht kontrollierbare Subvention der Ge- 
sellschaft zum Nachteil der Deutschen Bundes- | 
post. Im übrigen sind die Fernmeldeverwaltun- 
gen und die Betriebsgesellschaften nach den 
Bestimmungen des Internationalen Fernmelde- 
vertrages von Buenos Aires und dessen Voll- | 
Zugsordnungen gegenseitig verpflichtet, bei 
Betriebsstörungen umgeleiteten Verke^hr zu 
übernehmen. 

Zu 2. 

Die Bedenken des Bundesrechnungshofes rich- 
ten sich nicht gegen den normalen Verkehr 
über den Kabelweg, sondern ausschließlich 
gegen die Maßnahmen, durch die in der Zeit 
von November 1953 bis Januar 1955 monatlich 
700 Telegramme vom Funkweg abgezogen und I 
dem Kabelweg zugeführt worden sind. Für die 
Wahl des Kabelweges lagen insoweit keine 
betrieblichen Gründe vor. Das ergibt sich schon 
daraus, daß vor und nach dem angegebenen 
Zeitraum der Betrieb ohne die zusätzliche 
Inanspruchnahme des Kabelweges reibungslos 
abgewickelt werden konnte. Der Betriebsum- 
fang auf den Kabelverbindungen der GeseM- 
schaft und der mit ihr zusaminenarbeitenden 
ausländischen Gesellschaft wird im übrigen 
keineswegs allein durch den Südamerikaver- 
kehr bestimmt, über diese Verbindungen läuft 
außerdem ein erheblicher Verkehr von und 
nach anderen Ländern; von einer Vernachlässi- 
gung des Kabelweges kann also nicht gespro- 
chen werden. Es erscheint im Hinblick auf die 
finanzielle Auswirkung für die Deutsche Bun- 
despost nicht vertretbar, den Kabelweg unnötig 
in Anspruch zu nehmen. 

Zu 3. 

Die Deutsche Bundespost ist rechtlich nicht ver- 
pflichtet, den nach Südamerika abgehenden 


Verkehr in solchem Umfang über den Kabel- 
weg zu leiten, daß abgehender und ankommen- 
der Kabelverkehr etwa gleich stark sind. 
Artikel 46 § 5 der Vollzugsordnung für den 
Telegraphendienst bestimmt vielmehr; „Hat 
der Absender keinen Leitweg vorgeschrieben, 
so bleibt jedem Amt, bei dem sich die Wege 
teilen, die Entscheidung über die Weiterleitung 
des Telegramms überlassen." Die beanstandete 
Anordnung vom 6. November 1953, die mit der 
Absicht begründet worden war, den Verkehr 
auf dem Kabelweg in beiden Richtungen gleich 
hoch zu halten, war danach auch nach dem 
internationalen Fernmelderecht nicht geboten. 
Es bestand daher kein Grund, den der Deut- 
schen Bundespost weniger Einnahmen bringen- 
den Kabelverkehr bevorzugt zu benutzen. 

* 

Zu d) 

Laufende Vorauszahlung von Gebührenantei- 
len an die Gesellschaft 

Die Gesellschaft hat von der Deutschen Bundes- 
post die ihr zustchenden Gebührenanteile aus 
dem internationalen Telegrammverkehr — aber 
auch die ihr nicht zustehenden Beträge nach 
den Ausführungen zu b) — regelmäßig erheb- 
lich früher erhalten, als es in Artikel 94 der 
Vollzugsordnung für den Telegraphendienst 
vorgeschrieben ist. Nach §§ 1 bis 6 a. a. O. sol- 
len die Rechnungen der fordernden Verwaltung 
oder des fordernden Unternehmens vierteljähr- 
lich erstellt werden, nachdem der schuldenden. 
Verwaltung vorher mit einer Frist von sechs 
Monaten Gelegenheit zur Prüfung und Aner- 
kennung der Forderungsunterlagen gegeben 
worden ist. Für die Begleichung ist dann eine 
Frist von sechs Wochen nach Empfang der 
Rechnung vorgesehen. Insgesamt liegt also der 
Zahlungstermin etwa sieben Monate nach der 
Verkehrsabwicklung. 

Zur Zeit der Prüfung durch den Bundesrech- 
nungshof (Januar 1955) leistete die Oberpost- 
kasse des Po'Sttechnischen Zentralamts auf 
Anweisung des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen an die Gesellschaft als- 
bald nach der Verkehrsabwicklung Vorauszah- 
lungen, die sie als Vorschuß buchte. Das Vor- 
schußkonto wurde mit den auf die Prüfung der 
internationalen Abrechnung folgenden Zahlun- 
gen ausgeglichen. 

Auf die Beanstandung des Bundesrechnungs- 
hofes hat der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen mitgeteilt, die Gesellschaft 
habe jetzt auf Vorauszahlungen verzichtet. In 
Wirklichkeit sind jedoch nur die Vorauszahlun- 
gen und deren Buchung als Vorschuß eingestellt 
worden; im übrigen hat die Gesellschaft auf 
Anweisung des ßundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen die Gebührenanteile nach 
wie vor nicht, wie vorgeschrieben, vierteljähr- 
lich, sondern monatlich erhalten, und zwar er- 
heblich vor Ablauf der international verein- 
barten Fristen. 
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Das Posttechnische Zentralamt hat dem Bun- , 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen | 
am 23. November 1955 über die finanziellen i 
Nachteile berichtet, die der Deutschen Bundes- j 
post durch das von der internationalen Verein- 
barung abweichende Verfahren entstehen. Die- i 
ser hat den Bericht des Posttechnischen Zentral- 
amtes nicht beantwortet. 

Nach einer Zusammenstellung, die der Bun- 
desrechnungshof verlangt hatte, dürften der 
Postkasse in den Jahren 1951 bis 1956 durch die 
vorzeitigen Zahlungen bei einer mittleren Ver- 
zinsung von 5 V. H. Zinsverluste von rd. 16 000 
DM entstanden sein. Der Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen hat erklärt, daß 
er für die vom 1. April 1957 an aufkommenden 
Telegraphenrechnungen keine Vorauszahlun- 
gen mehr leiste, sondern nach den Bestimmun- 
gen der Vollzugsordnung für den Telegraphen- 
dienst abrechne. Das bis zum 31. März 1957 ge- 
übte Verfahren sei zu rechtfertigen, weil die 
Gesellschaft in mancher Beziehung schlechter 
gestellt sei als andere Beförderungsunterneh- 1 
men und weil sie im Kriege ihr gesamtes Ver- ; 
mögen eingebüßt habe. i 

Der Bundesrechnungshof vermag diese Be- 
gründung nicht anzuerkennen. Die vorzeitige 
Zahlung stellte wiederum eine versteckte Sub- 
vention an die Gesellschaft dar. 

* 

Zu e) 

Verzicht auf Aufwendungsersatz bei der In- 
standsetzung eines Überseekabels der Gesell- 
schaft 

Die Gesellschaft hat eines der im Kriege zer- ! 
störten Seekabel in den Jahren 1951 bis 1954 | 
durch ein Seekabelwerk instand setzen lassen. ^ 
Auf Wunsch der Gesellschaft hat der Bundes- | 
minister für das Post- und Fernmeldewesen die 
zuständige Oberpostdirektion beauftragt, alle 
Kosten, die für die Untersuchung und die In- 
standsetzung des Seekabels für Rechnung der 
Gesellschaft aufkamen, zunächst für diese zu 
verauslagen und ihm nach der endgültigen Ab- 
rechnung die auf die Deutsche Bundespost als 
Miteigentümerin entfallenden Beträge zu mel- 
den. Während der Instandsetzung hat die Ge- 
sellschaft den Eigentumsanteil der Deutschen 
Bundespost auf Grund des Kaufvertrages vom 
31. August 1954 mit Wirkung vom 3. Dezember 
1953 erworben. 

Der Kaufpreis betrug 2 365 800,91 DM; er 
setzte sich aus der Hälfte der bis zum 3. Dezem- 
ber 1953 aufgewendeten Instandsetzungskosten | 
(4 363 286,49 : 2 = 2 181 643,24 DM) und der 
Hälfte des Altkupferwertes der bei Kriegsende 
vorhandenen Kabelstümpfe (368 315,35 : 2 ~ 
184 157,67 DM) zusammen. Darin waren jedoch 
Aufwendungen, die der Deutschen Bundespost 
bei der Instandsetzung des Kabels erwachsen 
waren, nicht berücksichtigt. Es handelt sich um 
die anteiligen Kosten für die Güteprüfung an 


den Seekabellängen sowie an dem Zubehör im 
Werk des Lieferers und um die anteiligen Ko- 
sten für die Verwaltungsarbeit zur Abrechnung 
des Bauvorhabens. 

Der Bundesrechnungshof schätzt den nicht 
geltend gemachten Betrag auf rd. 130 000 DM. 

Die Oberpostdirektion ist am 7. März 1955 um 
Stellungnahme gebeten worden. Sie hat am 
5. Juli 1955 im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen er- 
widert, daß auf die Erstattung dieser Aufwen- 
dungen mit Rücksicht auf andere Ausgaben, 
welche die Gesellschaft im In- und Ausland zur 
Vorbereitung der Arbeiten und während der 
Instandsetzung gehabt habe, verzichtet worden 
sei. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat den Verzicht schließlich damit 
begründet, daß die Gesellschaft nicht in der 
Lage gewesen sei, die Instandsetzungskosten in 
voller Höhe selbst aufziibringen. Die Deutsche 
Bundespost habe aber aus betrieblichen Grün- 
den ein Interesse an der baldigen Inbetrieb- 
nahme des Kabels gehabt. 

Zu dem Verzicht auf Erstattung der Aufwen- 
dungen war die Deutsche Bundespost nicht be- 
rechtigt. Dieser Verzicht bedeutet eine weitere 
Subventionierung der Gesellschaft unter Ver- 
letzung haushaltsrechtlicher Grundsätze. 

Zu f) 

Unentgeltliche Geschäftsbesorgung für die 
Gesellschaft 

Im Verlauf seiner Prüfungen hat der Bundes- 
rechnungshof im Jahre 1956 weiter festgestellt, 
daß die zuständige Oberpostdirektion auf Wei- 
sung des Bundesministers für das Post- und 
Fernmelde wesen auch nach dem Verkauf des 
Kabelanteils der Deutschen Bundespost über 
Ausgaben, die für die Instandsetzung des See- 
kabels vom 4. Dezember 1953 bis zur Inbetrieb- 
nahme am 1. November 1954 für Rechnung der 
Gesellschaft aufkamen, mit deren Vertragspart- 
ner abgerechnet hat, ohne die Erstattung des 
Verwaltungsaufwandes zu , verlangen. Ferner 
hat sich ergeben, daß die Oberpostdirektion in 
der gleichen Weise ohne jede Vergütung die 
Abrechnungen über die Arbeiten für die In- 
standsetzung anderer, der Gesellschaft gehö- 
render Kabel mit deren Auftragnehmern aus- 
geführt hat; insgesiamt ist hierbei über rd. 
800 000 DM abgerechnet worden.. 

Die Gesellschaft ersparte durch die Leistun- 
gen der Deutschen Bundespost die Kosten eines 
eigenen Abrechnungsbüros. Die Aufwendungen 
der Deutschen Bundespost aus diesem Anlaß 
sind erheblich; sie müssen iim einzelnen noch 
festgestellt werden. Z. B. hat ein Seekabelwerk 
der Gesellschaft als Auftraggeberin zu den 
Rechnungsbeträgen seiner Nachuntemehmer 
(Reeder, Werft) 15 v. H. Verwaltungskosten, 
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40 V. H. Unternehmerzuschlag und teilweise 
4 V. H. Umsatzsteuer in Rechnung gestellt. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat am 9. Mai 1957 mitgetcilt, daß 
er die bds jetzt entstandenen Kosten ermitteln 
lassen und sodann über die Erstattung entschei- 
den wolle. Die Angelegenheit schwebt noch. 

* 

Zusammenfassend ist festzustellen: 

Die Deutsche Bundespost hat ihre Finanzhilfe 
an die Gesellschaft so zerstückelt und verdeckt 
gewährt, daß entweder der Eindruck der Plan- 
losdgkeit entsteht oder aber die Annahme be- 
gründet ist, der Bundesminister für das Post- 
und Fermeidewesen habe beabsichtigt, seine 
Subventionspolitik und deren finanzielle Aus- 
wirkung gegenüber den zur Beschlußfassung 
über den Voranschlag und über die Entlastung 
für die Haushalts- und Wirtschaftsführung be- 
rufenen Organen — Bundesminister der Finan- 
zen und Verwaltungsrat der Deutschen Bundes- 
post — - sowie gegenüber dem Bundesrechnungs- 
hof als oberster Finanzkontrollbehörde zu ver- 
schleiern. Soweit die Subventionierung der Ge- 
sellschaft etwa gerechtfertigt war, wäre sie in 
einer haushaltsrechtlich einwandfreien Form 
vorzunehmen gewesen. Hierfür kam in Betracht, 
die Zuschüsse alljährlich mit ausreichender Er- 
läuterung in den Voranschlag einzusetzen (§§ 7, 
9 RHO). Auch im Falle eines Gewährvertrages 
nach § 45 c RHO hätten zum Ausgleich für die 
etwaige Inanspruchnahme der Deutschen Bun- 
despost Ausgabemittel in entsprechender Höhe 
in den Voranschlag eingestellt werden müssen 
(§ 8 b RHO). Ferner wäre das Prüfungsrecht des 
Bundesrechnungshofes gegenüber der Gesell- 
schaft auszubedingen gewesen. 

* 

übertriebene Pflege von Kraftfahrzeugen im 
Fernmeldedienst 

143. Die Oberpostdirektionen haben von 1953 an auf 
Anweisung des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen die Pflege von etwa 2000 
behördeneigenen Volkswagen des Fernmelde- 
dienstes Privatfirmen übertragen. Nach den 
Pflegeverträgen sind die Personenkraftwagen 
wöchentlich abgeschmiert und alle zwei Wochen 
abgesprüht worden. Nach der Betriebsanleitung 
des Volkswagenwerkes sind die Fahrzeuge da- 
gegen erst nach jeweils 2500 km Fahrleistiing 
abzuschmieren und nur im Winter gelegentlich 
mit rostschützendem Chassisöl abzusprühen. 
Die monatliche Fahrleistung betrug im Durch- 
schnitt 1700 km. Das Abschmieren war danach 
lediglich alle 44 Tage erforderlich; das 26malige 
Absprühen im Jahr war nicht gerechtfertigt. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb ange- 
regt, die Pflegeverträge der Volkswagen- 
Betriebsanleitung und der Fahrleistung der 
Kraftfahrzeuge anzupassen. Dem hat der Bun- 


desminister für das Post- und Fernmeldewesen, 
der nach seiner Angabe seit 1954 selbst eine 
Neuregelung anstrebte, im März 1956 entspro- 
chen. Nach dem neuen Pflegevertrags-Muster 
wird die Pflege auf den in der Volkswagen- 
Betriebsanleitung und in dem Volkswagen- 
Kundendienstheft vorgesehenen Umfang be- 
schränkt. Danach dürfte unter Zugrundelegung 
der zur Zeit gültigen Wagenpflegesätze mit 
einer Ersparnis von 11 bis 17 DM monatlich je 
Volkswagen, bei etwa 2 000 Volkswagen mit 
einer jährlichen Ersparnis von etwa 260 000 bis 
400 000 DM zu rechnen sein. 

* 


Kabelkäufe auf Grund ungenauer Bedarfs- 
ermittlung 

144. Für die Erweiterung eines Fernmelde-Orts- 
netzes sind erheblich größere Mengen teurer 
Röhrenkabel bezogen worden als erforderlich 
waren, z. B. von 350paarigem Röhrenkabel 
5274 m statt der benötigten 3738 m, das sind rd. 
40 v. H. zuviel, und von 700paarigiem Röhren- 
kabel 1526 m statt der benötigten 964 m, das sind 
rd. 70 V. H. zuviel. Dadurch sind mindestens 
(28 000 -f 19 000 =) 47 000 DM unnötig veraus- 
gabt worden. In einem anderen Oberpostdirek- 
tionsbezirk waren im Sommer 1953 noch zahl- 
reiche Längen fabrikneuer Erd- und Röhrenkabel 
im Vorratsbestand vorhanden, die bei Ortsnetz- 
erweiterungen in den Jahren 1951/1952 übrig- 
gebliieben waren. 

Die beiden Oberpostdirektionen haben die 
Kabelreste damit begründet, daß sie Ende 1950^ 
Anfang 1951 von dom Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen und dem Fernmelde- 
technischen Zentralamt veranlaßt worden seien, 
kurzfristig in größerem Umfange Kabel zu be- 
stellen, eine von ihnen im Werte von etwa 
2 Mio DM; wegen der Kürze der zur Verfügung 
stehenden Zeit hätten die Planungen und die 
Aufmessungen der benötigten Längen nicht mit 
der erforderlichen Genauigkeit durchgeführt 
werden können. Im Bereich einer weiteren 
Oberpostdirektion hat sich nach der Verlegung 
eines Bezirkskabels ein Restbestand von 655 m 
Fernleitungskabel ergeben. 

Diese Oberpostdirektion hat die Restbestände 
mit Änderungen des ursprünglichen Aus- 
legungsplans erklärt. 

Kabel müssen nach sorgfältiger Planung in 
genau ermittelten Einzellängen bestellt werden. 
Geschieht dies nicht, so fallen Reststücke an, 
die häufig nur als Altstoffe verwendet werden 
können. Dadurch wird bei den hohen Kabel- 
preisen (bis zu 50 DM^m) erheblicher Schaden 
verursacht. Der Kabelbeschaffung im Werte von 
etwa 2 Mio DM, die einer der Oberpostdirek- 
tionen aufgegeben war, hat keine sorgfältige 
Planung zugrunde gelegen; die Beschaffung 
ging weit über den Gesamtbedarf der Ober- 
postdirektion hinaus und hatte offenbar den 
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Zweck, am Ende des Rechnungsjahres noch ver- ; 
fügbare Haushaltsmittel auszuschöpfen. Die i 
vorzeitige Auftragserteilung hat im Interesse 
der Industrie gelegen, für die Deutsche Bundes- 
post hat sie sich als verfehlt erwiesen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verstöße 
gegen die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit gerügt und ernstlich darauf 
hingewicsen, daß diese Grundsätze zur Ver- 
meidung von Ersatzansprüchen sorgfältig zu 
beachten sind. 

* 

Vorzeitige Inanspruchnahme von Haushalts- 
mitteln infolge mangelhafter Planung 

145. Der für Mai 1952 vorgesehene Beginn des Auf- 
baues einer neuen Fern sp rech- Ver mittlungs' 
stelle hat sich dadurch um fast ein Jahr ver- 
zögert, daß der dafür ursprünglich vorgesehene 
Raum kurz vor Baubeginn für Postbetriebs- 
zwecke beansprucht worden ist. Durch die 12- 
monatige Verzögerung des Aufbaues sind der 
Deutschen Bundespost Verluste entstanden. Die 
in der Zeit von Januar bis März 1952 beschaff- 
ten Gegenstände der technischen Einrichtungen 
im Werte von 51 000 DM haben fast 12 Monate 
lang ungenutzt gelagert; die für sie aufgewen- 
deten Mittel sind vorzeitig in Anspruch ge- 
nommen worden. Allein der vermeidbare Zins- 
aufwand betrug bei einem Zinssatz von 5 v. H. 

2 550 DM. 

Der Fehler fällt der zuständigen Oberpost- 
diirektion zur Last; diese hatte es verabsäumt, die 
Raumfrage rechtzeitig zu klären. Wer das Ver- 
säumnis zu vertreten hat, konnte wegen mehr- 
maligen Wechsels der Bearbeiter nicht mehr 
einwandfrei festgestellt werden. Der Bundes- 
rechnungshof hat die Erörterung der Ersatzfrage 
deshalb eingestellt und gefordert, daß künftig 
sorgfältig geplant wird. 

* 

Lückenhafte Inanspruchnahme der Umsatz- 
steuervergünstigung im Wirtschaftsverkehr mit 
Berlin (West) 

146. Nach dem Gesetz zur Förderung der Wirtschaft 
von Berlin (West) — Berlinhilfegesetz — wird 
den Käufern von Waren, die in Berlin (West) 
hergestellt worden sind, eine Umsatzsteuerver- 
günstigung von 4 V. H. gewährt Diese Vergün- 
stigung haben zahlreiche Dienststellen der 
Deutschen Bundespost aus Versehen oder aus 
Unkenntnis nicht in Anspruch genommen. Dies 
hat sich besonders bei dem umfangreichen Be- 
zug von Fernmeldegegenständen aus der West- 
berliner Fertigung ausgewirkt. Die Feststellrm- 
gen des Bundesrechnungshofes bei der stich- 
probenweise vorgenommenen Prüfung haben in 
den Rechnungsjahren 1952 bis 1955 zu Rück- 
flüssen an die Postkasse in Höhe von etwa 
55 000 DM geführt. 


Auf Anregung des Bundesrechnungshofes hat 
der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen die Oberpostdirektionen angewie- 
sen, die Inanspruchnahme der Vergünstigung 
sicherzustellen. 

Ungünstige Verträge über die Wiederinstand- 
setzung von Verkehrswegen nach Fernmelde- 
bauarbeiten 

147. Zwei städtische Tiefbauämter haben von der 
Deutschen Bundespost für die laufende Unter- 
haltung von Wegen, die sie nach der Durch- 
führung von Fernmeldebauarbeiten instandset- 
zen ließen, zu den Selbstkosten einen Zuschlag 
von 50 V. H. verlangt. Die Forderung beruht auf 
vertraglichen Vereinbarungen aus dem Jahre 
1908. Die allgemeine Erhebung dieses Zuschla- 
ges hat der Bundesrechnungshof nicht für ge- 
rechtfertigt gehalten, weil der Ersatz von Wege- 
unterhaltungskosten nach § 2 des Telegraphen- 
wegegesetzes vom 18. Dezember 1899 nur dann 
in Betracht kommt, wenn die Post durch die 
Benutzung eines Verkehrsweges dessen Unter- 
haltung erschwert. Das ist keineswegs regel- 
mäßig der Fall. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb die zu- 
ständige Oberpostdirektion im Rechnungsjahr 
1950 ersucht, eine Änderung der ungünstigen 
Verträge herbeizuführen. Eine der beiden Städte 
hat mit Wirkung vom 1. September 1954 nach 
langwierigen Verhandlungen auf den Unter- 
haltungskostenzuschlag verzichtet. Die dadurch 
erzielte Ersparnis veranschlagt die Oberpostdi- 
rektion auf 5000 DM jährlich. Die Verhandlun- 
gen mit der anderen Stadt schweben noch. 

Hätte die Oberpostdirektion schon früher aus 
eigenem Antrieb über die ungünstigen Verträ- 
ge verhandelt, so hätten wahrscheinlich erheb- 
lich größere Haushaltsersparnisse erzielt wer- 
den können. 

Eigenmächtiger Abschluß von Miet- 
Kaufverträgen 

148. Eine Oberpostdirektion hat am 19, Dezember 
1952 und am 17s Februar 1953 eigenmächtig 
Verträge geschlossen, nach denen 21 für den 
Fernmeldedienst bestimmte Volkswagen-Kombi- 
fahrzeuge gemietet wurden; sie sollten nach 
zwei Jahren in das Eigentum der Deutschen 
Bundespost übergehen. Durch vierteljährlich im 
voraus geleistete Zahlungen hat die Oberpost- 
direktion die vollen Anschaffungskosten ein- 
schließlich der Nebenkosten (rd. 8 v. H. Zinsen, 
Zulassungs- und Versicherungskosten, Kraft- 
fahrzeugsteuern) abgegolten. Sie hat diese Aus- 
gaben aus Mitteln des Kapitels IV Titel 1 d II 
Betrieb bestritten. Beim Abschluß der Verträge, 
die wegen des schon nach zwei Jahren vorge- 
sehenen Eigentumsübergangs den Charakter 
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von Kaufverträgen mit Abzahlungsklausel 
hatten, ist die Oberpostdirektion Verpflichtun- ! 
gen über ein Rechnungsjahr hinaus eingegan- 
gen, ohne daß die nach § 45 b RHO erforder- | 
liehe Genehmigung durch den Voranschlag i 
oder durch den Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen vorlag; sie hat dies getan, 
obwohl der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen den Oberpostdirektionen durch 
Verfügung vom 8. August 1951 den Abschluß 
solcher Verträge untersagt hatte. 

Die Oberpostdirektion hat das Verfahren mit 
der Dringlichkeit der Beschaffung von Kraft- 
fahrzeugen und mit der Knappheit an Anlage- 
mitteln begründet. Sie vermag damit aber ihr 
Verhalten nicht zu rechtfertigen, wenn auch der | 
Bundesminister für das Post- und Femmelde- 
wesen nachträglich den Erwerb der 21 Kraft- i 
fahrzeuge genehmigt hat. Es war weiter unzu- | 
lässig, die Kraftfahrzeuge statt mit Mitteln des | 
Anlagehaushalts mit solchen des Betriebshaus- 
halts zu beschaffen. 

Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofes 
ist das Vermögenskonto 31 (Kraftfahrzeuge) — 
Kapitel IV Titel 2 d II Anlage — durch Um- 
buchung berichtigt worden. 


Mängel bei der Mittelbe'wirtschaftung 

149. Mehrere Oberpostdirektionen haben über die 
'ihnen vom Bundesminister für das Post- und 
Femmelde wesen bei Kapitel IV (sächliche 
Kosten des Femmeldewesens) zugewiesenen 
Mittel hinaus Ausgaben geleistet: 


Rechnungs- 

jahr 

Ober- 

post- 

direktion 

Titel 

Betrag der 
Mehrausgabe 
DM 

1952 

A 

1 

257 455,64 

1952 

A 

2 b 

1 258 132,— 

1952 

B 

2 b 

123 270,12 

1952 

B 

2 c 

490 042,27 

1952 

C 

2 b 

202 679,02 

1952 

C 

2 c 

191 600,47 

1952 

D 

2 b 

654 439,07 

1953 

E 

2 b 

104 601,— 

1953 

F 

j 2 b 

135 350, — • 


Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
melde wesen hat die Mittel für diese Ausgaben 
nachträglich zugewiesen. 

Die Überschreitungen der Kassenanschläge 
waren eine Folge mangelhafter Führung der 
Wirtschaftspläne. Sie haben zwar aus der Haus- 
haltsreserve des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen gedeckt werden können; 
derartige Verstöße gegen § 58 RHO und die 


Vollzugsbestimmungen der Deutschen Bundes- 
post zur RHO beeinträchtigen aber die ordnungs- 
mäßige Haushaltsführung des Ministeriums er- 
heblich; sie können zu Schadenersatzforderun- 
gen gegen die verantwortlichen Beamten füh- 
ren. Der Bundesrechnungshof hat ersucht, die 
Beamten zur Beachtung der Haushaltsvorschrif- 
ten anzuhalten. 

* 

Überzahlung von Entschädigungen bei 
auswärtiger Beschäftigung 

150. In sieben Oberpostdirektionsbezirken haben 
Femmeldebauämter in zahlreichen Fällen ihren 
in anderen Bezirken in Sonderbautrupps einge- 
setzten Fernmeldebauhandwerkem Entschädi- 
gungen nach dem Reisekostengesetz oder nach 
der „Sonderregelung über die Entschädigungen 
im Fernmeldedienst der Deutschen Bundespost 
bei auswärtigen Dienstgeschäften" gewährt. 
Femmeldeb anhand werker sind aber bei aus- 
wärtiger Beschäftigung nach den in den Tarif- 
vereinbarungen vorgesehenen niedrigeren Ent- 
ischädigungssätzen abzufinden (Tarifveremba- 
rung über die Entschädigung bei auswärtiger 
Beschäftigung vom 23. Oktober 1950, Zusatz- 
vereinbarung hierzu, Tarifvertrag für die Ar- 
beiter der Deutschen Bundespost vom 6. Januar 
1955). 

Die fehlerhafte Rechtsanwendung hat zu 
Überzahlungen von rd. 26 000 DM geführt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Dienststel- 
len ersucht, die überzahlten Beträge einzu- 
ziehen oder, falls die.s nicht möglich ist, die für 
die Überzahlung verantwortlichen Beamten 
haftbar zu machen. 

Zwei Oberpostdiirektionen haben die Einzie- 
hung veranlaßt. Die Angelegenheit ist noch 
nicht abgeschlossen. 

Postwesen 

Unangemessen hoher Aufwand bei einer Ver- 
anstaltung zur Pflege postalischer Beziehungen 
zum Ausland 

151. Anläßlich der Eröffnung der Deutschen Ver- 
kehrsausstellung 1953 in München hat der Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen 
für 31 leitende Beamte ausländischer Postver- 
waltungen und deren Damen, die als Gäste der 
Deutschen Bundespost anwesend waren, u. a. 
einen Empfang gegeben, an dem insgesamt 265 
Personen teilgenommen haben. 

Für die Pflege der postalischen Beziehungen 
zum Ausland sind während der Verkehrsaus- 
stellung Kosten von insgesamt rd. 25 000 DM 
entstanden; etwa 12 000 DM sind dabei allein 
auf den erwähnten Empfang entfallen (je Teil- 
nehmer rd. 45 DM, nämlich 11 DM für das 
Gedeck und 34 DM für Getränke und Tabak- 
waren). 
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Ümfang und Aufwand dieser Veranstaltung 
waren auch unter Berücksichtigung der Tat- 
sache, daß der Empfang aus Anlaß der Eröff- 
nung der Deutschen Verkehrsausstellung statt- 
fand und durch die Anwesenheit des Bundes- 
präsidenten ein besonderes Gepräge erhielt, 
nach Ansicht des Bundesrechnungshofes unan- 
gemessen hoch; dies gilt insbesondere für den 
Aufwand für Getränke. Diese Auffassung steht 
mit dem vom Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestags bei Haushaltsberatungen geäußer- 
ten Wunsch im Einklang, bei Empfängen die 
Zahl der Einzuladenden wesentlich zu beschrän- 
ken. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen ge- 
beten, künftig auf größere Sparsamkeit bei sol- 
chen Veranstaltungen zu achten und insbeson- 
dere die Zahl der Teilnehmer aus der eigenen 
Verwaltung angemessen zu beschränken. 

* 

Verwendung von Repräsentationsmitteln 

152. Im Voranschlag der Deutschen Bundespost sind 
bei Ausgabe-Kapitel XIII Titel 2 Mittel für 
Ausgaben veranschlagt, die für außergewöhn- 
lichen Aufwand im dienstlichen Interesse ent- 
stehen. Nach den Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes sind diese Mittel nicht immer 
den Bestimmungen des Haushaltsrechts entspre- 
chend verwaltet worden. Insbesondere handelte 
es sich um folgende Fälle: 

a) Unzulässige Verwendung der Mittel für in- 
nere Repräsentation, z. B. für die Bewirtung 
von Angehörigen der Deutschen Bundespost 
bei dienstlichen Lehrgängen, bei Empfängen 
der Abteilungsleiter und Referenten des 
Ministeriums sowie bei Zusammenkünften 
des Personals der Postbauleitungen des 
Ministeriums und der am Umzug des Mini- 
steriums beteiligten Bediensteten der Deut- 
schen Bundespost; Geschenke zum Dienst- 
jubiläum und zum Geburtstage eines Abtei- 
lungsleiters des Ministeriums; 

b) Ausgaben für Repräsentationszwecke, die in 
keinem Zusammenhang mit den Aufgaben 
der Deutschen Bundespost stehen, z. B, Zu- 
wendungen an eine Schützengesellschaft und 
einen Sportverein zu deren Jubiläen sowie 
an den Leiter einer ländlichen Jugendbü- 
cherei; Spenden für den Wiederaufbau einer 
Kirche, einer Universität und eines Theaters 
sowie für die Wiedererrichtung eines Denk- 
mals für einen Sozialpolitiker; 

c) Verstöße gegen § 38 RHO, wonach außer- 
ordentliche Vergütungen und Unterstützun- 
gen nur aus den im Voranschlag dazu be- 
stimmten Mitteln gewährt werden dürfen, 
z. B. Zahlung von Kosten für Übernachtung 
von Postbeamten — auch von Kraftwagen- 
führern — bei postdienstlichen Tagungen, 


obwohl diese Bediensteten Reisekostenver- 
gütungen erhalten haben; Zuwendungen für 
Mehrarbeit an Sekretärinnen und Kraft- 
wagenführer des MinLsteriums; 

d) Ausgaben für Zwecke, die keine Repräsen- 
tation darstellen, z. B. Übernahme der Ko- 
sten für eine Kraftpostsonderfahrt der 
Beamten einer anderen obersten Bundes- 
behörde und Zuschüsse zu den Kosten der 
Betriebsausflüge des Ministeriums. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen 
ersucht, von der Verwendung von Repräsen- 
tationsmitteln für Maßnahmen der erwähnten 
Art künftig abzusehen. 

* 

Ausstattung von Empfangs räumen 

153. Im April 1954 haben Vertreter des Ministe- 
riums mit dem Bundesrechnungshof Fühlung 
genommen, um in einem Einzelfall zu klären, 
inwieweit die Inanspruchnahme von Haushalts- 
mitteln für die Einrichtung dienstlicher Emp- 
fangsräume zulässig sei. Im Verlauf der Erör- 
terungen hat sich herausgestellt, daß für diesen 
Zweck bereits rd. 22 000 DM ausgegeben wor- 
den waren. Mit der Begründung, daß die Aus- 
gaben vom Bundeisminister der Finanzen er- 
stattet würden, war dieser Betrag zu Unrecht 
als Vorschuß gebucht worden. Darauf hat der 
Wohnungs Inhaber einen Teilbetrag in Höhe 
von rd. 12 000 DM erstattet. Der Restbetrag 
von rd. 10 000 DM ist in der Rechnung der 
Deutschen Bundespost als planmäßige Ausgabe 
nachgewiesen worden. Die ursprünglich veraus- 
gabten Beträge wären als unangemessen hoher 
Aufwand anzusehen gewesen; die spätere Re- 
gelung hält sich in vertretbaren Grenzen. 

* 

übermäßiger Verwaltungsaufwand bei der 
Ausstattung von Lehrstätten 

154. Die Deutsche Bundespoist hat bei dem Umbau 
und dem Wiederaufbau eines im Jahre 1951 
durch Brand beschädigten ehemaligen Post- 
erholungsheimes und bei dessen Ausgestaltung 
zu einer Lehrstätte für überbezirkliche Fort- 
bildungslehrgänige der Angehörigen des ge- 
hobenen, mittleren und einfachen Dienstes xd. 
600 000 DM für den Bau und mehr als 100 000 
DM für die Innenausstattung aufgewendet. Den 
für die Innenausstattung vom Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen gebilligten 
Betrag von 50 000 DM hat die zuständige Ober- 
postdirektion um rd, 50 000 DM überschritten. 
Sie hat u. a. 

a) für die Ausstattung der Wohnzimmer der 
Unterrichtsteilnehmer 5000 DM mehr aus- 
gegeben, als notwendig gewesen wäre, in- 
dem sie an Stelle von Möbeln aus Bim- 
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baumholz zum Preise von 21 000 DM ' 
Rüsterholzmöbel zum Preise von 26 000 DM I 
beschafft hat; 

b) die Unterrichtsräume mit Stahlrohrtischen 
und -Stühlen zum Preise von 7600 DM aus- 
gestattet; Möbel aus Holz wären erheblich 
billiger gewesen; 

c) für das Lehrmittelzimmer Lehrmittelschränke 
im Werte von zusammen 2064 DM beschafft; 
zur Unterbringung der Lehrmittel hätten 
einfache Möbel genügt; 

d) die Aufenthaltsräume — Kaminhalle, Lese- 
zimmer und Schreibzimmer — sehr aufwen- 
dig, insbesondere mit vielen Polstermöbeln, 
eingerichtet; 

e) in der Kaminhalle vier hohe Fenster durch 
schwere Einfassungen aus profiliertem 
Rüsterholz einrahmen lassen sowie für Be- 
leuchtungskörper 1107 DM und für einen 
schmiedeeisernen Tisch 311 DM ausgegeben. 

Ein solcher Aufwand für die Innenausstattung 
ist nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
mit der Bestimmung des Hauses nicht verein- 
bar. Die Erklärung des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen, die Lehrstätte habe 
sich „als Stätte der Besinnung von der reinen 
Zweckgestaltung anderer Unterrichtsräume 
(Postschulen usw.) durch eine geschmackvolle 
Ausstattung — keineswegs aber durch beson- 
deren Aufwand — abheben sollen", vermag die 
Ausgaben in dieser Höhe nicht zu begründen. 
Für Stätten der Besinnung ist eine einfachere 
Ausstattung eher angebracht als eine aufwen- 
dige. Auch aus pädagogischen Gründen erscheint 
es erwünscht, bei Lehrstätten einem einfachen 
Stil den Vorzug zu geben. 

Ähnliche Aufwendungen in ungerechtfertig- 
ter Höhe sind auch bei der Ausstattung einer 
Lehrstätte in einem anderen Oberpostdirek- 
tionsbezirk festgestellt worden. 

Die bei der Ausstattung von Postbauten zu- 
tage tretende Neigung zu übertriebenem Auf- 
wand ist bereits früher bemängelt worden. Der 
Bundesrechnungshof hält es für geboten, daß 
die verantwortlichen Dienststellen mit Nach- 
druck angehalten werden, Diensträume künftig 
schlichter auszustatten. 

* 

Unnötig hoher Bauaufwand bei der Wiederein- 
richtung einer Präsidentendienstwohnung 

155. Eine Oberpostdirektion hat im Rechnungsjahr 
1953 für Baumaßnahmen zur Einrichtung einer 
Präsidentendienstwohnung mit Empfangsraum 
im Gebäude der Oberpostdirektion rd. 50 OOO 
DM aufgewendet. Dieselben Räume waren bis 
zum zweiten Weltkrieg Bestandteil der bei Er- 
richtung des Dienstgebäudes geschaffenen Prä- 
sidentendienstwohnung. Ein Teil dieser Räume 
war während des Krieges, der Rest im Jahre 1950 


zu Diensträumen umgewandelt worden. Im 
Jahre 1950 hatte die Oberpostdirektion in ge- 
mieteten Räumen außerhalb des Dienstgebäu- 
des eine Präsidentendienstwohnung eingeridi- 
tet und für deren Herrichtung 6000 DM aus 
Wohnungsfürsorgemitteln aufgewendet. 

Die hohen Kosten von 50 000 DM für die 
Wiedereinrichtung der Dienstwohnung im Ge- 
bäude der Oberpostdirektion sind durch eine 
grundlegende Umgestaltung der Räume ent- 
standen. So sind mehrere tragende Wände her- 
ausgebrochen worden. Dadurch ist das Einzie- 
hen von Trägern zum Abfangen der Mauer- 
und Deckenlasten erforderlich geworden. Um 
Raum zu gewinnen, hat man ein nicht mehr 
benötigtes Treppenhaus abgebrochen. Die bau- 
liche Ausstattung der Räume ist erheblich ver- 
bessert worden. 

Die Oberpostdirektion hat das Bauvorhaben 
bei der Veranschlagung der Kosten in Bau- 
arbeiten zum Einbau der Dienstwohnung — 
40 000 DM — und Bauarbeiten zur Schaffung 
von Diensträumen — 20 000 DM ■ — aufgeteilt. 
Das entsprach indessen nicht den Tatsachen; 
denn von den Kosten für die Diensträume stan- 
den rd. 10 000 DM in unmittelbarem Zusammen- 
hang mit der Wiedereinrichtung der Dienst- 
wohnung. Auf die beiden Diensträume, die 
durch die Treppenhausbeseitigung in anderen 
Geschossen gewonnen wurden, entfielen nur 
rd. 10 000 DM. 

Die Oberpostdirektion hat die baulichen 
Maßnahmen damit begründet, daß die im Jahre 
1950 gemietete Dienstwohnung dem seinerzeit 
in den Ruhestand tretenden Präsidenten zu- 
nächst als Bundesmietwohnung belassen wor- 
den sei. Als dieser sie bald danach aus gesund- 
heitlichen Gründen aufgegeben habe, sei sie als 
Dienstwohnung für einen Amtsvorsteher ver- 
wendet worden. Indessen habe sich sehr bald 
die Schaffung einer neuen Dienstwohnung als 
notwendig erwiesen. Den Vorschlag der Ober- 
postdirektion, diese Dionstwohnung außerhalb 
des Gebäudes der Oberpostdirektion einzurich- 
ten, habe der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen abgelehnt. Deshalb habe man 
den Plan gefaßt, die Dienstwohnung wieder im 
Gebäude der Oberpostdirektion unterzubrin- 
gen, sobald sich die Möglichkeit biete, Post- 
dienststellen, die nicht unbedingt im Gebäude 
der Oberpostdirektion untergebracht zu werden 
brauchten, an andere Stellen zu verlegen. 

Für den Umbau von Räumen, die bereits 
früher als Wohnräunie verwendet worden sind, 
ist der Aufwand von 50 000 DM sehr hoch. Ins- 
besondere hätten sich umfangreiche konstruk- 
tive Änderungen des Bauwerks vermeiden las- 
sen, wie z. B. die Beseitigung des Treppen- 
hauses und das Herausbrechen und Abfangen 
mehrerer tragender Wände. Eine geeignete 
Dienstwohnung hätte sich bei der Größe, die 
die einzelnen Räume der ehemaligen Präsi- 
dentendienstwohnung hatten, mit erheblich ge- 
ringerem Aufwand schaffen lassen. Die kon- 
struktiven Änderungen können sich im übrigen 
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als unwirtschaftlich erweisen, wenn sich bei 
einem Wechsel des Inhabers der Dienstwoh- 
nung wieder — wie 1950 — eine andere Auf- 
fassung über die Verwendung der Räume 
durchsetzen sollte. Die Hochbaurichtlinien der 
Deutschen Bundospost sehen vor, daß Woh- 
nungen in Dienstgebäuden so einzurichten sind, 
daß sie leicht für Dienstzwecke nutzbar gemacht i 
werden können. Diese Möglichkeit bestand bei 
der ehemaligen Dienstwohnung im Gebäude 
der Oberpostdirektion; sie ist durch die IJmbau- 
maßnahmen erheblich beeinträchtigt worden. 
Eine maßvolle Beschränkung der Wünsche des 
damaligen Leiters der Oberpostdirektion wäre 
angebracht gewesen. Dadurch wären erhebliche 
Ausgaben vermieden worden. 

* 


Nicht gerechtfertigter Bezug einer umfang- | 
reichen Gesetzessammlung für kleine Postämter | 

I 

156. Der Bundesminister für das Post- und Fcrn- 
meldewesen hat die „Gesetzessammlung für 
den Post- und Fernmeldedienst", die von einem 
Oberpostrat zusammengestellt und in der 
„Kleinen Fachbuchreihe" von leitenden Post- 
beamten herausgegeben wird, auch für die von 
Postmeistern und Oberpostmeistern geleiteten 
Postämter beschafft. Durch die Ausstattung 
dieser rd. 600 kleineren Dienststellen mit der 
720 Druckseiten umfassenden Gesetzessamm- i 
lung sind Ausgaben in Höhe von rd. 5000 DM 
entstanden. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Ausgabe 
beanstandet, weil eine solche Gesetzessamm- 
lung bei kleineren Dienststellen wenig ge- 
braucht wird und ihre Berichtigung sowie ihre 
Ergänzung laufend Verwaltungsaufwand erfor- 
dern. Die Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen hat erwidert, auch den bei 
kleineren Ämtern als Amtsvorsteher eingesetz- 
ten Beamten des gehobenen Dienstes müßten 
alle einschlägigen Rechtsvorschriften zugäng- 
lich sein, die bisher in zahlreichen Dienst- 
werken verstreut und bei den Ämtern schwer 
oder gar nicht erreichbar gewesen seien. 

Die Ausstattung kleinerer Dienststellen mit 
derartig umfangreichen, laufende Berichtigung 
und Ergänzung erfordernden Gesetzessamm- 
lungen ist nach Ansicht des Bundesrechnungs- 
hofes nicht notwendig; Gesetze, die für die 
nachgeordneten Dienststellen von Belang sind, 
werden von jeher im Amtsblatt des Bundes* 
ministers für das Post- und Fernmeldewesen 
bekanntgegeben. 

Der Bundesrechnungshof hält es überdies für 
geboten, daß der Umfang von Buchbestellungen 
besonders kritisch geprüft wird, wenn der Vei- 
fasser oder Herausgeber der eigenen Verwal- 
tung angehört. 


Unwirtschaftliche Lagerhaltung 

157, Eine Oberpostdirektion hat am Schluß des 
Rechnungsjahres 1953 ein Lager unterhalten, 
das rd, 360 Arten von Gegenständen des Ge- 
schäftsbedarfs und von Kleingeräten umfaßte; 
der Umfang der Vorratshaltung war ungerecht- 
fertigt. Etv/a 140 Arten waren in so großen 
Mengen vorrätig, daß diese den Verbrauch des 
gesamten abgelaufenen Rechnungsjahres — z. T. 
erheblich — überstiegen; dabei handelte es sich 
zumeist um Gegenstände, die nur selten ge- 
braucht wurden oder inzwischen veraltet waren. 
Der Vorrat an vielen anderen Gegenständen ist 
noch im letzten Monat des Rechnungsjahres 
durch weitere Käufe ergänzt woi;den; dadurch 
haben sich die Bestände auf mehr als den Halb- 
jahresbedarf erhöht. 

Nach den Vorschriften über die Vorratswirt- 
schdft bei der Deutschen Bundespost dürfen 
jederzeit erhältliche Waren im allgemeinen nur 
bei Bedarf, auf Vorrat aber höchstens für einen 
kurzen Zeitraum eingekauft werden. Andere 
Gegenstände sollen in der Regel nur für wenige 
Monate im voraus beschafft werden. Das Ver- 
fahren der Oberpostdirektion war unwirtschaft- 
lich. Es hat zu vorzeitigen Ausgaben und er- 
höhtem Aufwand für die Lagerhaltung geführt, 
namentlich kurz vor Schluß des Rechnungs- 
jahres. 

Die Oberpostdirektion hat die Abstellung der 
Mängel zugesichert. 

Ähnliche Verhältnisse haben bei der Beschaf- 
fungsstelle einer anderen Oberpostdirektion 
am Schluß des Rechnungsjahres 1954 Vor- 
gelegen. Das Lager enthielt viele Arten von 
Gegenständen des Geschäftsbedarfs für meh- 
rere Jahre. Der Bundesrechnungshof hat die 
Oberpostdirektion ersucht, die Bestände auf 
den zulässigen Umfang zu beschränken. 

Der Bundesrechnungshof wird auf den Um- 
fang der Lagerhaltung bei den Oberpostdirek- 
tionen sein besonderes Augenmerk richten. 

* 


Verlust bei der Verpachtung eines post- 
eigenen Erholungsheimes 

158. Ein bis 1953 von der Besatzungsmacht beschlag- 
nahmtes posteigenes Erholungsheim ist nach 
der Freigabe an einen Postbeamtenverein ver- 
pachtet und im gleichen Jahre in Betrieb ge- 
nommen worden. Die vom Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen gebilligte Pacht- 
summe betrug jährlich 12 000 DM. Die Aufwen- 
dungen der Deutschen Bundespost für das Heim 
(u. a. Instandhaltungskosten, Grundsteuer, Zin- 
sen, Abschreibungen) belaufen sich nach über- 
schläglicher Berechnung auf etwa 53 000 DM 
jährlich. Der Verlust der Deutschen Bundespost 
aus der Verpachtung des Heimes war also mit 
rd. 41 000 DM jährlich zu beziffern. Der Pächter 
konnte im Jahre 1954 außer der Pacht und 
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einem geringfügigen Gewinn noch folgende Be- 
träge erwirtschaften: 

8 100 DM Abschreibungen auf vom 
Pächter im Jahre 1954 be- 
schaffte Wirtschaftsgüter, 

3 100 DM Abschreibungen auf einen 
vom Pächter im Jahre 1954 
beschafften Kraftwagen, der 
damit zu 44 v. H. abgeschrie- 
ben wurde, 

5 000 DM Rückzahlung auf ein Betriebs- 
mitteldarlehen von 15 000 DM, 

zus. 16 200 DM. Dieses Ergebnis stand in kei- 
nem angemessenen Verhältnis zu der außer- 
gewöhnlich niedrigen Pachtsumme. Der Bundes- 
rechnungshof hat deshalb gefordert, daß der 
Pachtvertrag gekündigt und eine höhere Pacht- 
summe vereinbart wird. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat daraufhin die Pachtsumme mit 
Wirkung vom 1. Januar 1957 im Wege der Ver- 
tragsänderung auf 17 000 DM jährlich erhöht 
und darüber hinaus den Pächter verpflichtet, 
den wertmäßigen Bestand der Einrichtung durch 
Ersatzbeschaffungen zu erhalten. Bei der Berech- 
nung der Pacht hat der Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen deshalb auf Berück- 
sichtigung der Abschreibung verzichtet und fer- 
ner mit Rücksicht auf den sozialen Zweck des 
Heimes die Verzinsung der Anlagewerte außer 
Betracht gelassen. Diese Regelung ist bedenken- 
frei. 1 


Verluste durch verzögerte Abwicklung von 
Vqrschüssen 

159. Ein Post-Spar- und Darlehnsverein hat die ihm 
von der zuständigen Oberpostdirektion monat- 
lich dreimal mitgeteilten Beträge, welche die 
Postkasse für Guthaben-Rückzahlungen oder 
Darlehnsauszahlungen an seine Mitglieder 
vorschußweise ausgegeben hatte, regelmäßig 
erst nach zehn bis zwölf Tagen erstattet. Auf 
diese Weise sind der Postkasse verauslagte 
Beträge von jeweils 35 000 bis 57 000 DM fast 
durchweg etwa drei Wochen entzogen worden, 
während der Post-Spar- und Darlehnsverein 
für diese Zwischenzeiten ungerechtfertigte Zins- 
gewinne erzielt hat. 

Auch bei anderen Oberpostdirektionen hat 
der Bundesrechnungshof solche Verfahren be- 
anstandet. Daraufhin hat der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen durch Ver- 
fügung vom 11. Juni 1957 das Erforderliche 
veranlaßt, damit Nachteile für die Postkasse 
verhütet werden. 

* 

Mängel in den Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
der Kraftwagen-Instandsetzungswerkstätten 

160. Durch die Rationalisierung im Kraftfahrzeug- 
bau und im Werkstattbetrieb ist die Arbeits- 


zeit für Instandsetzungen — ohne die anteilige 
Arbeitszeit für die Verwaltung — im allgemei- 
nen stark zurückgegangen. Im Zusammenhang 
damit ist auch der Ausnutzungsgrad der Werk- 
stättenanlagen gesunken. Die mangelnde Aus- 
nutzung der Kapazität und die dadurch ver- 
ursachte Steigerung des anteiligen Anlage- und 
unproduktiven Verwaltungsaufwandes ließen 
ungünstige Auswirkungen auf die Kosten im 
Werkstattwesen erwarten. Gleichwohl ist der 
Bundesminister für das Poist- und Fernmelde- 
wesen, der die Wirtschaftlichkeit der Werk- 
stätten seit einigen Jahren nach den Jahres- 
abschlüssen untersucht und dabei auch Ver- 
gleiche mit gleichartigen Privatbetrieben an- 
stellt, zu befriedigenden Ergebnisisen gelangt. 
Der Bundesrechnungshof hat diese Feststellung 
zum Anlaß genommen, die Jahresabschlüsse 
mehrerer Werkstätten der Deutschen Bundes- 
post besonders eingehend nachzuprüfen. Dabei 
hat er festgestellt, daß in mehreren Fällen zu 
günstige Abschlußposten eingesetzt worden 
sind, so daß der Eindruck entstehen konnte, das 
wirtschaftliche Ergebnis sei gefärbt worden. 
Auch haben sich insbesondere bei den Gemein- 
kosten-Aufstellungen erhebliche Mängel er- 
geben; die Unterlagen dazu sind nicht so ge- 
führt worden, daß sie ordnungsmäßig geprüft 
werden konnten. Unter diesen Umständen hat 
der Bundesrechnungshof Bedenken, ob der 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen beim Vergleich der wirtschaftlichen Er- 
gebnisse der Postwerkstätten mit denen der 
Privatwirtschaft oder untereinander zuver- 
lässige Folgerungen hat ziehen können. Der 
Bundesrechnungshof hat auf Beseitigung der 
Mängel hingewirkt. Die Oberpostdirektionen 
haben zugesichert, daß die Jahresabschlüsse 
der Kraftwagen- Werkstätten künftig sorgfältig 
aufgestellt werden würden. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen bereitet die Herausgabe einer 
erstmals zusammenfassenden „Dienstanweisung 
für die Aufstellung von Bilanzen bei den Kraft- 
wagen-Werkstätten der Deutschen Bundespost“ 
vor. Vor ihrem Erlaß ist der Bundesrechnungs- 
hof gutachtlich zu hören. Nach Abstellung der 
Mängel und nach Erlaß der vorerwähnten 
Dienstanweisung wird der Bundesrechnungshof 
erneut prüfen, ob die Maßnahmen der Deut- 
schen Bundespost zu einer Rationalisierung des 
Werkstättenwesens geführt haben und die ein- 
zelnen Werkstätten wirtschaftlich arbeiten. 

* 

Unzulässige Vorratsbeschaffungen am Ende 
des Rechnungsjahres 

Eine Oberpostdirektion hat im Ende des Rech- 
nungsjahres 1953 Heizstoffe und Beleuchtungs- 
mittel für etwa 12 000 DM und Mappen für rd. 
16 700 DM bestellt, obwohl ein Bedarf dafür 
nicht bestand. Die Gegenstände sind erst am 
Anfang des Rechnungsjahres 1954 geliefert 
worden. Gleichwohl hat die Oberpostdirektion 


106 



Deutscher Bundestag — ■ 3. Wahlperiode Drucksache 554 


die Ausgaben noch in den Büchern des Rech- 1 
nungsjahres 19v53 buchen lassen. 

Die Bestellung von Waren, für die ein Be- 
darf im Rahmen der üblichen Vorratshaltung 
nidit vorlag, widersprach den Grundsätzen 
einer wirtschaftlichen Verwaltung. Die Buchung 
im Rechnungsjahre 1953 verstieß gegen § 68 
Abs. 1 RHO. 

Die Oberpostdirektion hat zugesagt, sie 
werde derartige Verstöße künftig vermeiden. 

* 

Preisabreden bei der Errichtung von Postbauten 

162. Nach den Ermittlungen, die das Bundeskrimi- 
nalamt Ende 1952 auf Anregung des Bundes- 
rechnungshofes bei einigen Baufirmen wegen 
Preisabreden bei Besatzungsbauten angestellt 
hatte, hat eine Reihe von Baufirmen auch bei 
Angeboten für Postbauvorhaben Preisabreden 
getroffen. Im Verlauf der Ermittlungen ist bei 
einem Bauabschnitt eines größeren Bauvor- 
habens eine auf Preisabreden zurückzuführende 
Verteuerung von 10 000 DM festgestellt wor- 
den. Um diesen Betrag hat die zuständige 
Oberpostdirektion die der Baufirma noch zu- 
stehende Schlußzahlung gekürzt. 

Der Bundesrechnungshof wird Fälle, in denen 
der Verdacht der Preisabrede besteht, mit be- 
sonderem Nachdruck verfolgen. 

* 

Unzulässige Gewährung von Beihilfen bei 
Auslandsdienstreisen 

163. Die Deutsche Bundespost hat ihren Beamten bei 
Auslandsdienstreisen seit längerer Zeit Ein- 
kleidungs- oder Ausstattungsbeihilfen gewährt. 
Bei einer Gesamtausgabe von rd. 5 000 DM 
im Rechnungsjahr 1952 haben sich die Einzel- 
beihilfen auf 250 bis 800 DM belaufen. Sie sind 
nicht aus Reisekostenmitteln, sondern aus den 
für sonstige vermischte Ausgaben bestimmten 
Mitteln bestritten worden. 

Diese Beihilfen sind grundsätzlich unzulässig. 
Auf die Beanstandung des Bundesrechnungs- 
hofes hat der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen eine Stellungnahme des Bun- 
desministers der Finanzen eingeholt und seine 
Dienststellen darauf angewiesen, von der Ge- 
nehmigung solcher Beihilfen abzusehen. 

* 

Nicht gerechtfertigte Inanspruchnahme der Post- 
kasse für Personalkosten von Kantinenkräften 

164. a) Nach den Feststellungen des Bundesrech- 

nungshofes ließ sich ein Fernmeldeamt bis 
zum November 1954 nur die Personalkosten 
von fünf der neun in der posteigenen Kan- 
tine beschäftigten Postangehörigen aus Kan- 
tinenmitteln erstatten. Nach den seinerzeit 
geltenden Kantinenrichtlinien aus dem Jahre 


1949 wären der Postkasse jedoch auch die 
Personalkosten für die anderen vier Kan- 
tinenkräfte zu vergüten gewesen. Die Ein- 
haltung der Richtlinien hatte der Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen 
den Dienststellen auf mehrere Beanstan- 
dungen des Bundesrechnungshofes mit Ver- 
fügung vom 18. Januar 1954 zur Pflicht ge- 
macht; er hatte angekündigt, daß er bei wei- 
teren Verstößen die verantwortlichen Be- 
amten haftbar machen werde. Unter diesen 
Umständen konnte der Bundesrechnungshof 
einem Verzicht der Deutschen Bundespost 
auf Rückforderung der nach dem Erlaß der 
Verfügung vom 18. Januar 1954 zu Unrecht 
auf die Postkasse übernommenen Beträge 
nicht zustimmen. Er hat vielmehr gefordert, 
daß die Personalaufwendungen für vier 
Kantinenkräfte dem Posthaushalt erstattet 
werden. Nach anfänglichen Einwendungen 
hat die zuständige Oberpostdirektion die 
Beanstandungen des Bundesrechnungshofes 
anerkannt und von der Kantine einen Teil- 
betrag von 7 100 DM eingezogen. Wegen 
des Restbetrages schweben Erörterungen. 

Im übrigen ist die Zahl der Kantinen- 
kräfte durch organisatorische Änderungen, 
die der Bundesrechnungshof angeregt hat, 
seit dem 1. Dezember 1954 um rd. 40 v. H. 
verringert worden. Die Personalaufwendun- 
gen gehen jetzt voll zu Lasten der Kantine. 

b) In den Rechnungsjahren 1951 und 1952 sind 
einem Kantinenpächter neben dem Zuschuß 
zur Verbilligung des Mittagessens, der zu- 
nächst auf 0,30 DM und später auf 0,50 DM 
je Essen festgesetzt war, auch die Kosten 
für das Bedienungspersonal in Höhe von rd. 
12 800 DM erstattet worden. Nach den Richt- 
linien waren die Kosten des Personals je- 
doch von der Kantine zu tragen. Der Bun- 
desminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen hat hierzu ausgeführt, dem Pächter 
wären bei Übernahme der Kosten für das 
Personal finanzielle Schwierigkeiten ent- 
standen, die seine Existenz ernstlich gefähr- 
det hätten. Auf das Bedienungspersonal zu 
verzichten, sei wegen der häufigen An- 
wesenheit von Vertretern anderer Verwal- 
tungen und der Wirtschaft nicht angängig 
gewesen. Bei Abwälzung der Bedienungs- 
kosten auf die Essenteilnehmer wäre ein 
erheblicher Umsatzrückgang und damit eine 
weitere Verschlechterung der Rentabilität 
zu erwarten gewesen. Im übrigen seien in 
der von der ehemaligen Hauptverwaltung 
für das Post- und Fernmeldewesen erlasse- 
nen Einführungsverfügung zu den Kan- 
tinenrichtlinien für begründete Fälle Aus- 
nahmen zugelassen worden; ein solcher 
Ausnahmefall habe Vorgelegen. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes ist der Zuschuß zum Mittagessen durch 
die Erstattung der Bedienungskosten erhöht 
worden. Dies war wegen der Notwendigkeit 
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einer gleichmäßigen Handhabung bei den 
Bundesverwaltungen unzulässig. Da die Be- 
dienung den Kantinengästen zugute kam, 
wäre eine entsprechende Erhöhung der Ab- 
gabepreise für das Mittagessen gerecht- 
fertigt gewesen. 

Die Kantine wird nunmehr in eigener 
Regie geführt; Bedienungskosten werden 
nicht mehr erstattet. Von der Forderung der 
Wiedereinziehung der beanstandeten Aus- 
gaben hat der Bundesrechnungshof wegen 
der damit verbundenen Weiterungen ab- 
gesehen. 

* 

Einsparung von Übernachtungsentschädigungen 

165. In einem Oberpostdirektionsbezirk haben im 
Jahre 1952 zahlreiche Kraftwagenführer und 
Fahrgelderheber im Kraftpost-Linien-Betrieh 
Übernachtungsentschädigungen nach der AB 
Nr. 33 zu § 13 RKG bezogen; sie hatten außer- 
halb ihres dienstlichen Wohnsitzes übernach- 
tet. Auf Anregung des Bundesrechnungshofes 
hat die Oberpostdirektion den dienstlichen 
Wohnsitz einer größeren Zahl dieser Bedien- 
steten nach den überlagerorten verlegt und da- 
durch Übernachtungsgelder von jährlich rd. 
37 000 DM gespart. 

Der Bundesrechnungshof hat entsprechende 
Maßnahmen auch für die Bezirke anderer Ober- 
postdirektionen veranlaßt. Dadurch sind rd. i 
58 000 DM Übernachtungsgelder gespart wor- 
den. 

* 

Dienstbezüge 

Mängel in der Vorprüfung 

166. Die Dienstbezüge der Beamten, Angestellten 
und Lohnempfänger stellen den größten Be- 
triebsausgabeposten der Deutschen Bundespost 
dar. Bei dem Umfang des Prüfungsstoffes, der 
für die Personalausgaben der etwa 350 000 Be- 
diensteten der Deutschen Bundespost anfällt, 
muß der Bundesrechnungshof besonderen Wert 
auf eine eingehende Vorprüfung durch die 
Prüfstellen der Oberpostdirektionen legen. Er 
hat bei der Mehrzahl der Oberpostdirektionen 
erhebliche Mängel in der Vorprüfung festge- 
stellt. Teilweise war die Vorprüfung der Per- 
sonalausgaben wegen unzureichender personel- 
ler Besetzung der Prüfstellen nahezu völlig 
unterblieben. Zuweilen haben ungeeignete 
oder im Besoldungs- und im Tarifwesen nicht 
genügend erfahrene Kräfte die Vorprüfung 
durchgeführt. Verschiedentlich hat sich die 
Tätigkeit der Vorprüfungsbeamten in der Fest- 
stellung rechnerischer und förmlicher Fehler 
erschöpft. Dies hat dazu geführt, daß bei meh- 
reren Oberpostdirektionen wesentliche Mängel 
in der Festsetzung der Dienstbezüge über län- 
gere Zeiträume hinweg unbeanstandet geblie- 


ben sind. Wegen der finanziellen Auswirkun- 
gen, weiche die Entscheidungen über die 
Dienstbezüge für die Dauer des Dienstverhält- 
nisses und — bei Beamten — auch für die 
Versorgung nach sich ziehen, kann auf eine 
ausreichende sachliche Vorprüfung durch ge- 
eignete Kräfte nicht verzichtet werden. Der 
Bundesrechnungshof hat in den Fällen, in denen 
die mangelhafte Vorprüfung zu Bedenken An- 
laß gab, Abhilfe gefordert. Die daraufhin ein- 
geleiteten Maßnahmen organisatorischer und 
personeller Art lassen eine Besserung der bis- 
her unbefriedigenden Verhältnisse erwarten. 

Im übrigen hat es sich als nachteilig heraus- 
gestellt, daß die Bestimmungen über die Vor- 
prüfung den durch die Nachkriegsverhältnisse 
eingetretenen Veränderungen ■ — insbesondere 
der Zentralisierung des Gehalts- und Lohn- 
zahlungsverfahrens — noch nicht angepaßt 
worden sind. Die Vorarbeiten dazu sind bereits 
seit längerer Zeit im Gange; sie sollten be- 
schleunigt zum Abschluß gebracht werden. 

* 

Unzulässige Anrechnung von Vordienstzeiten 
auf das Besoldungsdienstalter 

167. Die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 Satz 2 und 3 
des Besoldungsgesetzes von 1927, die durch das 
Dritte Besoldungsrechtsänderungsgesetz neu 
gefaßt worden sind, lassen mit Wirkung vom 
1. Januar 1953 die Anrechnung von „förder- 
lichen Tätigkeiten'" zur Hälfte unmittelbar auf 
das Besoldungsdienstalter der Eingangsgruppen 
zu. Jede Anrechnung von Tätigkeiten, die vor 
dem vollendeten 30. Lebensjahr liegen, bleibt 
bei dieser Berechnungsart ausgeschlossen. Der 
Bundesminister der Finanzen hat mehrfach 
darauf hingewiesen, daß vor dem vollendeten 
30. Lebensjahr liegende Dienstzeiten auch dann 
grundsätzlich unberücksichtigt bleiben müssen, 
wenn es sich um die Anrechnung von Arbeits- 
und Wehrdienstzeiten auf ein nach § 6 a. a. O. 
festgesetzes Besoldungsdienstalter handelt. Der 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen hat dennoch angeordnet, daß auch Ar- 
beits- und Wehrdienstzeiten zu berücksichtigen 
seien, die vor dem vollendeten 30. Lebensjahre 
liegen. Dadurch werden in der Hauptsache die 
ehemaligen Berufssoldaten begünstigt, die seit 
1951 in großer Zahl als Beamte in den einfachen 
und den mittleren Postdienst übernommen 
worden sind. Der Bundesrechnungshof hat die 
unrichtige Handhabung der Bestimmungen, 
deren finanzielle Auswirkung bedeutsam ist, 
beanstandet. Er hat gefordert, daß unzutreffend 
festgesetzte Besoldungsdienstalter berichtigt 
werden. 

* 

Unzulängliche Besoldungsunterlagen 

168. In den Personalakten der aus den Ostgebieten 
verdrängten wiederverwendeten Beamten feh- 
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len vielfach beweiskräftige Unterlagen über 
deren beruflichen Werdegang und die Bezüge. 
In den ersten Nachkriegsjahren war es nicht 
immer möglich, solche Unterlagen beizubrin- 
gen. Fast alle Oberpostdirektionen haben in 
diesen Fällen die Bezüge unter Ziigrimdelegnng 
der oftmals ungenauen Angaben der Beamten 
überschläglich berechnet und zunächst nur vor- 
läufig festgesetzt. Dabei ist es häufig verblie- 
ben, auch in den Fällen, in denen die Möglich- 
keit gegeben war, die bei einzelnen Postdienst- 
stellen vorhandenen Unterlagen der früheren 
Heimatdienststellen der Beamten zu verwerten, 
Die Erfahrungen haben gezeigt, daß von den 
Angaben der Beamten über deren beruflichen 
Werdegang und über die Festsetzung der Be- 
züge nicht ohne weiteres ausgegangen werden 
kann. Die Prüfung der vom Bundesrethnungs- 
hof in Zweifel gezogenen Angaben hat oft zur 
Herabsetzung, vielfach aber auch zur Erhöhung 
der Bezüge geführt. In einigen Fällen ist fest- 
gestellt worden, daß Bewerber auf Grund un- 
wahrer Angaben in das Beamtenverhältnis 
übernommen worden sind. 

Der Bundesrechnungshof hat verlangt, daß 
bei den wiederverwendeten Beamten alle Mit- 
tel ausgeschöpft werden, damit sorgfältige Fest- 
stellungen über die früheren Gegebenheiten, 
insbesondere über Vordienstzeiten, über die 
Anstellung sowie über Beförderungen und die 
Besoldungsdienstalter getroffen werden kön- 
nen. Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen hat daraufhin eine entspre- 
chende Prüfung der Personalakten der wieder- 
verwendeten Beamten angeordnet. Nach den 
Erfahrungen des Bundesrechnungshofes werden 
sich dabei Überzahlungen, aber auch Nachzah- 
lungen ergeben, deren Volumen insgesamt eine 
halbe Mio DM übersteigen dürfte. 

* 

Unzutreffende Einstufungen von Handwerkern 

169. Der Bundesrechnungshof hat zahlreiche Ein- 
gruppierungen von Handwerkern — insbeson- 
dere, wenn der Lohn der gehobenen Hand- 
werkergruppen III bis 1 gezahlt wird — be- 
anstanden müssen. Zu einem Teil waren die 
unzutreffenden Einstufungen auf unklare Vor- 
schriften des Lohngruppenverzeichnisses zu- 
rückzuführen. Vor allem bei den Ämtern mit 
überwiegend handwerklich vorgebildetem Per- 
sonal war aber auch das Bestreben maßgebend, 
geeignete Spezialkräfte für den technischen 
Dienst zu gewinnen oder zu halten. 

In den beanstandeten Einzelfällen hat die 
Deutsche Bundespost die Einstufungen berich- 
tigt. Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen hat angeordnet, daß über- 
tarifliche Einstufungen unterbleiben; er hat eine 
Neufassung des Lohngruppenverzeichnisses in 
Aussicht genommen. 

* 


Nicht gerechtfertigte Gewährung von Lohn- 
zuschlägen 

170. Nicht voll beschäftigte Arbeiter der Deutschen 
Bundespost können nach dem Maß der Wo- 
chenstundenleistung gestaffelte Zuschläge zum 
Stundenlohn erhalten. Die Zuschläge bewegen 
sich zwischen 15 und 30 v. H. des Stundenlohns. 
Sie werden von den Oberpostdirektionen unter 
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse, 
insbesondere des Zeitaufwandes für längere 
Wege zur Arbeitsstelle sowie der Aufwendun- 
gen für Fahrgeld, festgesetzt. Die Vorschriften 
stellen klar, daß die Zuschläge nicht für Grup- 
pen von Orten schematisch festgesetzt werden 
dürfen, sondern den Verhältnissen der einzel- 
nen Orte angepaßt und auf das unbedingt Not- 
wendige beschränkt werden müssen. Der Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen 
hatte die Beachtung dieser während der Nach- 
kriegszeit teilweise recht großzügig ausgeleg- 
ten Bestimmungen mit einer Verfügung vom 
21. Juni 1951 in Erinnerung gebracht. Um eine 
einheitliche und im Einzelfall lohngerechte 
Regelung zu erreichen, hatte er angeordnet, daß 
Berechtigung und Höhe der Zuschläge in allen 
Fällen zu prüfen und daß Zuschläge auf das 
vertretbare Maß zurückzuführen waren. 

Die Rechnungsprüfung hat gezeigt, daß die 
Oberpostdirektionen die Zuschläge vielfach 
nicht den Richtlinien entsprechend festgesetzt 
haben. Bei sonst gleichen Verhältnissen haben 
einige Oberpostdirektionen keinen Zuschlag 
gewährt, andere dagegen in zahlreichen Fällen 
den Höchstsatz des Zuschlags. 

Eine Oberpostdirektion hat es unterlassen, 
die Dienststellen an ihrem Sitz in die allgemein 
angeordnete Prüfung der Zuschläge einzube- 
ziehen. Allen nicht vollbeschäftigten Kräften 
dieser Dienststellen sind grundsätzlich Zu- 
schläge gezahlt worden, obwohl die Voraus- 
setzungen dafür vielfach nicht gegeben waren. 
Die Zahlungen sind auf die Beanstandungen 
des Bundesrechnungshofes am 1. August 1955 
eingestellt worden. Bis dahin waren nach den 
vorläufigen Feststellungen der Oberpostdirek- 
tion rd. 75 000 DM an Zuschlägen zuviel ge- 
zahlt worden. Die Ersparnis beträgt jährlich rd. 
25 000 DM. Die Erörterung der Frage, ob die 
für die Unterlassung der Überprüfung verant- 
wortlichen Beamten zum Schadensersatz heran- 
zuziehen sind, ist noch nicht abgeschlossen. 

Unrichtige Anrechnung von Vordienstzeiten 
der Arbeiter 

171. Die Arbeiter der Deutschen Bundespost erhal- 
ten nach Dienstzeiten von bestimmter Dauer 
Dienstzeitzulagen zum Stundenlohn. In den 
Tarifvorschriften ist im einzelnen festgelegt, 
welche Beschäftigungszeiten hier als Dienst- 
zeiten in Betracht kommen. Diese zum Teil 
schwierigen Bestimmungen haben die Beschäf- 
tigungsämter in vielen Fällen nicht beachtet 
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oder unzutreffend ausgelegt. Dabei handelte es ■ 
sich insbesondere um die Fragen, inwieweit I 
Zeiten berücksichtigt werden durften, die bei | 
den Besatzungsmächten und bei inzwischen | 
weggefallenen Dienststellen sowie nicht im ! 
vollen Beschäftigungsverhältnis zurückgelegt | 
worden waren. 

Der Bundesrechnungshof hat die mit den 
Tarifvorschriften nicht im Einklang stehenden 
Dienstzeitberechnungen beanstandet und ver- 
anlaßt, daß die Bezüge richtig festgesetzt 
werden. 

Versorgungsbezüge 

Allgemeines 

172. Das Versorgungsrecht ist seit 1951 mehrmals 
geändert worden. Die Versorgungsbezüge muß- 
ten daher mehrfach neu festgesetzt werden. Die 
Arbeiten sind dadurch erschwert worden, daß 
die erforderlichen Rechtsverordnungen, Ver- 
waltungsvorschriften und Richtlinien verspätet 
erlassen wurden; sie stehen zum Teil noch jetzt 
aus. Die von den Bundesministern des Innern 
und der Finanzen in Rundschreiben und Erlas- 
sen gegebenen Hinweise haben nicht ausge- 
reicht, die allgemeine Unsicherheit in vielen ! 
Fragen des Versorgungsrechts zu beseitigen. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- j 
meldewesen hat diese Lücke in großem Umfang , 
durch eigene Verfügungen geschlossen. Er hat | 
sich weiterhin zu einzelnen Bestimmungen, 
über die geteilte Rechtsauffassungen bestan- 
den, die Entscheidung zunächst Vorbehalten und 
diese den Oberpostdirektionen erst dann über- 
tragen, wenn sich eine bestimmte Rechtsauf- 
fassung allgemein durchgesetzt hatte oder die 
Bedeutung der Bestimmungen durch die Recht- 
sprechung geklärt worden war. Die vom Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen 
geleistete Arbeit hat die Oberpostdirektionen in 
den Stand gesetzt, die seit 1951 ergangenen 
versorgungsrechtlichen Bestimmungen früh- 
zeitig und im allgemeinen richtig anzuwenden. 

Die Hauptlast der durch die unübersichtlichen 
versorgungsrechtlichen Bestimmungen verur- 
sachten Verwaltungsarbeit hatten die Versor- 
gungsreferate der Oberpostdirektionen zu 
tragen. Bedeutung und Umfang dieser Aufgabe 
haben die Oberpostdirektionen nicht immer 
rechtzeitig erkannt. Dies ist vor allem in der 
oft unzureichenden Besetzung der Versorgungs- 
referate zum Ausdruck gekommen. 

Das von den Sachbearbeitern der Oberpost- 
direktionen geforderte Leistungsmaß war sehr 
unterschiedlich und — im Vergleich zu Ver- 
sorgungsdienststellen anderer Verwaltungen — 
im allgemeinen zu hoch. So hat z. B. bei den . 
Oberfinanzdirektionen jeder Sachbearbeiter im 
Durchschnitt 500 Versorgungsfälle zu bearbei- 
ten, bei einigen Oberpostdirektionen dagegen 
2000 und mehr. i 


Sehr nachteilig hat sich ferner der häufige 
Personalwedisel in den Versorgungsreferaten 
ausgewirkt. Das gilt in gleicher Weise für Re- 
ferenten und für Sachbearbeiter. 

Die vom Bundesrechnungshof bei örtlichen 
Prüfungen festgestellten zahlreichen Verstöße 
gegen die versorgungsrechtlichen Bestimmun- 
gen, die der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen selbst „alarmierend" ge- 
nannt hat, dürften zum großen Teil auf die un- 
günstigen Personalverhältnisse in den Ver- 
sorgungsreferaten der Oberpostdirektionen zu- 
rückzuführen sein. 

Der Bundesrechnungshof hat in Prüfungsmit- 
teilungen sowie in Erörterungen mit Vertre- 
tern des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen wiederholt gefordert, es sollte 
durch organisatorische und personelle Maßnah- 
men möglichst bald und gründlich Abhilfe ge- 
schaffen werden. Insbesondere muß nach seiner 
Auffassung erreicht werden, daß zumindest die 
nach dem G 131 zu beurteilenden und im übri- 
gen die seit Inkrafttreten des Deutschen Be- 
amtengesetzes — DBG — (1. Juli 1937) ein- 
getretenen Versorgungsfälle unter Heranzie- 
hung der Versorgungsunterlagen eingehend 
geprüft werden. Eine solche Prüfung ist not- 
wendig, wenn vermieden werden soll, daß Be- 
züge jahrzehntelang unrichtig gezahlt werden. 
Sie empfiehlt sich besonders auch im Hinblick 
auf § 87 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes — 
BBG — , nach dem die Möglichkeit, zuviel ge- 
zahlte Versorgungsbezüge zurückzufordern, im 
Gegensatz zu dem vor dem 1. September 1953 
maßgebenden Recht erheblich eingeschränkt 
ist. 

* 

Unzulängliche Versorgungsunterlagen 

173. Während des Krieges und in der Nachkriegs- 
zeit ist ein großer Teil der Personalakten ver- 
lorengegangen. Aus den von den Oberpost- 
direktionen angelegten Personalersatzakten 
geht häufig nicht einwandfrei hervor, ob die 
Versorgungsempfänger ihre Bezüge zu Recht 
erhalten. Die Verhältnisse liegen ähnlich, wie 
sie für Besoldungsangelegenheiten dargestellt 
worden sind (S. 108 Nr. 167). 

Vielfach haben die Oberpostdirektionen von 
den Versorgungsempfängern nicht einmal die 
in deren Besitz befindlichen Urkunden und 
Festsetzungsbescheide angefordert. In mehre- 
ren Fällen ist die lebenslängliche Anstellung 
der früheren Beamten zu Unrecht unterstellt 
oder die entsprechende Behauptung der Hinter- 
bliebenen als richtig anerkannt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat von Fall zu Fall 
die Vervollständigung der Versorgungsimter- 
lagen gefordert. Dabei hat sich häufig ergeben, 
daß die Versorgungsbezüge anders festgesetzt 
werden mußten; in einigen Fällen mußten sie 
entzogen werden. 
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Verstöße gegen § 39 G 131 

174. Im Bundesgebiet befinden sich zahlreiche un- 
ter das G 131 fallende Hinterbliebene und An- 
gehörige von Beamten auf Widerruf, die nach 
dem 8. Mai 1945 verstorben oder verschollen 
sind, sowie viele Hinterbliebene solcher Be- 
amter auf Widerruf, die am 8. Mai 1945 bereits 
verschollen waren, inzwischen aber für tot er- 
klärt worden sind, wobei als Todestag ein nach 
dem 8. Mai 1945 liegender Zeitpunkt festgestellt 
worden ist. 

Nach § 39 G 131 in der Fassung vom 11. Mai 
1951 konnte diesen Personen eine beamten- 
rechtliche Versorgung mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde gewährt werden, wenn 
der verstorbene oder verschollene Beamte am 
8. Mai 1945 das 65. Lebensjahr vollendet hatte 
oder bereits zu diesem Zeitpunkt dauernd 
dienstunfähig war. Diese Vorschrift ist durch 
die Erste Novelle zum G 131 gemildert worden. 
Nach der vom 1. September 1953 an geltenden 
Fassung des § 39 konnte die oberste Dienst- 
behörde einen Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe 
des gesetzlichen Witwen- und Waisengeldes 
auch den Hinterbliebenen solcher Beamter auf 
Widerruf bewilligen, die nach dem 31. März 
1951 in der Kriegsgefangenschaft oder im Ge- 
wahrsam einer ausländischen Macht verstorben 
sind. Das gleiche galt für die Hinterbliebenen 
von Beamten auf Widerruf, die bis zum 8. Mal 
1945 verschollen sind und nach dem 31. März i 
1951 für tot erklärt worden sind, wobei als 
Todestag ein nach dem 8. Mai 1945 liegender 
Zeitpunkt festgestellt worden ist. Der Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen 
hatte die versorgungsrechtliche Stellung der 
Beamten auf Widerruf sowie ihrer Hinterblie- 
benen und Angehörigen im Rahmen des G 131 
in einer Verfügung vom 16. Mai 1952 eingehend 
erläutert. 

Einige Oberpostdirektionen haben das Ge- 
setz und diese Verfügung nicht beachtet. Sie 
haben die den Hinterbliebenen und Angehöri- 
gen von Beamten auf Widerruf früher nach 
bizonalen oder landesrechtlichen Bestimmungen 
gewährte Versorgung nach Inkrafttreten des 
G 131 unverändert weitergezahlt. So hat eine 
Oberpostdirektion in 21 Versorgungsfällen 
jahrelang zu Unrecht Versorgungsbezüge ge- 
währt. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
sämtliche Fälle, in denen Hinterbliebenen und 
Angehörigen nach dem 8. Mai 1945 verstorbe- 
ner oder verschollener Beamter auf Widerruf 
eine beamtenrechtliche Versorgung gewährt 
wird, geprüft werden und daß untersucht wird, 
ob die zu Unrecht gezahlten Beträge der Post- 
kasse zugeführt werden können. 

Nichtbeachtung des § 7 G 131 

175. Ernennungen und Beförderungen, die beamten- 
rechtlichen Vorschriften widersprechen oder | 
die wegen enger Verbindung zum National- | 


Sozialismus vorgenommen worden sind, bleiben 
nach § 7 G 131 unberücksichtigt. Die Entschei- 
dung trifft die oberste Dienstbehörde. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat zu dieser Vorschrift frühzeitig 
Richtlinien erlassen, so daß bei den Oberpost- 
direktionen keine Zweifel darüber bestehen 
konnten, in welchen Fällen seine Entscheidung 
herbeizuführen war. Der § 7 G 131 ist aber 
häufig nicht angewendet worden. Der Bundes- 
rechnungshof hat veranlaßt, daß in diesen Fäl- 
len noch Entscheidungen des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen herbeige- 
führt werden. Da ‘eine Reihe von Oberpost- 
direktionen die Versorgungsunterlagen der 
unter das Gesetz fallenden Versorgungsemp- 
fänger auf die Anwendbarkeit dieser Vorschrift 
hin zumindest nicht eingehend genug über- 
prüft hatte, hat der Bundesrechnungshof zur 
Vermeidung weiterer finanzieller Nachteile der 
Postkasse gefordert, dies beschleunigt nachzu- 
holen. 

Der Bundesrechnungshof ist in den Prüfungs- 
mitteilungen von dem Sinn und Zweck der viel- 
fach umstrittenen Vorschrift des § 7 G 131 aus- 
gegangen, der darin besteht, rechts- und sach- 
widrig erlangte Rechte und Rechtsstellungen 
zu beseitigen und die so gestörte Gleichheits- 
ordnung wiederherzustellen. Der Bundesmini- 
ster für das Post- imd Fernmeldewesen hat sich 
der Auffassung des Bundesrechnungshofes an- 
geschlossen. Die Prüfungsfeststellungen haben 
in mehreren Fällen dazu geführt, daß die Be- 
züge erheblich herabgesetzt oder entzogen 
worden sind. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat seine Entscheidungen nach § 7 
G 131 zumeist erst in den Jahren 1953 und 1954 
getroffen. Das ist darauf zurückzuführen, daß 
die Bundesminister des Innern und der Finan- 
zen zu § 7 G 131 keine Verwaltungsvorschrif- 
ten erlassen haben. Durch die verspätet ergan- 
genen Entscheidungen sind der Postkasse er- 
hebliche finanzielle Nachteile entstanden. 

Mängel bei der Anwendung beamtenrechtlicher 
Kannvorschriften 

176. Nach der Zuständigkeitsordnung der Deutschen 
Bundespost und den dazu erlassenen Ergän- 
zungsvorschriften lag die Befugnis zur Bewilli- 
gung von Versorgungsbezügen auf Grund 
beamtenrechtlicher Kannvorschriften bisher im 
allgemeinen bei der obersten Dienstbehörde. 
Die Oberpostdirektionen waren hingegen für 
die Weiterbewilligung solcher Bezüge zustän- 
dig, die die oberste Dienstbehörde unter dem 
Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs auf Zeit be- 
willigt hatte. Solche Weiterbewilligungen muß- 
ten sich aber im. Rahmen der ursprünglichen 
Bewilligungen der obersten Dienstbehörde 
halten. 

Mehrere Oberpostdirektionen haben ihre Be- 
fugnisse insofern überschritten, als sie selb- 
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ständig über Anträge auf Gewährung von Ver- 
sorgungsbezügen entschieden haben oder bei 
der Weiterbewilligung über die ursprünglichen 
Bewilligungen hinausgegangen sind. Oft sind 
auch die persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der Versorgungsempfänger nicht 
überwacht worden, so daß versäumt worden 
ist, die Versorgungsbezüge nach einer wesent- 
lichen Besserung herabzusetzen oder die Zah- 
lungen einzustellen. Dabei mag zum Teil der 
Gedanke an die der Behörde obliegende Für- 
sorgepflicht eine Rolle gespielt haben. 

Der Bundesrechnungshof hat unter Hinweis 
auf die Grundsätze, die für die Zahlung von 
Versorgungsbezügen auf Grund beamtenrecht- 
licher Kannvorschriften gelten, gefordert, daß 
die in Betracht kommenden Fälle geprüft und 
die Bezüge — gegebenenfalls im Benehmen mit 
dem Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen — neu festgesetzt werden, In 
vielen Fällen sind daraufhin die Bezüge herab- 
gesetzt oder auch die Zahlungen eingestellt 
worden. 

Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat die geltenden Grundsätze in 
einer Verfügung vom 8. März 1956 zusammen- 
gestellt und die Befugnisse der Oberpostdirek- 
tionen erheblich erweitert. Der Bundesrech- 
nungshof hat diese Verfügung insbesondere 
deshalb begrüßt, weil dadurch in einer wich- 
tigen versorgungsrechtlichen Frage eine gleich- 
mäßige Verfahrensweise im Bereich der Deut- 
schen Bundespost gewährleistet wird. Er wird 
der Durchführung dieser Verfügung seine be- 
sondere Aufmerksamkeit widmen. 

Ungerechtfertigte Gewährung von Abfindungen 
nach § 63 bis 65 DBG und § 152 BBG 

177. Verheiratete Beamtinnen, die auf Antrag ent- 
lassen werden, erhalten eine Abfindung. Das 
galt vor Inkrafttreten des BBG unter bestimm- 
ten Voraussetzungen auch für unverheiratete 
Beamtinnen, die ihre Entlassung mit Rücksicht 
auf ihre bevorstehende Verheiratung beantragt 
hatten. Die Höhe der Abfindung richtet sich 
insbesondere auch nach der Dauer der anrech- 
nungsfähigen Gesamtdienstzeit. 


zahlten Beträge der Postkasse zugeführt wer- 
den können. 


* 


Die finanzielle Auswirkung der 
Prüfungstätigkeit des Bundes- 
rechnungshofes 


178. über die finanziellen Ergebnisse, die der Bun- 
desrechnungshof durch seine Prüfungen erzielt 
hat, gibt die nachstehende Zusammenstellung 
Aufschluß; 

Rechnungs- 
jahr 1955 *) 
DM 

Nachträgliche Einnahmen oder 
rückgängig gemachte Ausgaben 31 230 342 

nachträgliche Ausgaben oder 
rückgängig gemachte Einnahmen 779 448 

voraussichtliche 


einmalige Weinigerausgaben . 2 377 518 

einmalige Mehreinnahmen . . 2 120 937 

jährliche Wenigerausgaben . 2 672 670 

jährliche Mehreinnahmen . . 1 149 222 


Diese Zahlen werden sich noch erhöhen, weil 
Prüfungsverfahren noch nicht abgeschlossen 
sind. 

Für frühere Rechnungsjahre (1950 — 1954) 
sind außer den bereits ausgewiesenen Beträgen 
noch folgende Ergebnisse ermittelt worden: 

Nachträgliche Einnahmen oder 
rückgängig gemachte Ausgaben21 956 428 DM 
nachträgliche Ausgaben oder 
rückgängig gemachte Einnahmen 2 066 846 DM 

voraussichtliche 

einmalige Wenigerausgaben . 712 813 DM 

jährliche Wenigerausgaben . 177 154 DM 

jährliche Mehreinnahmen . . 227 090 DM 

Die angegebenen Beträge sind in keiner Weise 
ein Maßstab für die Tätigkeit des Bundesrech- 
nungshofes. Ein viel größeres finanzielles Er- 
gebnis, das sich nicht zahlenmäßig nachweisen 
läßt, hat die vorbeugende Wirkung der Finanz- 
kontrolle sowie die damit verbundene bera- 
tende und begutachtende Tätigkeit des Bundes- 
rechnungshofes und seines Präsidenten. 


Mehrere Oberpostdirektionen haben der- 
artige Abfindungen zu Unrecht gewährt. Dabei 
handelte es sich insbesondere um solche frühere 
Beamtinnen auf Widerruf, deren Rechtsver- 
hältnisse nach dem G 131 zu beurteilen waren. 

Im übrigen betreffen die bei den Oberpost- 
direktionen festgestellten Verstöße die Be- 
rechnung der Gesamtdienstzeit. Zahlreiche bei i 
den Oberpostdirektionen bestehende Zweifel ; 
sind durch den Bundesrechnungshof, zum Teil 
im Benehmen mit den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen, ausgeräumt worden. 

Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, daß 
zuwenig gezahlte Beträge nachgezahlt werden 
und daß geprüft wird, ob die zu Unrecht ge- 


•) einschließlich der in der Denkschrift 1954 (S. 95 
Nr. 102) für das Rechnungsjahr 1955 ansgewiese- 
nen Beträge. 

Schlußbemerkung 

179. Der Darstellung der Prüfungsergebnisse und 
ihrer rechtlichen Würdigung hat der Große 
Senat des Bundesrechnungshofes zugestimmt. 

Frankfurt am Main, 19. August 1958 

Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Dr. Hertel 
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Vorbemerkung 

l.In dem Bericht vom 4. vJuli 1957 habe ich meine 
gutachtliche Tätigkeit im Rechnungsjahr 1956 
und im ersten Viertel des Rechnungsjahres 1957 
dargestellt (S. 97 — 114 der Drucksache 84 — 

3. Wahlperiode — ). Der vorliegende Bericht er- 
streckt sich auf die Zeit bis zum Sommer 1958. 
Wie im Vorjahr gehe ich auch auf die Auswir- 
kungen früherer Gutachten, allgemeine Beobach- 
tungen und Vorarbeiten für eine Vereinfachung 
der Verwaltung ein. 

Im vergangenen Jahr habe ich in Aussicht ge- 
stellt, künftig die Grundgedanken meiner Vor- 
schläge eingehender als bisher darzustellen. 
Dementsprechend habe ich den vorliegenden Be- 
richt ausführlicher gefaßt, und zwar insbeson- 
dere im Hinblick auf die „maßgebenden Verwal- 
tungsgrundsätze" und „Gebote der Wirtschaft- 
lichkeit", auf deren Beachtung sich auch die Prü- 
fungen des Bundesrechnungshofes erstrecken. 

Bereits im Jahre 1932 hat der Reichsspar- 
kommissar Saemisch den „Grundriß einer Ver- 
waltungsreform für Reich, Länder und Gemein- 
den" vorgelegt. Seine Ausführungen sind wegen 
ihrer Fragestellung und Betrachtungsweise noch 
heute lesenswert, wenn auch die vorgeschlage- 
nen Lösungen zum großen Teil durch die wei- | 
tere Entwicklung überholt sind. Es bedarf noch 
großer Anstrengungen, um, wie er es versucht , 
hat, „über die trennenden Schranken der Gesetz- 
gebungskompetenzen hinweg den Blick auf ein 
Gesamtbild zu eröffnen". 

* 

2. Im Berichtszeitraum hat sich erneut gezeigt, daß 
sich die Arbeiten zur Vereinfachung der Ver- 
waltung und zur Erhöhung ihrer Wirtschaftlich- 
keit auf die Erfahrungen und Erkenntnisse stüt- 
zen müssen, die aus der laufenden Finanzkon- 
trolle erwachsen. Ohne die Mitwirkung der Ab- 
teilungen für die Rechnungsprüfung meines 
Hauses wäre es mir nicht möglich gewesen, mei- 
nen Arbeitsstab klein zu halten. 

Die „Richtlinien über die Aufgaben und die 
Tätigkeit des Bundesbeauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung", die in der 
vom Bundeskabinett am 8. Januar 1952 be- 
schlossenen Fassung noch heute gelten, bestim- 
men in Nr. 8; 

„Eine besondere Behörde wird für den Bun- 
desbeauftragten nicht eingerichtet. Er bedient 
sich für seine Aufgaben der Präsidialabteilung 
des Bundesrechnungshofes." 

Nach haushaltsrechtlichen Vorschriften sind die 
Direktoren und Ministerialräte des Bundesrech- 
nungshofes verpflichtet, nach näherer Bestim- 
mung des Präsidenten zugleich in der Präsidial- | 
abteilung tätig zu sein. Von dieser Ermächti- j 
gung habe ich Gebrauch gemacht und die Be- ‘ 
amten der Abteilungen für die Rechnungsprü- j 
fung, soweit es mit ihrer Haupttätigkeit zu ver- | 


einbaren war, zu den Organisations- und Wirt- 
schaftlichkeitsprüfungen herangezogen. 

* 

3. Meine Arbeiten werden durch parlamentarische 
und behördliche Ausschüsse und Arbeitskreise 
des Bundes, der Länder und Gemeinden sowie 
durch freie Einrichtungen ergänzt. Dies erfordert 
schon die Größe der Aufgabe und entspricht 
auch dem föderalistischen Aufbau der Bundes- 
republik, der Verwaltungsverantwortung der 
Gemeinden und sonstigen Selbstverwaltungs- 
körperschaften und der Mitverantwortung der 
großen Verbände des öffentlichen Lebens. Die 
Zusammenarbeit aller zur Vereinfachung der 
Verwaltung tätigen Kreise wird noch enger ge- 
staltet und vertieft werden müssen. 

* 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Arbeiten 

Aufbau der Bundesregierung und der 
Bundesverwaltung 

Auftrag 

4. Nach den „Richtlinien über die Aufgaben und 
die Tätigkeit des Bundesbeauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung" gehört es zu 
meinen Aufgaben, Vorschläge für eine sparsame, 
nach zeitgemäßen Grundsätzen aufgebaute 
Organisation zu machen und auf die Abgren- 
zung der Zuständigkeit zwischen den verschie- 
denen Bundesverwaltungen zu achten. 

* 

Grundsätze wirtschaftlicher Organisation 

5. Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Verwal- 
tung werden durch die organisatorische Ord- 
nung entscheidend beeinflußt. 

Mit wachsendem Nachdruck wird gefordert, 
die öffentliche Verwaltung stärker als bisher 
nach einheitlichen Grundsätzen aufzubauen. 
Wahrung der notwendigen Einheitlichkeit der 
Verwaltung schließt nicht die Möglichkeit aus, 
im Einzelfall elastische Regelungen zu treffen. 
Es handelt sich nicht allein um Fragen der 
innerbehördlichen Zweckmäßigkeit. Die Behör- 
denorganisation ist nicht länger als ein Inter- 
num der Verwaltung, sondern mehr und mehr 
als eine Angelegenheit von allgemeinem Inter- 
esse zu betrachten. Die Bedeutung einer über- 
sichtlichen Behördenorganisation ergibt sich aus 
dem vielfältigen Angewiesensein des einzelnen 
auf die öffentliche Verwaltung und der daraus 
folgenden Notwendigkeit, über die zuständigen 
Behörden und deren Gliederung unterrichtet zu 
sein. In zunehmendem Maße befassen sich auch 
die Parlamente mit organisatorischen Fragen. 
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Der Grundsatz der Organisationsklarheit hat 
daher für den Bereich der öffentlichen Verwal- 
tung ähnliches Gewicht gewonnen wie der 
Grundsatz der Klarheit des Budgets in der 
öffentlichen Finanzwirtschaft. Weit stärker als 
bisher wird auch eine größere Publizität der 
Organisation zu fordern sein, da Öffentlichkeit 
wirksame Kontrolle und fruchtbare Kritik er- 
möglicht. Es gehört zu den wichtigsten Organi- 
sationsgrundsätzen, die Verwaltung so aufzu- 
bauen, daß sie kontrollierbar ist. 

Bei meinen Prüfungen habe ich seit jeher den 
Grundsatz der organisatorischen Konzentration 
— einer Straffung der Verwaltungsgliederung 
auf allen Stufen — vertreten. Die Erfahrung 
zeigt, daß ein Zuviel an Organisationseinheiten 
einen höheren Verwaltungsaufwand nach sich 
zieht, da Organisationseinheiten in der Regel 
dazu neigen, ihre Befugnisse auszudehnen und 
ihr Personal zu vermehren. Die organisatorische 
Konzentration ist eines der wirksamsten Mittel, 
die Verwaltung zu vereinfachen. 

Organisatorische Konzentration darf nicht mit 
Zentralisation verwechselt werden. Auch für den 
Aufbau der Bundesverwaltung wird gelten müs- 
sen, was die bayerische Verfassung in Artikel 77 
für die Verwaltung vorschreibt: „Für die Organi- 
sation der Behörden und die Regelung ihres 
Verfahrens hat als Richtschnur zu dienen, daß 
unter Wahrung der notwendigen Einheitlichkeit 
der Verwaltung alle entbehrliche Zentralisation 
vermieden, die Entschlußkraft und die Selbst- 
verantwortung der Organe gehoben wird und 
die Rechte der Einzelperson genügend gewahrt 
werden.'' Ich trete in meinen Organisationsvor- 
schlägen stets für möglichst weitgehende Dezen- 
tralisation ein sowie für Stärkung des Verant- 
wortungsbewußtseins der Behördenbediensteten 
und eine Verteilung der Verantwortung, die für 
eigene Initiative Raum läßt und die Arbeits- 
freude hebt, zugleich aber Einzelgängertum ver- 
hindert und die notwendige Zusammenarbeit 
sichert. 

Mit Recht wird darauf hingewiesen, daß 
organisatorische Reformen allein nicht ausrei- 
chen. Personelle, funktionelle, territoriale, finan- 
zielle und namentlich sachliche Reformen müs- 
sen mit den organisatorischen Maßnahmen Zu- 
sammenwirken und ihnen bei einer echten Ver- 
waltungsreform zum großen Teil sogar voran- 
gehen. Auf einige dieser Reformarbeiten gehe 
ich in den weiteren Abschnitten dieses Berichts 
ein. 

Immer wieder wird in der Öffentlichkeit ge- 
fordert, Aufgaben, vor allem die freiwillig über- 
nommenen, abzubauen und auf Weiterführung 
nicht unbedingt notwendiger Einrichtungen zu 
verzichten, die Gesetzgebung einzuschränken 
und allgemein den „Übereifer der Verwaltung" 
zu zügeln. Bisher hat sich ein Aufgabenabbau, 
bei dem nennenswerte Teile der Verwaltung 
entbehrlich werden könnten, unter den Bedin- 
gungen des Rechts-, Sozial- und Vorsorgestaates 
nicht erreichen lassen. Um so eingehender muß 


geprüft werden, ob die Aufgabenerledigung 
rationalisiert werden kann, insbesondere durch 
Zuständigkeitsverlagerungen innerhalb der Bun- 
desregierung, durch Abgabe von Aufgaben an 
andere Aufgabenträger, die berufener sind, oder 
an nachgeordnete Stellen, durch Vereinfachung 
der Verwaltungsgliederung, Verbesserung, Ver- 
billigung und Beschleunigung des Arbeitsverfah- 
rens, und namentlich durch eine sachgemäße 
Auswahl und Erziehung, Aus- und Fortbildung 
des Personals, das alle diese Maßnahmen mit 
eigener Initiative unterstützen und durchführen 
soll. 

* 

Entlastung der Bundesministerien 

6. Die Bedeutung, die der Organisation der Bun- 
desregierung für das gesamte Staatsleben zu- 
kommt, spiegelt die Regierungserklärung wider, 
die der Bundeskanzler am 29. Oktober 1957 vor 
dem Bundestag abgegeben hat. 

Ein Bundesministerium muß, wie in der Regie- 
rungserklärung dargelegt wird, für den Bundes- 
minister klar überschaubar sein. Der Bundesmi- 
nister muß es mit seiner Auffassung erfüllen. Er 
muß ferner die Zeit haben, seine Auffassungen 
nicht nur vor dem Kabinett, dem Parlament und 
dessen Ausschüssen, sondern auch vor der öf- 
fentlichkeit zu vertreten. Wegen der immer 
engeren Beziehungen der europäischen und der 
nichteuropäischen Staaten untereinander muß er 
häufiger als früher Auslandsreisen machen. Er 
muß aber auch nahezu regelmäßig an den Kabi- 
nettssitzungen teilnehmen. Aus dieser Auffas- 
sung von der Stellung und den Pflichten eines 
Bundesministers folgert der Bundeskanzler, daß 
die Bundesministerlein einen bestimmten Umfang 
nicht Überschreiten dürfen. 

Ehese Ausführungen bestätigen die Leitge- 
danken, die meine Arbeit bei den Organisations- 
prüfungen in Bundesministerien seit Jahren be- 
stimmt haben. In dem im März 1957 vorgelegten 
Gutachten über die Organisation und Wirtschaft- 
lichkeit des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten habe ich mich über 
die Organisation eines Bundesministeriums wie 
folgt geäußert: 

„Das Ministerium muß so gestaltet werden, 
daß es ein geeignetes Führungsinstrument 
darstellt. Die verantwortlichen Beamten müs- 
sen die erforderliche Zeit für die eigentlichen 
ministGriellen Aufgaben haben, und der Ge- 
samtbereich des Ministeriums muß überschau- 
bar bleiben und leicht zu lenken sein. Dies 
erfordert, daß das Ministerium streng auf die 
ministeriellen Aufgaben ausgerichtet wird — 
auf die Vorbereitung der Gesetzgebung und 
die sonstige Zusammenarbeit mit den obersten 
Bundesorganen und den Landesregierungen, 
das Festlegen von Richtlinien für die Ausfüh- 
rung der Gesetze und entsprechende leitende 
und koordinierende Funktionen, das Ausschüt- 
ten der Fonds, die Mitwirkung in supranatio- 


118 



Deutscher Bundestag — 3. Wa hlperiode _ _ Drucksa^e 554 


nalen Gremien sowie die ständige Beobach- 
tung der verschiedenen Lebensgebiete, um da- 
nach die Richtung und die Schwerpunkte der 
Tätigkeit des Ministeriums zu bestimmen — 
und daß alle nichtministeriellen Aufgaben ab- 
gestoßen, sei es, daß sie ganz fallengelassen 
oder dekonzentriert oder dezentralisiert wer- 
den." 

Man würde in einen Circulus vitiosus geraten, 
würde man der übermäßigen Arbeitsbelastung 
eines Ministeriums durch Einrichtung neuer Ab- 
teilungen, Unterabteilungen, Arbeitsgruppen 
und Referate, Stellenhebungen und Personalver- 
mehrung zu begegnen suchen. Damit würde man 
gerade den am meisten belasteten Spitzenkräf- 
ten noch mehr Verantwortung aufbürden: sie 
hätten dann noch mehr Arbeit zu leiten, zu koor- 
dinieren und zu kontrollieren. Die Ministerien 
können sich nur dadurch entlasten, daß sie ihre 
Arbeit auf die wesentlichen, d. h. wirklich mini- 
steriellen Aufgaben beschränken, alle Möglich- 
keiten der Dezentralisation ausnutzen, ihre Ver- 
waltungsgliederung straffen und dadurch gut 
übersehbar und leicht lenkbar gestalten. 

* 

Gliederung der Ministerien 

7. Wie ein Bundesministerium zu gliedern ist, die 
Geschäfte zu verteilen sind und der Geschäfts- | 
gang geregelt werden soll, ist im einzelnen in 
der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bun- 
desministerien bestimmt. Die Vorschriften, die 
sich in ihrem Kern auf jahrzehntelange Erfah- 
rungen stützen, sind überarbeitet worden und 
zeitgemäß. Sie sind jedoch nicht genügend be- 
achtet worden, wie die Prüfungen, die in dem 
Berichtszeitraum durchgeführt wurden, erneut 
erwiesen haben. 

* 

Referate 

8. Das gilt selbst für die grundlegende, in meinen 
Gutachten immer wieder hervorgehobene Vor- 
schrift des § 4 Abs. 2 der Gemeinsamen Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien — Allge- 
meiner Teil — (GGOI), wonach die tragende 
Einheit im organisatorischen Aufbau des Mini- 
steriums das Referat ist, jede Arbeit einem Refe- 
rat zugeordnet sein muß, in dem Referat nach 
Möglichkeit sachlich verwandte Aufgaben zu- 
sammenzufassen sind und ©ine zu weitgehende 
Aufspaltung von Arbeitsgebieten zu vermeiden 
ist. 

Es finden sich noch viele Splitterreferate. Enge 
Referate verengen den Blick, führen zur Über- 
schätzung der eigenen Arbeit, zu unnötiger Ge- 
schäftigkeit und zu dem Streben nach Ausdeh- 
nung, zu Doppelarbeit und Reibungen; bei jeder 
Abwesenheit des Referenten — Wahrnehmung 
von Sitzungen, Reisen, Urlaub — stockt die Ar- 
beit. Die Bildung ausreichend großer Referate, 
die grundsätzlich mit einem Ministerialrat zu 


Imsetzen sind und bei denen dem Referenten 
Kräfte des gehobenen und in der Regel auch des 
höheren Dienstes zur Seite stehen, ermöglicht 
bessere Arbeitsverteilung und Arbeitsauslastung 
und erleichtert die Einarbeitung und Fortbildung 
des Nachwuchses sowie die Regelung der Ver- 
tretung; wie wichtig das letztere ist, ergibt sich 
aus meinen Feststellungen über die umfang- 
reiche Reisetätigkeit in den Ressorts (vgl. S. 130 
Nr. 30). 

Je stärker die Ausgleichsfunktion auf der Re- 
feratsebene wirksam wird, um so mehr wird der 
Abteilungsleiter entlastet. Die Bildung solcher 
echten Referate formen das Berufsbild des Mini- 
sterialrats nach dem des „Vortragenden Rates", 
der nicht nur sein Arbeitsfeld kennt, sondern es 
im Gesamtzusammenhang sieht und beim Mini- 
ster und Staatssekretär Vortrag halten kann. 
Auf die Gefahren, die ©in zu weit getriebenes 
Spezialistentum in den Ministerien mit sich 
bringt, gehe ich in meinen folgenden personal- 
wirtschaftlichen Ausführungen weiter ein 
(S. 127 bis 129 Nr. 25 bis 28). 

Referate, die aus dem Referenten und viel- 
leicht noch einem Sachbearbeiter bestehen, sind 
allenfalls unter besonderen Umständen, z. B. für 
das zumeist nur eine Kraft des höheren Dienstes 
tragende, in sich geschlossene Justitiariat, zu 
rechtfertigen. Nicht begründet ist es, einen Refe- 
renten im wesentlichen nur mit Ausübung einer 
Fachaufsicht zu betrauen. Im allgemeinen füllt 
eine solche Aufsicht ein echtes Ministerialreferat 
nicht aus; dies führt erfahrungsgemäß zum 
Selbsteintritt in die Aufgaben des Beaufsichtig- 
ten. Auch die Tatsache, daß ein Referent einen 
Gesetzentwurf bearbeiten soll, kann nur in Aus- 
nahmefällen die Einrichtung einer ständigen Ein- 
heit rechtfertigen. 

Gewiß kann man in der Praxis schon mit 
Rücksicht auf die unterschiedliche, auch wech- 
selnde Qualität des eingesetzten Personals ver- 
schiedener Auffassung darüber sein, ob ein 
Referat stärker oder schwächer zu besetzen sein 
wird, ob z. B. in einem fünf, sechs oder sieben 
Köpfe umfassenden Referat noch ein weiterer 
Hilfsreferent oder Sachbearbeiter erforderlich 
ist. Nur in Ausnahmefällen wird sich aber die 
Notwendigkeit stichhaltig begründen lassen, 
eine solche Organisationseinheit aufzuteilen und 
ein weiteres Referat zu bilden; solchen Auftei- 
lungswünschen liegt meist das Streben nach 
Stellenhebungen (z. B. neuen Referenten-Stellen) 
zugrunde. Den sachlichen Erfordernissen wird oft 
schon dadurch entsprochen werden können, daß 
einem Hilfsreferenten Zeichnungsbefugnis über- 
tragen wird. 

Zeitweilig überlastete Referate müssen im 
Wege des Kräfteausgleichs innerhalb der Be- 
hörde vorübergehend verstärkt werden; notfalls 
sollten ihnen abgeordnete Kräfte zugeteilt 
werden. 

Groß-Referate müssen auf Ausnahmefälle be- 
schränkt sein. Dieser Begriff wird irrigerweise 
vielfach im Sinne der von mir gebrauchten Be- 
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Zeichnung „echte Ministerialreferate'" verwen- 
det. Unter „Groß-Referaten" verstehe ich. hin- 
gegen Referate, bei denen dem Referenten 
wegen der Unteilbarkeit eines großen Arbeits- 
bereichs eine ungewöhnlich hohe Zahl von 
Kräften beigegeben werden muß. Solche Groß- 
Referate können ausnahmsweise dort ange- 
bradit sein, wo es sich um die Erledigung von 
— meist technischen — Aufgaben größeren Um- 
fanges handelt, die aus wirtschaftlichen Grün- 
den nur von einem Referenten geleitet werden 
können. 

Referatsmäßige Sonderbildungen sollten ver- 
mieden werden, so z. B. die Ausstattung von 
„General-Referaten" mit Weisungsbefugnissen 
gegenüber anderen Referaten. Derartige Rege- 
lungen führen erfahrungsgemäß zur Bildung 
höherer Organisationseinheiten — etwa in Form 
von „Gruppen". Dagegen kann die Bestellung 
von koordinierenden Leit-Referenten, zumindest 
zeitweise, am Platze sein, wenn große Aufgaben- 
gebiete unter verschiedenen Gesichtspunkten 
bearbeitet oder aufgeteilt werden müssen. 

Vielfach befassen sich Referenten mit Einzel- 
entscheidungen, wobei es sich meist um Ver- 
waltungsarbeit handelt, für die in einem Mini- 
sterium grundsätzlich kein Raum ist. Ausnah- 
men sind begründet, wo eine Verlagerung der 
Verwaltungsarbeit auf nachgeordnete Stellen 
z. B. wegen des politischen Gehalts der zu tref- 
fenden Entscheidungen oder wegen der auf Ge- 
setz beruhenden ministeriellen Zuständigkeit 
nicht angängig ist oder wenn zwischen dieser 
Verwaltungsarbeit und den eigentlichen Mini- 
sterialaufgaben (Gesetzgebung, Planung, Auf- 
sicht, Grundsatzentscheidungen) ein enger Sach- 
zusammenhang besteht. 

Referate sollten auch nicht als reine Beteili- 
gungs- und Mitwirkungsreferate eingerichtet 
werden. Dies gilt sowohl für die Mitwirkung 
innerhalb des Hauses als auch für die Mitwir- 
kung bei den Aufgaben anderer Ressorts. Solche 
Referate entwickeln sich leicht zu Quellen stän- 
diger Zuständigkeitsstreitigkeiten. Wo laufend 
Beteiligung erforderlich ist, sollten diese Arbei- 
ten einem Referat mit s ach verwandtem Auf- 
gabenbereich übertragen werden. 

Unterabteilungen 

9. Unterabteilungen sollen nach der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesministerien nur 
dann gebildet werden, wenn es sachlich nötig 
ist. Abteilungen, die vom Abteilungsleiter noch 
voll übersehen werden können, bedürfen keiner 
Untergliederung. Mit Recht wird hervorgehoben, 
daß die Einrichtung von Unterabteilungen die 
notwendige enge und persönliche Verbindung 
des Abteilungsleiters mit den Referenten 
schwächt und den Arbeitsgang verlangsamt. 


Abteilungen 

10. Bei der organisatorischen Gliederung eines 
Ministeriums sollten Arbeitsbelastung und Ver- 
antwortlichkeit gleichmäßig verteilt werden. Für 
die Bildung von Abteilungen kann daher nicht 
ausschließlich die Verschiedenartigkeit oder Ge- 
schlossenheit der einzelnen Sachbereiche maß- 
gebend sein. Der Aufgabenumfang einer Abtei- 
lung und damit der persönliche Verantwor- 
tungsbereich der leitenden Beamten im Ministe- 
rium werden in erster Linie durch die Uberseh- 
barkeit ihres Arbeitsbereichs zu begrenzen sein, 
über die Dienstpostenbewertung der Leiter klei- 
ner Abteilungen äußere ich mich in Nr. 25 am 
Ende (S. 127). 

* 

Leitung 

11. Minister und Staatssekretär müssen möglichst 
entlastet werden. Die Gemeinsame Geschäftsord- 
nung der Bundesministerien — Allgemeiner 
Teil — trägt dem in § 4 durch die Vorschrift 
Rechnimg, daß selbständige Stellen, Ämter, Son- 
derreferate u. dgl. außerhalb der Abteilungen 
nicht eingerichtet werden sollen. Folgende Aus- 
nahmen sind anzuerkennen: 

Die Vertretungen der Ressorts in Berlin ge- 
hören wegen der Besonderheit ihrer Aufgaben 
zur Leitimg und werden dem Staatssekretär un- 
mittelbar zu unterstellen sein. 

Da der Pressereferent fortlaufend mit der Lei- 
tung zusammenzuarbeiten hat, kann eine Unter- 
stellung unter den Staatssekretär in Betradit 
kommen. 

Die Vorprüfungsstelle soll ihre Tätigkeit 
selbständig und unbeeinflußt ausüben. Sie ist 
daher entweder dem Minister oder dem Staats- 
sekretär zu unterstellen. Dadurch erhält sie eine 
stärkere Wirkungskraft; auch wird vermieden, 
daß bei Zuordnung zu einer Abteilung Inter- 
essenkollisionen auftreten. Das Unterstellungs- 
verhältnis der Vorprüfungsstelle sollte daher 
nur nach § 4 Abs. 1 VPOB geregelt werden. 

* 

Geschäftsverteilung 

12. Dfe Verteilung der Geschäfte auf die Bedienste- 
ten ist nicht immer zweckmäßig. So wurde wie- 
derholt festgestellt, daß Kräfte des höheren 
Dienstes zum Teil Aufgaben wahmehmen, die 
von denen des gehobenen Dienstes erledigt wer- 
den können. Andererseits führen Kräfte des ge- 
hobenen Dienstes auch Arbeiten aus, die nur als 
Bürohilfs arbeiten zu bewerten sind. 

Durch richtige Geschäftsverteilung muß dafür 
gesorgt werden, daß jede einzelne Kraft nur 
mit den Dienstgeschäften befaßt wird, die ihrer 
Eignung, ihrer Leistungsfähigkeit und der Be- 
wertung des Dienstpostens entsprechen. 
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Abgrenzung der Geschäftsbereiche 

13. Die Zuständigkeitsverteilung innerhalb der 
Bundesregierung ist eine wesentliche Aufgabe 
der Organisationsgewalt. Sie wird auch von 
politischen Gegebenheiten bestimmt. Für die 
Geltendmachung allgemein organisationstech- 
nischer Forderungen bleibt nur ein begrenzter 
Spielraum. 

Bei Zuständigkeitsänderungen ist das bisher 
mit der Bearbeitung befaßte Personal auf den 
neuen Aufgabenträger überzufühlen. In Über- 
einstimmung mit dem Haushaltsausschuß des 
Bundestages und dem Bundesrat vertrete ich die 
Auffassung, daß die Übertragung von Aufgaben 
auf ein anderes Ressort nicht zu Stellenvermeh- 
rungen und Stellenhebungen führen darf, viel- 
mehr sogar eine Verringerung des Personals er- 
möglichen sollte, wenn sie bisherige Parallelar- 
beit beseitigt, gegenseitige Beteiligungen über- 
flüssig macht und arbeitstechnische Vorteile mit 
sich bringt. 

Aufgaben- und Arbeitsüberschneidungen bin 
ich wiederholt — - fast in jeder meiner Organi- 
sationsprüfungen — nachgegangen. In manchen 
Fällen ist es unvermeidlich, daß mehrere Res- 
sorts auf einem Aufgabengebiet tätig werden; 
Überschneidungen sind aber zu beseitigen, wo 
sie zu Doppelarbeit führen. Bei der Bemessung 
des Personalbedarfs ist auch darauf zu achten, 
daß nicht eine zu starke personelle Ausstattung 
der Referate in den beteiligten MiniiSterien den 
maßgeblichen Einfluß des federführenden Res- 
sorts in Frage stellt. 

In meinem Gutachten über die Zuständigkeits- 
abgrenzung zwischen den Kulturabteilungen des 
Auswärtigen Amtes und des Bundesministers 
des Innern, das ich im zweiten Teil dieses Be- 
richts behandele (S. 132 Nr. 35), habe ich ein Auf- 
gabengebiet untersucht, dessen Aufteilung be- 
sondere Schwierigkeiten bereitet. Der weiteren 
Frage, wie die Finanzierung der wissenschaft- 
lichen Forschung geordnet werden kann, habe 
ich besondere Untersuchungen gewidmet (S. 123 
bis 126 Nr. 19 bis 22). Eingehende Vorschläge 
habe ich für die Aufgabenabgrenzung zwischen 
dem Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des 
Bundes gemacht. 

Weit mehr als durch Aufgaben- und Arbeits- 
überschneidungen wird die Wirtschaftlichkeit 
der Verwaltung durch Abkapselung von Res- 
sorts gegeneinander, Ressortpartikularismus, ge- 
fährdet. Häufig fehlt es am Blick auf das Ganze. 
Eifersüchtige Wahrung der Ressortziiständigkeit 
verhindert eine, von der Sache her gesehen, 
wirtschaftliche und sinnvolle Lösung. 

Organisation der bundeseigenen Verwaltung 

14. Die sachgemäße Zusammen Ordnung der Viel- 
zahl von Organisationseinheiten der bundes- 
eigenen Verwaltung gehört zu den Aufgaben, 


die bisher nur auf Teilgebieten in Angriff ge- 
nommen werden konnten. Diese Arbeiten die- 
nen der Vereinfachung der Verwaltung und zu- 
gleich der Organisationsklarheit. Es wird erwo- 
gen, weitere Bundesoberbehörden zu errichten 
und untersucht, wie wissenschaftliche Institute 
und sonstige nachgeordnete Bundeseinrichtun- 
gen zusammengelegt werden können. Bei den 
obersten Bundesbehörden findet sich noch etine 
Fülle verwaltender Tätigkeit, die dekonzentriert 
werden kann. Besondere Probleme ergeben sich 
bei dem notwendigen Zusammenwirken der Bun- 
desminiisterien mit Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts. 

* 

Beiräte, Ausschüsse, Arbeitskreise 

15. Es gehört zu den charakteristischen Merkmalen 
der heutigen Ministerialarbeit, daß sie sich im 
Zusammenwirken mit einer Fülle von Ausschüs- 
sen, Arbeitskreisen und Beiräten vollzieht. Die 
Arbeitszeit der Beamten, namentlich der leiten- 
den Beamten und der Referenten, aber auch von 
Beamten des gehobenen Dienstes und der Büro- 
kräfte des inneren Dienstes wird hierdurch in 
erheblichem Maße in Anspruch genommen. Die 
Zahl der Ausschüsse, ihre Funktionen und Zu- 
ständigkeitsgrenzen, die Wirtschaftlichkeit ihrer 
Arbeitsweise und letztlich selbst der Nutzen 
ihrer Arbeit lassen sich kaum noch übersehen. 
Manchmal werden Einrichtungen, deren Arbeit 
abgeschlossen oder deren Aufgaben von dnzwi- 
schen neu gebildeten Einrichtungen übernommen 
wurden, nicht aufgelöst, damit sie in einem Be- 
darfsfall wieder zusammengerufen werden kön- 
nen, Ich halte eine Sichtung des gesamten Be- 
standes an Ausschüssen und an Einrichtungen 
ähnlicher Art für erforderlich. 

Bei meinen Organisations- und Wirtschaftlich- 
keitsprüfungen gehe ich diesen Erscheinungen 
des heutigen Verwaitungsstils nach (vgl. S. 134 
Nr. 41). Im wesentlichen muß ich es aber den be- 
teiligten Ressorts, namentlich ihren Organisa- 
tionsreferenten, überlassen, selbst Wert und 
Mängel der Arbeit dieser Einrichtungen sowie 
Möglichkeiten ihrer Zusammenlegung oder De- 
zentralisation zu überprüfen. Ich habe den Ein- 
druck gewonnen, daß die Zahl von Institutionen 
dieser Art über das notwendige Maß weit hin- 
ausgeht. 

Ähnliches gilt von der großen Zahl intermini- 
sterieller Ausschüsse. Von der Einsetzung inter- 
ministerieller Ausschüsse sollte nur bei Auf- 
gaben von großer Tragweite Gebrauch gemacht 
werden, da die Anhörung der Ausschüsse die 
Arbeit verzögert und die Verantwortung des zu- 
ständigen Bundesministers (Art. 65 GG) verwi- 
schen kann. 

Wiederholt ist, auch in der Presse, zur Sprache 
gekommen, daß in den internationalen Bereichen 
in Ausschüssen und sonstigen Gremien offen- 
sichtlich Doppelarbeiit geleistet wird. Solche Auf- 
baumängel werden erst im Laufe der Zeit be- 
seitigt werden können. Die Ressorts werden 


121 



Drucksache 554 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


aber darauf bedacht sein müssen, jedenfalls 
ihrerseits nicht zu solchen fehlerhaften Entwick- 
lungen beizutragen. Die Überprüfung der Dienst- 
reisen ins Ausland bietet hierzu Möglichkeiten. 

Laufend muß darauf geachtet werden, daß 
nicht mehr Beamte als unbedingt erforderlich, 
d. h. in der Regel nur die federführend zustän- 
digen, zu den Sitzungen entsandt werden. Es 
fällt auf, daß an manchen Sitzungen von Bun- 
destagsausschüssen doppelt und dreifach soviel 
Regierungsvertreter teilnehmen wie Ausschuß- 
mitglieder. So bedeutsam diese Verhandlungen 
für die Ressorts zu sein pflegen und so sorg- 
fältig die Ressorts angesichts der Arbeitsbela- 
stung des Bundestages alles vorbereiten müs- 
sen, um jede gewünschte Auskunft sogleich er- 
teilen zu können, so fragt sich doch, ob die Über- 
zahl von Regierungsvertretern nicht auf Mängel 
der Organisation hindeutet. 

Wie sich die Fülle von Ausschüssen und ähn- 
lichen Einrichtungen auf die Reisetätigkeit der 
Behörden auswirkt, führe lich unten an einem 
Beispiel aus (S. 130 Nr. 30). 

* 

Eigene Rationalisierungsarbeit der Ministerien 

16. Auch in diesem Jahr habe ich den Schwerpunkt 
meiner Tätigkeit auf Organisations- und Wirt- 
schaftlichkeitsprüfungen gelegt. Bereits in mei- 
nem vorjährigen Bericht habe ich jedoch betont, 
daß es keineswegs allein meine Sache ist, auf 
Verbefsseiung, vor allem Vereinfachung und 
Verbilligung der Verwaltung hmzuwirken, son- 
dern daß diieis eine dauernde Aufgabe einer 
jeden gut geleiteten Verwaltung ist und stän- 
dige Sorge der Dienststelienleiter sein muß. 

Die Sachbearbeiter des Haushalts, die Organi- 
sationsreferenten und die Ministerialbürodirek- 
toren zeigen sich für die Aufgabe aufgeschlos- 
sen; ich suche sie mit meinen Gedanken gängen 
vertraut zu machen. Im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen habe ich vorge- 
schlagen, die Stellung der Sachbearbeiter des 
Haushalts durch entsprechende Fassung des § 10 
GGOI zu stärken. Leider bin ich mit diesem Vor- 
schlag nicht durchgedrungen. Ich beabsichtige, 
ihn zu gegebener Zeit erneut zur Sprache zu 
bringen. 

Im Bundesministerium für Verteidigung ist bei 
dem Organisationsreferat eine Prüf gruppe „Or- 
ganisation" gebildet worden. Sie besteht aus 
einem Beamten des höheren Dienstes, einem 
Offizier, zwei Beamten des gehobenen Dienstes 
und einem Angestellten, die über langjährige 
Verwaltungserfahrung verfügen. Die Gruppe hat 
die Aufgabe, die Abteilungen des Ministeriums 
sowie die nachgeordneten Dienststellen (vor- 
läufig mit Ausnahme der Truppe) im Hinblick 
auf Organisation, Geschäftsverteilung, Personal- 
bedarf und Stellenbesetzung zu überprüfen und 
in Fragen der internen Organisation und des 
Geschäftsbetriebes zu beraten. Die Arbeit der 
Prüfgruppe wird der Wirtschaftlichkeit in der 


Verteidigungsverwaltung zugute kommen. Ich 
habe die Angehörigen der Prüfgruppe durch 
Beamte meines Hauses über die Verfahrens- 
technik und Erfahrungen bei Organisations- und 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen unterrichten lassen. 

* 

Zusammenwirken von Bund, Ländern und 
Gemeinden 

Auftrag 

17. Die mir für meine Tätigkeit gegebenen Richt- 
linien legen mir ferner auf, mein Augenmerk 
auf die „Scheidung der Aufgabenkreise zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden (Gemeinds- 
verbände)'' zu richten. Dieser Auftrag, dessen 
Wortlaut auf die seinerzeit dem Reichsspar- 
kommissar Saemisch erteilten Richtlinien zurück- 
geht, ist nicht eng auszulegen: wichtiger als die 
Scheidung der Aufgabenkreise von Bund, Län- 
dern und Gemeinden ist gegenwärtig ihre sach- 
gemäße Verbindung, namentlich bei der Durch- 
führung der Bundesgesetze („Verbundverwal- 
tung"). In der vergangenen Wahlperiode hat der 
Bundestag in seinem Unterausschuß „Verein- 
fachung der Verwaltung" darauf hingewiesen, 
daß hier noch Probleme liegen. 

* 

Untersuchungen des Fragenkreises 

18. Das Grundgesetz geht von dem Grundsatz aus, 
daß die Länder die Bundesgesetze ausführen. 
Meine Arbeit für die Wirtschaftlichkeit der Ver- 
waltung muß deshalb die bundeseigene Verwal- 
tung im Zusammenwirken mit den Landes- 
verwaltungen sehen, soweit diese die Bundes- 
gesetze als eigene Angelegenheit oder im Auf- 
träge des Bundes ausführen. Im Laufe der letzten 
Jahre habe ich mich verschiedentlich mit diesem 
Fragenkreis befaßt. 

Fast auf allen Gebieten der öffentlichen Ver- 
waltung zeigt sich, daß es geboten ist, die grund- 
legenden Fragen des Zusammenwirkens der ein- 
zelnen Verwaltungsträger verfassungsrechtlich 
weiter zu klären und bestimmter zu regeln. Es 
ist zu begrüßen, daß sich in neuerer Zeit auch 
die Wissenschaft vom öffentlichen Recht und 
Arbeitskreise solchen Untersuchungen stärker 
zuwenden. 

Die bei dem Bundesministerium des Innern er- 
richtete Sachverständigenkommission für die 
Vereinfachung der Verwaltung befaßt sich u. a. 
mit den Forderungen, die aus kommunaler Sicht 
an die Vereinfachung der Verwaltung im Bund 
zu stellen sein werden, und untersucht auch die 
Frage, ob die Schaffung einer einheitlichen Bun- 
desfinanzverwaltung verfassungsrechtlich zu- 
lässig ist und wesentlich zur Vereinfachung der 
Verwaltung beitragen kann. 

Die Arbeitsgemeinschaft für Staatsverein- 
fachung in Bayern hat in dem zweiten, im Fe- 
bruar 1957 abgeschlossenen Teil ihres Gut- 
achtens die Vereinfachungsmöglichkeiten im 
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Verhältnis zwischen Bundes- und Landcsvcrwah | 
timg zusammenhängend behandelt. Ich habe 
mich wegen dieser Anregungen mit der Bayeri- 
schen Staatsregierung in Verbindung gesetzt 
und einen Erfahrungsaustausch mit ihr in Aus- 
sicht genommen. Es liegt mir daran, entspre- 
chende Anregungen auch von den übrigen Län- 
dern zu erhalten. 

Weiter sind Untersuchungen eingeleitet wor- 
den, um die Finanzierung der wissenschaftlichen 
Forschung neu zu ordnen. Das Königsteiner Ab- 
kommen muß den inzwischen gewandelten Ver- 
hältnissen angepaßt werden. Ich gehe auf diesen 
Fragenkreis in den folgenden Ausführungen be- 
sonders ein. 

I 

öffentliche Verwaltung und wissenschaftliche 
Forschung 1 

19. Die Forschung ist heute in allen Kulturstaaten 
eine Aufgabe grüßten Umfanges von Staat und 
Wirtschaft. Sicherung und Fortentwicklung des 
Gemeinschaftslebens hängen weitgehend von 
ihren Ergebnissen ab. Sie verlangt daher einen 
immer breiter entwickelten „Wissenschafts- 
betrieb". Zugleich baut die öffentliche Verwal- 
tung ein immer größeres Netz von Einrichtungen j 
auf, die nach wissenschaftlichen Methoden arbei- 
ten, und deren Tätigkeit vom Eich- und Meß- 
wesen über die Wetterstationen, den Pflanzen- 
schutzdienst, die chemischen Untersuchungs- 
ämter u. ä. bis zu staatlichen Güteprüfungen auf , 
den verschiedensten Gebieten reicht. Dabei er- i 
geben sich Typen wissenschaftlicher Arbeits- | 
weise, die sich je nach dem Grad und der Inten- 
sität der Anwendung besonderer Methoden von 
der eigentlichen wissenschaftlichen Forschung 
abheben. Die Übergänge zur eigentlichen For- 
schungstätigkeit sind fließend. 

Die öffentliche Verwaltung ist mit fast allen 
Formen wissenschaftlicher Arbeit verbunden. 
Daher ist sie genötigt, sich mit den Grundfragen 
der Forschung auscinanderzusetzen und die 
Arten wissenschaftlicher Arbeit, mit denen sie 
zu tun hat, nach deren besonderem Charakter 
zu beurteilen. Sie muß z. B., um haushaltswirt- 
schaftliche, personelle und organisatorische Fehl- 
entscheidungen zu vermeiden, die Unterschiede 
in der Arbeitsweise und -leistung von wissen- 
schaftlichen Kräften und von Verwaltungsbeam- 
ten sowie die Unterschiede in der Organisation 
von wissenschaftlichen Arbeitseinheiten und | 
Arbeitseinheiten der Verwaltung berücksich- j 
tigen. j 

Die Zahl der Forschungseinrichtungen in der 1 
Bundesverwaltung und der Anteil der Forschung 
an der Behördenarbeit sind in den letzten Jah- 
ren stark gewachsen. Nach meinen Beobachtun- 
gen ist es notwendig, daß die Bundesforschungs- 
einrichtungen weit stärker als bisher die Zu- 
sammenarbeit untereinander und mit gleich- 
gerichteten wissenschaftlichen Einrichtungen 
pflegen. Neu auftretende Aufgaben werden häu- 
fig ohne Schaden gleichgerichteten Eorschungs- 


einrichtungen anderer Träger überlassen werden 
können. Wo sich Arbeitsgebiete verschiedener 
Forschungseinrichtungen eng berühren, werden 
koordinierende Maßnahmen getroffen werden 
müssen. Die Bildung von Arbeitsgemeinschaften, 
wie es bei den ernährungswissenschaftlichen In- 
stituten geschehen ist, sollte angestrebt werden. 
Grundsätzlich sollten die die Aufsicht führenden 
Verwaltungen beim Abschluß von Vereinbarun- 
gen über die wissenschaftliche Zusammenarbeit 
beteiligt werden. 

Für den Bund ist es in der Regel wirtschaft- 
licher. Forschungsaufträge zu vergeben, als die 
Arbeiten selbst in den Ressorts oder in neu zu 
errichtenden Instituten durchführen zu lassen. 
Ressorts, die Forschungsaufträge vergeben, müs- 
sen aber auch dafür sorgen, daß die Ergebnisse 
nicht nur zu den Akten genommen, sondern 
wirklich genutzt und bekanntgegeben werden. 
Bei Prüfungen habe ich festgestellt, daß dies 
nicht allgemein geschieht. 

* 

20. Die Finanzierung der Forschung und die Koordi- 
nierung der Förderungsmaßnahmen von Bund, 
Ländern und privaten Einrichtungen sind zu 
Fragen von staatspolitischem Gewicht geworden. 
Es ist deshalb erforderlich, zu allgemeinen Ver- 
waltungsgrundsätzen über die Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung zu gelangen. Die 
Fragen einer grundlegenden Neuordnung der 
Forschungsfinanzierung in Bund und Ländern 
mit dem Ziel einer Beseitigung des Pluralismus 
in der Finanzierung, ferner die Fragen der Stel- 
lung der Hochschulen in der Forschung, der 
Regelung des Wettbewerbs in der wissenschaft- 
lichen Forschung und der Regelung der Besol- 
dung und Vergütung der wissenschaftlichen 
Kräfte (Beamte und Angestellte) einschließlich 
der Nachwuchskräfte sind bisher nicht gelöst 
worden. 

Der Haushaltsausschuß des Zweiten Bundes- 
tages hat sich wiederholt mit diesem Fragen- 
kreis beschäftigt. Der Vorsitzende des Haus- 
haltsausschusses hat mich im März 1956 gebeten 
festzustellen, wo bei der Vergabe der Mittel für 
die Förderung der Forschung echte Überschnei- 
dungen bei den Ressorts vorliegen, und Vor- 
schläge vorzulegen, in welchem Ressort künftig 
die Aufgaben am zweckmäßigsten zu bearbeiten 
seien. Ich habe zunächst die Zuständigkeits- 
abgrenzung zwischen den Kulturabteilungen des 
Auswärtigen Amtes und des Bundesministeriums 
des Innern untersucht (vgl. S. 132 Nr. 35) und 
habe zu weiteren Fragen in dem Gutachten über 
das Bundesgesundheitsamt (vgl. S. 134 Nr. 42) 
sowie in einer gutachtlichen Äußerung über die 
Forschungsfinanzierung (vgl. die folgenden Aus- 
führungen S. 124 bis 126 Nr. 21 und 22) Stellung 
genommen. 

Die Ständige Konferenz der Kultusminister 
der Länder hat inzwischen eingehende Erhebun- 
gen über den Stand des deutschen Bildungs- 
wesens durchgeführt, um einen Plan für den er- 
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forderlichen Ausbau der Hochschulen und die 
Förderung der Forschung vorzulegen und die 
voraussichtlichen Kosten zu ermitteln. 

21. Für Forschungszwecke stehen folgende Mittel 
zur Verfügung: 

1. a) Bundesmittel 

b) ERP-Mittel 

2. Mittel der Länder 

3. Mittel der Gemeinden 

4. Mittel der Wirtschaft 

5. Mittel der Fraunhofer-Gesellschaft 

6. Mittel der Deutschen Forschungsgemeinschaft, 
die sich zusammensetzen aus 

a) Bundesmitteln 

b) Landesmitteln 

c) Mitteln des Stifterverbandes und des 
Chemiefonds 

d) Mitteln der Wirtschaft 

e) ERP-Mitteln. 

Ein einheitliches System der Forschungsförde- 
rung ist kaum zu erkennen. Es besteht nicht nur 
eine enge Verzahnung bei der Forschungsfinan- 
zierung auf Bundesebene, sondern auch zwischen 
Bund und Ländern, ferner zwischen der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft, dem Bund und 
den Ländern. Die Untersuchung, ob sich die För- ! 
derungsmaßnahmen überschneiden, ■ mußte des- 
halb die Finanzierung durch Landesmittel und 
durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft ein- 
beziehen. 

Bei den Zuwendungsempfängern handelt es 
sich vorwiegend um folgende Gruppen: 

1. Institute der Universitäten und Hochschulen 

2. Institute der Max-Planck-Gesellschaft 

3. Bundes- und Landeseinrichtungen sowie Ein- 
richtungen der Gemeinden 

4. Gemeinnützige Institute, die von privaten 
Förderervereinigungen getragen werden 

5. industrieeigene Forschungsinstitute 

6. Wissenschaftler, die sich mit Forschung be- 
fassen. 

Die Zuständigkeit eines Ministeriums auf dem 
Gebiet der Forschung muß sich seinen alLgemei- 
nen Aufgaben anpassen. Die ressortmäßige Ab- 
grenzung, die für die Bearbeitung gilt, muß auch 
für die Veranschlagung und die Bewirtschaftung 
der Mittel maßgebend sein. Die Vorschrift des 
§ 18 RHO, nach der für einen und denselben 
Zweck Mittel nicht an verschiedenen Stellen des 
Haushaltsplans veranschlagt werden sollen, 
muß beachtet werden. 

Wenn man die Zweckbestimmungen auf dem 
Gebiete der naturwissenschaftlichen Forschung 
in den Einzelplänen des Bundeshaushalts ver- 


gleicht, so kann man zunächst der Auffassung 
sein, daß Aufgabe und Ziel der Forschung so 
verschieden seien, daß Überschneidungen nicht 
eintreten können. Es zeigt sich aber, daß trotz 
verschiedener Zielsetzung das Forschungsgebiet 
des einen Ministeriums zum Teil dasselbe ist 
wie das des anderen. Allein durch eine 
speziellere Fassung der Erläuterung zu einzel- 
nen Haushaltsansätzen können diese Über- 
schneidungen, die sich aus der Aufgabenstellung 
auf dem Gebiete der Forschung ergeben, nicht 
immer ausgeschlossen werden. Die Schwierig- 
keit, einen Forschungskomple^c in der Zweck- 
bestimmung und in der Erläuterung eindeutig 
festzulegen, haben die Ministerien zum Teil er- 
kannt. Sie haben versucht, eine wirksame Ab- 
grenzung durch Vereinbarungen über die 
Zuständigkeit und damit über die Veranschla- 
gung der Mittel zu erreichen. In den meisten 
Fällen, in denen Überschneidungen möglich sind, 
sind zwischen den in Frage kommenden Ministe- 
rien Vereinbarungen getroffen worden. 

Auf dem Gebiete der geisteswissenschaftlichen 
Forschung können Überschneidungen ebenfalls 
vermieden werden. Hier kommt es vor allem 
auf die Aufgabenabgrenzung zwischen dem 
Bundesministerium des Innern und den anderen 
Ressorts an, die auf dem Gebiete der Kultur- 
politik tätig sind. Auf die Abgrenzung gegen- 
über dem Auswärtigen Amt gehe ich im zweiten 
Teil dieses Berichtes ein (S. 132 Nr. 35). Meine 
Untersuchungen über die Abgrenzung gegenüber 
dem Bundesministerium für gesamtdeutsche Fra- 
gen und dem Bundesministerium für Vertrie- 
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte konn- 
ten noch nicht abgeschlossen werden. 

Wenn auch durch Vereinbarungen über die 
Zuständigkeit den Erfordernissen des § 18 RHO 
bei der Veranschlagung der Forschungsmittel 
Rechnung getragen wird, so können sich im 
Sinne des § 43 RHO bei der Bewirtschaftung der 
Mittel Überschneidungen ergeben. Die letztere 
Vorschrift bestimmt, daß für einen und densel- 
ben Zweck Mittel nicht an verschiedenen Stel- 
len des Haushaltsplans verausgabt werden dür- 
fen, soweit sich nicht aus dem Haushaltsplan 
etwas anderes ergibt. Beispielsweise betreiben 
sowohl das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wie das Bundes- 
ministerium für Verteidigung Forschungen auf 
dem Gebiete der Lebensmittelkonservierung. 
Das Ziel der Forschungen ist verschiedenartig, 
ein Teil der Forschungsvorhaben kann sich aber 
überschneiden. Solche und ähnliche Überschnei- 
dungen können auch zwischen anderen Ministe- 
rien bei der Vergabe von Mitteln eintreten. 
Diese Möglichkeit wird von den Ressorts einge- 
räumt. Dem wird nur durch Abstimmung der 
Förderungsmaßnahmen unter den Ressorts, der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft und den Län- 
dern abgeholfen werden können. Im Bereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten ist z. B. eine Arbeitsgemeinschaft 
ernährungswissenschaftlicher Institute gegründet 
worden. Die Beteiligung der Wissenschaftler in 
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der Form von Beiräten ist notwendig, um festzu- 
stellen, ob auf einem Gebiete bereits Forschun- 
gen der gleichen oder ähnlichen Art durchge- 
führt wurden oder eingeleitet sind. Wie unent- i 
behrlich solche Feststellungen sind, ergibt sich 
daraus, daß Antragsteller sich sowohl an die 
Ressorts als auch an die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft und auch noch an die Länder wen- 
den, um Mittel zu bekommen. 

Die Bundesanstalten erhalten folgende Arten 
von Mitteln: 

1. Bundesmittel für ihre eigentlichen Aufgaben, 
die ihnen nach dem Flaushaltsplan zustehen 
oder zur Bewirtschaftung zugewiesen werden 

2. Bundesmittel anderer Ressorts für bestimmte 
Aufträge; z. B. erhält die Bundesanstalt für 
Materialprüfung Mittel des Bundesministeriums 
für Wohnungsbau und des Bundesministeriums 
für Verteidigung 

3. ERP-Mittel als zusätzliche Mittel für Geräte 
oder auch für einzelne Vorhaben 

4. Mittel der Wirtschaft. 

Die Bearbeitung von zusätzlichen Aufträgen 
kann zu einer unangemessenen Ausweitung der 
Anstalten führen. Wenn solche Forschungsvor- 
haben abgeschlossen sind, wird angestrebt, die 
geschaffenen Einrichtungen, für die z. T. erheb- 
liche Beträge investiert wurden, zu weiteren For- 
schungen zu nutzen. Für diese werden wieder 
zusätzliche Mittel benötigt und angefordert. So- 
weit die Forschungsmittel — ERP-Mittel und 
Mittel der Deutschen Forschungsgemeinschaft — 
einzelnen Angehörigen der Anstalten zur Durch- i 
führung von Forschungsvorhaben gegeben wer- ' 
den, ist es auch nicht ausgeschlossen, daß die I 
Zuwendungsempfänger ihrer eigentlichen Auf- ! 
gäbe entzogen werden. Daneben werden die 
apparativen Einrichtungen der Anstalten in An- 
spruch genommen oder gar ihr Personal zur 
Hilfeleistung herangezogen. Das zeigt, wie not- 
wendig es ist, die Forschungsvorhaben und die 
Förderungsmaßnahmen sorgfältig zu prüfen und 
zu koordinieren. 

22. Meine Vorschläge gehen dahin: 

A. Horizontale Abgrenzung und Abstimmung 
bei der Veranschlagung und Bewirtschaftung 
der Mittel 

1 . Interministerielle Zusammenarbeit muß 
oberster Leitsatz für alle Forschungsvorha- 
ben des Bundes sein. 

2. Von den wissenschaftlichen Beiräten bei 
den einzelnen Ressorts (Forschungsbeirä- 
ten) sollten folgende Aufgaben übernom- 
men werden: 

a) Die allgemeine fachliche Beratung und j 
Unterstützung der Fachreferenten in | 
Fragen von Wissenschaft und Forschung 


b) die allgemeine Beratung bei der fach- 
lichen Planung und spezielle Beratung 
bei der Vergabe von Forschungsaufträ- 
gen 

c) die Erarbeitung von Vorschlägen über 
die für die Forschungsaufgaben des 
Ressorts zu treffenden Maßnahmen und 
bereitzustellenden Förderungsmittel so- 
wie über deren Verteilung auf die ver- 
schiedenen Forschungsgebiete und For- 
schungsinstitute einschließlich der Bun- 
desanstalten (Forschungsplan) 

d) die Beratung bei Planung und Fest- 
legung besonderer Schwerpunktpro- 
gramme für Wissenschaft und Forschung 

e) die Beratung bei der Aufgabenstellung 
für die Bundesanstalten. 

B. Vertikale Abgrenzung und Abstimmung 

Bei einem Forschungsträger können neben 
unmittelbar vergebenen Bundesmitteln Län- 
dermittel, von der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft vergebene Mittel und solche 
von Wirtschaftsvereinigungen Zusammentref- 
fen. In der Ministerialinstanz sollte — soweit 
nicht bereits vorhanden — eine Institution 
zur Abgrenzung gebildet werden, die unter 
Berücksichtigung der besonderen Belange der 
einzelnen Ressorts etwa folgende Mitglieder 
zu umfassen hätte. 

1. Vertreter des Bundes 

2. Vertreter der Länder 

3. Vertreter der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft 

4. Vertreter des Stifterverbandes für die deut- 
sche Wissenschaft. 

Ein solcher Ausschuß (Länderausschuß) beim 
Bundesministeri'um für Wirtschaft hat sich 
bewährt. 

C. Es sollte eine Zentralstelle zur Erfassung 
aller Empfänger von Zuwendungen nach 
§ 64 a RHO eingerichtet werden, die neben 
den Zuwendungen des Bundes mindestens 
auch die Zuwendungen der Länder erfaßt. 

D. Im Bundesministerium der Finanzen sollte 
ein Referat der Haushaltsabteilung alle Fra- 
gen bearbeiten, die im Zusammenhang mit 
der Prüfung der Haushaltsansätze für For- 
schungsvorhaben in den Einzelplänen entste- 
hen. Der Referent müßte Mitglied des inter- 
ministeriellen Ausschusses sein, der die vor- 
bereitenden Arbeiten für den Deutschen 
Wissenschaftsrat zu leisten hat. Seine Auf- 
gaben müßten sein: 

1. Abstimmung der Anmeldungen für For- 
schungsvorhaben zwischen den einzelnen 
Ressorts bei den Haushaltsverhandlungen 

2. Mitwirkung an Abkommen zwischen den 
einzelnen Ressorts zur Regelung der Ab- 
grenzung der Zuständigkeit 
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3. Behandlung allgemeiner Etatisierungsfra- 
gen, insbesondere Mitwirkung bei der Ab- 
fassung klarer Zweckbestimmungen und 
Erläuterungen zu den einzelnen Forschungs- 
titeln, um Überschneidungen weitgehend 
auszuschließen 

4. Bearbeitung der Haushaltsanmeldungen für 
zusätzliche Forschung (Kapitel 06 02 Titel 
614 e) 

5. Mitwirkung bei Fragen, die auf Grund des 
Königsteiner Abkommens zu behandeln 
sind 

6. Bearbeitung der Kabinettsvorlagen, die die 
Forschungsfinanzierung betreffen 

7. Behandlung von Fragen, die mit der Füh- 
rung der VerwendungsnachweisG (§ 64 a 
RFIO) Zusammenhängen 

8. Mitwirkung bei Grundsatzfragen der For- 
schungsfinanzierung. 

E. Institutionen der Fachdokumentation sollten 
gefördert werden, da auf diese Weise alle 
bereits vorliegenden Forschungsergebnisse 
erfaßt werden und damit zur Beurteilung 
neuer Forschungsvorhaben zur Verfügung 
stehen. Eine Prüfung des Gesamtbereichs der 
deutschen Dokumentation behalte ich mir vor 
(vgl. S. 140 Nr. 54). 

F. Um bei den Bundesanstalten die Gefahr der 
Fläufung von Forschungsmitteln und Mitteln 
für Aufträge Dritter auszuschließen und da- 
mit eine ungesunde Ausweitung der Institute 
zu vermeiden, muß die die fachliche Aufsicht 
führende Stelle die Einwilligung für die 
Übernahme der mit der Zuwendung der Mit- 
tel verbundenen Aufträge geben, zum min- 
desten, wenn es sich um größere Vorhaben 
handelt. 

G. Bei Bewilligung von Forschungsbeihilfen für 
einzelne Wissenschaftler bei Bundesinstitu- 
tionen sollte Abschrift des Bewilligungs- 
bescheides dem die fachliche Aufsicht führen- 
den Ressort übermittelt werden. 

H. Der Bund wird in erster Linie Forschungs- 
unternehmen von überregionaler Bedeutung 
zu unterstützen haben. Soweit Bund und Län- 
der gemeinsam für die zusätzliche Forschungs- 
förderung Mittel zur Verfügung stellen, sollte 
das bisherige Verfahren geändert werden. 
Man könnte daran denken, die zusätzlichen 
Bundesmittel für einmalige A.usgabGn, Ein- 
richtungen usw. und die Mittel der Länder 
für die Deckung der laufenden Personal- und 
Sachkosten vorzusehen. Die Interessen des 
Bundes an der Durchführung der Forschungs- 
vorhaben müßten durch besondere Regelun- 
gen gewahrt werden. 

Der Deutsche Wissenschaftsrat wird die 
geeignete Institution sein, entsprechende 
Vorschläge zu machen. 

* 


Wirtschaftlichkeit in der Verwaltungs- 
und Haushaltsführung 

Auftrag 

i 23. Der mir erteilte Auftrag geht weiter dahin, auf 
I wirtschaftlichen Einsatz der Flaushaltsmittel hin- 

i zuwirken und zu prüfen, wie die Zielsetzungen 
der Bundesmaßnahmen auf wirtschaftliche Weise 
erreicht werden können. 

j Aufstellung des Haushaltsplans 

, 24. Bei der Vorlage der Flaushaltsvoranschläge ist 
es zur Gewohnheit geworden, die Vorjahresan- 
sätze ohne nähere Prüfung zu übernehmen oder 
sie aufzustocken. 

Bereits in dem Bericht vom 4. Juli 1957 habe 
ich darauf hingewiesen, daß es Sache der Dienst- 
stellenleiter sowie ihrer Organisationsreferenten 
und eines jeden Abteilungsleiters ist, fortlaufend 
die Schwankungen und Verlagerungen in den 
Aufgaben ihres Bereiches zu beobachten, Auf- 
gaben, die an Bedeutung verloren haben, nicht 
mehr oder zumindest nicht mehr so stark weiter 
verfolgen zu lassen und dadurch freiwerdende 
Arbeitskräfte für neue und dringendere Aufga- 
ben zu verwenden oder überhaupt zur Verfü- 
gung zu stellen. Stets muß, bevor neues Perso- 
nal für neue Aufgaben und Arbeiten angefordert 
' wird, sorgfältig geprüft werden, ob nicht aus 
dem bisherigen Bestand Kräfte freigemacht wer- 
.den können. 

Ebensowenig lassen die Sachtitel eine schema- 
tische Anwendung der Vorjahresergebnisse zu. 
Dies gilt besonders für die Titel 870 ff. (erst- 
malige Anschaffung von Einrichtungsgegenstän- 
den, Maschinen und dgh). Eine schematische An- 
lehnung an den Vorjahresansatz führt dazu, daß 
Sachtitel auch bei einem nicht vorhandenen Be- 
darf weiter ausgeschöpft werden, um den glei- 
I chen Ansatz für das Folgejahr zu sichern. Fläufig 
I stellen die Verwaltungen überhöhte Anforderun- 
I gen bei der ersten Anmeldung eines Sachbedarfs, 

1 um auch für die Folgejahre genügend Spielraum 
I zu haben und sich jedenfalls einen, möglicher- 
weise über dem tatsächlichen Bedarf liegenden, 
Teilbetrag zu sichern. 

In Besprechungen mit dem Vorsitzenden und 
mit Mitgliedern des Flaushaltsausschusses des 
Bundestages bin ich gebeten worden, durch Ent- 
sendung von Beauftragten möglichst aktiv an 
den Beratungen des Haushaltsausschusses teilzu- 
nehmen. Ich bin diesem Wunsche gefolgt. Von 
der Stellungnahme des Haushaltsausschusses 
hängt es in vielen Fällen entscheidend ab, ob 
meinen Vorschlägen durchgreifender Erfolg be- 
schieden ist. Das größte Gewicht lege ich aber 
nach wie vor darauf, die zuständigen Verwal- 
tungsstellen selbst von der Zweckmäßigkeit und 
Notwendigkeit meiner Vorschläge zu überzeu- 
i gen und sie dadurch zu veranlassen, ihre eige- 
nen Planungen entsprechend umzustellen. Solche 
Arbeitserfolge sind weniger offensichtlich, erwei- 
sen sich in der Regel aber als die fruchtbarsten. 
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Bemessung des Personalbedarfs und Bewertung 
der Dienstposten | 

25. Aus Gründen der Sparsamkeit und Wirtschaft- 
lichkeit dürfen nicht mehr Dienstkräfte beschäf- 
tigt werden, als die Dienstverrichtungen erfor- 
dern. Hochwertigen Dienstkräften sollen keine 
Dienstgeschäfte übertragen werden, die auch von 
einfacheren Kräften besorgt werden können. Die 
Verwirklichung dieses Grundsatzes beim Pe.rso- 
nalaufbau stellt hohe Anforderungen an die Ver- 
antwortung der personalbewirtschaftenden Stel- 
len, besonders bei obersten Bundesbehörden. 

Der Personalbedarf für die Kräfte des inneren 
Dienstes und des in den Referaten eingesetzten 
Büropersonals läßt sich nach den üblichen Me- 
thoden und Erfahrungsgrundsätzen bemessen. 
Dagegen kann die in den Referaten anfallende 
Arbeitsmenge nur geschätzt werden, weil die 
Aufgabenstellung wechselt und nicht aufschieb- 
bare zusätzliche Aufgaben aus besonderen poli- 
tischen und rechtlichen Anlässen zu erledigen 
sind. Die zeitliche Inanspruchnahme des Perso- 
nals für solche Schwerpunktarbeiten läßt sich 
nach Umfang und Dauer meist schlecht, jeden- 
falls nicht mit Sicherheit bestimmen. Anderer- 
seits treten nicht selten laufende Aufgaben in 
ihrer Bedeutung vorübergehend zurück, so daß 
eine darauf abgestellte personelle Planung über- i 
holt sein kann. 

Eine eindeutige Zuordnung der Dienstgeschäfte ' 
der obersten Bundesbehörden zu einer bestimm- 
ten Besoldungsgruppe begegnet zuweilen 
Schwierigkeiten. Soweit es sich um die Erledi- 
gung der Aufgaben von Referenten und Hilfs- 
referenten, teilweise auch von Sachbearbeitern 
handelt,, schwanken die Anforderungen an diese 
Kräfte im Hinblick auf den Schwierigkeitsgrad 
erheblich. So können z. B. die Vorarbeiten für 
ein Gesetz zeitweise die Leistungsfähigkeit un- 
gewöhnlich beanspruchen, während die folgen- 
den Durchführungsmaßnahmen unvergleichlich 
geringere Anforderungen stellen. Die Aufgaben 
bereiche der Referate sind ihrem Wesen nach 
vielfach so verschieden, daß auch aus diesem 
Grunde die Ergebnisse einer vergleichenden Be- 
wertung keine zuverlässigen Anhaltspunkte für 
eine dem Arbeitswert entsprechende Eingruppie- 
rung geben. 

Wenn der personellen Ausstattung der Refe- 
rate eines Ministeriums ausschließlich die Ergeb- 
nisse einer individuellen Bemessung des Per- 
sonalbedarfs und Bewertung der Dienstposten 
zugrunde gelegt werden, die stets nur auf einen 
bestimmten Zeitpunkt bezogen werden können, 
so besteht die Gefahr, daß durch häufige Um- 
besetzungen die Erfüllung der ministeriellen 
Aufgaben beeinträchtigt wird. Dem kann durch I 
eine mehr typisierende Bewertung der Dienst- : 
Posten in den Referaten entgegengewirkt wer- 
den, und zwar in der Weise, daß die Ministerial- 
referenten grundsätzlich der Besoldungsgruppe 
A 16 (Ministerialrat), die Hilfsreferenten der 
Besoldungsgruppe A 14 (Oberregierungsrat) zu- 
geordnet werden. Die dem Referat zugeteilten 


Sachbearbeiter sollten grundsätzlich nicht der 
Eingangsbesoldungsgruppe ihrer Laufbahngrup- 
pe (Besoldungsgruppe A 9 ^ Regierungsinspek- 
Lor — ), sondern überwiegend den Spitzenbesol- 
dungsgruppen ihrer Laufbahngriippe (A 12 — 
Amtsrat oder A 11 ~ Regierungsamtmann — ) 
angehören. 

Solche Bewertung setzt voraus, daß die in 
Nr. 8 (S. 119) dargelegten Grundsätze über die 
Bildung von Referaten als tragende organisa 
torische Einheiten in der Praxis eingehalten 
werden. Soweit wegen der Art und des Umfan- 
ges der anfallenden Arbeit ausnahmsweise 
organisatorische Einheiten gebildet werden müs- 
sen, die nicht die Merkmale eines echten Mini- 
sterialreferates aufweisen, entfallen die Voraus- 
setzungen für eine diesem Schema entsprechende 
Bewertung der Dienstposten. Die Tatsache, daß 
eine organisatorische Einheit als Referat be- 
zeichnet wird, rechtfertigt für sich allein nicht 
die Eingruppierung eines dem Abteilungsleiter 
oder Unterabteilungsleiter unmittelbar unter- 
stellten Beamten in die Besoldungsgruppe A 16. 

Zur Bewertung der Dienstposten der Abtei- 
lungsleiter bemerke ich, daß diese zwar grund- 
sätzlich in die Besoldungsgruppe B 8 (Ministerial- 
direktor) einzugruppieren sein werden. Bei Ab- 
teilungen, denen nach Art und Umfang der 
Aufgaben geringeres Gewicht zukommt, halte 
ich es für angebracht, den Leiter in die Besol- 
dungsgruppe B 5 (Ministerialdirigent) einzu- 
gruppieren. 

Gestaltung des Stellenplans 

26. Eine andere Frage ist, welche Folgerungen aus 
der Dienstpostenbewertung nach dem erwähn- 
ten Schema für die Gestaltung des Stellenplans 
zu ziehen sind. Für die haushaltsmäßige Planung 
können nicht ausschließlich die Feststellungen 
über den Wort der Dienstposten maßgebend 
sein, daneben müssen allgemein finanzwirt- 
schaftliche sowie personalpolitische und dienst- 
rechtliche Gegebenheiten in Rechnung gestellt 
werden. Seit dem Inkrafttreten des Bundes- 
besoldungsgesetzes ist auch § 21 Abs. 2 dieses 
Gesetzes*) zu beachten. Das gilt besonders für 
die Bewertung der Referentenstellen. 

Es ist zu vertreten, daß Planstellen für Hilfs- 
referenten abweichend von dem vorstehend auf- 
gestellten Grundsatz auch in der Besoldungs- 

* ) A D ni e r k u n -g 

Die Vorschrilt lautet: 

„Nimmt ein Beamter die dienstlichen Obliegenheiten 
eines Amtes wahr, rür das der Organisations- und 
Slelienplan die Planstelle einer höheren Besoldungs- 
gruppe vorsieht, so erhält er nach Ablauf von einem 
Jahr, wenn die höhere Planstelle während dieser Zeit 
besetzbar war und weiterhin besetzbar ist, eine 
widerrul liehe, nichtriihegehaittähige Stellenzulage in 
Flühe des Unterschiedes zwischen dem Grundgehalt 
seiner Besoldungsgruppe und dem, das ihm zustande, 
wenn cu der höheren Besoldungsgruppe angehörte." 
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gruppe A 13 (Regierungsrat) vorgesehen wer- 
den. Sie sind zum Teil für diejenigen Beamten 
bestimmt, die laufbahnmäßig nodi nicht die Vor- 
aussetzungen für die Besoldungsgruppe A 14 er- 
füllen. Dabei ist auch an Assessoren gedacht, die 
nur in der Eingangsgruppe ihrer Laufbahn plan- 
mäßig angestellt werden können. Auch für Auf- 
stiegsbeamte werden Stellen in der Besoldungs- 
gruppe A 13 vorzusehen sein, 

* 

Bewertung von Dienstposten nach der Besol- 
dungsgruppe A 15 (Regierungsdirektor) 

27. Es erhebt sich die Frage, welcher Besoldungs- 
gruppe die Dienstposten von Referenten, die 
nicht nach der für Ministerialreferenten grund- 
sätzlich vorgesehenen Besoldungsgruppe A 16 
bewertet werden können, zuzuordnen sind. Ich 
bin ursprünglich dafür eingetreten, daß die Be- 
soldungsgruppe A 15 (früher A 1 b) in obersten 
Bundes'behörden grundsätzlich keine Verwen- 
dung finden sollte. Demnach habe ich in früheren 
Gutachten durchweg eine Eingruppierung dieser 
Dienstposten in die Besoldungsgruppe A 14 vor- 
geschlagen. Tatsächlich ist jedoch in den Stellen- 
plänen aller Bundesministerien eine erhebliche 
Anzahl von Planstellen der Besoldungsgruppe 
A 15 für die Dienstposten von Referenten aus- 
gebracht und mit entsprechend besoldeten Be- 
amten besetzt worden. Die Bemühungen, inso- 1 
weit eine Bereinigung herbeizuführen, sind ohne 
Erfolg geblieben. Meine Bedenken gegen die ; 
Bewertung der Dienstposten von Ministerial- ! 
referenten nach der Besoldungsgruppe A 15 
gründeten sich darauf, daß damit der Neigung 
Vorschub geleistet wird, auch dort, wo dies nach 
Gewicht und Umfang der Aufgaben nicht ge- 
rechtfertigt ist, selbständige organisatorische Ein- 
heiten („Referate") zu bilden. 

Bei den Beratungen zur Neuregelung der Be- 
soldung im Bundestagsausschuß für Beamten- 
recht hat sich jedoch die Auffassung durchgesetzt, 
daß abweichend von den früheren Vorstellun- 
gen über die Bewertung der Dienstposten der 
Ministerialreferenten auch eine Eingruppierung 
in die Besoldungsgruppe A 15 zulässsig ist. Da- 
her finde ich mich damit ab, daß in geringerem 
Umfange auch Planstellen der Besoldungsgruppe 
A 15 in den Stellenplänen für oberste Bundes- 
behörden vorgesehen werden. Dabei wird davon 
auszugehen sein, daß es sich bei den Referaten, 
deren Leiter nach der Besoldungsgruppe A 15 
bewertet werden, um Organisationseinheiten 
handelt, die sich nach ihrer Aufgabenstellung 
nicht in ein anderes Referat einordnen lassen, 
aber doch nach Inhalt und Umfang die Voraus- 
setzungen eines echten Ministerialreferats nur 
annähernd erfüllen. 

Im übrigen halte ich daran fest, daß bei kleinen 
Referaten, soweit sie ausnahmsweise überhaupt 
zugelassen werden können, eine Bewertung der 
Stelle des Referenten nach der Besoldungs- 
gruppe A 14 in Betracht kommt. 


An dem Grundsatz, daß die Dienstposten von 
Hilfsreferenten nicht mit Angehörigen der Be- 
soldungsgruppe A 15 zu besetzen sind, halte ich 
fest. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz kann 
allenfalls in Betracht kommen für die Eingrup- 
pierung des ersten Hilfsreferenten in einem vom 
Unterabteilungsleiter geleiteten Referat oder in 
den Fällen, in denen der betreffende Beamte in 
einem außergewöhnlich umfangreichen und be- 
deutsamen Referat als ständiger Vertreter des 
Referenten eingesetzt ist. 


Personaleinsatz und Personalergänzung 

28. Beim Einsatz der vorhandenen und neu eintre- 
tenden Beamten wird es oft schwierig sein, diese 
sowohl nach ihrer Eignung für bestimmte Auf- 
gaben als auch nach dem in ihrer Laufbahn er- 
reichten Amt auf die verschieden bewerteten 
Dienstposten zu verteilen. Mit Ausnahme weni- 
ger Ressorts, die über einen eigenen allgemeinen 
Behördenunterbau verfügen, können die Beam- 
ten bei obersten Bundesbehörden nicht aus den 
Nachwuchskräften der eigenen Verwaltung er- 
gänzt werden. Auch können die Kräfte nur in 
beschränktem Umfange, im wesentlichen nur 
innerhalb des betreffenden Ministeriums, aus- 
getauscht werden. Die Möglichkeit, personelle 
Engpässe infolge von Veränderungen in der Auf- 
gabenstellung und von Schwankungen des Ar- 
beitsanfalls ohne eine Vermehrung des Gesamt- 
personalbestandes eines Ministeriums durch Per- 
sonalaustausch zu überwinden, ist allgemein 
desto geringer, je verschiedenartiger die Auf- 
gaben sind, die in einem Ministerium anfallen; 
je mehr also eine fachliche Spezialisierung der 
Dienstkräfte erforderlich ist, desto schwieriger 
ist die allseitige Verwendung dieses Personals. 

Die entscheidende personalwirtschaftliche Pro- 
blemstellung hat vor anderem zweierlei zum Ge- 
genstand: 

Die Gewinnung von geeignetem Nachwuchs, 
von gut qualifizierten jungen Beamten, die Be- 
amtenethos und praktische Verwaltungserfah- 
rung mitbringen und nicht nur im weiten Bereich 
der allgemeinen Verwaltung, sondern im Ge- 
samtbereich der öffentlichen Verwaltung ver- 
wendet werden können. Sodann: Die Erhaltung 
und Erweiterung des Wissens der Verwaltungs- 
beamten durch Zuweisung nicht zu enger Ar- 
beitsgebiete in größeren Ministerialreferaten 
und durch wechselnden Einsatz in verschiedenen 
Arbeitsbereichen. Der vorübergehende Verlust 
an Arbeitsleistung bei Arbeitsplatzwechsel wird 
reichlich aufgewogen durch den Gewinn eines 
vielseitig verwendbaren Personals. Durch die 
Weiterbildung der jungen Mit- und Hilfsarbeiter 
werden neben den Abteilungsleitern und Unter- 
abteilungsleitem vor allem die Referenten be- 
lastet. Ohne solche Opfer wird ein Ministerium 
jedoch keinen brauchbaren Ersatz für die leiten- 
den Stellen gewinnen. Dem „Spezialistentum" 
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muß auch und gerade in der Ministerialstufe ent- 
gegengewirkt werden. 

Ein Arbeitsplatzwechsel hat aber Bedeutung 
auch für diejenigen Beamten, deren Ausbildung : 
abgeschlossen ist. Das Bestreben einer Amts- ' 
leitung, einen Beamten nach Bewährung in einem 
bestimmten Arbeitsgebiet festzuhalten, um ihn 
als Spezialisten auf dem betreffenden Gebiet zu 
erhalten, ist verständlich. Die Amtsleitimg wird 
sich ungern bereit finden, einen solchen Sach- 
kenner {z. B. einen Referenten) an ein anderes 
Arbeitsgebiet abzugeben, auf dem eine ent- | 
sprechende Kraft, wenn auch zunächst ohne spe- i 
zielle Fachkenntnissc, benötigt wird. Deshalb ist ; 
auch der allseits ausgebildetc Beamte, der früh- | 
zeitig in einem bestimmten Arbeitsgebiet fest- i 
rostet, von der Gefahr des „Spezialistentums" ! 
bedroht. Diese Gefahr ist um so größer, je wei- 
ter der Zuschnitt des Referats sich von dem von 
mir geforderten „echten Ministerialreferat" ent- 
fernt, je beschränkter also sein Arbeitsbereich 
ist. Deshalb wird die für die Personalwirtschaft 
verantwortliche Stelle dafür einzutreten haben, j 
daß bei allem Streben nach Stetigkeit in der | 
Dienststellenbesetzung dem Gesichtspunkt der : 
Elastizität im Personaleinsatz ausreichend Rech- 
nung getragen wird. 

ln der Zeit des Aufbaues der Bundesverwal- | 
tung standen den Ministerien Planstellen der Be- [ 
förderungs- und Spitzcnbesoldungsgruppen der | 
Laufbahngruppen des höheren und des geho- 
benen Dienstes für eine Neubesetzung zur Ver- ' 
fügung. Ein ausreichendes Reservoir an Bewer- 
bern für die Besetzung der Dienstposten war 
vorhanden. Inzwischen hat sich das Bild grund- 
legend geändert. Der haushaltsrechtliche Rah- 
men, innerhalb dessen sich die Personalwirt- | 
Schaft der Ministerien zu halten hat, ist konstan- 
ter geworden. Eine Hebung von Planstellen oder | 
eine Vermehrung von Spitzenstellen ist nur noch 
ausnahmsweise bei Vorliegen besonderer Gründe 
vertretbar. 

Es ist verständlich, daß bei dem raschen per- 
sonellen Aufbau der Ministerien der Entwick- 
lung des Personalbedarfs auf längere Sicht nicht 
ausreichend Rechnung getragen werden konnte. 
Desto wichtiger ist es, die personalwirtschaft- 
lichen Maßnahmen in Zukunft mit besonderer 
Sorgfalt zu planen. Fehlt es hieran, so kommt es 
erfahrungsgemäß dazu, daß später unter Hin- 
weis auf die Schwierigkeiten, geeignete Kräfte 
zur Ergänzung des Personals zu gewinnen, nicht 
zu rechtfertigende Stellenhebungen gefordert 
werden. 

Innerer Dienst 

29. Wie im Vorjahre habe ich besondere Aufmerk- 
samkeit der Frage zugewendet, wie der Ge- 
schäftsgang und Arbeitsablauf innerhalb der 
Bundesverwaltung — also das Tätigwerden der 


Bundesbehörden im Bereich des inneren Dienstes 
— verbessert, beschleunigt und verbilligt wer- 
den können. 

Bei dem inneren Dienst handelt es sich zum 
größten Teil um meßbare Tätigkeiten, die in 
gleicher Weise bei fast allen Bundesmnisterien 
Vorkommen. Der Personal- und Sachbedarf ist 
deshalb bis zu einem gewissen Grade vergleich- 
bar. Ich habe damit begonnen, den inneren 
Dienst nach einheitlichen Richtlinien zu unter- 
suchen, um in einer Querschnittsbetrachtung den 
Sach- und Personalaufwand kritisch darzustellen. 
Die ersten Ergebnisse zeigen bereits Abweichun- 
gen in den einzelnen Ministerien, die einerseits 
durch deren Sonderart bedingt sind, andererseits 
aber ihre Gründe in der sehr unterschiedlichen 
Ausnutzung der Möglichkeiten technischer Ratio- 
nalisierung und in verschiedenartiger Organi- 
sation haben. 

Im allgemeinen findet die Forderung nach 
Rationalisierung des inneren Dienstes Verständ- 
nis. Ihre Verwirklichung ist aber ohne Bereit- 
stellung ausreichender Mittel für die Anschaf- 
fung einer zweckentsprechenden maschinellen 
Ausrüstung der Büros nicht möglich. Hierfür 
kommen insbesondere elektrische Schreibmaschi- 
nen, Diktier- und Vervielfältigungsgerätc sowie 
moderne Registratureinrichtungen in Frage. Ein- 
malige Investitionen sind dann wirtschaftlich, 
wenn sic — auch auf lange Sicht — zu perso- 
nellen Einsparungen führen. 

In meinem Gutachten über die Beschaffungs- 
stelle des Bundesministers des Innern habe ich 
vorgeschlagen, diese Stelle für den Raum Bonn 
mit der zentralen Beschaffung des Bürobedarfs 
für die Bonner Bundesdienststellen zu beauftra- 
gen. Ich sehe darin einen entscheidenden Beitrag 
zur Rationalisierung des inneren Dienstes der 
Bundesbehörden. Dabei könnten Mißstände, die 
sich in der Vergangenheit im Beschaffungswesen 
gezeigt haben, vermieden werden. Die Beschaf- 
fungsstelle könnte auch dann die zentrale Be- 
schaffung von Büromaschinen für alle Bundes- 
dienststellen im Raume Bonn sowie die notwen- 
dige technische Beratung durchführen. 

Bei den Prüfungen des inneren Dienstes habe 
ich eine Reihe von Teilproblemen aufgegriffen 
und Vorschläge für ihre Lösung gemacht. Die 
Behandlung des Altschriftgutes bedarf dringend 
einer Regelung, weil sonst nicht nur Schwierig- 
keiten bei der Unterbringung des Schriftgutes 
entstehen, sondern auch seine Ordnung gefähr- 
det wird. Ich habe Vorschläge zur Regelung der 
Aufbewahrungsfristen für das behördliche 
Schriftgut ausgearbeitet und dem Bundesminister 
des Innern als Arbeitsgrundlage für eine allge- 
meine Regelung übermittelt. Ich habe weiter 
dahin gewirkt, daß in die Gemeinsame Geschäfts- 
ordnung der Bundesministerien — Besonderer 
Teil — Bestimmungen eingefügt werden, die die 
Drucklegung der Gesetzesvorlagen vereinfachen. 
Um die Aktenhaltung zu vereinfachen, habe ich 
die Einrichtung eines Arbeitskreises „Einheits- 
aktenplan" beim Bundesminister des Innern an- 
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geregt. Ich habe außerdem Untersuchungen über 
das Kantinenwesen der Bundesministerien ein- 
geleitet. Um die Modernisierung des inneren 
Dienstes zu fördern, habe ich an einer allge- 
meinen Regelung des Vorschlagwesens der Bun- 
desministerien mitgewirkt. Dabei handelt es sich 
darum, das gesamte Personal zur Mitarbeit an 
der Verbesserung, Vereinfachung und Verbilli- 
gung der Verwaltung anzuregen und die Vor- 
schläge systematisch auszuwerten. Im Ausschuß 
für Organisationsfragen habe ich über Arbeits- 
untersuchungen auf dem Gebiete des inneren 
Dienstes referieren lassen; daneben haben sich 
meine Referenten auch an anderen Vortrags- 
veranstaltungen über Fragen des inneren Dien- 
stes beteiligt. 

* 

Tagungen, Dienstreisen 

30. Mit Recht wird darüber geklagt, daß häufig Ta- 
gungen veranstaltet werden, deren sachlicher 
Ertrag — namentlich hei Routinetagungen — 
den geistigen, organisatorischen und finanziellen 
Aufwand nicht lohnt. Wenn private Verbände 
ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel solche ' 
Tagungen veranstalten, werden sich auch die 
Ministerien vielfach einem solchen Gedanken- 
austausch nicht entziehen dürfen und den Ein- ' 
ladungen deshalb folgen müssen. Es ist Sache 
der Behördenleiter, hierbei das rechte Maß einzu- 
halten. Bei der Rechnungsprüfung und gelegent- 
lich auch bei Organisations- und Wirtschaftlich- i 
keitsprüfungen wird hierauf geachtet. 

Ein strenger Maßstab muß angelegt werden, 
wenn Behörden, und namentlich wenn Mini- 
sterien selbst Tagungen veranstalten. Es sollte 
in solchen Fällen geprüft werden, ob es nicht 
zweckmäßiger und wirtschaftlicher sein würde, 
die Durchführung von Tagungen einer der vielen 
Einrichtungen zu überlassen, die dafür geeignet 
sind und auch über einen Apparat hierfür ver- 
fügen. 

Nicht zuletzt aus der Mitarbeit in Beiräten, 
Ausschüssen und Arbeitskreisen und aus der 
Teilnahme an Tagungen erklärt sich die erheb- 
liche Reisetätigkeit der Ministerien. Wie ich fest- 
gestellt habe, waren die Angehörigen eines 
Bundesministeriums im Rechnungsjahr 1956 mit 
1 784 Reisen an insgesamt 4 626 Tagen auf 
Dienstreisen; die Reisen der Amtsleitung (Mini- 
ster und Staatssekretäre) sind bei dieser Zu- 
sammenstellung nicht mitgezählt. Durch die 
Reisetätigkeit war praktisch die Arbeitskraft von 
etwa 19 Bediensteten, in erster Linie Referenten 
und Hilfsreferenten, fortlaufend gebunden. 

* 

Neufassung von Vorschriften 

31. Es ist eine alte Forderung der Verwaltungsver- 
einfachung, daß Vorschriften, die stark abgeän- 
dert werden, von Amts wegen neu gefaßt wer- 


den. Den Behörden und der Wirtschaft muß es 
erspart werden, die Änderungen durch Verbesse- 
rungen oder Deckblätter in die bisher geltende 
Fassung mühselig einzuarbeiten. Gelegentlich 
habe ich die Neufassung stark geänderter Ver- 
waltungsvorschriften angeregt. 

* 

Rationalisierung der Statistik 

32. Während die Reichsverwaltung statistische In- 
formationen im wesentlichen vom Statistischen 
Reichsamt bezog, kennt die Bundesverwaltung 
— neben dem Statistischen Bundesamt — zahl- 
reiche statistische Dienste vor allem bei den 
obersten Behörden. Diese Sonderstellen nehmen 
erhebliche Kräfte in Anspruch, zumal sie nicht 
nur die Anordnung von Bundesstatistiken vor- 
bereiten (§ 6 StatGes) oder die Ergebnisse von 
Statistiken für die besonderen Zwecke ihrer 
Verwaltung auswerten, sondern verschiedentlich 
sogar Primärstatistiken erheben und aufbereiten. 
Die Zahl allein der wichtigeren und umfang- 
reicheren dieser nicht durch die allgemein zu- 
ständigen statistischen Behörden durchgeführten 
Erhebungen kommt an Hundert heran. In Ein- 
zelfällen hat der Gesetzgeber Sonderbehörden 
mit dem statistischen Vollzug beauftragt (z. B. 
Statistik des gewerblichen Güterfernverkehrs 
mit Kraftfahrzeugen). Meist liegt eine Anord- 
nung der Bundesregierung vor; die Bundesregie- 
rung kann nach § 9 Abs. 2 StatGes einen Bun- 
desminister oder eine von ihm zu bestimmende 
Stelle ermächtigen, die Aufgaben des Statisti- 
schen Bundesamtes wahrzunehmen (z. B. Nicht- 
eisen- und Edelmetallstatistik). Zuweilen ergibt 
sich Doppelarbeit aus Vorschriften, wonach 
statistische Meldungen außer dem Statistischen 
Bundesamt weiteren Bundesstellen zuzuleiten 
sind. 

Das Statistische Bundesamt kann mit seinen 
modernen technischen Hilfsmitteln statistische 
Aufgaben in der Regel nicht nur wirtschaftlicher, 
sondern auch genauer und schneller erledigen 
■als kleinere Sonderstellen. Das Amt ist perso- 
nell und technisch ausreichend ausgestattet; es 
müßte die für die Staatsführung notwendigen 
Unterlagen zeitgerecht und in geeigneter Weise 
zusammenstellen können (s. § 2 Nr. 7 StatGes), 
Ich habe deshalb Querschnittsuntersuchungen 
eingeleitet mit dem Ziel, die statistischen Durch- 
führungsaufgaben möglichst zusammenzufassen. 

Verwendung von Lochkartenmaschinen und 
Großrechenanlagen 

33. Meine Untersuchungen erstrecken sich zugleich 
darauf, ob statistische Arbeiten und geeignete 
sonstige Verwaltungsvorgänge durch neueste 
technische Einrichtungen (elektronische Groß- 
rechengeräte) beschleunigt, verfeinert oder wirt- 
schaftlicher gestaltet werden können (siehe das 
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Ersuchen des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages vom 14. Februar 1957, die 
Verwendung einer Großrechenanlage zu prüfen). 
Um einen Überblick über den derzeitigen Um- 
fang des Einsatzes von Lochkartenmaschinen in 
der Verwaltung des Bundes und der Länder zu 
erhalten, habe ich im Sommer 1957 eine LImfrage 
veranstaltet. Nach den bisher vorliegenden Ant- 
worten lösen verhältnismäßig zahlreiche Dienst- 
stellen mit Lochkartenmaschinen vornehmlich 
statistische Aufgaben; solche Maschinen werden 
benutzt, um Dienstbezüge zahlbar zu machen, um 
Material und Stofflager zu bewirtschaften und 
vereinzelt auch, um wissenschaftliche Berech- 
nungen durchzuführen. Weitere Dienststellen 
beabsichtigen, für diese Arbeitsgebiete — man- 
che auch für die Dokumentation — das Loch- 
kartenverfahren anzuwenden. Die maschinellen 
Anlagen der Bundesdienststellen befinden sich 
hauptsächlich in und um Frankfurt am Main. Die 
örtlichen Voraussetzungen für eine Konzentra- 
tion sind hier gegeben. Ob auch die übrigen 
Voraussetzungen vorliegen, wird zur Zeit ge- 
prüft. 




Wirtschaftlichkeit im Gerichtswesen 

4. Die Überlastung der oberen Bundesgerichte ist 
seit Jahren Gegenstand ernster Sorge. Es haben | 
sich erhebliche Rückstände an unerledigten 
Streitsachen ergeben. Ich habe mich im allge- 
meinen gegen eine Vermehrung der Senate 
ausgesprochen. Es dient nicht der Einheitlichkeit 
der Rechtsprechung, wenn die oberen Bundes- 
gerichte ausgeweitet werden. Auch läßt sich die 
Zahl hochqualifizierter Richter nicht ohne weite- 
res erhöhen. Man wird andere Wege gehen 
müssen, um die Richter und die Gerichte zu ent- 
lasten. 

Gewisse Arbeitserleichterungen können durch 
den Einsatz technischer Hilfsmittel erreicht wer- 
den; ich gehe in Zusammenarbeit mit den Prä- 
sidenten der oberen Bundesgerichte diesen 
Möglichkeiten nach. Die Einrichtung von Stellen 
für wissenschaftliche Hilfsarbeiter — Sachbear- 
beiter in der Gerichtsbarkeit, die den einzelnen 
Richtern für Vorarbeiten zugeteilt werden — ist 
nur in engen Grenzen zulässig. Ferner können 
neue Planstellen für Bundesrichter mit kw- Ver- 
merken eingerichtet werden. Gegen diese Mög- 
lichkeit sind rechtliche Bedenken geltend ge- 
macht worden. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik des Bundes- : 
tages hat darauf hingewiesen, daß die Versiche- 
rungsträger und Versicherungsbehörden dadurch 
zur Entlastung der Sozialgerichtsbarkeit beitra- 
gen sollten, daß sie im Einzelfall sorgfältiger als 
bisher prüfen, ob ein Rechtsmittel einzulegen 


ist (Drucksache 338 3. Wahlperiode). Dieser Hin- 
weis ist auch für die Verwaltungs- und die 
Finanzgerichtsbarkeit von Bedeutung. Die höchst- 
gerichtliche Rechtsprechung ist nicht nur, wie es 
der klassischen Aufgabe der Gerichtsbarkeit 
entspricht, auf die Rechtsfindung im Einzelfall 
gerichtet, sondern sucht Grundsatzentscheidun- 
gen zu erarbeiten, die die von der Verwaltung 
anzuwendenden Vorschriften allgemein für spä- 
ter zu entscheidende Parallelfälle deuten. Legt 
die Verwaltung solche Grundsatzentscheidungen 
sogleich ihrer weiteren Rechtsanwendung zu- 
grunde, und regelt sie auch die bereits schwe- 
benden Parallelfälle von sich aus entsprechend, 
so erspart sie sich und den Gerichten überflüssige 
Arbeit. Die Verwaltungsbehörden sollten nach 
Möglichkeit Rechtsmittel an die oberen Bundes- 
gerichte nur einlegen, um solche höchstgericht- 
lichen Grundsatzentscheidungen zu erwirken. 
Hat sich einmal eine feste Rechtsprechung ge- 
bildet, so ist es Pflicht der Verwaltung, die ent- 
wickelten Grundsätze anzuwenden. Es ist Sache 
der Behördenleiter und der aufsichtführenden 
Ressorts, dafür Sorge zu tragen, daß die ein- 
schlägige höchstgerichtliche Rechtsprechung allen 
Stellen, die Verwaltungsakte erlassen, bekannt 
und von ihnen auch beachtet wird. 

Ferner wird die Verwaltung ihren Ehrgeiz 
daransetzen müssen, auch bei Massenarbeit die 
Sachverhalte, die durch die anzufechtenden Ver- 
waltungsakte geregelt werden, selbst gründlich 
aufzuklären; hierdurch kann sie ebenfalls we- 
sentlich zur Entlastung der Gerichte beitragen. 
In Einzelfällen ist der Eindruck entstanden, daß 
Verwaltungsbehörden es zum Prozeß kommen 
lassen, um die Verantwortung für schwierige 
und schwerwiegende Entscheidungen von Sach- 
und Rechtsfragen auf die Gerichte abzuwälzen. 
Einer solchen Entwicklung müßte schon in ihren 
Anfängen entgegengetreten werden. 

Darüber hinaus bedarf es tiefgreifender, ge- 
setzlicher Reformen. Die Sachverständigenkom- 
mission für die Vereinfachung der Verwaltung 
hat einen Reformplan für die Verwaltungsge- 
richtsbarkeit vorgelegt. Sie arbeitet auch daran, 
das Verwaltungsvorverfahren wirksamer zu ge- 
stalten. Weiter schweben Vorarbeiten, die Revi- 
sionsmöglichkeiten einzuschränken. Bei einer 
Reform des Revisionsrechts ist die Erarbeitung 
einheitlicher Grundsätze erwünscht, damit die 
Verfahrensordnungen einander möglichst ange- 
glichen werden können. Ich halte es für erfor- 
derlich, daß baldigst solche Grundsätze erarbeitet 
werden. 

In der Verwaltungs-, Sozial-, Arbeits- und 
Finanzgerichtsbarkeit wird es zu einer wesent- 
lichen Arbeitserleichterung führen, wenn der 
Anwaltszwang vor den oberen Bundesgerichten 
eingeführt wird. Die gegenwärtigen Kosten- 
regelungen werden mit dem Ziel einer Ein- 
schränkung der Kostenfreiheit zu überprüfen 
sein. 
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ZWEITER TEIL 

Organisations- und 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen 

Zuständigkeitsbereich 
des Auswärtigen Amtes 

Gutachten über die Zuständigkeitsabgrenzung 
zwischen den Kulturabteilungen des Auswärti- 
gen Amtes und des Bundesministeriums des 
Innern 

35. Das Auswärtige Amt und das Bundesministe- 
rium des Innern haben im Jahre 1952 durch eine 
Vereinbarung ihre Zuständigkeiten auf kulturel- 
lem Gebiet ab gegrenzt. Diese Auf gaben teilung 
hat sich nach Ansicht der Ressorts nicht bewährt 
und ist inzwischen überholt. Die Ressorts haben 
daher im Jahre 1955 eine Entscheidung des 
Kabinetts über eine neue Verteilung der Zu- 
ständigkeiten beantragt, die bis jetzt nicht ge- 
troffen wurde. 

Auch der Haushalts aus schuß des Bundestages 
hat sich wiederholt mit den Ressortüberschnei- 
dungen beschäftigt. Am 22. Februar 1956 hat er 
mich gebeten, gutachtlich Stellung zu nehmen 
und Vorschläge für eine zweckmäßige Vertei- 
lung der Aufgaben auf die einzelnen Ressorts 
zu machen. Da ich aus personellen Gründen eine 
alle Bundesministerien umfassende größere 
Prüfung nicht durchführen konnte, habe ich im 
Einverständnis mit dem Vorsitzenden des Haus- 
haltsausschusses meine Untersuchungen zunächst 
auf die Zuständigkeifsverteilung zwischen dem , 
Bundesministerium des Innern und dem Aus- 
wärtigen Amt beschränkt. 

Ich bin bei meinen Vorschlägen davon aus- 
gegangen, daß grundsätzlich alle kulturellen 
Angelegenheiten und Fragen der Wissenschaf- 
ten dem Bundesministerium des Innern zu über- 
tragen sind, außerordentliche Belange aber in 
die Zuständigkeit des Auswärtigen Amtes fallen. 
Allerdings war es nicht immer möglich, die Auf- 
gabengebiete der beiden Ministerien hiernach 
zu trennen. Die Zuständigkeiten des Auswärti- 
gen Amtes greifen je nach den gegebenen und 
dem Wechsel unterliegenden politischen Erfor- 
dernissen auf Fachgebiete über. In solchen Fäl- 
len habe ich meinen Vorschlag darauf abgestellt, 
ob das wissenschaftliche oder das außenpolitische 
Interesse überwiegt. Entsprechend war dem 
Bundesministerium des Innern oder dem Aus- 
wärtigen Amt die Federführung zu übertragen. 
Voraussetzung für eine wirkungsvolle und 
reibungslose Arbeit auf diesen kulturellen Ge- 
bieten ist allerdings, daß die beiden Ministerien 
sich gegenseitig weitgehend beteiligen. 

Damit die Haushaltsmittel möglichst übersicht- 
lich veranschlagt werden, habe ich vorgeschla- 
gen, in Fällen enger Aufgabenberührung die Zu- 
ständigkeiten auf das hauptbeteiligte Ministeri- 
um zu verlagern und im übrigen die Haushalts- 


ansätze einheitlich in einem Einzelplan auszu- 
bringen, Teile davon aber dem anderen Ressort 
zur Bewirtschaftung zu übertragen. 

In anderen Fällen habe ich eine Trennung dei 
Tätigkeitsgebiete beider Ministerien nach geo- 
graphischen Gesichtspunkten empfohlen. Dabei 
habe ich für das Bundesministerium des Innern 
die Zuständigkeit für die europäischen Länder 
wegen ihrer engen Bindungen zur deutschen 
Kultur und Wissenschaft sowie im Hinblick auf 
die europäische Integration vorgesehen. Für das 
Auswärtige Amt habe ich die Zuständigkeit 
für die außereuropäischen Länder vorgeschla- 
gen, da hier die kulturellen Belange weitgehend 
mit der Außenpolitik verbunden sind und prak- 
tisch nur von den Auslandsvertretungen wahr- 
genommen werden können. 

Im einzelnen habe ich die Zuständigkeitsver- 
teilung untersucht für: 

a) die wissenschaftlichen Institute im Ausland, 

b) internationale wissenschaftliche Kongresse im 
In- und Ausland, 

c) Reisen ausländischer Gelehrter in die Bun- 
desrepublik, 

d) Studien- und Informationsreisen von Wissen- 
schaftlern ins Ausland, 

e) den Austausch von Hochschullehrern, soweit 
er in Gruppen vorgenommen wird, 

f) die Unterstützung von Hochschullehrern, 
Hochschulassistenten und Lektoren, 

g) die Förderung der studentischen Austausch- 
arbeit einschließlich der Betreuung ausländi- 
scher Studenten, 

h) die Mitarbeit der Bundesrepublik in inter- 
nationalen Organisationen, die auf kulturel- 
lem Gebiet tätig sind, 

i) die Förderung deutsch-ausländischer Kultur- 
gesellschaften, 

k) die Förderung von Gastspielen und Kunst- 
ausstellungen, 

1) die Förderung der Osteuropakunde und 
Europakollegs. 

Bei meinen Organisations- und Wirtschaftlich- 
keitsprüfungen der Ministerien habe ich wieder- 
holt festgestellt, daß sich die geprüften Behör- 
den zuviel mit Arbeiten befassen, die nicht als 
ministerielle Aufgaben angesprochen werden 
können. Ich habe deshalb mehrfach angeregt, 
Überlegungen darüber anzustellen, auf welche 
Weise die Arbeiten nach Weisung des Ministe- 
riums von besonderen Einrichtungen (nachge- 
ordneten Dienststellen, Stiftungen, privaten Ver- 
einigungen u. ä.) ausgeführt werden können. Für 
die Kulturabteilungen des Auswärtigen Amtes 
und des Bundesministeriums des Innern halte ich 
eine solche Verlagerung von Aufgaben für vor- 
dringlich. Wird die Ausführung der Arbeiten 
einer Einrichtung übertragen, die auf diesem 
Gebiet für beide Ministerien zuständig ist, wird 
auch die Frage der fachlichen Zuständigkeit für 
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die Ressorts an Bedeutung verlieren. Eine ge- 
meinsame Ausführungsstelle könnte nicht nur 
für das Auswärtige Amt und das Bundesministe- 
rium des Innern, sondern auch für andere Mini- 
sterien tätig sein, die mit kulturellen Fragen 
befaßt sind. Ich habe auf die Möglichkeit hin- 
gewiesen, eine der für die Ausführung solcher 
Arbeiten bereits eingesetzten Organisationen 
als allgemeine Ausführungsstelle zu beauftra- 
gen oder mehreren geeigneten Organisationen 
weitere Aufgaben zu übertragen. 

Eine Zusammenfassung aller mit dem Kultur- 
austausch befaßten Stellen würde die Arbeiten 
vereinfachen, die Wirtschaftlichkeit des Verfah- 
rens steigern und eine Gewähr für rasche und 
unbürokratische Entscheidungen geben. 

* 

Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers des Innern 

Gutachten über die Organisation und Wirtschaft- 
lichkeit des Bundesministeriums des Innern 

36. Bei der Prüfung des Bundesministeriums des 
Innern habe ich die geschichtliche Entwicklung 
und Tradition dieses Ministeriums, die ihm be- 
sonderes Gewicht geben, mit Sorgfalt beachtet. 
Nach wie vor ist es das für die allgemeinen 
Staatsaufgaben des Bundes in erster Linie zu- 
ständige Ministerium. Es ist — wie seinerzeit 
das Reichsministerium des Innern — für alle 
Angelegenheiten der inneren Politik und Ver- 
waltung zuständig, die in die Bundeskompetenz 
fallen und nicht besonderen Ministerien zuge- 
wiesen sind. Zwar sind die Aufgabenbereiche der 
Länder durch das Grundgesetz weit ausgedehnt 
worden und Zahl und Zuständigkeit der Sonder- 
ministerien sowie die Bereiche der Selbstver- 
waltung stark gewachsen. Es wäre aber ver- 
fehlt, würde diese Entwicklung dahin gedeutet, 
daß dem Bundesministerium des Innern nur ein 
Bündel von Restaufgaben verblieben wäre. 
Vielmehr sind dem Ministerium nach wie vor 
die Aufgaben Vorbehalten, die für die Aufrecht- 
erhaltung und weitere Entwicklung der Grund- 
lagen des staatlichen Lebens von besonderer 
Bedeutung sind. Innerhalb der Bundesregierung 
hat das Ministerium somit im Gegensatz zu den 
reinen Fachressorts und den Sonderministerien 
Funktionen umfassender Natur auszuüben. 

Neben diesen umfassenden Funktionen hat 
das Ministerium fachliche Aufgaben wahrzu- 
nehmen, wie sie sich in jedem Fachministerium 
finden. Dabei sind in ihm, im Vergleich zu rei- 
nen Fachministerien, die Aufgaben einer Mehr- 
zahl von Verwaltungen zusammenngefaßt. Das 
Ministerium muß — ■ bei aller gebotenen Straf- 
fung und wirtschaftlichen Gestaltung — in der 
Lage bleiben, nicht nur seine Fachaufgaben, 
sondern auch seine umfassenden Funktionen 
auszuüben. 

37. Dem Ministerium, das sich weitgehend auf die 
Mitarbeit der Länder stützt, fehlt der Unterbau. 


Weniger die Vielzahl als vielmehr die Verschie- 
denheit der (etwa 30) nachgeordneten oberen 
Bundesbehörden und sonstigen zu seinem Ge- 
schäftsbereich gehörenden Dienststellen stellt 
das Ministerium vor besondere Aufgaben mit 
erheblichem Arbeitsanfall. Das Verhältnis des 
Bundesministeriums des Innern zu seinen nach- 
geordneten Dienststellen gab im allgemeinen zu 
Vorschlägen keinen Anlaß. Soweit sich in ein- 
zelnen Fällen Bedenken ergaben — etwa in der 
Frage des Selbsteintritts oder einer Überlastung 
des Ministeriums mit Einzelentscheidungen und 
technischer Verwaltungsarbeit — habe ich dar- 
auf hingewiesen. 

Voraussetzung für die Aussonderung nicht- 
ministerieller Tätigkeit ist der Auf- und Ausbau 
der Stellen, die die Arbeit übernehmen können. 
Ich halte es für erforderlich, daß sich das Mini- 
sterium dieser Frage in der neuen Legislatur- 
periode nachdrücklich annimmt und sie zur Ent- 
scheidung bringt. Vor allem gilt dies für die Er- 
richtung des Bundesverwaltungsamtes, die be- 
reits seit dem Jahre 1953 erörtert und vorberei- 
tet wird. Auch die Errichtung eines Bundesamts 
für zivilen Bevölkerungsschutz wird der Verwal- 
tungsvereinfachung dienen, die bisher stark zer* 
splitterte Organisation zusammenfassen und die 
zuständige Abteilung des Ministeriums ent- 
lasten. 

* 

38. Nach meinen Untersuchungen über die Abgren- 
zung des Aufgabenbereichs innerhalb des Mini- 
steriums und gegenüber anderen Ressorts sowie 
über die Möglichkeiten, das Ministerium von 
nichtministeriellen Aufgaben zu entlasten, habe 
ich einige Änderungen der Organisation und der 
Zuständigkeitsverteilung für erforderlich gehal- 
ten und entsprechende Vorschläge gemacht. Dar- 
aus ergaben sich auch Folgerungen für die per- 
sonelle Ausstattung. Auf welchen grundsätz- 
lichen personalwirtschaftlichen Erwägungen 
meine Besetzungsvorschläge beruhen, lege ich 
in Nr. 25 bis 28 (S. 127 bis 128) dar. 


39. Bereits im Laufe der im Frühjahr 1957 begonne- 
nen Prüfung hat der Bundesminister des Innern 
eine Reihe vordringlicher organisatorischer 
Änderungen vorgenommen. Insbesondere wur- 
den die Abteilung II (Beamtenrecht) und die Ab- 
teilung VII (Personalwirtschaft und Wiedergut- 
machung) zu einer Abteilung „Beamtenrecht und 
sonstiges Personalrecht des öffentlichen Dien- 
stes" zusammengefaßt und damit eine von mir 
schon früher wiederholt gegebene Anregung 
verwirklicht. 

Weiterhin erforderte die Neuabgrenzung der 
Geschäftsbereiche einzelner Ressorts im Okto- 
ber 1957 organisatorische Neuregelungen noch 
vor Abschluß meiner Prüfung. So übernahm das 
Bundesministerium des Innern im Zuge des 
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Übergangs von dienstrechtlichen Aufgaben aus | 
dem Bundesministerium der Finanzen das Per- I 
sonal der früheren Unterabteilung „Recht des 
öffentlichen Dienstes" dieses Ministeriums. 
Andererseits hatte das Bundesministerium des 
Innern von seinen bisherigen Aufgaben die 
„Jugendfragen" — mit Ausnahme des Referats j 
„Sport und Leibesübungen", verschiedener ge- 
setzgeberischer Aufgaben und der Aufsicht über I 
die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende | 
Schriften — an das bisherige Familienministe- ' 
rium, das nunmehrige „Bundesministerium für 
Familien- und Jugendfragen", abzugeben. 

* j 

! 

40. Ein Vergleich der Zahl der Organisationsein- i 
heiten nach meinen Vorschlägen und nach dem 
durch diese Maßnahmen bereits während der ! 
Prüfung herbeigeführten organisatorischen Zu- ; 
stand führt zu folgendem Ergebnis: 


1 

Organisations- 

einheiten 

Vorschlag 

Stand 

j 1.2.1958 

1 

Abteilungen 

7 

i 

8 

Unterabteilungen 

9 


11 

1 

Referate 

74 


92 

Sonstige 

i 2*) 

1 

3 Vorprüfungsstelle, Geschäftsstelle 
personal ausschusses. 

des Bundes- 

Somit sind in meinem Vorschlag 1 Abteilung, 
2 Unterabteilungen und 18 Referate gegenüber 
dem Stand vom 1. Februar 1958 weniger ausge- 
wiesen. * 

Die folgende Übersicht zeigt die 
gen in der Personalausstattung: 

Veränderun- 

Personal , 1,2. 1958 1 


Vorschlag 
des BWV 

Beamte i 

1 

435 

392 (davon 32 kw) 

Angestellte 

303 

292 (davon 9kw) 

Arbeiter 

117 

110 


insgesamt 

855 

! 

794 (davon 41 kw) 


Die Beschlüsse des Bundestages zum Stellen- : 
plan des Bundesministeriums des Innern für das | 
Rechnungsjahr 1958 stützen sich im wesentlichen ; 
auf den Personalbesetzungsvorschlag des Gut- ^ 
achtens. Danach sind bereits in der Regierungs- | 
Vorlage unter dem Eindruck des Prüfungsergeb- | 
nisses Planstellen und Mittel für 39 Dienstkräfte | 
(davon 32 Beamte) weniger als nach dem Soll ' 
des Rechnungsjahres 1957 angefordert worden. 
Der Bundestag hat jedoch abweichend von 
meinem Gutachten eine Stelle von B 5 nach 
B 8 sowie eine Stelle von A 16 nach B 5 ge- 
hoben, zwei Stellen der Besoldungsgruppe ß 5 
zusätzlich bewilligt und das Verhältnis zwischen 


den Planstellen für Beamte des höheren Dien- 
stes der Eingangs- und der ersten Beförderungs- 
gruppe etwas verbessert. Die Durchführung 
meiner Vorschläge wird Einsparungen allein an 
Mitteln für die Besoldung der Beamten und die 
Vergütung der Vertragsbediensteten in Höhe 
von 750 000 DM jährlich erbringen. Der Wegfall 
oder die Umwandlung der mit kw- oder ku- 
Vermerken versehenen Stellen wird diesen Be- 
trag um weitere 750 000 DM auf rd. 1,5 Mio DM 
erhöhen. 

41. Auch im Bundesministerium des Innern fällt die 
Zuordnung einer großen Zahl von Ausschüssen 
und Beiräten auf. Es handelt sich um insgesamt 
342 Beiräte, Fachausschüsse, Arbeitskreise und 
sonstige Gremien. Selbst wenn man berücksich- 
tigt, daß einige Aufgabenbereiche des Ministe- 
riums, wie z. B. das Kulturwesen, das Gesund- 
heits- und das Sozialwesen, einer engen Kon- 
taktpflege bedürfen, ist die Zahl der Gremien, 
in denen das Ministerium mitarbeitet, unge- 
wöhnlich groß. Die Abteilung III (Kulturelle 
Angelegenheiten des Bundes) ist allein in 69, 
die Abteilung IV (Gesundheitswesen) in 56 und 
die Abteilung V (Sozialwesen) in 50 Gremien 
vertreten. 

* 

Gutachten über die Organisation und Wirtschaft- 
lichkeit des Bundesgesundheitsamtes 

42. Die Prüfung des Bundesgesundheitsamtes, der 
eine Untersuchung des Stellenplanes dieser Be- 
hörde vorausgegangen war (s. Nr. 4 meines Be- 
richts vom 4. Juli 1957), habe ich im Juli/August 
1957 fortgeführt. 

Für das Bundesgesundheitsamt habe ich aus 
oben dargestellten Gedankengängen (s. S. 123 
bis 126 Nr. 19 bis 22) die Folgerung gezogen, 
daß seine Forschungstätigkeit nicht unbegrenzt 
sein kann, und daß es mit gleichgerichteten Ein-^ 
richtungen eng Zusammenarbeiten muß. Auch 
die Verbindung zur Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft sollte enger gestaltet werden. 

Die Aufgaben des Amtes gehen praktisch 
über die hinaus, die ihm das Gesetz über die 
Errichtung eines Bundesgesundheitsamtes vom 
27. Februar 1952 in der Vorschrift des § 2 zu- 
weist. Die Hauptaufgabe des Bundesgesund- 
heitsamtes, die auch die Arbeitskraft seiner Be- 
diensteten überwiegend in Anspruch nimmt, 
nämlich die Erstattung von Gutachten auf dem 
gesamten Gebiet der öffentlichen Gesundheits- 
pflege, wird in dem Gesetz nicht erwähnt; diese 
Aufgabe ist nur der Begründung zu dem Gesetz- 
entwurf zu entnehmen. Das Bundesgesundheits- 
amt übt die Funktionen eines objektiven und 
unabhängigen Gutachters für das gesamte 
öffentliche Gesundheitswesen aus. Seine aus 
wissenschaftlicher Arbeit erwachsenen Gut- 
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achten dienen in erster Linie den Bedürfnissen 
der Gesetzgebung und Verwaltung. Ferner hat 
das Bundesgesundheitsamt die Bundesregierung 
und die Länderregierungen in Einzelfragen des 
öffentlichen Gesundheitswesens zu beraten. 

Das Bundesgesundheitsamt hat seine Auf- 
gaben bisher in unterschiedlicher Weise erfüllt; 
einige von ihnen verdienen stärkere Förderung. 
Auch sollten die Arbeiten des Amtes in größe- 
rem Umfang veröffentlicht werden, um die ge- 
wonnenen Erkenntnisse dem gesamten öffent- 
lichen Gesundheitswesen zugute kommen zu 
lassen. Ich habe auch angeregt, eine einheitliche 
Gebührenordnung für das gesamte Amt auszu- 
arbeiten; sie fehlt bisher noch. 

Die Mitwirkung des Bundesgesundheitsamtes 
beim Bundesgesundheitsrat ist bisher noch nicht 
befriedigend geregelt. Um den Erfahrungsaus- 
tausch zwischen beiden Einrichtungen enger zu 
gestalten, habe ich empfohlen, als zweiten Ver- 
treter des Bundesministeriums des Innern im 
Bundesgesundheitsrat den Präsidenten des Bun- 
desgesundheitsamtes zu bestimmen. 

* 

43. In meinem Gutachten habe ich mich in der 
Hauptsache mit drei Gruppen von Fragen aus- 
einandergesetzt; erstens mit den personellen 
und organisatorischen Forderungen des Amtes 
für den Haushalt 1958, zweitens mit der Wieder- ; 
Zusammenführung der Koblenzer Abteilungen 
mit den Berliner Instituten und drittens mit den 
Plänen des Bundesgesundheitsamtes für den 
Ausbau des Amtes (Zielplan). 

Das Bundesgesundheitsamt hat für das Rech- 
nungsjahr 1958 weitere 66 Kräfte beantragt. 
Mein Besetzungsvorschlag sieht insgesamt 503 
Bedienstete vor, und zwar 108 Beamte, 257 An- 
gestellte und 138 Arbeiter; das sind 42 Kräfte 
weniger, als vom Bundesgesundheitsamt be- 
antragt waren. Hierbei habe ich die damals be- 
vorstehende Zusammenlegung der Koblenzer 
und der Berliner Abteilungen bereits berück- 
sichtigt. Der Bundestag hat sich meinem Be- 
setzungsvorschlag angeschlossen. 

In organisatorischer Hinsicht hatte das Bun- 
desgesundheitsamt für das Rechnungsjahr 1958 
14 Abteilungen (einschließlich der Institutsabtei- 
lungen) mit 17 Referaten und 45 Laboratorien, 
zusammen 76 Organisationseinheiten, vorge- 
sehen, somit 1 Abteilung, 4 Referate und 6 
Laboratorien mehr als 1957. 

Ich halte 10 Abteilungen (einschließlich der 
Institutsabteilungen) mit 7 Referaten und 42 
Laboratorien, zusammen 59 Einheiten, für aus- 
reichend. Die Zahl der in meinem Gutachten 
vorgeschlagenen Organisationseinheiten liegt 
somit um 17, die Zahl der Laboratorien jedoch 
nur um 3 niedriger als vom Bundesgesundheits- 
amt beantragt. 

Bereits in dem Gutachten vom Januar 1956 | 
habe ich auf die Nachteile der räumlichen Auf- 


teilung des Amtes auf Koblenz und Berlin hin- 
gewiesen und angeregt, das Amt in Berlin zu- 
sammenzulegen. Dieser Anregung ist inzwischen 
entsprochen worden. Die bisherigen Koblenzer 
Dienststellen sind zunächst noch provisorisch 
und getrennt von den Instituten in Berlin-West 
untergebracht. Es ist beabsichtigt, sie mit dem 
Max-von-Pettenkofer-Institut und dem Institut 
für Wasser-, Boden- und Lufthygiene in Berlin- 
Dahlem zusammenzulegen, sobald der vorge- 
sehene Neubau fertiggestellt ist. Auch künftig 
wird hingenommen werden müssen, daß die so 
entstehende Zentrale von dem abseits liegenden 
Robert-Koch-Institut getrennt ist. 

Für den Ausbau des Amtes hat das Bundes- 
gesundheitsamt in der Denkschrift vom 4. Juli 
1957 einen Zielplan aufgestellt. Der Vorschlag 
der Denkschrift, das Max-von-Pettenkofer-Insti- 
tut aufzulösen und seine Abteilungen gemein- 
sam mit einigen, zum Teil neuen Abteilungen 
einem Vizepräsidenten zu unterstellen, dient 
nicht der Verwaltungsvereinfachung. Ich komme 
auf Grund meiner Untersuchungen zu dem Vor- 
schlag, das Amt in vier Haupteinheiten, nämlich 
in eine allgemeine Abteilung mit zwei Unter- 
abteilungen und in das Robert-Koch-Institut, das 
Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene 
und das Max-von-Pettenkofer-Institut mit je 3 
Abteilungen zu gliedern. Der damit gezogene 
Rahmen ist weit genug gespannt, um künftig 
notwendig werdende weitere Grundeinheiten 
(Laboratorien, Referate) ohne weiteres aufzu- 
nehmen. 

Gutachten über die Beschaffungsstelle des 
Bundesministers des Innern 

44. Der Bundesminister der Finanzen hat mich mit 
Schreiben vom 31. Januar 1957 gebeten, die Be- 
schaffungsstellen für Bundeswehr und Bundes- 
grenzschutz zu prüfen und festzustellen, wie bei 
diesen Stellen „wirtschaftlicher und ökono- 
mischer gearbeitet werden könne“. Dieses Er- 
suchen ging auf einen Beschluß des Haushalts- 
ausschusses des Bundestages vom 25. Oktober 
1956 zurück, mit dem die Bundesregierung be- 
auftragt wurde, eine Prüfung der beiden Organi- 
sationen vorzunehmen. Die Beschaffungsstelle 
der Bundeswehr ist inzwischen in ein Amt für 
Wehrtechnik und Beschaffung umgewandelt 
worden. Hierzu wurden Vorschläge für die 
Organisation und die Personalausstattung ge- 
macht (vgl. S. 79 bis 80 Nr. 109 bis 112). über 
die Beschaffungsstelle des Bundesministers des 
Innern habe ich mich in einem besonderen Gut- 
achten geäußert. 

Die Beschaffungsstelle hat die Aufgabe, den 
Bedarf des Bundesgrenzschutzes sowie des zivi- 
len Bevölkerungsschutzes zentral zu beschaffen. 
Diese Aufgabe ist, soweit sie den Schutz der 
Zivilbevölkerung betrifft, in Frage gestellt, weil 
das Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung auf verschiedenen Gebie- 
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ten nicht die Beschaffung durch den Bund vor- 
sieht. Ich habe mich in meinem Gutachten dafür 
ausgesprochen, die zentrale Beschaffung beizu- 
behalten, weil sie wirtschaftlicher ist. 

Das technische Personal der Beschaffungs- 
stelle erledigt in großem Umfange Verwaltungs- 
aufgaben. Ich habe dies beanstandet und vor- 
geschlagen, das technische Personal ausschließ- 
lich mit technischen Arbeiten zu befassen. Wei- 
ter habe ich festgestellt, daß die Lagerhaltung 
nicht immer auf das unumgänglich notwendige 
Maß begrenzt worden ist. Für gewisse Beschaf- 
fungen habe ich ein gemeinsames Vorgehen mit 
der Bundeswehr angeregt. Andererseits habe 
ich vorgeschlagen, die Beschaffungsstelle zu 
einer zentralen Beschaffungsstelle aller Bonner 
Bundesbehörden für Büroausstattung, Büro- 
maschinen u. dgl. auszugestalten (s. S. 129 
Nr. 29). Die Beschaffungsstelle sollte außerdem 
mehr als bisher das Ministerium von nicht- 
ministeriellen Aufgaben entlasten. 

Die schwierigen personalwirtschaftlichen Pro- 
bleme, die auf der gleichzeitigen Nachfrage der 
Bundeswehr und der Industrie nach fachkundi- 
gem technischem Personal beruhen, lassen sich 
auf die Dauer nur lösen, wenn die Beschaffungs- 
stelle in das Bundesamt für zivilen Bevölke- | 
rungsschutz eingegliedert wird. Entsprechende 
Vorschläge habe ich gemacht. Zur inneren i 
Organisation der Beschaffungsstelle habe ich 
verschiedene Änderungen empfohlen. Eine ge- 
wisse Personalvermehrung ist unvermeidlich, 
damit die sachliche Erledigung der Arbeiten ge- 
währleistet wird. 

* 

I 

Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers der Justiz 

Stellungsnahme zu Personalanforderungen des 
Deutschen Patentamtes 

45. Das Deutsche Patentamt hat für das Rechnungs- 
jahr 1958 beantragt, seinen Personalstand um 
weitere 44 Kräfte (36 Beamte, 6 Angestellte, 

2 Lohnempfänger) zu vermehren und die bisher 
gesperrten Mittel für 10 Prüfer der Vergütungs- 
gruppe TO.A II und drei Schreibkräfte der Ver- 
gütungsgruppe TO.A IX zur Verwendung in den 
Patentabteilungen freizugeben. Den Antrag hat 
es u. a. damit begründet, die angeforderten 
Kräfte seien im wesentlichen für den Ausbau 
der Beschwerdeinstanz (Technische Senate und 
Warenzeichensenate) und zur Verstärkung der 
Hauptkanzlei notwendig. 

Zu den Personalanforderungen des Patent- 
amtes habe ich bereits früher in mehreren Gut- 
achten Stellung genommen (vgl. Nr. 13 meines 
Berichts vom 4. Juli 1957, S. 105 der Druck- 
sache 84 — 3. Wahlperiode — ). Die Vorschläge 
meiner Gutachten habe ich in Verhandlungen | 
mit den Ressorts und dem Haushaltsausschuß | 
vertreten. Von den für das Rechnungsjahr 1958 
zusätzlich geforderten 19 Kräften des höheren 


Dienstes hat der Bundestag daraufhin nur 6 be- 
amtete Stellen für eine Verstärkung in den 
Senaten anerkannt. 

Ständige Aufgabenteilungen und Bildung 
neuer Organisationseinheiten führen zu weite- 
ren Personalforderungen. So ist z. B. beabsich- 
tigt, die Zentralabteilung in drei Abteilungen 
aufzugliedern und für sie neue Direktorenstellen 
zu beantragen. Solche Erweiterungen halte ich 
nicht für vertretbar. 

Ich verkenne nicht, daß die Arbeitslage bei 
dem Patentamt schwierig ist. Meine schon in 
den früheren Gutachten vertretene Auffassung, 
den Schwierigkeiten könne nicht allein mit Per- 
sonalvermehrung begegnet werden, hat sich 
jedoch nicht geändert. Die Zahl der Prüfer ist 
gegenwärtig ohnehin bei einem Stand der Neu- 
anmeldungen, der unter dem der letzten Vor- 
kriegsjahre liegt, höher als jemals in der Ge- 
schichte des Patentamtes. Ich bin der Ansicht, 
daß ein Gesamtplan, wie ihn der Bundes- 
minister der Finanzen auf meinen Vorschlag 
bereits im Jahre 1955 bei den Haushaltsver- 
handlungen gefordert hat, aufgestellt werden 
muß und danach Maßnahmen zur Erleichterung 
der Geschäftslage getroffen werden sollten. Die- 
ser Plan sollte auch Vorschläge mit einbeziehen, 
wie die gesetzlichen Regelungen auf dem Gebiet 
des Patentrechts vereinfacht werden können. 

* 

Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft 

Gutachtliche Äußerung zu Baumaßnahmen der 
Physikalisch-T echnischen Bundesanstalt 

46. Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt führt 
ihr 3. Bauprogramm durch, das überw'iegend 
Neubauten für die Abteilung Atomphysik um- 
faßt (vgl. Nr. 17 meines Berichts vom 4. Juli 
1957, S. 107 der Drucksache 84 — 3. Wahl- 
periode — ). Der im Rechnungsjahr 1957 vorge- 
sehene Beginn des 1. Bauabschnitts hat sich ver- 
zögert, weil die Planungen für die Gebäude der 
Abteilung Atomphysik umgestellt werden muß- 
ten. Deshalb sind im Rechnungsjahr 1957 erheb- 
liche Ausgabereste entstanden. Da es nicht ver- 
tretbar gewesen wäre, Beträge in der ursprüng- 
lich vorgesehenen Höhe für den 2. Bauabschnitt 
in den Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1958 einzustellen, sind auf meinen Vorschlag die 
Ansätze um insgesamt 2 086 600 DM gekürzt 
worden. Hiervon entfallen 

1 186 700 DM auf Gebäude, 

71 200 DM auf Einrichtungsgegenstände, 

800 000 DM auf Spezialmaschinen, Geräte 
usw. und 

28 700 DM auf Fernmeldeanlagen. 

Die Personalvermehrung habe ich nur teil- 
weise befürworten können. Von den zusätzlich 
geforderten Kräften werden 20 erst ab 1. De- 
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zember 1958 benötigt. Ich habe daher vorge- 
schlagen, den Ansatz bei Titel 104 um etwa 
130 000 DM zu kürzen. Bei den übrigen Titeln 
der einmaligen Ausgaben konnten durch Kür- 
zung der Ansätze weitere 460 000 DM eingespart 
werden. 

Schon im vergangenen Jahr habe ich darauf 
hingewiesen, daß ich die Gebührensätze der 
Bundesanstalt für zu niedrig halte. In verschie- 
denen Gutachten habe ich vorgeschlagen, die 
seit 1936 unverändert gebliebenen Sätze für 
Messungen und Untersuchungen zu erhöhen, 
weil sie nicht mehr den gesteigerten Aufwen- 
dungen für Gehälter, Vergütungen, Löhne und 
Experimentierbedarf entsprechen. Nunmehr wird 
eine neue Gebührenordnung vorbereitet, nach 
der die bisherigen Gebührensätze etwa verdop- 
pelt werden. Wirkungsvoll wird die Erhöhung 
jedoch nur dann sein, wenn auch die Gebühren 
für Sonderprüfungen nach dem tatsächlichen 
Aufwand bemessen werden. Nach Inkrafttreten 
der Gebührenordnung werden im Laufe des 
Rechnungsjahres 1958 schätzungsweise 200 000 
DM mehr an Gebühren eingehen. Bei voller 
Auswirkung der neuen Gebührenordnung wird 
voraussichtlich in den folgenden Rechnungs- 
jahren ein Vielfaches dieses Betrages erreicht 
werden. 

Der Bundestag ist meinen Vorschlägen in vol- 
lem Umfange gefolgt. 


Auswirkungen meines Gutachtens über das Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft 

47. Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft hat 
für das Rechnungsjahr 1958 dieselbe Zahl von 
Planstellen für Beamte und von Dienstposten für 
Angestellte angefordert wie für das Rechnungs- 
jahr 1957. In dem Gutachten vom Juni 1956 
hatte ich vorge schlagen, nach und nach Personal 
einzusparen. Die Organisationsvorschläge sind 
zum großen Teil durchgeführt worden. Die allein 
bei der zentralen Ausfuhrkontrolle frei geworde- 
nen 15 Kräfte konnten aber nicht eingespart 
werden, weil sie für Arbeiten eingesetzt werden 
mußten, die durch neue Aufgaben und durch 
Vergrößerung des Arbeitsumfangs auf einzel- 
nen Gebieten entstanden sind. Das Volumen der 
Ein- und Ausfuhr ist in den letzten Jahren er- 
heblich gestiegen. Die Änderung der Verfahren 
bei der Einfuhr hat zwar der Wirtschaft Erleich- 
terungen gebracht; für das Bundesamt bedeutet 
sie aber eine Vermehrung der Kontrollarbeit. 
Als neue Aufgabe ist ihm z. B. die Bearbeitung 
von Anträgen auf Grund der Bekanntmachung 
über das vorläufige Kriegswaffen-Genehmi- 
gungs verfahren nach Art. 26 Abs. 2 GG über- 
tragen worden. Ferner wird das Bundesamt von 
dem Bundesminister für Wirtschaft in verstärk- 
tem Maße zur Marktbeobachtung und zur Erstat- 
tung von Wirtschaftsgutachten herangezogen. 
Auf Grund des Vertrages zur Gründung der 


Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft kommen 
weitere Aufgaben auf das Bundesamt zu. 

Der von dem Bundesamt geforderten Hebung 
von 7 Dienstposten für Angestellte muß ich wi- 
dersprechen, da die Tätigkeitsmerkmale der vor- 
gesehenen Vergütungsgruppe nicht erfüllt sind. 

Der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundestag haben sich meiner Stellungnahme an- 
geschlossen. 

Ich habe die Notwendigkeit der Unterhaltung 
einer Lochkartenanlage bei dem Bundesamt 
untersucht und vorgeschlagen, die anfallenden 
Lochkartenarbeiten dem Statistischen Bundesamt 
zu übertragen (§ 2 Nr. 7 StatGes). Die Stellung- 
nahme des Bundesministers für Wirtschaft steht 
noch aus. 

* 

Auswirkungen meines Gutachtens über die Bau- 
vorhaben der Bundesanstalt für Materialprüfung 
und Stellungnahme zu ihren Personalanforde- 
rungen 

48. In meinem Bericht vom 4. Juli 1957 habe ich 
mich über die Bauvorhaben der Bundesanstalt 
für Materialprüfung geäußert (S. 107 Nr. 18 der 
Drucksache 84 — 3. Wahlperiode — ). 

Gegen ein weiteres Bauprogramm, den Aus- 
bau der Bauabteilung, dessen Kosten sich auf 
etwa 4,5 Mio DM belaufen würden und für den 
im Entwurf des Haushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1958 40 000 DM Planungskosten vor- 
gesehen sind, habe ich Bedenken erhoben. Nach 
meiner Auffassung reicht die bisherige räum- 
liche und apparative Ausstattung der Anstalt für 
bautechnische Prüfungen und Untersuchungen 
aus. Es darf nicht übersehen werden, daß neben 
der Bundesanstalt noch andere Materialprü- 
fungsämter und Hochschulinstitute solche Prü- 
fungen durchführen. Bei der Errichtung der Bau- 
abtei luiig ist ausdrücklich festgelegt worden, daß 
die Bauforschung und die Baunormung weit- 
gehend von der Technischen Universität Berlin 
und dem Senator für Bau- und Wohnungswesen 
durchgeführt worden. Erweiterungsbauten für 
die Bauabteilung erschienen mir daher nicht ge- 
rechtfertigt. 

Die Bundesanstalt hat für das Rechnungsjahr 
1958 zusätzlich 39 Kräfte gefordert. Der Anforde- 
rung von 12 Kräften habe ich zugestimmt, da sie 
für neue Aufgaben benötigt werden. Gegen jede 
weitere Vermehrung von Stellen habe ich mich 
mit dem Hinweis ausgespochen, daß der Bun- 
desanstalt zugestanden worden war, aus dem 
600 000 DM übersteigenden Gebührenaufkom- 
men Personal- und Sachausgaben zu leisten. Sie 
konnte aus diesen Mehreinnahmen 70 Kräfte zu- 
sätzlich beschäftigen. Im Hinblick auf die Erhö- 
hung der Angestelltenvergütungen und Löhne 
habe ich mich nunmehr damit einverstanden er- 
klärt, daß die Grenze für das Gebührenaufkom- 
men, über die hinaus die Bundesanstalt frei ver- 
fügen kann, lauf 520 000 I>M festgelegt wird. 
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Wenn durch eine verstärkte Prüfungstätigkeit 
der Bundesanstalt das Gebührenaufkommen sich 
noch erhöht, kann sie weitere Kräfte einstellen. 

Der Bundestag hat sich meiner Stellungnahme 
angeschlossen. 

* 

Stellungnahme zur Errichtung der Bundesanstalt 
für Bodenforschung 

49. Das Bundeskabinett hat am 3. September 1957 
beschlossen, eine Bundesanstalt für Bodenfor- 
schung zu errichten. Dementsprechend haben die 
zuständigen Bundesminister in gemeinsamem 
Gespräch mit mir erörtert, welcher Ort am 
zweckmäßigsten als Sitz der Bundesanstalt in 
Betracht komme und wie die Anstalt am ein- 
fachsten auf gebaut werden könne. Dabei wurde 
der Vorschlag des Bundesministers des Innern 
geprüft, die zu gründende Institution mit der 
Bundesanstalt für Landeskunde in Remagen zu 
verbinden. 

Es hätte nahegelegen, von der Errichtung 
einer Bundesanstalt abzusehen und dafür den 
Zuschuß zu erhöhen, der bisher an das Nieder- 
sächsische Amt für Bo'denforschung in Hannover 
für die Bearbeitung bundeswichtiger Aufgaben 
auf dem Gebiet der Bodenforschung geleistet 
worden ist (im Rechnungsjahr 1957 400 000 DM). 
Einer solchen Lösung hat sich jedoch das Land 
Niedersachsen widersetzt. Die bisherige Rege- 
lung konnte bei der Bedeutung der wahrzuneh- 
menden Aufgaben für die deutsche Wirtschaft 
nicht aufrechterhalten werden; ich habe daher 
meine anfänglichen Bedenken gegen die Errich- 
tung einer Bundesanstalt in Hannover zurück- 
gestellt. 

Eine verwaltungsmäßige Verbindung der 
neuen Anstalt mit der Bundesanstalt für Lan- 
deskunde in Remagen ist wegen der weiten Ent- 
fernung nicht zweckmäßig. Auch die Verschie- 
denartigkeit der Aufgaben beider Institute steht 
einer solchen Verbindung entgegen. Es könnten 
sich auch Schwierigkeiten hinsichtlich der 
Dienst- und Fachaufsicht ergeben, da bei dem 
Institut in Remagen die Dienst- und Fachaufsicht 
vom Bundesminister des Innern, bei der Bundes- 
anstalt für Bodenforschung dagegen vom Bun- 
desminister für Wirtschaft ausgeübt werden. Die 
verwaltungsmäßige Verbindung der beiden An- 
stalten würde auch keine finanziellen Vorteile 
bieten. 

Vorgesehen ist, daß sich die Bundesanstalt 
des bei dem Niedersächsischen Amt für Boden- 
forschung vorhandenen Personals und dort vor- 
handenen Einrichtungen bedient. Meines Erach- 
tens wird es sich nur für eine Übergangszeit 
empfehlen, die Bundesanstalt mit der Landes- 
anstalt organisatorisch und personell zu ver- 
flechten. Vorerst ist es angebracht, weil es not- 
wendig ist, auf die Fachkräfte der Landesanstalt 
zurückzugreifen. Es sollte jedoch angestrebt 


werden, in möglichst kurzer Zeit die Bundes- 
anstalt zu verselbständigen. 

Die Belastung des Bundeshaushalts im Rech- 
nungsjahr 1958 wird nach den bisherigen Er- 
mittlungen rd. 1 625 000 DM betragen. Ich habe 
den Haushaltsausschuß darauf aufmerksam ge- 
macht, daß wahrscheinlich spätestens im Jahre 
1960 für die Bundesanstalt ein Gebäude mit 
einem Aufwand von etwa 4 Mio DM erstellt 
werden muß. 

Der Bundestag hat der Regierungsvorlage zu- 
gestimmt. 

* 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Ernährungr Landwirtschaft und Forsten 

Auswirkungen meines Gutachtens über die Or- 
ganisation und die Wirtschaftlichkeit des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

50. Im März 1957 habe ich ein Gutachten über die 
Organisation und die Wirtschaftlichkeit des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten erstattet, über das ich im ver- 
gangenen Jahre berichtet habe (vgl. Nr. 19 mei- 
nes Berichts vom 4. Juli 1957, S. 108 der Druck- 
sache 84 — 3. Wahlperiode — ). Meine Vor- 
schläge für die Bemessung des Personalbedarfs 
und für die Bewertung der Dienstposten sind im 
Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 be- 
rücksichtigt worden. Die Organisation des Mini- 
steriums wurde aber noch nicht nach meinen 
Vorschlägen geändert. Im Interesse eines wirt- 
schaftlichen Personaleinsatzes halte ich dies aber 
für notwendig. 

Für das Rechnungsjahr 1958 habe ich zusätz- 
lich Stellen für neue Aufgaben anerkannt. In- 
halt und Umfang dieser Aufgaben waren zur 
Zeit der Prüfung noch nicht zu übersehen. Diese 
zusätzlichen Arbeiten, die vorwiegend im Zu- 
sammenhang mit dem Inkrafttreten des Vertra- 
ges zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft anfallen, können von den vorhan- 
denen Kräften nicht erledigt werden. 

Ich halte es nach wie vor für vordringlich, 
daß das Ministerium sich von seiner umfang- 
reichen Ver waltun gstätigk eit entl astet. Dies 
wäre, wie bereits in meinem Gutachten vorge- 
schlagen, durch Verlagerung von Aufgaben auf 
eine Bundesoberbehörde möglich. 

* 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung 

Auswirkungen meines Gutachtens über die 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

51. Auf das Gutachten bin ich in der Denkschrift 
vom 29. Juni 1956 (S. 69 Nr. 12) und auf seine 
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Durchführung in meinem Bericht vom 4. Juli 
1957 (S. 109 Nr. 20 der Drucksache 84 - 3. Wahl- 
periode — ) eingegangen. Die Bundesanstalt hat 
sich mit meinen Vorschlägen weiter eingehend 
befaßt. Das Gutachten hat sie in ihrem Bereich 
in 7000 Exemplaren verbreitet. 

Die Kommissionen zur Auswertung des Gut- 
achtens haben ihre Arbeitsergebnisse in einem 
„Gesamtbericht" zusammengefaßt. Die Ergeb- 
nisse der Untersuchungen sind bereits bei den 
Beratungen über den Haushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1958 verwertet worden. Dieser 
Haushaltsplan weist für die Landesarbeitsämter, 
die Arbeitsämter und die sonstigen nachgeord- 
neten Dienststellen der Bundesanstalt 28 283 
Stellen aus. Danach sind seit Erteilung des Prü- 
fungsauftrags im Rechnungsjahr 1953 rd. 5 400 
und gegenüber dem Rechnungsjahr 1957 rd. 630 
Stellen für Beamte und Angestellte eingespart 
worden. Bis zum 31. März 1959 sollen weitere 
360 Stellen wegfallen; außerdem sind bei 926 
Stellen kw-Vermerke ausgebracht. Die für 1957 
in Höhe von 4,1 Mio DM bewilligten Mittel für 
Abfindungen und Ubergangsgelder konnten 
hiernach für 1958 auf 2 Mio DM herabgesetzt 
werden. Die Bundesanstalt hat damit einen wei- 
teren Teil des in meinem Gutachten vorgeschla- 
genen Plans für die Personalbemessung der 
Landesarbeitsämter, der Arbeitsämter und der 
sonstigen nachgeordneten Dienststellen ver- 
wirklicht. 

Vorstand und Verwaltungsrat haben in Aus- 
wertung des Gutachtens „Grundsätze für Auf- 
gabenerledigung, Organisation und Verfahren 
in der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung" aufgestellt. Diese 
Grundsätze sollen für die Arbeit der Bundes- 
anstalt künftig maßgebend sein. Hiernach kann 
erwartet werden, daß die Leitgedanken meines 
Gutachtens auch weiterhin wirksam bleiben. 

* 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen 

Auswirkungen des Ersten Teils meines Gut- 
achtens über die Organisation der Deutschen 
Bundespost — Ämter und Oberpostdirektionen — 

52. Das im Dezember 1956 herausgegebene Gut- 
achten über die Organisation der Ämter und 
Oberpostdirektionen, über das ich im vergange- 
nen Jahr berichtet habe (vgl. S. 111 bis 113 
Nr. 23 bis 27 der Drucksache 84 — 3. Wahl- 
periode — ), hat den Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen veranlaßt, eine 
Kommission einzusetzen. Diese wird nach mei- 
nen Vorschlägen die „örtliche Prüfung der Organi- 
sation und des Verwaltungsvollzugs der Ober- 
postdirektionen durchführen". Seit der Heraus- 
gabe des Gutachtens ist eine Anzahl kleinerer 
Postämter aufgehoben worden. 

Mein Gutachten enthält außerdem zahlreiche 
Anregungen, wie der Verwaltungsvollzug ver- 


einfacht werden kann. Der Bundesininister für 
das Post- und Fernmeldewesen hat sich in Ver- 
fügungen an die Oberpostdirektionen bereits 
verschiedene dieser Einzelempfehlungen zu 
eigen gemacht. 


% 


Gutachten über das Posttechnische Zentralanit 

53. Das Gutachten stellt den Teilband 2 des Zwei- 
ten Teils meines Gutachtenwerks über die 
Organisation der Deutschen Bundespost dar. 

Bei der Prüfung war die grundlegende Frage 
zu untersuchen, ob neben dem Fernmeldetech- 
nischen Zentralamt ein besonderes Zentralamt 
für das Postwesen bestehen soll. Bis zum Jahre 
1949 waren die Aufgaben der beiden Ämter 
noch in dem „Post- und Fernmeldetechnischen 
Zentralamt" vereinigt, dessen Vorgänger das 
Reichspostzentralamt war. Ich habe mich über- 
zeugt, daß es nicht zweckmäßig wäre, den frühe- 
ren Zustand wiederherzustellen. Die Arbeits- 
gebiete beider Ämter sind zu verschiedenartig 
und durch den technischen Fortschritt schwie- 
riger und umfangreicher geworden. Der Post- 
dienst wird durch ein besonderes Amt auch 
wirksamer rationalisiert werden können. Die 
Personaleinsparungen, die bei einer Vereini- 
gung im wesentlichen nur auf dem Gebiet der 
Verwaltung eintreten könnten, würden nicht 
allzu sehr ins Gewicht fallen. Bei der jetzigen 
Aufgliederung der Arbeitsgebiete auf zwei 
Ämter werden gewisse Verwaltungsaufgaben 
von dem einen oder anderen Amt für beide 
Ämter erledigt. 

Die Organisation des Posttechnischen Zantral- 
amtes habe ich zum Teil für änderungsbedürftig 
gehalten. Entscheidend für meinen Organisa- 
tionsvorschlag war die schärfere Abgrenzung 
der den einzelnen Abteilungen zugewiesenen 
Aufgaben. Ich habe neben der Verwaltungs- 
abteilung folgende Fachabteilungen vorgesehen: 


Abteilung I 
Abteilung II 


Abteilung III 
Abteilung IV 
Abteilung V 


— Postdienst 

— Haushalts-, Kassen- und Rech- 
nungswesen, Betriebswirt- 
schaft, Statistik, Abrechnung 
mit fremden Verwaltungen, 
Gesellschaften und Unter- 
nehmen 

— Beschaffungswesen 

— Maschinentechnik 

— Kraftfahrtechnik. 


Für die Aufgaben, die im Zusammenhang mit 
der Automatisierung des Briefverteildienstes 
entstehen, habe ich weder eine Abteilung noch 
eine Gruppe anerkennen können. Es handelt 
sich hierbei um Entwicklungsarbeiten. Ich halte 
eine lockere Arbeitsgemeinschaft, durch die die 
notwendige Zusammenarbeit sichergestellt wird, 
für vollauf ausreichend, um die Entwicklungs- 
arbeiten wirkungsvoll vorwärts zu treiben. 
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Diese Arbeitsgemeinschaft ist aufzulösen, sobald 
ein bestimmter Entwicklungsstand erreicht ist 
und die praktische Durchführung beginnen kann. 
Die betrieblichen Funktionen wären auf die Ab- 
teilung I und die technischen auf die Abtei- 
lung IV zu übertragen. 

Ferner habe ich angeregt, die zur Zeit be- 
stehenden 3 Bahnpost-Oberbetriebsleitungen auf- 
zuheben und statt deren eine zentrale Bahnpost- 
Oberbetriebsleitung dem Posttechnischen Zen- 
tralamt anzugliedern. 

Um das Beschaffungswesen einheitlicher und 
wirtschaftlicher zu gestalten, habe ich vorge- 
schlagen, alle bei den Fachabteilungen liegen- 
den Beschaffungsaufgaben den Referaten der 
Abteilung für Beschaffungswesen zu übertragen. 

Für die Leiter der Fachabteilungen habe ich 
drei Stellen der Besoldungsgruppe A 16 (Abtei- 
lungspräsident) und zwei Stellen der Besoldungs- 
gruppe A. 15 (Oberpostdirektor) vorgesehen. 
Die Dienstposten der Referenten sind über- 
wiegend nach der Besoldungsgruppe A 14 
(Oberpostrat) bewertet worden. Das Amt ist 
personalmäßig nicht überbesetzt. Nach meinen 
Vorschlägen sind ohne die Stellen für die Bahn- 
post-Oberbetriebsleitung 347 Beamtenstellen, 
186 Angestelltenstellen und 50 Arbeiterstellen 
vorgesehen. Zur Zeit der Prüfung sind 501 Be- 
amten- und 28 Angestellten-Dienstposten aus- 
gewiesen worden. Die Änderung des Verhält- 
nisses von Beamtenstellen zu Angestelltenstel- 
len ergab sich dadurch, daß ich für die tech- 
nischen Abteilungen in größerem Umfang als 
bisher Angestellten-Dienstposten ausgebracht 
habe. 

* 


Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Wohnungsbau 

Prüfung des Deutschen Bauzentrums e. V. und 
seiner Dokumentationsstelle für Bautechnik 

54. Die Prüfung des Deutschen Bauzentrums, die ich 
bereits in meinem Bericht vom 4. Juli 1957 
(S. 113 Nr. 28 der Drucksache 84 — 3. Wahl- 
periode — ) erwähnte, habe ich abgeschlossen. 

Mit der allgemeinen Information auf bau- 
lichem Gebiet befaßt sich neben dem Bundes- 
ministerium für Wohnungsbau und dem Deut- 
schen Bauzentrum das ebenfalls mit Bundesmit- 
teln geförderte Rationalisierungskuratorium der 
Deutschen Wirtschaft („Rationalisierungsgemein- 
schaft Bauwesen''). Diese Stellen haben bislang 
neben- und zuweilen auch gegeneinander ge- 
arbeitet. Eine erfolgreiche Rationalisierung setzt 
aber eine Abstimmung der Rationalisierungsträ- 
ger voraus. Ich habe deshalb vorgeschlagen, die 
informativen Aufgaben ganz der „Rationalisie- j 
rungsgemeinschaft Bauwesen" im Rationalisie- ■ 


rungskuratorium der Deutschen Wirtschaft als 
der älteren, umfassenderen und leistungsfähige- 
ren Organisation zu übertragen. 

Hinsichtlich der bautechnischen Dokumenta- 
tion habe ich mir einen endgültigen Vorschlag 
bis zu einer Prüfung des Gesamtbereichs der 
deutschen Dokumentation Vorbehalten. Ich habe 
empfohlen, die Dokumentationsstelle für Bau- 
technik in Stuttgart zunächst weiter aus Mitteln 
des Bundesministeriums für Wohnungsbau zu 
fördern, und zwar jährlich bis zu 150 000 DM. 
Der noch höhere Zuschuß des Bundesministe- 
riums für Wohnungsbau für die Informations- 
abteilung des Deutschen Bauzentrums in Köln 
kann entfallen; zu ihrer Abwicklung habe ich 
einen einmaligen Beitrag von 100 000 DM im 
Haushaltsjahr 1958 für vertretbar gehalten. Die 
für das Büro- und Ausstellungsgebäude des 
Deutschen Bauzentrums bereitgestellten erheb- 
lichen Mittel können ebenfalls gespart werden. 

Der für 1958 im Kapitel 25 02 Titel 613 ver- 
anschlagte Zuschuß von 250 000 DM entspricht 
meinem Vorschlag. 

* 

Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 

Stellungnahme zur Organisation und zum Per- 
sonalbedarf des Bundesministeriums für Atom- 
kernenergie und Wasserwirtschaft 

55. Die Übersicht über die Personalanforderungen 
des Bundesministers für Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft sah ursprünglich für das Rech- 
nungsjahr 1958 die Einrichtung einer dritten 
Unterabteilung für Strahlenschutz innerhalb der 
Abteilung II — Forschung, Technik, Strahlen- 
schutz — , sowie für das Aufgabengebiet Atom- 
kernenergie des Ministeriums insgesamt 22 
neue Planstellen für Beamte, Mittel für 24 neue 
Dienstposten für Angestellte und für 4 neue 
Dienstposten für Arbeiter vor. Der Bundestag 
hat sich meiner Stellungnahme weitgehend an- 
geschlossen und 14 zusätzliche Planstellen sowie 
Mittel für 10 neue Stellen für Angestellte und 
für 6 neue Stellen für Arbeiter bewilligt. Die 
beantragte Stelle der Besoldungsgruppe B 5 
(Ministerialdirigent) für die dritte Unterabtei- 
lung innerhalb der Abteilung II ist nicht vor- 
gesehen worden. Der Bundestag war auch der 
Meinung, daß das Ministerium das System der 
Unterabteilungen nicht weiter ausbauen solle. 
Für den Leiter der technischen Abteilung sind 
außertarifliche Bezüge nach der Besoldungs- 
gruppe B 8 bewilligt worden. Dabei hat der 
Bundestag mit mir berücksichtigt, daß das Mini- 
sterium noch im Aufbau begriffen ist und auf 
dem Gebiet der Atomforschung und der Atom- 
wirtschaft der Vorsprung des Auslandes ein- 
geholt werden muß. 

Die Eingliederung des neuen Aufgabenbe- 
reichs „Wasserwirtschaft" wird zur Zeit noch 
erörtert. 

* 
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Zuständigkeitsbereich des Bundesministers 
für Familien- und Jugendfragen 

Äußerung zu grundsätzlichen Fragen des Bun- 
desjugendplans 

56. In die Prüfung des Bundesministeriums des 
Innern (s. S. 133 bis 134 Nr. 36 bis 41) hatte ich 
auch die Gruppe J einbezogen, von deren Auf- 
gaben im Zuge der Neubildung der Bundesregie- 
rung der größte Teil auf das Bundesministerium 
für Familien- und Jugendfragen übergeleitet 
wurde. Zu ihrem Zuständigkeitsbereich gehört 
neben den Grundsatzfragen des gesamten Jugend- 
wesens sowie der Förderung des Sports und der 
Leibesübungen vor allem die Durchführung des 
Bundesjugendplans, bei dem der arbeitsmäßige 
Schwerpunkt der Organisationseinheit liegt. Er 
bietet weniger nach der Zielsetzung als nach der 
Art seiner Durchführung eine Fülle von Proble- 
men. 

Bei der Erörterung der Probleme habe ich 
mich nicht auf verwaltungstechnische und haus- 
haltswirtschaftliche Fragen beschränken können. 
Der Umfang und die staatspolitische Bedeutung 
der Aufgabe verlangten eine umfassendere Be- 
trachtung. Die Feststellungen meiner Beauftrag- 
ten habe ich wegen des Wechsels in der Zustän- 
digkeit nicht in Form eines Gutachtens ausge- 
wertet. Doch habe ich Ergebnisse zu grundsätz- 
lichen Fragen dem Bundesminister für Familien- 
und Jugendfragen bekanntgegeben. Zu gegebe- 
ner Zeit werde ich mich insbesondere zu Fra- 
gen der Organisation und Stellenbesetzung gut- 
achtlich äußern. 

Ich habe angeregt, die von verschiedenen Stel- 
len gegen den Bundesjugendplan sowohl nach 
der Aufgabenstellung wie der Art seiner Durch- 
führung erhobenen Einwände näher zu prüfen. 
Weiter habe ich empfohlen, zunächst die bisher 
gewonnenen Erfahrungen praktisch auszuwer- 
ten sowie die Auswirkungen der neu aufgenom- 
menen Programme zu überprüfen und vorerst 
höhere Beträge als im Vorjahr nicht auszubrin- 
gen. Neben einer starken Konzentration der 
Ansätze wäre darauf zu achten, daß nicht ein- 
zelne Programme über das zeitlich gebotene 
Maß hinaus im Bundesjugendplan festgelegt 
bleiben. Es sollte auch geprüft werden, wie die 
nicht organisierte Jugend stärker als bisher zu 
fördern wäre. Der gesamte Planungs- und Be- 
willigungsapparat sollte vereinfacht werden. 
Die Zahl der Sonderkommissionen wäre zu ver- 
ringern. Schließlich sollte nach Aufarbeitung der 
Rückstände bei der Prüfung der Verwendungs- 
nachweise gemeinsam mit der Vorprüfungsstelle 
turnusmäßig das Geschäftsgebaren derjenigen 
Empfänger an Ort und Stelle überprüft werden, 
die Anlaß zu Beanstandungen gegeben haben. 

Ich habe geprüft, ob die Durchführung des 
Bundesjugendplans auf eine nachgeordnete Be- 
hörde übertragen werden kann. Bisher habe ich 
mich aber nicht entschließen können, solche Vor- 
schläge zu machen. Gegen die Errichtung eines 
Bundesjugendamtes habe ich mich ausgespro- 
chen. 

* 


Arbeiten im kommunalen Bereich 

Untersuchungen zur Verwaltungsvereinfachung 
im Landkreis Göppingen 

57. Auf Anregung des Verbandes Baden-Württem- 
bergischer Landkreise habe ich die Verwaltung 
des Landkreises Göppingen auf dessen Antrag 
geprüft. Das Gutachten untersucht die prak- 
tischen Möglichkeiten der Verwaltungsverein- 
fachung auf der Kreisstufe. Es beschäftigt sich 
sowohl mit der Rationalisierung des Geschäfts- 
ganges und der Organisation als auch mit Fra- 
gen der Gesetzesreform und der Überprüfung 
der Aufgaben. 

Zur Aufgabenreform kommt das Gutachten 
zu dem Ergebnis, daß Lösungen, die nennens- 
werte Teile der Verwaltung entbehrlich machen 
könnten, unter den Bedingungen des sozialen 
Rechtsstaates kaum erreichbar sein dürften. Die 
den Landkreisen obliegende Daseinsvorsorge 
für die Bevölkerung sowie ihre Ausgleichsfunk- 
tion im Verhältnis zu den kreisangehörigen 
Gemeinden lassen einen nennenswerten Auf- 
gabenabbau bei ihnen kaum durchführbar 
erscheinen. Daher sollte mehr als bisher geprüft 
werden, ob die Aufgabenerledigung rationali- 
siert werden kann, insbesondere durch Verlage- 
rung von Aufgaben, durch Vereinfachung der 
inneren Organisation (Gliederung) und des Ver- 
waltungsaufbaues. 

Für eine organisatorische Vereinfachung der 
Landkreisverwaltungen habe ich in meinem Gut- 
achten folgende Grundsätze aufgestellt: 

Voraussetzung einer zweckmäßigen Organisa- 
tion ist die Bildung größerer Aufgabengruppen 
nach der sachlichen Zusammengehörigkeit. Aus- 
gangspunkt könnte das in den meisten Kreisen 
verwendete Haushaltsplanmuster sein. Es sollte 
jedoch im allgemeinen nicht als unmittelbare 
Grundlage für die Organisation, sondern ledig- 
lich für die Aufgabengliederung dienen, da die 
im Haushaltsplan zum Ausdruck kommende 
Aufteilung der Aufgaben unmittelbar keine 
Grundlage für die Organisation bilden kann. 

Der Organisationsplan sollte zwei Forderun- 
gen erfüllen: Er sollte in der Reihenfolge der 
organisatorischen Haupteinheiten der Anord- 
nung im Haushaltsplan folgen und die Zahl die- 
ser Haupteinheiten so klein wie möglich halten. 

Für die zu bildenden Haupteinheiten sollten 
nach Möglichkeit einheitliche Bezeichnungen 
gewählt werden. In meinem Vorschlag für den 
Landkreis Göppingen habe ich die Bezeichnung 
„Abteilung" gewählt, habe es jedoch für not- 
wendig und zweckmäßig gehalten, die bereits 
eingebürgerte, zum Teil gesetzlich vorgeschrie- 
bene Bezeichnung „Amt" aus Gründen der Ver- 
ständlichkeit hinzuzufügen. 

Für die Untergliederung der Haupteinheiten 
sollte möglichst nicht der Begriff „Unterabtei- 
lung" angewendet werden, da dieser mit der 
Vorstellung eines bestimmten sachlichen Schwer- 
gewichts und einer Mindestgröße verbunden 
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ist, die bei einer Unterabteilung der Hauptein- ' 
beitender Kreise im allgemeinen nicht erreicht | 
wird. Die hiernach etwa zu bildenden Unterglie- ' 
derungen sollten aus wenigen tragenden Grund- 
einheiten bestehen, für die bisher in Württem- 
berg die Bezeichnung „Geschäftsteil" üblich war, 
und die etwa dem Begriff des „Referats" ent- 
sprechen. 

Es wird notwendig sein, mehr als bisher 
gewisse Leitungsfunktionen für die Leiter der 
Haupteinheiten festzulegen, wobei ihnen allge- 
mein durch entsprechende Regelung des Zeich- 
nungsrechts und der Geschäftsverteilung größere 
Entscheidungsfreiheit zugestanden werden sollte. 
Der innere Dienst sollte in der Hand des Leiters 
der Allgemeinen Abteilung (Hauptamt) zusam- 
mengefaßt werden. 

Endlich sollte angestrebt werden, ein einheit- 
liches Vorschriftenwerk zu entwickeln, wie es 
in der Staatsverwaltung und zum Teil auch bei 
den Stadtkreisen und auch größeren kreis- 
angehörigen Städten seit langem besteht. Diese 
oft auch als „Organisationsmittel" bezeichneten 
Vorschriften sind in einer Reihe von Plänen 
zusammenzufassen, von denen Organisations- 
plan, Geschäftsverteilungsplan, Geschäftsanwei- 
sung (Geschäftsordnung) und Aktenplan hervor- j 
zuheben sind. 

Weitere Vorschläge halte ich zur Zeit nicht 
für erforderlich, zumal die Arbeiten zur Ver- 
einheitlichung der Organisation von den Län- 
dern und den Landkreisverbänden bereits in 
Angriff genommen worden sind. Doch halte ich | 
es in Übereinstimmung mit den kommunalen ; 
Spitzenverbänden für wünschenswert, gesetzge- 
berische und verwaltungsmäßige Eingriffe in die 
Organisation der Landkreise nach Möglichkeit 
zu beschränken. Wo solche Eingriffe sachlich 
geboten erscheinen, sollte man in der Regel dar- 
auf verzichten, bestimmte Organisationsformen 
und organisatorische Bezeichnungen gesetzlich 
festzulegen. Das hemmt erfahrungsgemäß die 
Beweglichkeit der Verwaltung und verhindert 
eine zweckmäßige Zusammenfassung der ört- 
lich verschiedenen Aufgaben. Soweit solche Be- 
zeichnungen, z. B. in früheren sondergesetz- 
lichen Regelungen, vorgeschrieben wurden, 
sind sie zum Teil durch die Entwicklung über- 
holt, zum Teil stehen sie im Widerspruch zu 
maßgebenden Organisationsgrundsätzen. 

In meinem Gutachten habe ich mich auch mit 
der Frage der Vorschriftenreform befaßt und 
hierbei generell geprüft, ob mit den herkömm- 
lichen Mitteln des Erlasses, der Rundverfügung, 
der Richtlinie usw. die Verwaltung in ihrem 
ganzen Umfang noch befriedigend gelenkt wer- 
den kann. Es ist zu überlegen, wie weit die Art 
des Verwaltungsstils im ganzen geändert wer- 
den könnte. Ich habe folgende Vorschläge zur 
Erörterung gestellt, die zum Teil in der Praxis 
bereits erprobt sind: 

Sowohl bei den Ministerien wie bei der Mit- 
telinstanz und den sonstigen zur Herausgabe 
von Erlassen ermächtigten Behörden sollten alle 


für die nachgeordneten Dienststellen bestimmten 
Erlasse auf zeitliche Dringlichkeit, sachliche Not- 
wendigkeit, sprachliche Klarheit und Kürze 
überprüft werden. Dabei dürfte es sich bereits 
ergeben, daß in vielen Fällen die Herausgabe 
entbehrlich ist, noch gewartet oder der Text ver- 
einfacht werden kann. Auch auf Zusätze der 
weitergebenden Stellen sollte nach Möglichkeit 
verzichtet werden. 

Sofern nicht andere Referate im Einzelfall 
hierfür geeigneter erscheinen, sollten die Or- 
ganisationsreferate die Prüfung übernehmen, da 
sie am ehesten in der Lage sein müßten, die 
verwaltungsmäßigen und finanziellen Auswir- 
kungen der Erlasse auf der unteren Verwal- 
tungsstufe zu beurteilen. Der Organisations- 
referent sollte daher allgemein noch stärker 
als Gehilfe des Behördenleiters herangezogen 
werden. Das gilt neben der Prüfung der Erlaß- 
praxis auch für die immer schwieriger werdende 
„Bündelung" und Abstimmung aller fachlichen 
Maßnahmen in der Mittelstufe. 

Die für die Gesetzgebung erhobene Forde- 
rung nach größerem Spielraum für die Verwal- 
tung, die ich begrüße, sollte auch bei der Er- 
laßpraxis berücksichtigt werden. Wo Einzelrego- 
lung erforderlich' ist, sollte sie sich auf ein Min- 
destmaß beschränken, in jedem Falle aber Raum 
für die Entscheidung besonders gelagerter Fälle 
lassen. 

Da die Befehlsform des Erlasses (auch der 
Rundverfügung, der Richtlinie) vielfach zu sche- 
matischer Durchführung verleitet und den ört- 
lichen Verhältnissen nicht immer angepaßt wer- 
den kann, sollte gegebenenfalls von anderen 
Führungsmitteln stärker Gebrauch gemacht wer- 
den. Durch Dienstbesprechungen sowie durch 
den Erfahrungsaustausch der kommunalen Spit- 
zenverbände läßt sich eine einheitliche Ver- 
waltungspraxis weitgehend fördern. Auch die 
Presse, besonders die Lokal- und die Fachpresse, 
könnte zu diesem Zweck noch stärker herange- 
zogen werden. 

Die vorhandenen Vorschriften sollten über- 
prüft werden. Um die Zahl der Erlasse zu ver- 
mindern, wird es sich häufig empfehlen, sie zu 
Sammelerlassen zusammenzufassen. Die Zweifel 
an der Gültigkeit lassen sich durch Neuver- 
öffentlichungen beheben; überholte und wegge- 
fallene Vorschriften sollten bezeichnet werden. 
Dieses Verfahren ist bereits mit Erfolg in eini- 
gen Ländern in Angriff genommen worden. Auch 
die äußere Form und Bezeichnung sollte verein- 
facht und vereinheitlicht werden; hierauf hat 
u. a. die Kommunale Gemeinschaftsstelle für 
Verwaltungsvereinfachung in ihrem Gutachten 
„Sachliche Verwaltungsreform, Fürsorgeamt" 
1954 S. 10 mit Recht hingewiesen. 

Mehr als bisher sollte durch Vorträge, Kurse 
und sonstige — möglichst aber mündliche — 
Einflußnahme auf einen Wandel des Verwal- 
tungsstils hingewirkt werden. Dabei sollte vor 
allem den Beamten der Ministerien, aber auch 
den Leitern der größeren Behörden, die Be- 
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Schränkung auf eigentliche Lenkungstätigkeit auch die Erfahrungen anderer Länder und Stel- 

— unter weitgehender Einschränkung des len heranzuziehen. Die Vorschläge sind von sehr 

Schriftverkehrs — nahegebracht werden. Die verschiedenem Gewicht und Charakter. Ein Teil 

Beamten der Sonderverwaltungen und alle von ihnen betrifft die allgemeine Arbeitsord- 

Spezialkräfte sollten daran gewöhnt werden, nung der Verwaltung, d. h. grundsätzliche und 

auf allzu eingehende, alle erdenklichen Einzel- einzelne Fragen des inneren Dienstes, des all- 
fälle erfassende Anweisungen, Erlasse und der- gemeinen Geschäftsablaufs und der Organisa- 

gleichen zu verzichten. tion. Ein anderer Teil befaßt sich mit der Ratio- 

nalisierung der Fachtätigkeit, vor allem mit der 
Der Besondere Teil meines Gutachtens behan- Überprüfung des Aufgabenbestandes und der 

delt die Vereinfachung des Verwaltungsvoll- Einschränkung sowie Vereinfachung der Ver- 
zuges, d. h. Reformmöglichkeiten, die sich aus waltungstätigkeit in zahlreichen Einzelfragen, 

der Art der Aufgabenerledigung ergeben. Hier- Gleichzeitig sind die Möglichkeiten der Verla- 

bei sind von meinen Beauftragten zahlreiche gerung von Aufgaben auf andere Verwaltungs- 

Vorschläge teils selbst erarbeitet, teils aus an- stufen und der Abgabe an andere Träger außer- 

deren Untersuchungen übernommen worden, um halb der Verwaltung geprüft worden. 


Frankfurt am Main, 19. August 1958 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes 
als Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 

Dr. Hertel 
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Anlage D 


Abschrift 


Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes Frankfurt a. M., 14. Juli 1958 

Pr 3/Allg — 1330/2 a (1955) — 468/58 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 

Ich habe folgende Jahresrechnungen, die nach dem Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1955 nur meiner Prüfung 
unterliegen, geprüft (§ 89 RHO): 

Rechnungen der Bundeshauptkasse über Ausgaben bei 

Kapitel 04 01 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kapitel 04 03 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

für Förderung des Informations- 
wesens, 

Kapitel 14 01 Titel 301 — Zur Verfügung des Bundesministers 

für Verteidigung für außerordent- 
liche und unvorhergesehene Aus- 
gaben, die sich aus den Besonder- 
heiten seines Aufgabengebietes er- 
geben, 

Rechnungen der Bundeshauptkasse und der Amtskasse des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz in Köln über Ausgaben bei 

Kapitel 06 09 Titel 300 — Für Zwecke des Verfassungs- 
schutzes. 

Das zur Erledigung meiner Prüfungsmitteilungen Erforderliche 
ist veranlaßt worden. 


gez. Dr. Hertel 
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Bundesfernstraßengesetz 

vom 6. August 1953 BGBl. I S. 903 

Erste allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift für die Auf- 
tragsverwaltung für die Bun- 
desfernstraßen (1. AVVFStr.) 
in der Fassung 

vom 11. Februar 1956 BAnz. Nr. 38 

vom 23. Februar 1956 
S. 1 und Beilage 

Zweite allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift für die Auf- 
tragsverwaltung für die Bun- 
desfernstraßen (2. AVVFStr.) 

vom 11. Februar 1956 BAnz. Nr. 38 

vom 23. Februar 1956 
S. 1 und Beilage 

Bundeshaushaltsplan, 
siehe Haushaltsgesetze 

Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 
RHO, siehe Zuwendungen 

Bundesversorgungsgesetz 

Gesetz über die Versorgung 
der Opfer des Krieges 

vom 20. Dezember 1950 BGBl. S. 791 

in den Fassungen 

vom 7. August 1953 BGBl. I S. 866 

vom 6. Juni 1956 BGBl, f S. 469 

Drittes Gesetz zur Änderung 

und Ergänzung des 

vom 19. Januar 1955 

(3. Novelle) BGBl. I S. 25 

Viertes Gesetz zur Änderung 

und Ergänzung des 

vom 3. November 1955 

(4. Novelle) BGBl. I S. 703 

Fünftes Gesetz zur Änderung 

und Ergänzung des 

vom 6. Juni 1956 

(5. Novelle) BGBl. I S. 463 

Sechstes Gesetz zur Änderung 

und Ergänzung des 

vom 1. Juli 1957 

(6. Novelle) BGBl. I S. 661 

Bundes vertrieben engesetz 
in der Fassung 

vom 14. August 1957 BGBl. 1 S. 1215 

Denkschrift 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
den Bimdeshaushaltsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 
1949 und 1950 Drucksache 396 

Deutscher Bundestag 
2. V7ahlperiode 1953 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1951 Drucksache 1140 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1952 Drucksache 1892 

Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Denkschrift des Bundesrech- 
nungshofes über die Ergeb- 
nisse seiner Prüfungstätigkeit 
im Rechnungsjahr 1956 

vom 29. Juni 1956 Drucksache 2660 

Deutscher Bundestag 

2. Wahlperiode 1953 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
der Bundeshaushaitsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1954 Drucksache 84 

Deutscher Bundestag 

3. Wahlperiode 

ERP-Sondervermögen, siehe 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Fernmeldeanlagen, siehe Post- 
und Fernmeldewesen 

Gemeinsamer Markt 

Vertrag zur Gründung der 

1 Europäischen Wirtschaftsge- 

meinschaft 

I Gesetz zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung 
der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft 

vom 27. Juli 1957 BGBl, II S. 753 

! Gesundheitswesen 

i 

1 Gesetz über die Errichtung 

eines Bundesgesundheitsamtes 

vom 27. Februar 1952 BGBl. I S. 121 

I Grundgesetz für die Bundes- 
I republik Deutschland 

I vom 23. Mai 1949 BGBl. S. 1 

I Haushaltsgesetze 

i Gesetz über die Feststellung 

des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1950 

vom 29. Juli 1951 BGBl. II S. 125 

I für das Rechnungsjahr 1951 
I vom 7. Dezember 1951 BGBl. II S, 201 

I für das Rechnungsjahr 1952 
j vom 25. Juni 1952 BGBl. II S. 605 

Nachtrag dazu 

I vom 9. April 1953 BGBl. II S. 99 

für das Rechnungsjahr 1953 
i vom 24. Juli 19.53 BGBl. II S. 159 

für das Rechnungsjahr 1954 
I vom 26. Mai 1954 BGBl. 11 S. 541 

für das Rechnungsjahr 1955 

vom 12. Juli 1955 BGBl. 11 S. 714 

Nachtrag dazu 

vom 29. Februar 1956 BGBl. II S. .321 

Zweiter Nachtrag dazu 

vom 11. Mai 1956 BGBl. 11 S. 551 


147 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 554 

Dritter Nachtrag dazu 
vom 11. Mai 1956 BGBl. II S. 554 

Vierter Nachtrag dazu 

vom 24. Juli 1956 BGBl. II S. 826 

für das Rechnungsjahr 1956 
vom 24. Juli 1956 BGBl. II S. 830 

Erster Nachtrag dazu 

vom 24. Dezember 1956 BGBl. II S. 2095 

Zweiter Nachtrag dazu 

vom 24. Dezember 1956 BGBl. II S. 2098 

Dritter Nachtrag dazu 

vom 30. März 1957 BGBl. II S. 33 

Vierter Nachtrag dazu 

vom 15. April 1957 BGBl. II S. 166 

Fünfter Nachtrag dazu 
vom 11. Juni 1957 BGBl. II S. 484 

Sechster Nachtrag dazu 
vom 27. Juli 1957 BGBl. II S. 745 

für das Rechnungsjahr 1957 
vom 26. Juni 1957 BGBL II S. 509 

Nachtrag dazu 

vom 24. Juli 1958 BGBl. II S. 230 

Haushaltsgesetz 1958 

vom 24. Juli 1958 BGBl. II S. 234 

Haushaltsrecht 

Reichshaushaltsordnung 

(RHO) 

vom 31. Dezember 1922 

in der Fassung der Bekannt- 
machung 

vom 14. April 1930 RGBl. II S. 693 

nebst Änderungen 

vom 13. Dezember 1933 RGBl. II S. 1007 

vom 23. März 1934 RGBl, II S. 232 

vom 17. Juni 1936 RGBl. II S. 209 

vom 30. April 1938 RGBl. II S. 145 

vom 14. Juli 1953 BGBl. I S. 551 

vom 27. Juli 1957 BGBl. I S. 993 

Königsteiner Abkommen 

Staatsabkommen der Länder 
der Bundesrepublik Deutsch- 
land über die Finanzierung 
wissenschaftlicher Forschungs- 
einrichtungen 

vom 24. März 1949 HessGVBl. 1950 S. 179 

Kriegsfolgengesetz 

Gesetz zur allgemeinen Rege- 
lung durch den Krieg und 
den Zusammenbruch des Deut- 
schen Reiches entstandener 
Schäden (Allgemeines Kriegs- 
folgengesetz) 

vom 5. November 1957 BGBl. I S, 1747 
Kriegswaffen 

Bekanntmachung über das 
vorläufige Kriegswaffen-Ge- 
nehmigungsverfahren nach 
Artikel 26 Abs. 2 GG 
vom 28. November 1957 BAnz. Nr. 233 

vom 4. Dezember 1957 
S. 1 


Kündigungsschutzgesetz 

vom 10. August 1951 BGBL I S. 499 
Landbeschaffungsgesetz 

vom 23. Februar 1957 BGBL I S. 134 
Landwirtschaftsgesetz 

vom 5. September 1955 BGBL I S. 565 
Lastenausgleich 

Gesetz über den Lastenaus- 
gleich (LAG) 

vom 14, August 1952 BGBL I S. 446 

Viertes Gesetz zur Änderung 
des’ Lastenausgleichsgesetzes 
(4. AndG LAG) 

vom 12. Juli 1955 BGBL I S. 403 

Achtes Gesetz zur Änclerung 
des Lastenausgleichsgesetzes 
(8. AndG LAG) 

vom 26. Juli 1957 BGBL I S. 809 

Neuntes Gesetz zur Ände- 
rung des Lastenausgleidis- 
gesetzes (9. AndG LAG) 
vom 24. Juli 1958 BGBL I S. 537 

Post- und Fernmeldewesen 

Gesetz über die Verwaltung 
der Deutschen Bundespost 
(Postverwaltungsgesetz) 

— PVwG — 

vom 24. Juli 1953 BGBl. I S. 676 

Gesetz über Fernmelde- 
anlagen 

vom 15. Januar 1928 RGBL I S. 8 

T elegraphengesetz 

vom 18. Dezember 1899 RGBL S. 705 

Vollzugsordnung für den 
Telegraphendienst: 

Anlage zum Fernmelde- 
vertrag 

Atlantic City 1947 BGBl. 1952 II S. 341, 516 

Anlage zum Fernmelde- 
vertrag 

Buenos Aires 1952 BGBL 1955 II S. 9, 884 

Rechnungslegungsordnung für 
das Reich (RRO) 

vom 3. Juli 1929 Reichsministerial- 

Blatt S. 439 

Reichshaushaltsordnung (RHO), 
siehe Haushaltsrecht 

Reichskassenordnung (RKO) 
vom 6, August 1927 

in der Fassung 

vom 8. Januar 1931 Reichsministerial- 

Blatt S. 7 

Reisekostengesetz 

Gesetz über die Reisekosten- 
vergütung der Beamten 
vom 15. Dezember 1933 RGBL I S. 1067 

Ausführungsbestimmungen 
zum Reisekostengesetz 

vom 16. Dezember 1933 RBB S. 192 
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Siedlungswesen 

Gesetz zur Förderung der 
landwirtschaftlichen Siedlung 
vom 15. Mai 1953 BGBl. I S. 224 

Statistik 

Gesetz über die Statistik für 
Bundeszwecke (StatGes) 

vom 3. September 1953 BGBl. I S, 1314 

(Änderungen 

vom 27. April 1955 BGBl. I S. 189 

vom 8. August 1955 BGBl. I S. 507 

vom 15. Juli 1957 BGBl. I S. 721) 

Telegraphenwesen, siehe Post- 
und Fernmeldewesen 

Überleitungsgesetze 

Gesetze zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln 
auf den Bund 

Erstes Überleitungsgesetz in 
den Fassungen 

vom 21. August 1951 BGBl. I S. 779 

vom 4. September 1953 BGBl. I S. 1320 

vom 28. April 1955 BGBl. I S. 193 

Zweites Überleitungsgesetz 

vom 21. August 1951 BGBL I S. 774 

Umsatzsteuergesetz in der 
Fassung 

vom 1. September 1951 
(UStG 1951) BGBl. I S. 791 

Verkehrsfinanzgesetz 1955 

vom 6. April 1955 BGBL I S. 166 

Vermögen des Bundes 

Entwurf der Buchführungs- 
und Rechnungslegungsord- 
nung für das Vermögen des 
Bundes (VBRO) 

vom 16. März 1953 MinBlFin. S. 166 

Vorprüfungsordnung für die 
Bundesverwaltung (VPOB) 

vom 12. März 1953 MinBlFin. S. 114 


Wirtschaftsbestimmungen für 
die Reichsbehörden (RWB) 

vom 11. Februar 1929 Reichsministerial- 

Blatt S. 49 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika und der Bun- 
desrepublik Deutschland 

Gesetz betr. das Abkommen 
vom 15. Dezember 1949 über 

vom 31. Januar 1950 BGBl. S. 9, 79 

Gesetz über die Verwaltung 
des ERP-SondervermÖgens 

vom 31. August 1953 BGBl. I S. 1312 

Wohnungsbau 

Erstes Wohnungsbaugesetz 

vom 24. April 1950 BGBl. S. 83 

Neufassung 

vom 25. August 1953 BGBl. I S. 1047 

Wohnungsfürsorge 

Bestimmungen über die Woh- 
nungsfürsorge des Bundes für 
seine Verwaltungsangehöri- 
gen aus Mitteln des Woh- 
nungsfürsorgefonds 

vom 25. Oktober 1950 GMBl. S. 116 
(Änderung: GMBl. 1953 S. 410) 

I 

I Ziviler Bevölkerungsschutz 

Erstes Gesetz über Maßnah- 
men zum Schutze der Zivil- 
bevölkerung 

vom 9. Oktober 1957 BGBl. I S. 1696 

Zuwendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen 

Richtlinien der Bundesregie- 
rung betr und für 

den Nachweis der Verwen- 
dung der Mittel nach § 64 a 
Abs. 1 RHO 

vom 1. April 1953 MinBlFin. S. 369 
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Verzeichnis der Abkürzungen 


AB 

Ausführungsbesliminungen 

ÄndG LAG 

Gesetz zur Änderung des Lasteiiaus- 
gleichgesetzes 

1. AVVFStr 

1, Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
für die Auftragsverwaltung für die 
Bundesfernstraßen 

2. AVVFStr 

2. Allgemeine VerwalLungsvorschrift 
für die Auftragsverwaltung für die 
Bundesfernstraßen 

BBG 

Bundesbeamtengesetz 

Bemerkungen 

1949/1950 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu den BundeshaushaJtsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 1949 und 
1950, Drucksache 396 Deutscher Bun- 
destag 2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen 1951 Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1951, 
Drucksache 1140 Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen 1952 Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1952, 
Drucksache 1892 Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen 1953 Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1953 
(einschl. Vermögensrechnung), Druck- 
sache 3033 Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen 1954 Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1954 
(einschl. Vermögensrechnung), Druck- 
sache 84 Deutscher Bundestag 

3. Wahlperiode 

Bericht vom 

31. Oktober 1955 

Bericht des Bundesredinungshofes nach 
§ 107 Abs. 2 RHO über die Prüfung 
von Unternehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit vom 31. Oktober 1955, 
Drucksache 1892 Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

Bericht vom 

4. Juli 1957 

Bericht des Bundesrechnungshofes nach 
§ 107 Abs. 2 RHO über die Prüfung 
von Unternehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit vom 4. Juli 1957, 
Drucksache 84 Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 

BGBL 

Bundesgesetzblatt 

BStrVerrnG 

Gesetz über die vermögensrechtlichen 
Verhältnisse der Bundesautobahnen 
und sonstigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs vom 2. März 1951 

Bundesrichtlinien 

1 953 zu § 64 a RHO 

Richtlinien der Bundesregierung vom 
1. April 1953 betr. Zuwendungen des 
Bundes an außerhalb der Bundesver- 
waltung stehende Stellen und für den 
Nachweis der Verwendung der Mittel 
nach § 64 a Abs. 1 RHO 

BVG 

Bundesversorgungsgesetz 

BVFG 

Bundes vertriebenengesetz 

DBG 

Deutsches Beamtengesetz 


Denkschrift 1951 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1951, Drucksache 1140 Deutscher 
Bundestag 2. Wahlperiode 1953 

Denkschrift 1952 

Denkschrift des Präsidenten des Bun- 
desrechnungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1952, Drucksache 1892 Deutscher 
Bundestag 2. Wahlperiode 1953 

Denkschrift vom 
29. Juni 1956 

Denkschrift des Bundesrechnungshofes 
über die Ergebnisse seiner Prüfungs- 
tätigkeit im Rechnungsjahr 1955, 
Drucksache 2660 Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 1953 

DVO 

Durchführungsverordnung 

EFP 

European Recovery Program (Euro- 
päisches Wiederaufbauprogramm) 

ERP-SV 

ERP-Sondervermögen 

EVG 

Europäische Verteidigungsgemein- 
schaft 

EVSt 

Einfuhr- und Vorratsstelle 

FAOA 

Food Administration for Occupied 
Areas (Ernährungsverwaltung für die 
besetzten Gebiete) 

FStrG 

Bundesfernstraßengesetz 

GARIOA 

Government and Relief in Occupied 
Areas 

(Regierungszuwendungen für die 

Unterstützung der besetzten Gebiete) 

GG 

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 

GGO I 

Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesministerien — Allgemeiner 
Teil — 

G 131 

Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 GG 
fallenden Personen 

GmbH 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

GMBL 

Gemeinsames Ministerialblatt 

JEIA 

Joint Export Import Agency 

LAG 

Lastenausgleichsgesetz 

MinBlFin 

Ministerialblatt des Bundesministers 
der Finanzen 

Mio 

Mi]]ion(en) 

Mrd. 

Milliarde(n) 

PVwG 

Postverwaltungsgesetz 

RBB 

Reichshaushalts- und Besoldungsblatt 

RGBL 

Reichsgesetzblatt 

RHO 

Reichshaushaltsordnung 

RKG 

Reisekostengesetz 

RKO 

Reichskassenordnung 

RKW Berlin 

Rationalisierungskuratorium der deut- 
schen Wirtschaft e. V., Zweigstelle 
Berlin 

RRO 

Rechnungslegungsordnung für das 
Reich 
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RSW 

Ruhrschnellweg 

VBRO 

Entwurf der Buchführungs- und Rech- 
nungslegungsordnung für dcis Ver- 

RWB 

Wirtschaftsbestimmungen für die 


mögen des Bundes 


Reichsbehörden 

1 VOB 

Verdingungsordnung für Bau- 

SPG 

Gesetz zur Förderung der landwirt- 


leistungen 


schaftlichen Siedlung 

WASt 

Deutsche Dienststelle zur Benachrich- 
tigung der nächsten Angehörigen der 

TH 

Technische Hochschule 


deutschen Wehrmacht 
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